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Mega

"Megastimmung", "Megafest", "megavoll und nur gefeiert", also ein
Megatreffen und eine Supershow und durch nichts zu toppen.

Superlative am Band in einem der vielen Versuche, der kürzesten Form
Rechnung tragend, beispiellose oder unvergleichbare Ereignisse,
Erlebnisse und Eindrücke auf jene unabweisliche Art und Weise zu
schildern und welchem Publikum immer, wenn auch konsensorientiert,
aufs treffendste näherzubringen. Da gibt es sogar die "Megascheiße"
oder das "absolut versenkt" oder auch das "übel aufgestoßen" und
ähnliche nicht mehr steigerbare Attribute, einer zutreffenden
Erzählung noch die Krone einer nicht mehr tiefergreifenderen
Deutbarkeit aufs nicht vorhandene und nichtssagende Haupt
unbeschreiblicher Mühsal ihrer vergeblichen Mitteilungsanstrengung zu
setzen.

Dafür darf sich diese jüngere Praxis lautmalender Brücken und Parketts
sprachloser Zeiten in der großen Dauerübereinkunft einer
verkehrstüchtigen und angepaßten Wärmezone mit anwachsenden
Wiederholungszwängen wenigstens wohl und geborgen fühlen.

Schattenblick-Redaktion


20. April 2018
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Attac Köln - 17. April 2018

RheinEnergie spielt auf Zeit: 4. Mahnwache vor dem Kundenzentrum in
Deutz 



Am Freitag, den 20. April, findet eine Mahnwache vor dem Kundenzentrum der
RheinEnergie AG in Köln-Deutz, Deutzer Freiheit 65, von 16:00 bis 18:00 Uhr
statt.

Durch einen Ratsbeschluss vom 4. April 2017 wurde die RheinEnergie AG
verpflichtet, die Beendigung der Braunkohleverbrennung in Köln-Merkenich zu
planen.

Am 3. April 2018 veröffentlichte die RheinEnergie die erste
Sachstandmitteilung zum Braunkohleausstieg in ihrem Heizkraftwerk in Köln
Merkenich.

In dieser Mitteilung legte die RheinEnergie AG auch nach circa einem Jahr
kein Konzept zum Braunkohleausstieg vor, sondern stellte die Verbrennung
von klimaneutralen und/oder alternativen Brennstoffen als technisch nicht
durchführbar dar.

Außerdem stellte sie die unrichtige Behauptung auf, der Umstieg auf Erdgas
würde den Bau eines neuen Blocks im Heizkraftwerk Merkenich erfordern.

Schon ein vorübergehender Ersatz der Braunkohle durch Erdgas könnte bis zu
280.000t Kohlendioxid einsparen.

Ein breites Bündnis aus 17 verschiedenen Initiativen ruft zur Mahnwache auf
und fordert die zügige Umsetzung des Ratsbeschlusses vom April letzten
Jahres.

Peter Weissenfeld für attac-Köln




Weitere Informationen:

http://tschoe-rheinenergie.de/

Folgende Organisation und Gruppen unterstützen die Mahnwache:


	Attac Köln

	DIE LINKE Kreisverband Köln

	Initiative Tschö RheinEnergie

	Das Menschenrechtsprojekt im Allerweltshaus

	Pumova - Kinderarzt Christian Döring c/o Gesundheitsladen Köln

	Die Initiative Bergbaugeschädigter 50189

	Die Piraten im Kreiverband Köln

	Fraktion der LINKEN im Regionalrat Köln

	Verein Naturfreundehaus Kalk e.V.

	Naturfreund*innen der Bezirksgruppe Kalk

	Sozialistische Jugend Die Falken Kreisverband Köln

	Gewerkschafter*innen für Klimaschutz

	DFG/VK Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen, Gruppe Köln

	Dachverband Kritische Aktionäre

	Buirer für Buir

	Grüne Jugend Köln

	Naturführer Michael Zobel



 * 

Quelle:

Attac Köln - Globalisierungskritik in der Domstadt

Körnerstr. 77-79 (Allerweltshaus) - 50823 Köln-Ehrenfeld

Internet: www.attac-koeln.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. April 2018 
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AKTION/7140: Universität Leipzig lädt zum Studieninformationstag ein, 28.04.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Leipzig

Universität Leipzig lädt zum Studieninformationstag ein



Welcher Studiengang ist für mich der richtige? Wie beantrage ich BAföG
und wo kann ich während meines Studiums in Leipzig wohnen? - Diese und
viele andere Themen, die künftige Studierende interessieren, bestimmen
auch in diesem Jahr den Studieninformationstag der Universität Leipzig
am 28. April. Dazu eingeladen sind Studierende in spe, ihre Eltern und
natürlich Masterinteressenten. Von 10 bis 15 Uhr können sie sich auf
dem Campus Augustusplatz und in den Einrichtungen der Innenstadt über
das Studiengangspektrum sowie über die Modalitäten des
Hochschulzugangs informieren. Auf dem Programm stehen 75
Veranstaltungen.

In Übersichtsvorträgen erfahren die jungen Studieninteressenten
wichtige Fakten über fast alle Studiengänge, die zum Wintersemester
2018/19 an der Universität Leipzig angeboten werden. Für jegliche
Fragen stehen ihnen die Studienfachberater der Alma mater sowie die
Mitarbeiterinnen der Zentralen Studienberatung zur Verfügung. Der
Leiter des Amtes für Ausbildungsförderung erläutert in seinem Vortrag
zum BAföG die verschiedenen Möglichkeiten zur Finanzierung eines
Studiums. Die Veranstaltung findet im Hörsaal 7 in der Zeit von 11.15
bis 12 Uhr statt. Fragen zur jeweils individuellen Situation können
Eltern und Schüler nach dem Vortrag an die Mitarbeiter des Amtes für
Ausbildungsförderung im Neuen Augusteum richten.

"Sehr gute Resonanz fand in den vergangenen Jahren das
Studi-Speed-Dating. Das gibt es auch in diesem Jahr wieder. Von 10 bis
15 Uhr beantworten Studierende verschiedener Fachrichtungen im Neuen
Augusteum 'auf Augenhöhe' Fragen zum Studium und Studentenleben in
Leipzig", berichtet die Leiterin der Zentralen Studienberatung und des
Career Service der Universität Leipzig, Dr. Solvejg Rhinow. Ein
weiteres Highlight des Studieninformationstages wird mit dem
"Lehramts-Karussell" geboten.

Lehramtsstudierende verschiedener Fächer geben von 11 bis 14 Uhr im
ersten Obergeschoss des Hörsaalgebäudes Auskünfte zur Gestaltung, dem
Ablauf und den Inhalten des Studiums. Stets gut besucht und deshalb
auch wieder auf dem Programm stehen Führungen durch die Campus-Bibliothek, 
durch das digitale Sendestudio und die Redaktionsräume von
Radio mephisto 97.6, dem lokalen Radiosender der Universität Leipzig
sowie Campusführungen für alle Interessierten. Ein Mittagessen in der
Cafeteria oder "Mensa am Park" und Wohnheimbesichtigungen bieten zudem
Kostproben des Leipziger Studentenlebens.

"Aufgrund der sehr guten Nachfrage bietet Arbeiterkind.de auch in
diesem Jahr wieder einen Workshop zur Stipendienauswahl und -bewerbung
an. Dieser beginnt um 14:15 Uhr im Seminargebäude. Das Institut für
Soziologie bietet nach dem Vortrag zum Master erstmals einen Rundgang
durch seine Räume an. Treffpunkt dafür ist um 15 Uhr in der
Beethovenstraße 15, vor dem Eingang des Geisteswissenschaftlichen
Zentrums", sagt Dr. Rhinow.

In einer auf Fragen der Eltern zugeschnittenen Veranstaltung
informieren die Mitarbeiter der Zentralen Studienberatung, des
Studentensekretariats, des Studentenwerks Leipzig und sowie des Career
Service im Hörsaal 9 ab 12.30 Uhr über folgende Themen: Warum an der
Universität Leipzig studieren? Was muss ich bei der
Studienentscheidung meines Kindes beachten? Wie sieht das
Studienangebot der Uni Leipzig aus? Wie funktioniert das
Bewerbungsverfahren? Wie wohnt es sich im Studentenwohnheim? Welche
Perspektiven gibt es nach dem Studium?

Im vergangenen Jahr hatten knapp 5.000 Besucher die Angebote des
Studieninformationstages wahrgenommen.

Weitere Informationen finden Sie unter

www.zv.uni-leipzig.de/studium/angebot/studienberatung

www.uni-leipzig.de/index.php?id=181

http://www.arbeiterkind.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, Susann Huster, 17.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/4955: Bielefeld - "Italienisch für den Urlaub" vom 27.-29.4.2018


Italienisch für den Urlaub



Bielefeld (bi). Von Freitag, 27., bis Sonntag, 29. April, bietet die
Volkshochschule in Sennestadt den Kurs "Italienisch für die Reise" im
Wochenendformat an. Im Kompaktunterricht vermittelt die
muttersprachliche Dozentin Annalisa Mancini einen Einstieg in die
italienische Sprache und gibt Einblicke in die italienische Kultur und
Lebensart. Das Angebot richtet sich an Sprachinteressierte ohne oder
mit geringen Vorkenntnissen. Infos und Anmeldung zu der Veranstaltung
im Sennestadthaus, Lindemann-Platz 3, unter www.vhs-bielefeld.de oder
Telefon (0521) 51 68 11.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 18. April 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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VORTRAG/8328: Oldenburg - Brennstoffzelle - Illusion oder Wirklichkeit!, Schlaues Haus 23.04.18


Schlaues Haus Oldenburg

Vortrag - Mo., 23.04.2018, 19:30 - 21:00 Uhr

Brennstoffzelle - Illusion oder Wirklichkeit!

Prof. Dr. Mehtap Özaslan, Institut für Chemie, Universität Oldenburg



Wo bleibt die Brennstoffzelle? Warum sehen wir sie nicht auf unseren
Straßen? Viele fragen sich, ist es eine Illusion oder Wirklichkeit! In
diesem Vortrag wird aufgezeigt, dass wir gar nicht so weit von der
Wirklichkeit entfernt sind. Bald könnten Brennstoffzellen in unserem
Alltag festen Bestand haben! Wissenschaft und Industrie arbeiten eng
zusammen, um die verbleibenden technischen und gesellschaftlichen
Herausforderungen zu lösen. Die Referentin beschäftigt sich mit der
Kostenreduzierung gen zu lösen. Die Referentin beschäftigt sich mit
der Kostenreduzierung und Langlebigkeit der Elektrodenmaterialien in
einer Brennstoffzelle. Die aktuellen Fragestellungen werden
vorgestellt.

Eintritt frei

Einlass: 30 Minuten vor Veranstaltungsbeginn

Schlaues Haus Oldenburg

Schlossplatz 16, 26122 Oldenburg

Tel. 0441/ 9987 3398

E-Mail: info@schlaues-haus-ol.de

http://www.schlaues-haus-ol.de

 * 

Quelle:

Dipl.-Biol. Renate Gerdes

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Referat Forschung und Transfer

Schlaues Haus Oldenburg

D-26111 Oldenburg

Tel.: ++49 441 798-2463, Fax: ++49 441 798-2399

E-mail: renate.gerdes@uni-oldenburg.de

http://www.schlaues-haus-ol.de
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VORTRAG/8327: Essen - Politische Erzählungen und Erzählungen vom Politischen, 24.04.2018


idw - Pressemitteilung: Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI)

Vortrag: Die Geschicht' von der Moral - Politische Erzählungen und Erzählungen vom Politischen

Dienstag, 24. April 2018, 19.30 Uhr

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), Gartensaal, Goethestraße 31, 45128 Essen

REFERENT

Stefan Schweiger, Politikwissenschaftler und Erzählforscher, KWI-Fellow im Forschungsbereich "Partizipationskultur"



Erzählen ist ein kulturelles Totalphänomen. Argumentieren hingegen
muss mühsam erlernt werden. Vielleicht ist aus diesem Grunde im
politischen Diskurs in Deutschland der Begriff des Narrativs in aller
Munde: Entweder werden Narrative gefordert oder die Aussagen des
politischen Gegners als Narrativ dekonstruiert. Eine wissenschaftliche
Auseinandersetzung mit politischen Erzählungen findet jedoch kaum
statt. Im Vortrag von Stefan Schweiger (KWI) werden Methoden
präsentiert, die es ermöglichen den erzählerischen Kern von Texten
politischen Inhalts aufzuspüren. Dabei wird deutlich werden, welchen
Mehrwert die Interdisziplinarität von Erzählforschung und
Politikwissenschaft bieten kann.

VERANSTALTER

Eine Veranstaltung des Vereins zur Förderung des Kulturwissenschaftlichen Instituts Essen (KWI)

http://www.kulturwissenschaften.de - Link zur KWI-Homepage

http://www.kwi-nrw.de/home/foerderverein.html - Link zum Förderverein des KWI

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution595

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), Miriam Wienhold, 19.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8326: Saarbrücken - Ringvorlesungen der Saar-Universität in der 17. Kalenderwoche


idw - Pressemitteilung: Universität des Saarlandes

Ringvorlesungen der Saar-Universität in der 17. Kalenderwoche

Im Sommersemester bietet die Universität des Saarlandes wieder
öffentliche Vortragsreihen an. Alle Interessierten sind herzlich
eingeladen. Der Eintritt zu allen Veranstaltungen ist frei.



In der literaturwissenschaftlichen Ringvorlesung geht es montags um 19
Uhr im Filmhaus um die Protestbewegung des Jahres 1968 und ihre
Bedeutung für die Literatur. Ebenfalls montags widmet sich eine
Ringvorlesung um 16 Uhr auf dem Campus dem Thema Fußballkultur.
Dienstags um 18 Uhr werden auf dem Campus "Europäische Traumkulturen"
vorgestellt. Mittwochs tauchen die Besucher ab 18.30 Uhr im Filmhaus
tiefer in die Welt der Fantastik ein. Die ebenfalls mittwochs
stattfindende Vortragsreihe über das "Europäische Kulturerbe" pausiert
in dieser Woche. Donnerstags ab 18 Uhr erfahren die Besucher im
Saarbrücker Stadtarchiv mehr über Frankreich in der Ringvorlesung
"Macrons neues Frankreich".

 * 

1. Literaturwissenschaftliche Ringvorlesung:

Montag, 23. April, 19 Uhr: "Was die österreichischen Schriftsteller
dichteten, während die Studenten in der Bundesrepublik revoltierten"

(Professor Dr. Ralf Georg Bogner, Neuere deutsche Literaturwissenschaft)

In Österreich gibt es aufgrund völlig andersartiger gesellschaftlicher
und politischer Rahmenbedingungen keine 68er-Studentenrevolte im Sinne
der Geschehnisse in der BRD. Dennoch werden die Ereignisse beim
"großen Nachbarn" und ihre Vorbilder, zum Beispiel in der US-amerikanischen 
Hippie-Bewegung, genau verfolgt. Gerade deswegen wird
1968 in Österreich zu einem Jahr, in dem eine Reihe ästhetisch
herausragender Texte veröffentlicht wird, welche in ganz
unterschiedlicher Weise die aktuelle Situation reflektieren, eine neue
Sicht auf die Geschichte des 20. Jahrhunderts initiieren und radikale
ästhetische Positionen markieren. Exemplarisch werden im Jahr 1968
erschienene Texte u. a. von Thomas Bernhard, Peter Handke, Marlen
Haushofer und Ernst Jandl im zeitgenössischen Kontext vorgestellt.

Veranstaltungsort: Filmhaus, Mainzer Straße 8, 66111 Saarbrücken

http://literaturarchiv.uni-saarland.de/de/ringvorlesung/

 * 

2. Ringvorlesung zur Fußballkultur:

Montag, 23. April, 16 Uhr: Macht die Wissenschaft den Fußball wirklich
besser? Eine aktuelle Bestandsaufnahme"

(Prof. Dr. Tim Meyer, Sport- und Präventivmedizin, Mannschaftsarzt der
Deutschen Fußballnationalmannschaft)

Veranstaltungsort: Campus B3 1, Hörsaal III

 * 

3. Ringvorlesung über "Europäische Traumkulturen":

Dienstag, 24. April, 18 Uhr: "Narratologie. Ansätze der Analyse von
'Raum und Zeit' in Traumerzählungen (am Beispiel mittelalterlicher Texte)"

(Prof. Dr. Nine Miedema, Germanistik)


Veranstaltungsort: Campus B3 1, Hörsaal II

www.traumkulturen.de

 * 

4. Ringvorlesung über Fantastik:

Mittwoch, 25. April, 18.30 Uhr: "'One Ring to Bind Them': The Lord of the Rings, Fantasy, and Ideology" 

(Dr. Lena Steveker, Saarland University)

Veranstaltungsort: Filmhaus, Mainzer Str. 8, 66111 Saarbrücken

amerikanistik@mx.uni-saarland.de

www.amerikanistik.uni-saarland.de

 * 

5. Ringvorlesung über "Macrons neues Frankreich":

Donnerstag, 26. April, 18 Uhr: "Unternehmenskultur im Vergleich:
Interkulturelle Herausforderung und Synergien deutsch-französischer
Zusammenarbeit"

(Prof. Dr. Christoph Barmeyer, Universität Passau)

Deutsch-französische Eigenarten und Unterschiede in Arbeitsverhalten
und Unternehmensmanagement sind in den letzten Jahrzehnten in der
Praxis erfahren und in der Wissenschaft umfassend untersucht und
analysiert worden. Neben institutionellen Besonderheiten und
Unterschieden wie Rechtstraditionen, Bildungssystemen und
unterschiedlichen Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Beziehungen, werden - trotz
geographischer Nähe - immer wieder die kulturell geprägten
unterschiedlichen Denk- und Arbeitsstile von Mitarbeitern beider
Länder thematisiert, die zu Irritationen und Missverständnissen führen
können. Gleichzeitig können sich Deutsche und Franzosen durch diese
Verschiedenartigkeit besonders gut ergänzen. Durch interkulturelle
Austausch-, Lern- und Anpassungsprozesse entwickeln sich neue,
bereichernde Arbeitskulturen, die dazu beitragen, erfolgreich
zusammenzuwirken. Der Vortrag will diese deutsch-französische
Komplementarität und Synergie im deutsch-französischen Management
konzeptionell herleiten und anhand von Unternehmensfallstudien beim
europäischen Fernsehsender ARTE und beim deutsch-französischen
Hochgeschwindigkeitszugbetreiber Alleo illustrieren.

Veranstaltungsort: Stadtarchiv Saarbrücken, Deutschherrnstr. 1, 66117
Saarbrücken

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, Gerhild Sieber, 18.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/184: Verbot von türkischen Wahlkampfauftritten in Deutschland gefordert


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 20. April 2018

Verbot von türkischen Wahlkampfauftritten gefordert - Keine
türkische Kriegspropaganda in Deutschland - Kriegsverbrechen dürfen
nicht verherrlicht werden!



Göttingen, den 20. April 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) hat ein Verbot von Wahlkampfauftritten türkischer Politiker in
Deutschland gefordert, um die Spannungen zwischen Kurden und Türken
nicht weiter zu schüren. "Wir gehen davon aus, dass die türkische
Besetzung des kurdischen Afrin in Syrien eine große Rolle im
Wahlkampf des türkischen Präsidenten spielen wird. Denn Recep Tayyip
Erdogan hat die Wahlen vorzeitig ansetzen lassen, um von der
Kriegsbegeisterung vieler Landsleute zu profitieren. Deutsche
Behörden dürfen nicht dabei zusehen, wie die völkerrechtswidrige
Besetzung und Kriegsverbrechen verharmlost oder verherrlicht werden.
Da endet auch in Demokratien die Meinungsfreiheit", erklärte der
GfbV-Direktor Ulrich Delius Freitag in Göttingen.

Der Angriffskrieg der Türkei hat zu einer weiteren Destabilisierung
und massiven Zunahme von Gewalt in Syrien geführt. Mehr als 200.000
Menschen mussten vor den anrückenden Panzern und Kriegsverbrechen
fliehen. "Mit vielen Millionen Euro leistet die EU den Flüchtenden
nun humanitäre Hilfe. Es wäre absurd, die Kriegstreiber nun auch noch
mit Wahlkampfauftritten in Deutschland zu belohnen", erklärte Delius
und kritisierte: "Erdogan hat diesen Krieg auch begonnen, um sich auf
einer Woge der Begeisterung in der Türkei zum Sonnenkönig mit
unbegrenzter Machtfülle küren zu lassen."

Die türkische Armee und ihre verbündeten islamistischen Milizen haben
im Rahmen ihres Ende Januar 2018 begonnenen Angriffskrieges
völkerrechtswidrig das Krankenhaus von Afrin beschossen, aus der
Stadt fliehende Zivilisten bombardiert und wochenlang die Stadt
belagert. Mit diesen Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die
Menschlichkeit wurde das humanitäre Völkerrecht grob verletzt. "Auch
als Besatzungsmacht verletzen die Türkei und ihre verbündeten
Milizionäre grundlegende Menschenrechte der Zivilbevölkerung in Afrin
und Umgebung", berichtete Delius. "So werden Zivilisten wahllos
ausgeplündert, kurdische Denkmäler und Friedhöfe zerstört und die
kurdische Sprache aus dem öffentlichen Leben verbannt. Christen und
Yeziden fürchten um ihr Leben. Radikalislamische Milizionäre zwingen
der Zivilbevölkerung die Scharia auf und schränken gezielt
Frauenrechte ein."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. April 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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LESUNG/6043: Hamburg - Clemens von Ramin liest Thomas Mann, Museum für Kunst und Gewerbe, 26.04.2018


Erlesene Begegnungen

- Eine literarisch-musikalische Reihe im Spiegelsaal des Museums für Kunst und Gewerbe

- Der schönste Dreiklang Hamburgs aus Text, Musik und Schauplatz

Aus Thomas Mann: "Die Bekenntnisse des Hochstaplers Felix Krull"

Donnerstag, 26. April 2018, 19:30 Uhr
Museum für Kunst und Gewerbe Hamburg | Steintorplatz | 20099 Hamburg



Für mich einer der Romane der Weltliteratur! Die Musterungsszene und
die Begegnung von Felix mit Madame Houpflé sprühen nur so vor
intelligentem Humor und Sprachwitz.

Lesung: Clemens v. Ramin

Clemens von Ramin: Die Welt der Worte bliebe leer, wenn Menschen sie
nicht mit Sprache füllen würden. Die einen sprechen, andere hören zu.
Clemens von Ramin liest - mit Leidenschaft - Lyrik, Prosa, Hörbücher
und Dokumentationen. Die Menschen hören ihm gebannt zu - in Theatern,
bei Festivals oder Veranstaltungen, vor dem Bildschirm. Sein voller,
warmer Bariton bringt Texte zum Klingen und nimmt die Phantasie seiner
Zuhörer an die Hand. Mit Clemens von Ramin kann man reisen - in nahe
und ferne Länder, in die Stille oder die Heiterkeit: Der Klang seiner
Stimme führt an andere Ufer. Er genießt diese Arbeit und das Glück,
das er anderen schenken kann: "Wenn es gelingt, Menschen in den Bann
der Sprache zu ziehen, entsteht eine neue Welt. Ideen füllen sich mit
Leben, Literatur wird - und sei es auch nur für den Zauber eines
Augenblickes - Wirklichkeit." Seit vierzehn Jahren arbeitet er
unermüdlich für dieses Ziel, reist durch Deutschland, die Schweiz und
Österreich. Mit Künstlern, Musikern und Dramaturgen entwickelt er
Programme, geht in Theater, Schulen, Unternehmen, Konzertsäle - und
schlägt stets neue Kapitel auf. "Seine" Klassiker, Heine, Mann,
Fontane, Hesse u.a. -klingen nicht erhaben, sondern klar. Leichtes,
Komödiantisches liegt ihm ebenso wie Satiren oder Kurzgeschichten. Und
er kann schweigen, Pausen setzen - auch die Stille gehört in seine
Partitur. "Wer vor einem Publikum spricht, liest oder rezitiert, der
hat Verantwortung," so bekennt der siebenundvierzigjährige. "Wenn ich
Menschen mit einem Text erreichen möchte, muss ich mit ihnen fühlen.
Und ebenso verpflichtet bin ich dem Verfasser und seiner Botschaft."
Und so schlägt er die Brücke zwischen Wort und Leben - jedes Mal, wenn
Menschen seiner Stimme lauschen.

Konzertkasse Gerdes, Rothenbaumchausse 77, 20148 Hamburg

Tel.: 040 - 45 33 26 - Mail: info@konzertkasse Gerdes

Und alle bekannten Vorverkaufskassen in Hamburg und im Hamburger
Umland.

Eintritt: 24,- Euro bei freier Platzwahl. Abendkasse ebenso.

Zu einem Getränk in der Pause sind Sie herzlich eingeladen.

Unterstützt von E. Michaelis & Co., Papiergroßhandel

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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LESUNG/6042: Bamberg - Franznobel liest aus "Das Floß der Medusa", 26.04.2018


idw - Pressemitteilung: Otto-Friedrich-Universität Bamberg

Das Floß der Medusa

Österreichischer Autor Franzobel liest an der Universität Bamberg



Was passiert, wenn eine gesamte Schiffsbesatzung mit ihren Passagieren
Schiffbruch erleidet und ums nackte Überleben kämpfen muss? Welche
Grenzen darf man überschreiten, um das eigene Leben zu sichern? Dieses
dramatische Szenario schildert der österreichische Schriftsteller
Franzobel in seinem Roman "Das Floß der Medusa". Dr. Andrea Bartl,
Professorin für Neuere deutsche Literaturwissenschaft an der
Universität Bamberg, konnte den preisgekrönten Autor im Rahmen der
Reihe "Literatur in der Universität" für eine öffentliche Lesung am
Donnerstag, 26. April 2018, gewinnen.

Im Jahr 1816 trieben wegen mangelnder Rettungsboote 147 Schiffbrüchige
der französischen Fregatte "Méduse" tagelang ohne Nahrung und Wasser
auf einem Floß vor der Westafrikanischen Küste. Nur fünfzehn von ihnen
überlebten -nicht zuletzt durch Kannibalismus. Drei Jahre später
setzte Théodore Géricault der Tragödie ein malerisches Denkmal.
Franzobel hat die historisch belegte Geschichte nun literarisch
aufgearbeitet und reiht sich damit in die Tradition großer
Schiffbrucherzählungen wie Daniel Defoes "Robinson Crusoe" ein. Die
Frage, was Moral und Zivilisation beim Kampf ums schiere Überleben
noch bedeuten, durchzieht "Das Floß der Medusa" und nähert sich so dem
Kern des Menschlichen.

2017 stand der Roman des unter dem bürgerlichen Namen als Franz Stefan
Griebl bekannten Autors auf der Shortlist des Deutschen Buchpreises
und bekam den Bayerischen Buchpreis verliehen. Die Lesung beginnt um
20.15 Uhr im Hörsaal U2/00.25, An der Universität 2. Der Eintritt ist
frei.

Weitere Informationen zur Lesung und zur Veranstaltungsreihe finden Sie hier: 

https://www.uni-bamberg.de/germ-lit2/news/artikel/franzobel-liest-aus-
seinem-roman-das-floss-der-medusa/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution93

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Otto-Friedrich-Universität Bamberg, Tanja Eisenach, 18.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSICHTEN/8252: Und morgen, den 21. April 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 21.04.2018 bis zum 22.04.2018 +++






[image: Jean-Luc 8252 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Jean-Luc Wetterschüler,

der lernt heute,

Sonne, wenn auch kühler,

lockt die Leute.
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FORSCHUNG/191: Die Profis von 1848 (idw)


Otto-Friedrich-Universität Bamberg - 19.04.2018

Die Profis von 1848

Neue politikwissenschaftliche Erkenntnisse über die Frankfurter
Nationalversammlung



Die deutsche Demokratie reicht zurück bis ins Jahr 1848. Am 18. Mai tagte
in Frankfurt das erste bundesdeutsche Parlament zum ersten Mal. Lange war
es als chaotisches Professorenparlament verschrien, die von ihm
erarbeitete Verfassung trat nie in Kraft. Doch aktuelle
Forschungsergebnisse der Universität Bamberg zeigen: Die ersten
deutschlandweit gewählten Abgeordneten arbeiteten höchst professionell.

Um herauszufinden, ob die Arbeitsweise der Frankfurter Nationalversammlung
der Arbeitsweise heutiger Parlamente ähnelt, analysierten Dr. Ulrich
Sieberer, Professor für Empirische Politikwissenschaft an der Universität
Bamberg, und sein Kollege Dr. Michael Herrmann von der Universität
Konstanz die Ergebnisse aller 299 namentlichen Abstimmungen in der
Frankfurter Nationalversammlung. Ein außergewöhnliches Projekt, denn nur
selten widmen sich Politikwissenschaftler historischen Themen - und noch
seltener tun sie dies mit modernen empirischen Methoden. Die beiden fanden
heraus: Obwohl fast allen Parlamentariern, dazu zählten neben führenden
Staatsrechts-Professoren etwa auch der Sprachwissenschaftler und
Märchensammler Jacob Grimm, Erfahrungen in der politischen Praxis fehlten,
unterschied sich ihre parlamentarische Arbeit kaum von der Arbeit heutiger
Abgeordneter. "Innerhalb von sechs Wochen etablierten die Abgeordneten
schon Fraktionen", sagt Ulrich Sieberer. "Dabei gab es damals noch gar
keine politischen Parteien. Ihnen wurde einfach sehr schnell klar, dass
man sich in einem Parlament zusammenschließen muss, wenn man etwas
erreichen will."

Zudem installierten die Parlamentarier eine provisorische
Zentralregierung, die vom Vertrauen des Parlaments abhängig war. Dies
zeigte sich etwa bei der Auseinandersetzung um den Waffenstillstand von
Malmö zwischen Dänemark und den deutschen Truppen unter der Führung
Preußens. Das Parlament lehnte das Abkommen mehrheitlich ab, woraufhin das
erste Kabinett zurücktrat, das sich für den Waffenstillstand ausgesprochen
hatte. "Das Parlament setzte so faktisch eine parlamentarische
Regierungsweise durch", sagt Ulrich Sieberer. "Bis heute gehört es zum
Wesen unserer Demokratie, dass die Regierung das Vertrauen des Parlamentes
braucht."

Mithilfe der Basic Space Theorie untersuchten die Wissenschaftler zudem,
nach welchen Mustern die Abgeordneten ihre Stimme abgaben. Diese Theorie
des politischen Raumes geht davon aus, dass politische Konflikte in jeder
Gesellschaft entlang weniger Konfliktlinien ausgetragen werden. In der
Frankfurter Nationalversammlung haben Ulrich Sieberer und Michael Herrmann
mit ihren statistischen Analysen zwei Konfliktlinien gefunden: Der eine
Konflikt dreht sich um die Frage, wer künftig herrschen soll - ein Monarch
oder das Volk. Der andere entzündet sich an dem Streitpunkt, ob für die
Einigung Deutschlands die groß- oder die kleindeutsche Lösung verfolgt
werden soll, ob Österreich also künftig zu Deutschland gehören soll oder
nicht. Die beiden Politikwissenschaftler können mithilfe statistischer
Berechnungen zielsicher vorhersagen, wie ein einzelner Abgeordneter, der
beispielsweise ein Anhänger der großdeutschen Lösung ist, in einer
tagespolitischen Frage etwa zur Zollpolitik oder zum Jagdwesen abstimmen
wird. Aus den Grundkonflikten der Nationalversammlung lassen sich also so
etwas wie politische Programme ableiten. "Die Abgeordneten wussten ganz
genau, wie sich ihre Weltanschauung in konkrete Politik übersetzen lässt",
sagt Sieberer. "Diese Transferleistung ist vor allem angesichts der
fehlenden politischen Erfahrung wirklich erstaunlich."

Was 1848 geschah, wirkt also bis heute fort. So sprachen sich die
Abgeordneten am Ende für die kleindeutsche Lösung aus, schafften für den
föderalen Bundesstaat eine zweite Kammer, die unserem heutigen Bundesrat
sehr ähnlich ist, und entwickelten Grundelemente eines parlamentarischen
Regierungssystems, die bis heute Bestand haben, auch wenn sich diese
aufgrund der weiteren historischen Entwicklung des neunzehnten und frühen
zwanzigsten Jahrhunderts erst in der Bundesrepublik dauerhaft
durchsetzten.


Publikation:

Michael Herrmann und Ulrich Sieberer. 2018.

The basic space of a revolutionary parliament: Scaling the Frankfurt
Assembly of 1848/49,

Party Politics, Online First,

doi: 10.1177/1354068817749778.


Weitere Informationen unter:

http://www.uni-bamberg.de/emppol/forschung/laufende-forschungsprojekte

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution93

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Otto-Friedrich-Universität Bamberg, Tanja Eisenach, 19.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FUNDSTÄTTEN/113: Siedlung am Königsgrab von Seddin war größer als gedacht (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 19.04.2018

Siedlung am Königsgrab von Seddin war größer als gedacht

Göttinger Studierende untersuchen trotz schwieriger Witterung
bronzezeitliche Ausgrabungsstätte



(pug) Das Königsgrab von Seddin in der mecklenburgischen Prignitz wurde
im 9. Jahrhundert vor Christus errichtet und gilt als eine der größten
Grabanlagen des damaligen Europa. Es ist eingebunden in eine
Kulturlandschaft mit Gräbern und Fundstellen, deren Untersuchung schon
viele Erkenntnisse über die Bronzezeit und herausragende archäologische
Funde erbracht hat. Seit 2015 beteiligen sich Studierende der Universität
Göttingen unter der Leitung von Dr. Immo Heske vom Seminar für Ur- und
Frühgeschichte an den archäologischen Arbeiten. In ihren aktuellen
Ausgrabungen im März 2018 konnten sie aufzeigen, dass die zu dieser
bronzezeitlichen Kulturlandschaft gehörende Siedlung größer war, als
bisher vermutet.

Die Göttinger untersuchten eine Geländekante im Süden des Areals, die zu
einer feuchten Niederung führt. Sie konnten erstmals nachweisen, dass das
Plateau bis an die Geländekante und darüber hinaus genutzt wurde. Unter
anderem entdeckten sie ein Palisadengräbchen, das möglicherweise
verschiedene Hofeinheiten oder sogar eine elitäre Gehöftgruppe abgrenzte.
"In hartem Ringen mit schwierigen Witterungsbedingungen wie Minusgraden
und kaltem Nord-Ost Wind haben sich die Studierenden, darunter einige
Erstsemester, ihre ersten Grabungserfahrungen verdient", sagt Heske. "Der
Lohn sind eindeutige Hinweise auf die Nutzung des Geländes." Zukünftige
Forschungen müssen nun erhärten, dass die großflächige Siedlung schon
während der Errichtung der Grabhügel Bestand hatte.

Das Königsgrab ist ein Glücksfall für die norddeutsche Archäologie der
Bronzezeit. "Das Inventar aus dem Großgrabhügel mit der bronzenen Amphore
und bronzenen Schälchen sowie den weiteren Beigaben wie Schwert und
bronzener Phalere ist einzigartig. Es liefert entscheidende Grundlage für
Überlegungen zu den internationalen Beziehungen von hochrangigen Personen
in ihrem europäischen Kontext", erklärt Heske. Die Göttinger arbeiten eng
mit dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege dem Archäologischen
Landesmuseum zusammen und werden von der örtlichen Denkmalpflege im
Landkreis Prignitz unterstützt. Die Ausgrabung wird vom brandenburgischen
Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur gefördert.


Informationen zum Fundort sind im Internet zu finden unter:

http://www.landkreis-prignitz.de/de/zu-gast-im-landkreis/tourismus/zao/zao_inhalt.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen, Romas Bielke, 19.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/404: Gießen - "Musik+: Ende des 1. Weltkriegs - 100 Jahre danach", 26.04.-07.06.2018


idw - Pressemitteilung: Justus-Liebig-Universität Gießen

Musik+: Ende des 1. Weltkriegs - 100 Jahre danach

Auf musikalischer Spurensuche: Salon-Abende in der Aula der Justus-Liebig-Universität Gießen und Ausstellung 

- Auftakt der Reihe und Vernissage am 26. April 2018



Welche Spuren haben die Jahre 1914 bis 1918 in der Musik hinterlassen?
"Musik+: Ende des 1. Weltkriegs - 100 Jahre danach" ist eine
Veranstaltungsreihe des Präsidenten der Justus-Liebig-Universität
Gießen (JLU) in Zusammenarbeit mit Universitätsmusikdirektor Stefan
Ottersbach, die an drei Salon-Abenden musikalische Antworten auf diese
Frage gibt. Wer tiefer ins Thema einsteigen und einen Blick auf die
regionalen Auswirkungen des Ersten Weltkriegs werfen möchte, hat im
Rahmen einer Ausstellung mit dem Titel "Zwischen Kriegseuphorie und
Kriegsmüdigkeit. Der Erste Weltkrieg im Spiegel der Kommunalarchive
des Landkreises Gießen" im Rektorenzimmer der JLU dazu Gelegenheit.
Der Konzertauftakt der Reihe "Musik+" und die anschließende Vernissage
finden am 26. April 2018 ab 19.30 Uhr in der Aula bzw. im
Rektorenzimmer der JLU statt.

Die Ausstellung wurde zusammengestellt vom Kreisarchiv Gießen und den
Kommunalarchiven Buseck, Freienseen, Gießen, Grünberg, Heuchelheim,
Hungen, Langgöns, Laubach, Lich, Lollar, Pohlheim, Reiskirchen und
Staufenberg.

Sarajevo am 28. Juni 1914: Ausgelöst durch das tödliche Attentat auf
den österreichischen Thronfolger Erzherzog Franz Ferdinand und infolge
unüberwindlicher Spannungen zwischen den europäischen Großmächten
beginnt am Abend des 1. August 1914 mit der Kriegserklärung der
deutschen Reichsregierung an Russland der Erste Weltkrieg. Das
viereinhalbjährige Kriegsgeschehen wirkte sich auf alle Lebensbereiche
aus und hatte dramatische Folgen für die Zivilbevölkerung. Viele
zeitgenössische deutsche Kunstschaffende, Dichter und Denker gehörten
anfangs zur Phalanx der begeisterten Kriegsbefürwortenden. Ihre Motive
waren vielfältig: Abenteuerlust, Pflichtgefühl und Vaterlandsliebe.
Als das Deutsche Reich am 11. November 1918 kapituliert, ist die
anfängliche Begeisterung angesichts der Erfahrungen von Elend und Leid
längst verflogen. Auch in der Kunstszene sowie im gesamten Kulturleben
einschließlich des Lehr- und Studienbetriebes an Universitäten haben
die Kriegsjahre Eindruck hinterlassen.

Die Reihe "Musik+" der JLU möchte die Ausdruckskraft der Musik nutzen,
um sich dem Zeitgeist anzunähern. Auf dem Programm stehen neben Werken
von Sergej Rachmaninov, Claude Debussy und Sergej Prokofiev - in
Ergänzung dazu auch selten gespielte Kompositionen und Lieder von
Siegfried Karg-Elert, Charles Ives, George Butterworth und Irving
Berlin. Neben dem Pianisten Rafael Lipstein und dem Tenor Michael
Connaire, begleitet von Moshe Landsberg am Klavier, musizieren
Mitglieder des Universitätsorchesters.

Am 7. Juni 2018 bringt zudem Schauspieler Harald Pfeiffer
Feldpostbriefe aus den Beständen der Universitätsbibliothek Gießen zu
Gehör.

Termine

26. April 2018

Klaviermusik aus den Jahren 1914-18

Rafael Lipstein (Klavier) spielt Werke von Sergej Rachmaninov, Claude
Debussy und Sergej Prokofiev

Im Anschluss Eröffnung der Ausstellung "Zwischen Kriegseuphorie und
Kriegsmüdigkeit. Der Erste Weltkrieg im Spiegel der Kommunalarchive
des Landkreises Gießen" .

17. Mai 2018

Liederabend mit Werken aus den Jahren 1914 - 18

Michael Connaire (Tenor) und Moshe Landsberg (Klavier) musizieren
Werkevon Charles Ives, George Butterworth, Irving Berlin u.a.

7. Juni 2018

Kammermusik mit Werken von Claude Débussy, Rene Barbier und Siegfried
Karg-Elert

Lesung aus Feldpostbriefen von Soldaten

Mitwirkende: Meline Wölfel, Leonie Kampmeier, Michel Weiss, Thomas
Materna,
Tom Feldrappe (Mitglieder des Universitätsorchesters Gießen) und
HaraldPfeiffer (Rezitation)

Die Konzerte finden jeweils um 19.30 Uhr statt.

Veranstaltungsort: Aula der Justus-Liebig-Universität Gießen,
Ludwigstraße 23, 35390 Gießen

Die Ausstellung ist vom 26. April bis zum 7. Juni 2018 zu den normalen
Öffnungszeiten (ausgenommen Feiertage) im Rektorenzimmer des
Uni-Hauptgebäudes zu sehen.

Alle drei Veranstaltungen und der Besuch der Ausstellung sind
kostenfrei.

Weitere Informationen finden Sie unter
http://www.uni-giessen.de/ueber-uns/p-veranstaltungen/musikplus

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen, Lisa Dittrich, 19.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/725: Magdeburg - Reihe "Das Magdeburger Recht" beginnt am 24.4.2018


8. Vortragsreihe "Das Magdeburger Recht" 

Auftakt am 24.04. um 19.00 Uhr im Kulturhistorischen Museum



Das Zentrum für Mittelalterausstellungen und das Kulturhistorische
Museum laden gemeinsam mit der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg
zu ihrer nunmehr achten Vortragsreihe zum Magdeburger Recht ein. Unter
der Überschrift "Soziale Netzwerke und Fürsorge in der Stadt" werden
drei Vorträge angeboten. Der erste Vortrag findet am 24. April 2018 um
19.00 Uhr im Kaiser-Otto-Saal des Kulturhistorischen Museums statt.
Frau Prof. Dr. Hana Pátková (Karls-Universität Prag) wird über
böhmische Zünfte und Bruderschaften sprechen.

Derweil laufen hinter den Kulissen des Kulturhistorischen Museums die
Vorbereitungen für die nächste große Sonderausstellung auf vollen
Touren. Im September 2019 wird die Ausstellung "Faszination Stadt. Die
Urbanisierung Europas im Mittelalter und das Magdeburger Recht"
eröffnet werden. Um die Wartezeit zu verkürzen, bis die Magdeburger
"ihr" berühmtes Recht noch besser kennenlernen können, wird seit
mehreren Jahren eine Vortragsreihe angeboten. So sind alle
Interessierten auch dieses Mal herzlich zu den Vorträgen eingeladen,
die die unterschiedlichen Aspekte des Zunftwesens in der Stadt und
seiner Bedeutung vorstellen.

Die Vortragsreihe zum Magdeburger Recht umfasst insgesamt drei
Vorträge, die den Schwerpunkt auf die Zünfte legt. Am 8. Mai wird der
Kulturbeigeordnete und frühere Leiter des Kulturhistorischen Museums,
Prof. Dr. Matthias Puhle, über Bürgerkämpfe in den Städten des
Mittelalters sprechen. Am 12. Juni berichtet Dr. Marcel Korge vom
Karl-Sudhoff-Institut der Universität Leipzig von der sozialen
Fürsorge durch die vormodernen Handwerksorganisationen. Die Vorträge
beginnen jeweils um 19.00 Uhr im Kulturhistorischen Museum Magdeburg.
Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 17. April 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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HÖRFUNK/437: KiRaKa/WDR 5 - Großer Entdeckertag für Kinder, 22.4.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Großer Entdeckertag für Kinder

Am Sonntag in Lüdenscheid (22. April 2018) und live im

KinderRadioKanal und WDR 5



Hat Kunststoff ein Gedächtnis? Wie fühlt es sich im Inneren eines
Vulkans an? Und wie klingen Musikinstrumente aus Kaugummidosen,
Blumentöpfen und Toilettenpapierrollen? Antworten gibt es beim großen
KiRaKa-Entdeckertag am Sonntag in Lüdenscheid. Da gibt es aber noch
mehr zu erleben, experimentieren und erforschen - über Kometen,
Kunststoff, Knobeleien, aber auch über Steine, Summen und Musik.

Zum elften Mal gibt es den KiRaKa-Entdeckertag in der Phänomenta
Lüdenscheid. Seine Premiere hat Christoph von der Maus: Auf dem
Entdeckertag präsentiert er, wie gut er mit Ei, Knete und dem
menschlichen Gehirn experimentieren kann. Neben seinem grünen Pullover
bringt er auch Autogrammkarten mit und erzählt vom Türöffnertag der
Maus.

Wer sich für einen Workshop interessiert, sollte sich beeilen. Einige
Vormittagstermine sind schon ausgebucht. Aber auch ohne Workshop lohnt
sich ein Besuch des KiRaKa-Entdeckertags. Schließlich gibt es noch
spannende Vorlesungen und Shows. KiRaKa-"Experimentator" Joachim
Hecker präsentiert "Das Beste aus Heckers Hexenküche". Und wie eine
Live-Sendung funktioniert, können die Kinder auch entdecken. Der
KiRaKa sendet live von 14.05 bis 15.00 Uhr. Es moderiert Ralph
Erdenberger.

Die Workshops und Vorlesungen des Entdeckertages sind für Kinder ab
sieben Jahren empfohlen.

Informationen und das komplette Programm

http://www.kiraka.de/startseite/

 * 

Quelle:

Programmtip vom 19. April 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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MELDUNG/364: Abramović-Retrospektive in der Bundeskunsthalle (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 20. April 2018

Abramović-Retrospektive in der Bundeskunsthalle 

Grütters: Kunst zum Nachdenken und Mitfühlen



Zur Eröffnung der Ausstellung "The Cleaner" mit Werken der Künstlerin
Marina Abramović in der Bundeskunsthalle in Bonn erklärt
Kulturstaatsministerin Monika Grütters: "Spätestens mit dieser
Überblicksausstellung wird deutlich, warum Marina Abramović eine der
meistdiskutierten Künstlerinnen der Gegenwart ist: nicht nur die Bandbreite
der von ihr bearbeiteten Themen wie Erinnerung, Schmerz, Verlust, Ausdauer
und Vertrauen, sondern vor allem die inspirierende Art, wie sie sie in
ihren Performances bis an ihre eigenen physischen und psychischen Grenzen
umsetzt, hinterlässt beim Zuschauer intensive Eindrücke wie Faszination und
Verstörung zugleich. Mit ihrer Kunst zwingt Abramović uns zum
Nachdenken und auch zum Mitfühlen - manchmal im wahrsten Sinne des
Wortes."

Monika Grütters betonte: "Deshalb ist es eine große Ehre, dass es der
Bundeskunsthalle gelungen ist, diese herausragende Künstlerin für eine
Retrospektive über 50 Jahre künstlerischen Schaffens zu gewinnen. Genau mit
diesen Highlight-Ausstellungen zieht die Bundeskunsthalle Jahr für Jahr
tausende Besucher aus der ganzen Welt an."

Die europäische Retrospektive der als "Mutter der Performance-Kunst"
bekannten Künstlerin findet anlässlich ihres 70. Geburtstags an drei
Stationen in Europa statt. Nach Stockholm und Kopenhagen ist die
Ausstellung nun bis zum 12. August 2018 in der Bundeskunsthalle in Bonn zu
sehen.

Die Kunst- und Ausstellungshalle der Bundesrepublik Deutschland in Bonn ist
eine Einrichtung des Bundes und wird mit rund 19 Millionen Euro zu 100
Prozent aus dem Haushalt der Kulturstaatsministerin gefördert.

Weitere Informationen:

www.bundeskunsthalle.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. April 2018

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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AUSSTELLUNG/9433: Mönchengladbach - Laurie Parsons "A Body of Work" bis zum 2. September 2018


A Body of Work

Ausstellung mit Arbeiten von Laurie Parsons im Museum Abteiberg:



Vom 15. April bis 2. September ist die amerikanische Künstlerin Laurie
Parsons mit der Ausstellung "A Body of Work" zu Gast im Museum
Abteiberg. Eine Galerienausstellung, die sie 1988/89 in New York und
Köln zeigte, wird nun in einem Raum neu aufgebaut. 
Es sind insgesamt 27 gefundene Objekte von der
Straße wie unter anderem eine Sackkarre, eine verwitterte Bank, ein
Regenschirm, ein Koffer und ein Steinhaufen, über die Parsons damals
sagte, dass "ihre Präsenz so kraftvoll wie die eines Kunstwerks" sei.

Die amerikanische Künstlerin, 1959 in Mount Kisco / New York geboren,
wurde in den späten 1980er und frühen 1990er Jahren durch einige
Ausstellungen präsent und verschwand dann aus der Kunstwelt mit der
entschlossenen Geste einer Hinwendung zu einem Engagement für etwas
Anderes: sie wurde Sozialarbeiterin. Das Konvolut von Arbeiten
entstand 1987 und wurde nach der New Yorker Ausstellung 1989 in der
Kölner Galerie Rolf Ricke ausgestellt. Kürzlich wurde es
wiederentdeckt und erworben von Gaby und Wilhelm Schürmann.
Es sind Fundstücke, die zumeist aus der Umgebung von Parsons Atelier
in New Jersey stammen - aus dem Müll von Straßen, Natur- und
Industriebrachen. "A body of work" beruft sich auf Parsons'
Begrifflichkeit in einer titellosen Ausstellung, die
interessanterweise nicht das Wort Installation enthielt. Dessen
Vermeidung ist vermutlich ein Schlüssel für das Verständnis ihrer
Haltung. Gezeigt wurde der Status der Fundstücke als ebensolche. Als
Dinge von der Straße. So überlässt die Künstlerin die Objekte, deren
räumliche Anordnung sie exakt vorgab, sich selbst. "Laurie Parsons
will nicht, dass in die Dinge hineininterpretiert wird. Jedes Teil
erzählt seine eigene Geschichte und lebt von seiner von
Gebrauchsspuren geprägten Ästhetik", so Wilhelm Schürmann.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 12. April 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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GLEICHHEIT/6622: Hartz-IV - Eine Bilanz der Sanktionen gegen Arbeitslose


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Hartz-IV: Eine Bilanz der Sanktionen gegen Arbeitslose

Von Michele Hell

20. April 2018



Ein Kernstück der Hartz-Gesetze sind die berüchtigten "Sanktionen", mit
denen Langzeitarbeitslose unter Androhung von Leistungskürzungen gezwungen
werden, ihre Arbeitskraft zu Hungerlöhnen zu verkaufen. Dank dieser Politik
hat Deutschland den größten Niedriglohnsektor Europas, in dem mittlerweile
jeder vierte abhängig Beschäftigte arbeitet.

Dass die Hartz-IV-Sätze, die Arbeitslose erhalten, nicht einmal das
Existenzminimum sichern, ist von zahlreichen Arbeitslosen- und
Wohlfahrtsorganisationen kritisiert worden. Der Regelbedarf für einen
Alleinstehenden beträgt aktuell 416 Euro im Monat. Für eine sogenannte
Bedarfsgemeinschaft zahlen die Jobcenter durchschnittlich 954 Euro aus.

Derzeit gibt es offiziell rund sechs Millionen Menschen, die
Arbeitslosengeld II beziehen, das auch als Hartz IV bezeichnet wird. Viele
von ihnen arbeiten, aber ihr Einkommen reicht nicht, um den Lebensunterhalt
eigenständig zu bestreiten. Sie müssen daher aufstockende Leistungen
beziehen, um sich und ihre Familien zu ernähren.

Im Zeitraum von 2007 bis 2017 wurden über 9 Millionen Sanktionen gegen
Hartz-IV-Bezieher verhängt, wie aus dem Bericht ,,Sanktionen" der
Bundesagentur für Arbeit hervorgeht, der im Februar 2018 erschienen ist.

Bei rund 70 Prozent (6,69 Millionen) handelte es sich um sogenannte
,,kleine Sanktionen", die aufgrund angeblicher ,,Meldeversäumnisse"
erfolgten. Sie führen jeweils zu einer Kürzung von 10 Prozent des
Regelbedarfs. Die Zahl der Meldeversäumnisse muss aber mit Vorsicht
betrachtet werden. Nicht selten werden wahrgenommene Termine nicht in den
Akten dokumentiert und es kommt deshalb zu einer Sanktion.

Dieses Unrecht widerfuhr 2016 einem Hartz-IV-Betroffenen in Heilbronn. Er
klagte vor dem Sozialgericht gegen das Jobcenter und gewann, da er einen
glaubhaften Zeugen, einen befreundeten Rentner, vorweisen konnte, der in
der Lage war sich "wahrhaftig und authentisch" daran zu erinnern, dass er
den Sanktionierten ,,am fraglichen Vormittag bei dessen Vorsprache im
Jobcenter" begleitet hatte.

Das ist beileibe kein ,,Einzelfall". Deswegen raten erfahrene
Sozialrechtsanwälte den Betroffenen, zu persönlichen Vorsprachen im
Jobcenter entweder einen Zeugen mitzunehmen oder sich ihr Erscheinen
quittieren zu lassen.

Der Rest der verhängten Kürzungen im letzten Jahr, über 2,3 Millionen,
setzt sich zum überwiegenden Teil aus "großen Sanktionen" wegen sogenannten
"Pflichtverletzungen" zusammen. Hierzu zählen die "Weigerung, Aufnahme oder
Fortführung einer Arbeit, Ausbildung oder Maßnahme" (über 1,4 Millionen)
und die "Nicht-Erfüllung der Pflichten der Eingliederungsvereinbarung"
(über 1,3 Millionen).

Bei großen Sanktionen mindert sich das Arbeitslosengeld II in einer ersten
Stufe um 30 Prozent des Regelbedarfs, bei der ersten Wiederholung der
Pflichtverletzung um 60 Prozent und bei jeder weiteren Wiederholung
entfällt es vollständig. Die Kürzungen bei kleinen und großen Sanktionen
werden miteinander summiert und dauern jeweils drei Monate.

Von 2008 bis 2016 wurden zudem insgesamt 84.641 "Vollsanktionen"
ausgesprochen, bei denen den Betroffenen sowohl die Miete als auch der
Regelbedarf vollständig entzogen wird.

Unter 25-Jährige sind besonders stark betroffen. Ihnen wird der Regelbedarf
bereits nach der ersten Pflichtverletzung gänzlich gestrichen und bei der
zweiten entfallen darüber hinaus die Kosten für Unterkunft und Heizung.
Sozialverbände kritisieren seit Jahren, dass so junge Menschen regelrecht
in Armut und Obdachlosigkeit getrieben werden.

Die angeblichen ,,Pflichtverletzungen" resultieren in aller Regel aus der
Weigerung der Betroffenen, ihnen aufgedrängte Billigjobs (Ein-Euro-Jobs
etc.) anzunehmen, die zynischerweise als ,,zumutbar" gelten, und aus der
Verweigerung, bei den meist gänzlich sinnbefreiten ,,Integrationsmaßnahmen"
mitzumachen.

So werden Betroffene mit jahrelanger Berufserfahrung oftmals in Kurse
gesteckt, in denen sie völlig "neu" lernen, Bewerbungen zu schreiben.
Arbeitslose Informatiker werden zu Fortbildungsmaßnahmen verdonnert, in
denen ihnen das Einmaleins der PC-Bedienung nähergebracht wird. Der
Zynismus des bürokratischen Apparates der Jobcenter kennt keine Grenzen.

Rekordjahr bei den Sanktionen war bisher 2012, dicht gefolgt von 2013, mit
Spitzenwerten von über einer Million. Anschließend sanken die Sanktionen
auf 939.000 im Jahr 2016. Im August 2016 traten verschärfte Sanktionsregeln
[1] in Kraft, was einen Anstieg auf 956.000 im anschließenden Jahr zur
Folge hatte.

Der bürokratische Despotismus der Jobcenter hat verheerende Folgen für die
Gesundheit der Betroffenen.

So titelte der Spiegel bereits 2013 "Jeder dritte 
Hartz-IV-Empfänger ist psychisch krank". Dies ging aus einer Studie des Instituts
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) und der Universität 
Halle-Wittenberg hervor, wonach "der Anteil der Betroffenen in den vergangenen
Jahren stark gestiegen" war. Zu den psychischen Erkrankungen zählt die
Studie die "affektiven und neurotischen Störungen, Depressionen und
seelisch bedingten körperlichen Leiden".

Nach Daten der Techniker-Krankenkasse hatten im Jahre 2006 rund 21,8
Prozent, der berufstätigen Versicherten eine psychiatrische Diagnose
gestellt bekommen. Bei Hartz-IV-Betroffenen lag der Prozentsatz bei 36,7
Prozent. Ähnliche Zahlen präsentierte die AOK. Dort stieg der Anteil
versicherter Hartz-IV-Empfänger mit psychischen Problemen von 32,6 Prozent
im Jahr 2007 auf 40,2 Prozent im Jahr 2011.

Diese Zahlen sind veraltet und beschreiben das Ausmaß psychischer
Erkrankungen bei allen Hartz-IV-Empfängern. Die aktuell 1,2 Millionen
Langzeitarbeitslosen sind noch weit schwerer betroffen. Eine Studie der
Universität Leipzig ergab, dass zwei Drittel der untersuchten
Langzeitarbeitslosen mindestens eine psychische Erkrankung aufwiesen. Nur 6
Prozent von ihnen befanden sich in Behandlung.

Es ist darum nicht verwunderlich, dass die Dauer der
Langzeitarbeitslosigkeit in den vergangenen Jahren weiter gestiegen ist.
Waren im Jahr 2011 Hartz-IV-Bezieher im Schnitt 555 Tage ohne Arbeit, waren
es 2016 629 Tage.

Interessanterweise stellen die wenigsten Studien einen Zusammenhang
zwischen der Sanktionspraxis der Jobcenter und der Zunahme psychischer
Erkrankungen. Dabei liegt der Zusammenhang auf der Hand: Über den Köpfen
der Hartz-IV-Betroffenen schwebt stets das bedrohliche Damoklesschwert
einer möglichen Kürzung ihres ohnehin kümmerlichen "Existenzminimums" von
416 Euro im Monat. Das bedeutet ein Leben in Stress und dauerhafter Angst
vor willkürlicher Sanktionierung, eine enorme Dauerbelastung für Geist und
Körper.

Dagegen regt sich Widerstand. So gingen im letzten Jahr 639.000
Widersprüche gegen fehlerhafte Bescheide und ungerechtfertigte Sanktionen
beim Jobcenter ein. In mehr als einem Drittel der Fälle erhielten die
Kläger Recht oder teilweise Recht. Seit Jahren sind die Erfolgsquoten von
Klagen und Widersprüchen gegen Hartz-IV-Bescheide konstant.

Der Spiegel gab eine Meinungsumfrage zum Hartz-IV-System in Auftrag.
Sechs von zehn Befragten sprachen sich für grundsätzliche Änderungen am
bestehenden System aus.

Auch im Internet bricht sich der soziale Unmut Bahn. Kürzlich initiierte
eine Hartz-IV-Betroffene eine Petition, in der sie
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) wegen seiner verächtlichen
Äußerungen - Hartz IV bedeute keine Armut und damit hätte jeder, was er
bräuchte - auffordert, einen Monat lang von Hartz IV zu leben. Die Petition
erhielt knapp 200.000 Unterschriften!

Die Verfassungsmäßigkeit der Sanktionen wird ebenfalls seit Längerem
angezweifelt. Ralph Boes, ein bekannter Anti-Hartz-IV-Aktivist, klagte
bereits gegen die Sanktionspolitik. Vor etwa ,,drei Jahren reichte dann das
Sozialgericht in Gotha die Klage an Karlsruhe (Bundesverfassungsgericht)
weiter. Seither liegt sie dort", wie die taz berichtet.

Die politisch Verantwortlichen sind sich dieser weit verbreiteten
Opposition gegen Hartz IV und insbesondere gegen die Sanktionen bewusst.
Das ist der Grund für die Kampagne um die angebliche Ablösung von Hartz IV
durch ein solidarisches Grundeinkommen. Berlins Regierender Bürgermeister
Michael Müller (SPD) hatte vorgeschlagen, dass Langzeitarbeitslose, die zu
einer freiwilligen und unbefristeten Tätigkeit bei einer Kommune bereit
sind, dieses Grundeinkommen in Höhe von 1200 Euro erhalten.

Das alles ist ein Betrugsmanöver. Müller klagt, dass "auch 15 Jahre nach
der Agenda-Reform keine gesellschaftliche Akzeptanz für die 
Hartz-Gesetzgebung" existiert. Ralf Stegner, stellvertretender Bundesvorsitzender
der SPD, sprang ihm bei: Man bräuchte "eine Alternative zu Hartz-IV".

Müllers Vorschlag bedeutet jedoch keine Abkehr von Hartz-IV, sondern
faktisch eine Ausdehnung der verhassten Ein-Euro-Jobs, im besten Falle die
Wiederbelebung der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen der 1980er und 90er Jahre.
Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD) stellte außerdem klar, dass nicht
daran gedacht werde, Hartz IV und damit das Sanktionswesen abzuschaffen.
Gegenüber der Zeit erklärte er: "Auch Herr Müller und Herr Stegner stellen
das Prinzip des Förderns und Forderns nicht infrage."


Anmerkung:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2016/10/27/hart-o27.html
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für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Erinnerung an Ekkehart Krippendorff

geboren am 22. März 1934 in Eisenach - gestorben am 27. Februar 2018 in Berlin


50 Jahre 1968 und der "Fall Krippendorff"

von Lou Marin




Am 4. April 1968 wurde Martin Luther King, Jr., in den USA
ermordet. Mit diesem rassistischen Mord eskalierte in den USA und
vielen anderen Ländern die Revolte, an die jetzt zum 50. Mal erinnert
wird. Am Abend dieses 4. April 1968 zog in Berlin ein spontaner
Demonstrationszug von mehreren tausend Menschen zum Schöneberger
Rathaus. Die Erinnerungsrede an M.L. King hielt damals, vor 50 Jahren,
Ekkehart Krippendorff. Er sprach von dem "anderen Amerika", das
"größer und besser ist als seine Regierungen und deren Politik"
(E. Krippendorff: Lebensfäden. Zehn autobiographische Versuche, Verlag
Graswurzelrevolution 2012, S. 250; im Folgenden: LF, 250). Zu Kings
Vermächtnis meinte er später: "Uns mit diesem mutigen Visionär eines
Amerika identifizieren zu können, das die großen Ideale der eigenen
Revolution wieder ernst nimmt und zur Richtschnur ethisch begründeter
Politik macht, gab der APO Kraft und Perspektive" (ebd.). Im damaligen
Westdeutschland und in Berlin begann die StudentInnenbewegung in
Wirklichkeit schon drei Jahre früher, mit dem sogenannten "Fall
Krippendorff", der in die Geschichte der APO als zündendes Ereignis
eingegangen ist.


1965: Das "Kuby-Krippendorff"-Semester und der Beginn
direkter gewaltfreier Aktionen der StudentInnen

Krippendorff war Assistent des neu berufenen Professors Ziebura am
Otto-Suhr-Institut der Freien Universität geworden. Nebenher, das war
für ein Mitglied des Lehrkörpers ungewöhnlich, schrieb er politische
Kolumnen für die Tageszeitung Spandauer Volksblatt. Bereits 1960 war
dem linken Publizisten Erich Kuby Hausverbot erteilt worden, weil der
die Benennung "Freie Universität" als grassierenden Antikommunismus -
implizit gegen die Universitäten in der DDR gerichtet - kritisiert
hatte. Als Kuby zum 8. Mai 1965 an der Uni reden sollte, wurde dies
wiederum verboten. Daraufhin hatte der FU-Beauftragte für politische
Bildung, Kurt Sontheimer, als Redner Karl Jaspers eingeladen, der als
einer der wenigen Intellektuellen vor 1968 öffentlich von der
"moralischen Schuld" der Deutschen am Nationalsozialismus gesprochen
hatte. Uni-Rektor Lüers tadelte Sontheimer und wollte Jaspers wieder
ausladen. Krippendorff empörte sich im Spandauer Volksblatt über ein
scheinbar geplantes Redeverbot für Jaspers - für diesen Kommentar
sollte Krippendorffs Assistenzvertrag nicht verlängert und er aus der
Universität als Lehrender verbannt werden: die dritte von insgesamt
sechs Schikanen der Unileitung gegen seine Lehrtätigkeit, die
Krippendorff in seiner Autobiographie aufzählt (LF, 155ff.). Seine
StudentInnen wollten gegen den Rauswurf öffentlich vorgehen, wussten
aber nicht wie. Krippendorff tat sich mit ihnen zusammen und
berichtete von seinen Jahren 1960-63 in den USA, wo er die direkten
gewaltfreien Aktionen der Bürgerrechtsbewegung kennengelernt hatte:

"Ich berichtete von meinen Amerika-Erfahrungen der
Bürgerrechtsbewegung mit 'Sandwich-Männern', Flugblättern und mit
griffigen Parolen vor bestimmten prominenten Orten wie, in diesem Fall
etwa, dem Rektorat - und genau das hatten sie dann auch getan. (...)
Mit 10.000 solidarischen FU-Studentinnen und -Studenten hatte ich
starke Verbündete. Am Ende musste der Rektor nachgeben, indem er
versprach, für mich ein Habilitationsstipendium zu erwirken. Zwei
Jahre später, 1967, erhielt ich ohne viel Aufsehens unter einem neuen
Rektor meine Stelle wieder." (LF, 156, 158)

Der Fall wurde zum öffentlichen Skandal mit Stellungnahmen in allen
großen Tageszeitungen, erbittertem Streit auch unter Professoren und
Solidaritätsbekundungen aus Jüdischen Gemeinden. "Mit dem 'Fall
Krippendorff' von 1965 begann, historisch gesehen, in Deutschland das
Jahr 1968", schrieb er (LF, 158).

Es war die Entscheidung gegen die autoritären Universitätsleitungen
und die Ordinarienuniversität, die hier begann; der Wille zu
demokratischen Strukturen, auch innerhalb der StudentInnenschaft, die
bis dahin eine "nichtöffentliche Kabinetts- und Verhandlungspolitik"
(1) betrieben hatte.


1968: Kritik des Vietnamkriegs und der SU-Intervention in
der CSSR

Die sich wie ein Buschfeuer ausbreitende Bewegung begleitete er aktiv,
"als einer der ganz Wenigen aus dem akademischen Lehrkörper; zwar war
ich Assistent, fühlte mich aber ganz und gar als Student und den acht
bis zehn Jahre jüngeren KommilitonInnen zugehörig". (LF, 158)

1968 schloss er sein Habilitations-Manuskript "Die amerikanische
Strategie" ab und wurde als Aktivist der Außerparlamantarischen
Opposition (APO) zum profilierten Kritiker der US-Außenpolitik und des
Vietnamkriegs. Er kritisierte Kapitalismus, Imperialismus und
Ausbeutung in der "Dritten Welt" und stand dabei in der Tradition der
Kritischen Theorie, "glücklicher Weise ohne der Versuchung eines
dogmatischen Marxismus zu erliegen. Letzteres fiel insofern nicht
schwer, als wir ja den real praktizierten Marxismus gewissermaßen vor
der Haustüre hatten - ein abschreckendes Beispiel." (LF, 159)

Am 21. August 1968 nahm Krippendorff an der "spontan sich formierenden
Protest-Demonstration der Westberliner Linken gegen den Einmarsch der
Warschauer-Pakt-Staaten in die tschechoslowakische Republik teil.
(...) Von einem Teach In an der TU Berlin zog ein vieltausendköpfiger
Zug zur Tschechischen Militärmission" (LF, 162), die damals noch in
der Hand der Dubcek-AnhängerInnen war. Krippendorff war Teil einer
vierköpfigen Delegation der Demo, die eine Solidaritätsadresse "gegen
jede Form bürokratischer Herrschaft in den verschiedenen
Gesellschaftssystemen" überbrachte, unterschrieben von den Berliner
Asten, dem SDS, dem Republikanischen Club, dem SHB und den Falken.
"Keiner unserer Kalten Krieger, kein Westberliner Friedensverteidiger
hat sich so spontan und qualifiziert geäußert und seine Solidarität
mit den tschechoslowakischen DemokratInnen deutlich sichtbar gemacht
wie die universitäre Linke." (LF, 162)


Der Vorlauf der "Amerika"-Jahre 1960-1963

Die Möglichkeit, studentischen DemonstrantInnen aus dem Stand heraus
Tipps für Strategie und Taktik gewaltfreier Aktionen geben zu können,
waren Folge von Krippendorffs Aufenthalt in den USA, wo er von 1960
bis 1963 als Dr. phil. der Politikwissenschaft in Harvard, Yale und
der New Yorker Columbia-University dozierte. Er war eingereist als der
erste, der in der BRD "von Anbeginn ausschließlich Politikwissenschaft
gewissermaßen 'schmalspurig' studiert hat und dann mangels anderer
Abschlussmöglichkeiten nach acht Semestern [Studium ab 1954 in
Freiburg, dann in Tübingen, dann in West-Berlin] 1959 auch in diesem
Fach zum Dr. phil. promovierte. Deutschlands ältester Politologe."
(LF, 142)

Die Politologie, aus den USA kommend und Political Science genannt,
war jedoch zu der Zeit eine rein deskriptive Wissenschaft,
geschichtslos und ökonomisch nicht fundiert - erst viel später,
während seiner Lehrtätigkeit in Italien (1969-1978), lernte
Krippendorff die europäische Tradition der Gesellschaftskritik genauer
kennen, las Marx und Hegel und begründete seinen Ansatz der
Politikwissenschaft historisch und ökonomisch, später sogar noch
literarisch - er wurde zum Verfechter interdisziplinärer Ansätze und
auch des "Studium Generale".

Der Grund für den Aufbruch in die USA, die Krippendorff liebevoll,
wenn auch altmodisch "Amerika" nennt, in dessen Begriff für ihn immer
auch eine utopische Verheißung durchschimmerte, war zunächst ein
privater: seine Liebe zu Eve Slatner, einer 
tschechisch-englisch-US-amerikanischen Jüdin, die er 1958 in Berlin im Theater
kennengelernt hatte und die nun in New York lebte. Sie führte ihn in
ihr jüdisches Familienmilieu und die jüdischen, intellektuellen Kreise
in New York ein, die ihn trotz aller historischen Belastung sofort
annahmen, wenngleich er der erste Deutsche war, den sie kennenlernten.

Obwohl er schon in seiner Berliner Studienzeit begann,
gesellschaftskritisch zu denken, waren es doch die USA, die
Aufbruchsjahre der Kennedy-Präsidentschaft, die er miterlebte, die in
ihm seinen kritischen Geist freisetzten. Dazu gehörte auch die
tägliche Lektüre der New York Times, die mit der Berichterstattung
über Vorgänge in Lateinamerika, Afrika, Asien viel weltläufiger war
als der deutsche Provinzjournalismus der damaligen Zeit, der sich fast
nur mit Kaltem Krieg und der deutschen Teilung beschäftigte.

Diese "Amerika"-Jahre waren für Krippendorff von naiver Begeisterung
u.a. auch über die lockeren Beziehungen von StudentInnen zu
ProfessorInnen geprägt, die er von den steifen, disziplinarischen und
distanzierten deutschen Ordinarien-Universitäten so gar nicht kannte.
Wer folgende Beschreibung Krippendorffs von damals liest, möge sie mit
den Angst-Psychosen und Tendenzen in den heutigen Trump-USA
vergleichen, jemanden, der ein Privatgrundstück betritt, zunächst mit
der Waffe zu bedrohen und erst dann zu fragen, was er wolle:

"Fast niemand schloss bei Abwesenheit seine Haustür ab - der Campus
war weithin von Einfamilienhäusern umgeben - man ließ alles offen,
Diebstahl kam nicht vor; auch die Autoschlüssel ließ man gewöhnlich im
Wagen stecken." (LF, 146)

Der gerade angekommene Krippendorff hatte den Kennedy-Wahlkampf erlebt
und zunächst eine naive Hoffnung auf die Kennedy-Brüder an der Macht
projiziert - die er erst Stück für Stück und in späteren Jahren in
eine harsche Kritik der Vietnamkriegs-Ausweitung umwandelte, die
bereits Kennedy vorantrieb. Auch zur Kuba-Krise 1962 schreibt der
spätere Krippendorff, dass Kennedy "bereit gewesen war, um seines
Images und Prestiges willen den Atomkrieg auszulösen. Was uns (...)
gerettet hat, war das klügere Nachgeben der anderen Seite, Nikita
Chruschtschows." (LF, 248)

An der US-amerikanischen Bürgerrechtsbewegung ist er, anders als an
Kennedy, jedoch nie verzweifelt. Sie gehört zu seiner zweiten
euphorischen Erfahrung in den USA - und ihr blieb er treu. Er erlebte
1961 eine Rede von Malcolm X in Harvard. Am Tag seiner Rückkehr nach
Europa, dem 28. August 1963, hielt Martin Luther King seine Rede
"I have a dream". Es waren die Jahre von SNCC (Student Nonviolent
Coordinating Committee) (2), den direkten gewaltfreien Massenaktionen
in den Südstaaten, die "Freedom Rides, die Sit-Ins und Bus-Boykotte,
die verschiedenen Formen zivilen Ungehorsams, das Unterlaufen
rassistischer Gesetze":

"Da konnte ich, 1963, an die FU Berlin zurückgekehrt, meine
amerikanischen Erfahrungen mit sichtbarem Erfolg in den Lernprozess
der Außerparlamentarischen Opposition einbringen. So übersetzte ich
zum Beispiel eine kleine Schrift über Demonstrationstechniken, die in
Berlin große Verbreitung und auch rasch praktische Anwendung fand. (3)
Amerika-Erfahrung zu haben galt damals als etwas Besonderes und war es
auch, besonders für Linke." (LF, 242)

Ekkehart Krippendorff darf gerade im Jahre des 50jährigen Jubiläums
der StudentInnenbewegung als politisch-strategische Vermittlungsperson
der entwickelten gewaltfreien Aktionskultur in den USA in die
westdeutsche und westeuropäische Aktionskultur der revoltierenden
StudentInnen hinein gelten. Das ist aus meiner Sicht sein größtes
Verdienst.


Das "andere Amerika"

Im Jahre 2003, als sich Krippendorff im Rahmen der eben nicht
"deutschen", sondern einer internationalen, ja weltweiten
Friedensbewegung gegen die US-geführte Militärinvasion im Irak
aussprach und zum Sturz von Saddam Hussein gandhianische Methoden,
ausgeführt von der eigenen Bevölkerung, vorschlug, wurde er auf
übelste Weise von antideutscher Seite, von Leuten, die damals mit
US- oder Israel-Fahnen gegen die Antikriegs-Massendemos provozierten,
oder von Kriegstreibern in der "taz" (Hannes Stein) oder im "Spiegel"
(Henryk Broder) als "Anti-Amerikaner" und natürlich "Antisemit"
beschimpft. In Israel hatte Krippendorff "Refuzeniks" wie Zvi
Schuldiner und Roni Hammermann unterstützt, die sich dem Kriegsdienst
in den besetzten Gebieten verweigerten, u.a. dadurch, dass
Krippendorff Zvi Schuldiner an der FU Berlin promovieren ließ, nachdem
ihm die Hebrew University seine Promotion aus politischen Gründen
verwehrte. Er unterstützte Daniel Barenboim 1999 bei der Gründung des
"Divan-Orchesters", bestehend aus arabischen und israelischen
MusikerInnen. Für Krippendorff gab es ein "anderes Israel", so wie es
für ihn ein "anderes Amerika" gab.

Kurz vor Fertigstellung des Manuskripts für seine Autobiographie 2011
brachen in den arabischen Staaten die Aufstände gegen Diktaturen aus,
meist gewaltlos, bevor sie vielerorts in Militärputsch, Bürgerkriegen
und Militärinterventionen untergingen. Doch die Kriegstreiber von
damals wollen sich nicht mit den hunderttausendfachen Opfern der
militärischen Irak-Invasion konfrontieren, die sie 2003 propagiert
hatten , weil ja eine arabische Bevölkerung unfähig zum Sturz eines
"Wiedergänger Hitlers" sei, genau wie in den Dreißigerjahren die
deutsche.

Ebenso wenig waren sie bereit, zuzugeben, dass arabische
Bevölkerungsgruppen tatsächlich mit gandhianischen Methoden brutale
Diktaturen stürzen konnten - allein der Gedanke einer näheren, auch
historischen Untersuchung dieser Möglichkeit galt ihnen ja bereits
2003 als anti-amerikanisch und antisemitisch!

Diese Leute haben Krippendorffs Maxime nie begriffen: "Historisch ist,
was möglich war." (LF, 282)

Krippendorff hat denn auch immer wieder betont, dass sich "meine
Amerika-Kritik gegen die amtierende Regierung und deren Politik
richtete und nichts mit 'Anti-Amerikanismus' zu tun hatte". (LF, 250)

Wenn jemand von "Amerika" gelernt hatte, dann doch wohl Ekkehart
Krippendorff.

Lou Marin


Anmerkungen:

(1) Bergmann, Dutschke, Levèfre, Rabehl: Rebellion der Studenten oder
Die neue Opposition, rororo-TB, 1968, S. 18.

(2) Zur Gesamtgeschichte von SNCC vgl. Clayborne Carson: Zeiten des
Kampfes. Das Student Nonviolent Coordinating Committee (SNCC) und das
Erwachen des afro-amerikanischen Widerstands in den sechziger Jahren,
Verlag Graswurzelrevolution, Nettersheim 2004.

(3) Anleitung zum Handeln. Taktik direkter Aktionen,
Voltaire/Oberbaumpresse, Berlin 1967; übersetzt aus: Martin
Oppenheimer, George Lakey: Manual for Direct Action, Quadrangle Books,
1965.
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OSSIETZKY/998: Generationenwechsel in Kuba


Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Nr. 7 vom 7. April 2018

Generationenwechsel in Kuba

von Volker Hermsdorf



Als Termin für die Wahl eines neuen Präsidenten der Republik Kuba, der
nach fast 60 Jahren zum ersten Mal nicht den Nachnamen Castro trägt,
wurde mit Bedacht der 19. April gewählt. An einem Tag wie diesem
besiegten die Revolutionären Streitkräfte, Milizen und bewaffnete
Freiwillige unter der Führung ihres "Comandante en Jefe" Fidel Castro
im Jahr 1961 eine nur 72 Stunden zuvor in der Schweinebucht gelandete
Söldnertruppe. Die von der CIA ausgebildeten Invasoren hatten mit
Hilfe Washingtons wieder die bis zur Revolution in Kuba herrschenden
Zustände herstellen wollen, scheiterten jedoch am Widerstand und der
Einheit der kubanischen Bevölkerung. Das Fiasko der USA in der
Schweinebucht war die erste Niederlage des Imperialismus in
Lateinamerika. Der 19. April wird seitdem in Kuba gefeiert und hat
über die Grenzen des Landes hinaus eine symbolische Bedeutung.

Mit der Wahl des neuen Staatspräsidenten auf der konstituierenden
Sitzung der neu gewählten Nationalversammlung ist auch die im letzten
Herbst begonnene Wahlperiode 2017/18 beendet. Gewählt wurden dabei 605
Abgeordnete des nationalen Parlaments und insgesamt 1265 Vertreter in
den Provinzparlamenten. Landesweit hatten sich rund 18.000 Kandidaten
um Mandate beworben und in kommunalen Versammlungen ihrer jeweiligen
Wahlbezirke vorgestellt. Eine Reihe von Parlamentariern, die noch in
der Rebellenarmee unter Revolutionsführer Fidel Castro für den Sturz
des Diktators Fulgencio Batista gekämpft hatten, traten nicht mehr für
eine weitere Amtszeit an. Auch Präsident Raúl Castro hatte bereits vor
Jahren angekündigt, nach zwei Perioden nicht erneut für das Amt des
Staatschefs zu kandidieren. Er wird allerdings weiterhin den Vorsitz
der Kommunistischen Partei Kubas (Partido Comunista de Cuba, PCC)
innehaben und damit auf der politischen Bühne auch in Zukunft eine
Rolle spielen. In seinem Wahlbezirk Santiago de Cuba wurde Castro
zudem wieder als Kandidat für die Nationalversammlung aufgestellt, der
er dann als einfacher Abgeordneter angehören wird.

Der von westlichen Medien und Politikern häufig als "Scheinwahlen"
diffamierte Auswahlprozess der Volksvertreter hat mit den europäischen
oder US-amerikanischen Wahlkämpfen tatsächlich kaum etwas gemein.
Wählen dürfen in Kuba alle Bürger ab 16 Jahren. Eine Wahlpflicht
existiert jedoch nicht. Wählbar ist auf Provinzebene, wer das 16.
Lebensjahr vollendet hat. Kandidaten für das nationale Parlament
müssen mindestens 18 Jahre alt sein. Obwohl viele Bewerber der
Kommunistischen Partei Kubas angehören, ist dies keine Voraussetzung
für die Kandidatur. Laut Wahlgesetz darf sich die PCC nicht an der
Aufstellung beteiligen. Da alle Abgeordneten in einer
Persönlichkeitswahl direkt gewählt werden, spielen politische Parteien
dabei keine Rolle. Von Werbeagenturen entworfene teure Medienkampagnen
gibt es aus diesem Grund ebenfalls nicht. Anders als in westlichen
Ländern sind die Abgeordneten in Kuba ihren Wählern gegenüber
allerdings rechenschaftspflichtig und können von diesen wieder
abgewählt werden, wenn sie ihre Zusagen nicht einhalten. Auf der
untersten, der kommunalen Ebene, müssen die "Deputierten", wie die
Abgeordneten auch genannt werden, mindestens alle drei Monate auf
einer Nachbarschaftsversammlung erklären, was sie in ihrem jeweiligen
Bereich getan haben. Sind die Wähler unzufrieden, können sie ein
Amtsenthebungsverfahren einleiten. Das kommt auf den unteren Ebenen
häufiger, in den Provinzen oder dem nationalen Parlament seltener vor,
ist aber auch dort üblich.

Die diesjährigen Wahlen sorgten gleich in mehrfacher Hinsicht für
Überraschungen. Wie die Präsidentin der Nationalen Wahlkommission
(CNE) mitteilte, war die Wahlbeteiligung mit 82,9 Prozent gegenüber
dem vorangegangenen Votum im Februar 2013 weiter rückläufig [1]. 
Mit 89,7 Prozent hatten sich bereits damals etwas weniger Kubaner als fünf Jahre zuvor
an der Parlamentswahl beteiligt. Während die für kubanische
Verhältnisse niedrige Wahlbeteiligung in den internationalen Medien
ausgiebig kommentiert wurde, fanden andere Ergebnisse keine Beachtung.
So wurde kaum erwähnt, dass von den 605 Abgeordneten der
Nationalversammlung 322 weiblich sind. Bezogen auf den Frauenanteil im
Parlament steht Kuba mit 53,2 Prozent weltweit (nach Ruanda) an
zweiter Stelle. In der Schweiz liegt der weibliche Anteil bei 43,6
Prozent, und sogar skandinavische Länder bringen es nur auf 42 Prozent
(Finnland) oder 41,4 Prozent (Norwegen). Im neuen Deutschen Bundestag
sank der Anteil der weiblichen Abgeordneten sogar von zuvor 37 auf
jetzt gerade noch 31 Prozent, obwohl Frauen in der BRD-Bevölkerung mit
rund einer Million in der Überzahl sind [2]. Wie üblich hielt die westliche
Berichterstattung derartige Unterschiede nicht für erwähnenswert und
war stattdessen von einer Mischung aus Unkenntnis und Propaganda
dominiert. Auch die Süddeutsche Zeitung (SZ) verstrickte sich in
Widersprüchen. Der SZ-Autor erkannte zwar an, dass "Fidel Castro und
später sein Bruder keine dumpfen Diktatoren" waren, verbreitete über
den Wahlausgang vom 11. März dann aber die gewohnte Falschmeldung: "Es
gewann wie immer der Partido Comunista de Cuba (PCC), die
Kommunistische Partei"[3].

Mit der Parlamentswahl wurde der bereits seit einiger Zeit in Kuba
eingeleitete Generationenwechsel weiter vorangetrieben. Während das
Durchschnittsalter der Kandidaten 49 Jahre betrug, lag der Anteil der
18- bis 35-jährigen bei 13 Prozent. Auch die Spitze von Staat und
Regierung präsentiert sich künftig deutlich jünger. Als
aussichtsreichster Kandidat für die Nachfolge Raúl Castros als
Präsident gilt dessen bisheriger erster Stellvertreter und ehemaliger
Bildungsminister Miguel Diaz-Canel. Der 57-jährige Elektronikingenieur
und Oberstleutnant der Revolutionären Streitkräfte genießt in Kuba
hohes Ansehen. Kurz vor der Wahl hatte Diaz-Canel auf die "historische
Bedeutung" der Wahl und des Generationenwechsels hingewiesen, "die
inmitten einer schwierigen internationalen Lage stattfinden, die durch
die Verschärfung der Blockade gegen Kuba und die Versuche der USA
gekennzeichnet ist, die Revolution zu zerstören". Am Wahltag erklärte
er ergänzend: "Vor uns steht eine ideologische Herausforderung, eine
Herausforderung, die im Kampf gegen die Hegemonie der
pseudokulturellen Werte besteht, die man uns versucht aufzuzwingen ...
Zur ideologischen kommt die wirtschaftliche Herausforderung hinzu, die
Aktualisierung unseres Wirtschafts- und Sozialmodells weiterzuführen"[4].


Anmerkungen:

[1] www.cubadebate.cu/noticias/2018/03/12/elecciones-en-cuba-elegidos-los-605-diputados-a-la-asamblea-nacional/#.Wr-kLHSgvVXD

[2] https://www.huffingtonpost.de/2017/09/25/weniger-frauen-im-neuen-bundestag_n_18095616.html

[3] www.sueddeutsche.de/politik/kuba-parlamentswahl-leitet-das-ende-der-aera-castro-ein-1.3902155

[4] de.granma.cu/cuba/2018-03-12/diaz-canel-bermudez-votum-der-standhaftigkeit-und-des-engagements
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2245: Parlamentswahlen in Italien - Ohrfeige fürs Establishment


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 4 · April 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Parlamentswahlen in Italien

Ohrfeige fürs Establishment

von Angela Klein



Berlusconi kommt nicht wieder und Renzi hat seine Demokratische
Partei (PD) vor die Wand gefahren. Zum zweiten Mal seit Anfang der
90er Jahre sind bei den Parlamentswahlen am 4.März die Parteien, die
dem Establishment nahestehen, mit Pauken und Trompeten
untergegangen.



Kandidiert hatte ein Mitte-Rechts-Bündnis bestehend aus Berlusconis
Forza Italia (einer Nachfolgerin der alten Christdemokratie), der
halbfaschistischen Lega (die sich unter ihrem neuen Vorsitzenden
Matteo Salvini mit einigem Erfolg vom Norden auf Mittel- und
Süditalien ausbreiten konnte) und der ebenfalls rechtsextremen
Fratelli d'Italia (die aus der Alleanza Nazionale der 90er Jahre
hervorgegangen ist). Das Bündnis ging aus den Wahlen mit 37 Prozent
als stärkste Kraft hervor; innerhalb des Bündnisses hat es aber eine
Verschiebung gegeben, weg von Forza Italia, die nur noch 14 Prozent
errungen hat, hin zur Lega, die mit 17,4 Prozent nun die stärkste
Kraft im Bündnis ist.

Die Lega hatte ausnahmslos überall bedeutende Zugewinne, am stärksten
jedoch im Norden und hier besonders in den Randgebieten der
Großstädte, wo diejenigen leben, die am meisten von der Sparpolitik
getroffen wurden. Die Fünf Sterne haben ihre spektakulären Gewinne im
Süden zu verzeichnen.

Auf der Linken hatte ein Mitte-Links-Bündnis kandidiert, das es
insgesamt auf nur noch 22,8 Prozent brachte, mit der PD als der
dominierenden Kraft, die auf 18,7 Prozent eingebrochen ist. Bei den
letzten Parlamentswahlen 2013 war Renzi mit einer starken
Anti-Establishment-Rhetorik der Shooting Star gewesen und allein auf
25 Prozent gekommen, bei den Europawahlen 2014 räumte er gar 40
Prozent ab; umso tiefer jetzt der Fall.

Die PD wurde im Jahr 2007 aus den Resten der Linksdemokraten
(Nachfolgepartei der italienischen KP), der Margherita (linke
Überreste der Christdemokraten) sowie Überresten der alten
Sozialistischen Partei gegründet. Die beiden letzteren Parteien waren
in dem gigantischen Korruptionsskandal Tangentopoli, der Anfang der
90er Jahre aufflog, untergegangen; die KP hatte sich nach dem
Untergang der Sowjetunion 1991 auf ihrem Kongress in Rimini aufgelöst.
Die PD war also in gewissem Sinne die parteigewordene Große Koalition.
Ihre Hauptwählerschaft rekrutierte sich hauptsächlich aus den Reihen
der vormaligen KP. Programmatisch sah sie sich ursprünglich als
«reformistische, europafreundliche Mitte-Links-Kraft mit engen
Bindungen an die wichtigsten sozialistischen, demokratischen und
fortschrittlichen Kräfte». Das änderte sich mit der Kandidatur von
Matteo Renzi 2013 für den Parteivorsitz und das Amt des
Premierministers.

Renzi hat das Profil der Partei dramatisch nach rechts verschoben und
in seiner Amtszeit als Premierministers einen Rekord an reaktionären
Gesetzen auf dem Weg gebracht: Jobs Act, Schulreform,
Flüchtlingspolitik... Dafür hat er nun die Quittung bekommen.

Abgestraft wurden also die bisherigen Hauptkräfte des
Mitte-Rechts- bzw. Mitte-Links-Bündnisses, ein Wechsel zwischen den
beiden Lagern ist nicht mehr möglich, Forza Italia und PD kämen
zusammengenommen nur noch auf knapp 33 Prozent der Stimmen. Die
Radikalisierung hat hauptsächlich nach rechts stattgefunden, eindeutig
bei der Lega, weniger eindeutig bei den Fünf Sternen.

Die radikale Linke hat aus der Polarisierung der Stimmung kein Kapital
schlagen können, Potere al popolo hat 371921 Stimmen eingefahren, die
radikale Linke insgesamt 508015 Stimmen, deutlich weniger als 2013
(860028) und 2008 (1501510).

Die faschistische Rechte (Casa Pound und Forza Nuova) hat hingegen
zugelegt: +255729 Stimmen.


Der Aderlass auf der Linken

Der Aderlass bei der PD ist das erste herausragende Merkmal dieser
Wahl. Er ging in drei Richtungen:

- In Richtung der Nichtwähler, deren Anteil um 2,3 Prozentpunkte auf
knapp 73 Prozent zurückgegangen ist, vor allem in den sog. «roten
Regionen». Die Gründung der Wahlpartei «Frei und Gleich» (LeU) sollte
diesen Trend aufhalten, das ist jedoch nicht gelungen, die Partei ist
mit 3,4 Prozent weit unter den Erwartungen geblieben, die bei etwa 8
Prozent lagen.

- In Richtung Lega: 10 Prozent der früheren PD-Wähler haben diesmal
die Lega gewählt.

- Vor allem aber in Richtung der Fünf-Sterne-Bewegung: 15-20 Prozent
derer, die 2013 noch PD gewählt hatten, haben diesmal für die
Fünf-Sterne-Bewegung gestimmt.

Marco Valbruzzi vom Meinungsforschungsinstitut Cattaneo schrieb dazu
in der linken Tageszeitung Il Manifesto: «Die Fünf Sterne waren
glaubwürdiger mit ihrem Vorschlag für einen radikalen Wandel, einer
Abkehr von der politischen Klasse und von der Politik der vergangenen
Regierungen. Mit ihren teils sozial, teils karitativ geprägten
Vorschlägen (etwa einem bedingungslosen Grundeinkommen) konnten sie
auf der Linken die am meisten an den Rand gedrängten und ausgegrenzten
sozialen Schichten überzeugen. Und mit ihrer Kampagne gegen die
Korruption und die Kosten der Politik haben sie eine Bresche in den
Teil der Linken geschlagen, die bewegungsorientiert ist und gegenüber
dem Führungspersonal der PD immer schon kritisch war (auch gegenüber
denen, die dann LeU gegründet haben).»

Valbruzzi schließt mit der Bemerkung: «Die Fünf-Sterne-Bewegung geht
aus diesen Wahlen nicht nur gestärkt hervor, ihre wahlpolitische
Prägung rückt sie auch näher an Podemos als an die verschiedenen
souveränistisch-populistischen Strömungen auf der Rechten, die in
Europa in den letzten Jahrzehnten gewachsen sind. Diese Tatsache
könnte die Fünf Sterne früher oder später in Richtung einer Öffnung
nach links treiben.»

Valbruzzi zieht aus der Analyse der Wählerwanderungen noch einen
zweiten Schluss: «Auch unter den Mitte-Links-Wählern, vor allem den
PD-Wählern, gibt es einen Teil, der sich gegenüber Einwanderern und
Fremden im allgemeinen abschottet, oder sie gar zurückweist. Vor
einigen Jahren noch behauptete ein bekannter US-amerikanischer
Politikwissenschaftler, eines der größten Verdienste linker Parteien
sei es gewesen, die Arbeiterklasse davon zu überzeugen, dass sie
kosmopolitische Haltungen und Maßnahmen unterstützt, sowohl auf dem
Gebiet der Bürgerrechte wie der sozialen Rechte. Diese Zeit scheint
vorüber zu sein. Und nicht allein deshalb, weil es die Arbeiterklasse
als kompakten, leicht auszumachenden sozialen Block nicht mehr gibt,
sondern vor allem weil ein Teil der Arbeiter in Fragen der
persönlichen und beruflichen Sicherheit erneut Abschottungsmaßnahmen
unterstützt, die in eine stärker  Richtung gehen. Deshalb
überrascht es nicht, dass etwa 10 Prozent der früheren PD-Wähler am
4.März die Lega gewählt haben. Hier artikuliert sich ein Unbehagen
- real oder gefühlt -, mit dem die Parteien der Linken umgehen müssen,
wenn sie diesem Teil der italienischen Gesellschaft eine glaubwürdige
Wahlalternative anbieten wollen.»


Die Fünf Sterne

Das Panorama der Wahlergebnisse zeigt ein zweigeteiltes Italien: der
Norden in der Hand der Lega, der Süden (von Rom an abwärts) in der
Hand der Fünf Sterne, in der Mitte ein paar Regionen, in denen die PD
noch die stärkste Kraft ist.

Im Süden haben die Fünf Sterne Forza Italia beerbt, hier konnten sie
ihre Ergebnisse teilweise verdoppeln und kommen nahe an oder sogar
über 50 Prozent in Campanien und Sizilien, über 40 Prozent in
Sardinien, bis zu 44 Prozent in Apulien. Geholfen hat ihnen dabei die
Annäherung zwischen Renzi und Berlusconi vor der Wahl, die das
Gespenst einer Koalition der PD mit dem Cavaliere heraufbeschworen
hatte («Renzusconi»). Bemerkenswert aber auch ihr Abschneiden im
Piemont (hier wurden sie zweitstärkste Partei) und in Latium (mit über
32 Prozent stärkste Partei). In Rom hatte die Sterne-Bürgermeisterin
vor der Wahl ein Dieselverbot für das historische Zentrum der Stadt
und eine partielle Aufhebung des Jobs Act versprochen.

Ein anderer Kommentator von Il Manifesto, Piero Bevilacqua,
erklärte den «überraschenden Erdrutschsieg» der Fünf Sterne im Süden
folgendermaßen:

«Die Fünf Sterne gewinnen vor allem, weil im Süden die repräsentative
Demokratie mehr noch als anderswo zu einer leeren Hülse verkommen ist.
Das liegt nicht nur an Berlusconis Wahlrechtsreform von 2005 [die erst
2013 durch das Verfassungsgericht korrigiert wurde und dem Wähler
keine Möglichkeit mehr bot, über einzelne Personen abzustimmen, nur
über geschlossene Listen der Parteien]. Es ist auch so, dass die
soziale Lage der Bevölkerung, gleich wen sie wählt, immer schlechter
wird und die politische Klasse, auf kommunaler wie auf nationaler
Ebene, sich souverän desinteressiert zeigt, daran etwas zu ändern,
dafür aber das Leben einer Elite führt, die in Privilegien und Affären
schwimmt - wiederum völlig unabhängig von der Parteizugehörigkeit.

Außerdem ist die Wahl in vielen Gebieten des Südens nicht mehr frei.
Die anhaltende Arbeitslosigkeit hat in den letzten Jahren eine starke
und immer engere Abhängigkeit zahlreicher Bürger von den
Gefälligkeiten und dem Einfluss großer und kleiner Potentaten
geschaffen. Die Zivilgesellschaft ist stark geschwächt durch geringe
Einkommensquellen und wenig Gelegenheiten zur Erwerbsarbeit und tanzt
nach der Pfeife der Geschäftemacher, wenn nicht gar der organisierten
Kriminalität.

Wenn man genauer darüber nachdenkt, kann man den Wahlsieg der
Fünf-Sterne-Bewegung paradoxerweise auch als ein positives Signal
sehen. Er drückt dann nämlich einen Willen zur Rebellion und zur
Freiheit im Süden Italiens aus, die Weigerung, sich einer Vorstellung
von Politik zu beugen, die nicht nur keine Ideale mehr transportiert,
sondern sich völlig würdelos und amoralisch allein Clan-Logiken
beugt. Die Fünf Sterne haben keine Arbeitsplätze versprochen, haben
keine Verbindungen zu lokalen Klientelstrukturen, kämpfen seit eh und
je für ein Grundeinkommen und treten als Engel ohne Vergangenheit auf.
Das scheint ihr größter Vorzug zu sein: Angesichts der Berge
gescheiterter Experimente, wie sie die nationale Politik produziert
hat, ist die Jungfräulichkeit und Unerfahrenheit der Fünf Sterne bei
weitem der Erfahrenheit der alten Füchse vorzuziehen, die immer nur
damit beschäftigt sind, ihren kleinen Bau zu verteidigen, und nichts
ändern wollen.»
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HÖRSPIEL/1738: Deutschlandfunk - "@WONDERWORLD - The Story of Alice and Bob", 21.4.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

@WONDERWORLD - The Story of Alice and Bob

Von wittmann/zeitblom

Deutschlandfunk/SWR 2018/61'21

Hörspiel

Samstag, 21. April 2018, 20.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Fake-Tweets. Demokratie-Drift. Plastic Planet. Kapitalozän. Humanoide
als Leiharbeiter. Self Care und Terrorattacken. Künstliche Intelligenz
und Klimadesaster. Die Zukunft ist schon da. Sie ist bloß noch nicht
gleichmäßig verteilt. Auf einer Tour de Force durch WONDERWORLD, unser
Zeitalter zwischen analoger und digitaler Wirklichkeit, spannen
wittmann/zeitblom einen Bogen von den Minima Moralia zur radikal
geistesgegenwärtigen Maschinenphilosophie Martin Burckhardts, von
Marinettis Dynamismus zum Echtzeitdasein digitaler Nomaden, von
Richard Sennetts Handwerk zum Phänomen der Co-Working-Community, von
poetischer Introspektion zu Kenneth Goldsmiths Sprachmanagement im
digitalen Zeitalter, von Gemma Rays elegischem Pop Noir zum
metastatischen Wuchern elektronischer Soundblocks.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 10. April 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MUSIK/2543: Deutschlandfunk Kultur - Werke von Benjamin Britten, Franz Liszt und Thomas Adès, 22.4.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Philharmonie Berlin

Aufzeichnung vom Nachmittag

Werke von Benjamin Britten, Franz Liszt und Thomas Adès

Christianne Stotijn, Mezzosopran

Simon Keenlyside, Bariton

Kyrill Gerstein, Klavier

Rundfunk-Sinfonierochester Berlin

Leitung: Thomas Adès

Konzert

Sonntag, 22. April 2018, 20.03 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Totentänze in Musik - die Kommentare auf Krieg und Zerstörung sind.
Adès nimmt die Worte eines großen Frieses der Lübecker Marienkirche
zur Grundlage, Britten bezieht sich in seinem Requiem auf die
Zerstörungen der englischen Stadt Coventry im Zweiten Weltkrieg.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 10. April 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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TALK/1560: Deutschlandfunk - Gespräch mit der Schriftstellerin Deborah Feldman, 22.4.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Schriftstellerin Deborah Feldman im Gespräch mit Joachim
Scholl

Zwischentöne - Musik und Fragen zur Person

Sonntag, 22. April 2018, 13.30 - 15.00 Uhr, Deutschlandfunk



"Unorthodox" - so heißt ihr millionenfach verkauftes Buch, so lebt die
gebürtige Amerikanerin Deborah Feldman inzwischen in Berlin. Geboren
1986, wuchs Deborah Feldman in einem ultraorthodoxen jüdischen Umfeld
in New York auf. Mit 17 musste die Tochter eine arrangierte Ehe
schließen, bekam einen Sohn und begann heimlich zu studieren und zu
schreiben. Schließlich blieb nur die Flucht, Deborah Feldman zog nach
Berlin, der Welterfolg von "Unorthodox" verschaffte ihr die
Möglichkeit, in Unabhängigkeit zu leben. Von diesem neuen freien und
von ihrem alten bedrängten Leben wird Deborah Feldman in den
"Zwischentönen" erzählen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 10. April 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1737: Unna - "Online verkaufen wie ein Profi", 2. und 3. Mai 2018


VHS-Aktuell: Online verkaufen wie ein Profi



Kreisstadt Unna. VHS bietet am 02. und 03. Mai eine Einführung in den
Online-Handel an. Markenkleidung, Möbel oder Sammlerobjekte wie ein
Profi verkaufen. Der VHS-Workshop zeigt Interessierten das 1 x 1 des
professionellen Verkaufens im Web. Die Dozentin Frau Lauter zeigt in
der Veranstaltung, welche grundlegenden Regeln beim Verkauf über Apps
oder spezielle Verkaufsplattformen zu beachten sind. Dabei spielen
knackig formulierte Verkaufstexte ebenso eine zentrale Rolle wie auch
über Fotos gut in Szene gesetzte Verkaufsartikel. Selbstverständlich
werden auch Aspekte der Preisgestaltung thematisiert sowie Übersichten
zu verlässlichen Versanddiensten und Bezahlmöglichkeiten gegeben.

Teilnehmende dürfen gerne ein leicht zu transportierendes Objekt
mitbringen, das tatsächlich verkauft oder mit dem nur geübt werden
soll.

Das Seminar "Verkaufen wie ein Profi - Workshop" mit der Kursnummer
181-4154 findet mittwochs am 02. Mai 2018 und donnerstags am 03. Mai
2018 von 10.00 Uhr bis 14.15 Uhr im Raum 003 im zib statt. Die Gebühr
für die Veranstaltung beträgt 35 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 48 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT > Internet / Netzwerk" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre,
02303/103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -714
entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch
online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 17. April 2018

Stadt Unna, Pressestelle, Oliver Böer

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1736: Unna - "iPhone- und iPad-Basiskurs für Einsteiger", 4 Termine ab 3. Mai 2018


VHS-Aktuell: iPhone- und iPad-Basiskurs für Einsteigerinnen und
Einsteiger



Kreisstadt Unna. VHS-Basiskurs ab dem 03. Mai 2018 im zib. Unter den
Smartphones und Tablets erfreuen sich iPhone und iPad großer
Beliebtheit. Sie sind vielseitig nutzbar und vereinigen viele
Funktionen in einem Gerät wie z. B. Telefon, Terminkalender,
Musikplayer, Fotokamera, Navigationsgerät, Internetnutzung und vieles
mehr.

Das VHS Seminar "Einführung in das iPhone und iPad" führt systematisch
in den Gebrauch des eigenen iPhones bzw. iPads ein. Gemeinsam mit der
Dozentin lernen die Teilnehmenden Schritt für Schritt die
Grundfunktionen ihrer Geräte kennen. Aber auch Themen wie das
Einrichten der E-Mail-Funktion, das Austauschen von Daten, der
Verbindungsaufbau mit dem W-LAN oder die Installation und Nutzung von
Apps stehen auf dem Kursprogramm. Zudem wird Nützliches zu
Einstellungsmöglichkeiten und Wichtiges zum Thema Sicherheit
vermittelt.

Es werden keine Vorkenntnisse für die Teilnahme an dem Seminar
vorausgesetzt. Der Kurs richtet sich an Teilnehmende mit einem eigenen
iPhone bzw. iPad. Bitte Gerät und Passwörter mitbringen. Die VHS
haftet nicht für private Geräte.

Der Kurs "Einführung in das iPhone und iPad" mit der Buchungsnummer
181-4008 findet am 03. Mai, 08. Mai, 15. Mai und 17. Mai 2018 jeweils
von 08.45 Uhr bis 11.00 Uhr im Raum 1.09 im zib statt. Die Gebühr für
den Kurs beträgt 69 Euro.

Ausführliche Informationen zu der Veranstaltung sind im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 41 nachzulesen. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - iMac / iPhone / iPad" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre,
02303/103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -714
entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch
online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 17. April 2018

Stadt Unna, Pressestelle, Oliver Böer

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1735: Unna - "Einstieg in das Linux-Betriebssystem Ubuntu" am 5. und 12. Mai 2018


VHS-Aktuell: Seminar zu dem Thema "Einstieg in das

Linux-Betriebssystem Ubuntu"



Kreisstadt Unna. VHS-Kurs führt am 05. Mai und 12. Mai 2018 in das
Linux-Betriebssystem Ubuntu ein.

Ubuntu ist eine kostenfreie Alternative zum Betriebssystem Windows.
Ubuntu ist sicher und nutzerfreundlich. Die VHS Unna Fröndenberg
Holzwickede vermittelt in ihrer Veranstaltung den systematischen
Einstieg in Ubuntu, um mit dem Linux-Betriebssystem auf dem eigenen
Rechner sicher und zielgerichtet arbeiten zu können. Außerdem wird in
der Veranstaltung gezeigt, wie Windows-Programme auch unter Ubuntu
genutzt werden können.

Die Veranstaltung "Einführung in Ubuntu" mit der Kursnummer 181-4207
findet samstags am 05. Mai 2018 und 12. Mai 2018 jeweils von 12:00 bis
14:15 Uhr in Raum 003 im zib statt. Die Gebühr für die Veranstaltung
beträgt 38 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 53 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - Grundlagen / Betriebssystem" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre,
02303/103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder
-714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 17. April 2018

Stadt Unna, Pressestelle, Oliver Böer

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





GENETIK/550: Faltkunst im Zellkern (idw)


Max-Planck-Institut für molekulare Genetik - 16.04.2018

Faltkunst im Zellkern



Strukturelle Chromosomen-Mutationen können die Faltung der DNA im Zellkern
beeinflussen und zu einer Fehlregulation von Genen führen.
Wissenschaftler/innen des Max-Planck-Instituts für molekulare Genetik
(MPIMG) in Berlin haben gemeinsam mit Physiker/innen der Universität
Neapel Verfahren für Vorhersagen entwickelt, ob und wie solche
Struktur-Varianten die dreidimensionale Faltung der Chromosomen verändern. Damit
wollen die Forscher/innen herausfinden, ob bestimmte Mutationen die
Genregulation beeinflussen und so Krankheiten verursachen können.

Der Mediziner Stefan Mundlos und sein Team beschäftigen sich mit den
molekularen Ursachen angeborener Erkrankungen des Skelettsystems. Bei der
"Brachydaktylie" beispielsweise sind die Fingerknochen stark verkürzt, bei
der "Syndaktylie" die Knochen verschiedener Finger miteinander verwachsen.
"Noch vor wenigen Jahren war man der Meinung, dass solche Veränderungen
nur durch Mutationen innerhalb der Gene ausgelöst werden können. Die Gene
von vielen Betroffenen waren jedoch völlig normal. Deshalb konnten wir uns
nicht erklären, wie diese Erkrankungen überhaupt entstehen", sagt Mundlos.
"Erst jetzt begreifen wir langsam, was da passiert." Offenbar liegt dem
Leid der Betroffenen eine bisher unbekannte Art des genetischen Defekts
zugrunde, der die Forscherinnen und Forscher mit innovativen
Analyse-Methoden des Chromatins auf die Spur kamen.

Chromatin besteht aus der Erbsubstanz DNA und ihren assoziierten
Proteinen. Aneinandergereiht würden die DNA-Moleküle der Chromosomen einem
zwei Meter langen Faden entsprechen. Dieser muss sich auffalten, um in den
nur wenige tausendstel Millimeter großen Zellkern zu passen. Aufgrund
neuer Analyse-Verfahren gehen Wissenschaftler/innen davon aus, dass dieser
Prozess von einem genetischen Master-Programm gelenkt wird, das über die
exakte dreidimensionale Struktur des Chromatins bestimmt.

Die dreidimensionale Faltung der DNA dient aber nicht nur der kompakten
Verpackung, sondern beeinflusst auch direkt die Regulation der
Genaktivität. Durch die Auffaltung des linearen DNA-Fadens entstehen
räumlich voneinander getrennte Regionen, die sogenannten TADs (für engl.
topologically associated domains). Gleichzeitig kommt es zu einer engen
Nachbarschaft von genau definierten DNA-Abschnitten, die auf dem
langgestreckten DNA-Faden weit voneinander entfernt liegen. "Innerhalb
einer TAD faltet sich das Chromatin sehr stark und die enthaltenen
Elemente interagieren intensiv, während zwischen verschiedenen TADs wenig
bis keine Wechselwirkungen nachzuweisen sind", erklärt Mundlos.

Mit der aufwändigen Hi-C-Technologie hat das Team der
MPIMG-Forschungsgruppe "Entwicklung und Krankheit" gemessen, welche Bereiche der
Chromosomen durch die Faltung häufig miteinander Kontakt haben. Über diese
"Kontaktpunkte" kann die gesamte 3D-Struktur der DNA errechnet und
sichtbar gemacht werden. Die Forscher/innen gehen inzwischen davon aus,
dass die Zelle ihre DNA durch die Faltung gezielt organisiert. Denn "durch
die entstehenden Kontakte weit entfernter DNA-Bereiche werden Gene
an- oder abgeschaltet, " sagt Mundlos. Eine korrekte Faltung ist also
Voraussetzung für die gezielte Regulation der Genaktivität.

Ein Werkzeug, das für die An- oder Abschaltung von Genen erforderlich ist,
sind die so genannten Enhancer. Dies sind DNA-Bereiche, die die Aktivität
von Genen verstärken - und zwar genau dann, wenn es nötig ist. Sie sind in
großer Zahl über das Genom verteilt und können zwischen oder auch
innerhalb von Genen liegen. Bei korrekter Faltung der DNA rücken
eigentlich weit entfernte Enhancer in die unmittelbare Nähe der
Steuerregionen von Genen. Erst durch die Organisation der DNA in TADs als
Interaktionseinheiten wird also festgelegt, welcher Enhancer zu welchem
Gen gehört.

Ob große Mutationen die Konfiguration von TADs verändern und so
tatsächlich Krankheiten hervorrufen können, untersuchten die
MPIMG-Forscher/innen am Beispiel von Handfehlbildungen bei Mensch und Maus, die
durch Veränderungen im Bereich des EPHA4-Gens verursacht werden. Ergebnis:
Bei der Brachydaktylie fehlen DNA-Bereiche in der Umgebung des Gens,
während es bei der Syndaktylie zu einer Verdopplung und einer Umkehrung
von DNA-Abschnitten kommt. Das Gen selbst bleibt unverändert. Aber
interessanterweise, so Mundlos, "betreffen alle Veränderungen die Grenzen
der TAD, in der das EPHA4-Gen liegt." Die Fehlbildungen entstehen, so die
neue Erkenntnis, weil die Mutationen die orchestrierte dreidimensionale
Ordnung des Chromatins durcheinander bringen. Entsprechend ergeben sich
Nachbarschaften, die normalerweise nicht vorkommen. In der Folge können
"falsche" Enhancer-Elemente während der Embryonalentwicklung Muskel-Gene
wie PAX3 zur falschen Zeit im falschen Gewebe anschalten. Das Resultat
sind die Fehlbildungen.

Ohne die aufwändige Hi-C-Technologie ist es allerdings schwierig
vorherzusagen, ob eine Mutation erstens eine falsche Kontaktstelle
induziert, ob sich zweitens dadurch die Gen-Regulation verändert und ob
drittens infolgedessen eine Erkrankung entsteht. Genau daran sind Ärzte
wie Stefan Mundlos - er ist auch Leiter des Instituts für Medizinische
Genetik der Charité - aber interessiert. Auf der Suche nach einem
standardisierten Vorhersage-Verfahren tat sich die Berliner Gruppe mit
Mario Nicodemi von der Universität Neapel zusammen. Der Spezialist für
Theoretische Physik in der Molekularbiologie betrachtet die DNA als
Polymer, also als Molekül aus vielen aneinandergereihten Bausteinen. Die
Faltung von Polymeren erfolgt physikalisch nach ganz bestimmten
Gesetzmäßigkeiten, die sich im Computer modellieren lassen. Nicodemi
entwarf ein entsprechendes Computer-Modell für das Chromatin. In diesem
Modell kann man nach Belieben DNA-Abschnitte entfernen, verdoppeln oder
umdrehen - und verfolgen, wie sich der dreidimensionale Faltungsprozess
und die Kontaktstellen zwischen DNA-Regionen verändern und welche Effekte
daraus folgen. In Experimenten mit Zellen von Menschen und Mäusen haben
die Forscher/innen überprüft, ob Nicodemis Vorhersagen stimmen. "Und sie
sind sehr gut", resümiert Mundlos das Ergebnis der neuen Studie, die jetzt
im Fachblatt Nature Genetics erschienen ist.

Chromosomen-Mutationen werden in der genetischen Routinediagnostik häufig
gefunden. Es ist jedoch schwierig vorherzusagen, welche Veränderung
krankheitsverursachend ist und welche nicht. Wenn sich die Faltung von
Chromosomen "in silico" berechnen lässt, kann dies wertvolle Informationen
für die Interpretation dieser Veränderungen liefern und so die Diagnostik
und genetische Beratung der betroffenen Patient/innen und ihrer Familien
verbessern.


Originalpublikation:

Simona Bianco, Darío G. Lupiáñez, Andrea M. Chiariello, Carlo
Annunziatella, Katerina Kraft, Robert Schöpflin, Lars Wittler, Guillaume
Andrey, Martin Vingron, Ana Pombo, Stefan Mundlos & Mario Nicodemi
Polymer Physics Predicts the Effects of Structural Variants on Chromatin
Architecture

Nature Genetics 2018, doi: 10.1038/s41588-018-0098-8, advance online
publication 16. April 2018

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.molgen.mpg.de/Development-and-Disease Webseite der Gruppe

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution542

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für molekulare Genetik, Dr. Patricia Marquardt, 16.04.2018
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ORTHOPÄDIE/372: Neue Therapie zur Behandlung von Osteoporose (idw)


Universität Duisburg-Essen - 18.04.2018

UDE/UK: Neue Therapie zur Behandlung von Osteoporose - Molekül lässt Knochen wachsen



Häufige Frakturen, instabile und brüchige Knochen - wer Osteoporose
hat,
leidet unheilbar an Knochenschwund. Prof. Dr. Bodo Levkau und sein Team
vom Institut für Pathophysiologie in der Medizinischen Fakultät der
Universität Duisburg-Essen (UDE) haben jetzt ein Molekül entdeckt, dass
Knochen wieder wachsen lässt. Die Ergebnisse werden aktuell in der
renommierten Zeitschrift Nature Medicine vorgestellt.

Volkskrankheit Osteoporose: Rund 200 Millionen Menschen leiden weltweit
an
der Stoffwechselkrankheit der Knochen. Bei fast jeder dritten Frau und
jedem fünften Mann jenseits der 50 brechen die Knochen deshalb leichter
und schneller. "Bisher sind die Schwerpunkte der Therapien hauptsächlich
auf Medikamente beschränkt, die den weiteren Knochenabbau bremsen, aber
nicht die nachlassende Knochenbildung stimulieren", erklärt Prof. Dr.
med.
Bodo Levkau. Zwar gibt es ein zugelassenes Medikament mit ähnlichem
Behandlungsziel; es ist aber nicht für jeden Osteoporose-Patienten
geeignet und nicht risikofrei.

Auf der Suche nach einer neuen Therapiemöglichkeit, ist die Arbeitsgruppe
von Prof. Levkau im Universitätsklinikum Essen auf das körpereigene
Molekül Sphingosin-1-Phosphat (S1P) gestoßen. "Erhöht man die
S1P-Konzentration im Körper, in dem man den Abbau hemmt, vermehrt man die
Knochenmasse und steigert ihre Bruchfestigkeit", so Levkau. "Die Zellen,
die Knochensubstanz produzieren (Osteoblasten), werden angeregt, während
die knochenabbauenden Zellen (Osteoklasten), gleichzeitig gehemmt werden."
Dass die Therapie wirkt, konnten die Wissenschaftler in experimentellen
Mausmodellen nachweisen.

Hilft auch gegen Fettsucht

Zufällig entdeckten Levkau und seine Kollegen dabei auch, dass sich
mit
der Therapie auch das Fettgewebe reduzieren lässt. "Besondere Stammzellen
können entweder zu Knochen- oder Fettgewebe werden, und S1P fördert
die
Entwicklung von Knochen auf Kosten des Fettgewebes - ein willkommener
Nebeneffekt", so Levkau. "Wir konnten gemeinsam mit Wissenschaftlern
der
Universität Greifswald in der großen deutschen SHIP-Trend Studie mit
über
4000 Teilnehmenden zeigen, dass S1P als Marker für Knochenaufbau und
-gesundheit dient." Damit ist es den Wissenschaftlern gelungen, eine
Therapie für beide Volkskrankheiten, Osteoporose und Fettsucht, zu finden.
Ein Zusammenhang wird bereits seit Jahren diskutiert.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, Cathrin Becker, 18.04.2018
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RADIOLOGIE/302: Detailgetreue Bilder des Gefäßsystems von Tumoren (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 18.04.2018

Detailgetreue Bilder des Gefäßsystems von Tumoren



Eine neue Art der Auswertung von Ultraschallbildern macht es möglich, mit
herkömmlichen Geräten hochauflösende Bilder von Blutgefäßen in Tumoren zu
erzeugen. Damit lassen sich verschiedene Tumorarten besser unterscheiden,
und man kann verfolgen, wie gut eine Chemotherapie anschlägt. Die neue
Technik entwickelten die Teams von Prof. Dr. Georg Schmitz am Lehrstuhl
für Medizintechnik der Ruhr-Universität Bochum und von Prof. Dr. Fabian
Kiessling vom Institut für Experimentelle Molekulare Bildgebung der
Uniklinik RWTH Aachen. Sie berichten im Journal Nature Communications vom
18. April 2018.

Mikrobläschen durch den Körper verfolgen

Die neue Technologie namens "Motion Model Ultrasound Localization
Microscopy" basiert auf kontrastmittelverstärkten Ultraschallaufnahmen.
Dabei werden den Patienten als Kontrastmittel Mikrobläschen verabreicht:
nur etwa einen Mikrometer kleine Gasblasen, die mit dem Blutstrom durch
den Körper wandern. Im Ultraschallbild erscheinen sie als unförmige weiße
Flecken. "Wenn man aber nun von jedem dieser Flecken den Mittelpunkt
bestimmt, kann man auf den Aufenthaltsort einzelner Bläschen schließen",
erläutert Georg Schmitz.

Jedes Bläschen bekommt einen Namen

Mithilfe von Algorithmen, die aus der Radarortung stammen, ist es den
Forscherteams gelungen, die Bewegung einzelner Mikrobläschen zu verfolgen.
"Wir versuchen dabei, dem Computer beizubringen, was unsere Augen auch
können, nämlich aus einer Folge von Bildern, auf denen ein Punkt jeweils
an einem anderen Ort erscheint, seine Bewegung abzulesen", so Schmitz.
Dafür versahen die Forscher jedes einzelne Bläschen mit einer Bezeichnung.
So konnten sie ihren Weg durch das Gefäßsystem verfolgen und sie dabei
auszählen.

Auflösung weit über der des Bildes

Aus der Bewegung der Bläschen lassen sich dann feine Gefäßbahnen
rekonstruieren. Auch die Richtung und Geschwindigkeit des Blutflusses
können so erfasst werden. Die Auflösung der Bilder liegt weit über den
Grenzen der Bildauflösung. Die Experten sprechen von Superresolution.

"Wir konnten in der Veröffentlichung zeigen, dass die Zusammenschau der
morphologischen und funktionellen Parameter eine hervorragende
Unterscheidung von Tumortypen erlaubt", so Fabian Kiessling. In ihrer
Arbeit testeten sie das Verfahren in drei Modellfällen auch an Menschen
erfolgreich. In Kooperation mit Prof. Dr. Elmar Stickeler von der Klinik
für Gynäkologie und Geburtsmedizin der Uniklinik RWTH Aachen gelang es,
bei Patientinnen mit Brustkrebs die Reaktionen der Tumorgefäße auf
Chemotherapien zuverlässig zu erfassen.

Wirkung von Therapie beobachten

"Das ist auch deswegen von großer Bedeutung, weil neue Therapieverfahren
darauf zielen, das Tumorgefäßsystem gezielt zu beeinflussen, um eine
stärkere Anreicherung von Medikamenten in den Tumoren zu erreichen und
somit den Therapieeffekt zu verstärken", so Fabian Kiessling. Zu diesen
Verfahren gehört zum Beispiel die Sonoporation. Dabei werden Tumoren mit
Ultraschall behandelt, um die Gefäßwände durchlässiger für Wirkstoffe zu
machen.

"Der große Vorteil unseres Verfahrens liegt darin, dass es mit
herkömmlichen Ultraschallgeräten funktioniert, die eine niedrige
Bildwiederholrate von manchmal nur 15 Bildern pro Sekunde haben", sagt
Georg Schmitz. Die Forscherteams haben bereits ein Anschlussprojekt
beantragt, in dem sie breitere klinische Studien mit dem Verfahren
durchführen wollen.

Förderung

Die Arbeiten wurden durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft gefördert
(SCHM1171/4-1, KI1072/11-1)


Originalveröffentlichung

Tatjana Opacic, Stefanie Dencks et al: Motion model ultrasound
localization microscopy for preclinical and clinical multiparametric tumor
characterization, in: Nature Communications, 2018, 

DOI: 10.1038/s41467-018-03973-8,
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FORSCHUNG/3822: Züchtung von Knorpel aus Stammzellen (idw)


Universität Basel - 16.04.2018

Basler Forschern gelingt die Züchtung von Knorpel aus Stammzellen



Aus Stammzellen aus dem Knochenmark von Erwachsenen lassen sich stabile
Gelenkknorpel herstellen. Diese Zellen können so gesteuert werden, dass
sie molekulare Prozesse der embryonalen Entwicklung des Knorpelgewebes
durchlaufen, wie Forschende des Departements Biomedizin von Universität
und Universitätsspital Basel im Fachmagazin PNAS berichten.

Bestimmte mesenchymale Stamm-/Stromazellen aus dem Knochenmark von
Erwachsenen gelten als äusserst viel versprechend für die Regeneration von
Skelettgewebe. Diese adulten Stammzellen entwickeln sich in der Regel zu
Knorpelgewebe, später aber natürlicherweise zu Knochengewebe weiter. Auch
wenn sie zur Differenzierung zu Knorpelzellen angeregt werden, reifen sie
spontan zu einem so genannten «hypertrophen» Zustand heran, der
schliesslich zur Bildung von Knochengewebe führt; dieses ähnelt dem
vorübergehend neugebildeten Gewebe nach einer Fraktur.

Signalweg blockiert

Nun konnte die Forschungsgruppe um Prof. Dr. Ivan Martin zeigen, dass
besondere Ereignisse in der Entwicklung von Gelenkknorpeln in Richtung
stabiler Knorpelzellen von aussen programmiert werden können. Dies
gelingt, indem der Signalweg eines bestimmten Proteins (Bone Morphogenetic
Protein, BMP) gehemmt wird. Damit können sich die Zellen in Richtung
stabiler Knorpelzellen entwickeln. Seine Resultate erzielte das Basler
Team nach einer langjährigen Zusammenarbeit mit dem Novartis Institute for
Biomedical Research, das die Hemmstoffe (Inhibitoren) entwickelte und zur
Verfügung stellte.

Konkret haben die Wissenschaftler zwei hochspezifische
BMP-Rezeptor-Inhibitoren in einem Spezialgerät (mikrofluide Plattform) untersucht, das
in Kooperation mit dem Politecnico di Milano entwickelt wurde. Mit der
neuen Technologie konnten sie zeigen, dass die vorübergehende Blockade
spezifischer BMP-Rezeptoren -, wenn auch nur für eine begrenzte Zeit -,
ausreicht, um stabiles Knorpelgewebe zu erhalten; dies gilt sowohl im
Labor als auch in einem Mausmodell.

Embryo-Knorpelbildung als Vorbild

Diese Resultate eröffnen neue Perspektiven bei der Wiederherstellung von
Gelenkknorpeln und der Etablierung von auf Stammzellen basierten Modellen
in der Entwicklung, Physiologie und möglicherweise auch Pathologie des
Knorpelgewebes. «Wichtig ist, dass wir unsere Erkenntnisse durch die
Nachahmung von molekularen Prozessen während der Knorpelbildung bei
Embryos erzielt haben», sagt Ivan Martin. Dies bestätige die wichtige
Rolle des «Developmental Engineering», bei dem natürliche Prozesse
nachgeahmt werden, um die Entwicklung und Spezifikation adulter
Stammzellen und Vorläuferzellen zu kontrollieren


Originalbeitrag

Paola Occhetta, Sebastien Pigeot, Marco Rasponi, Boris Dasen, Arne
Mehrkens, Thomas Ullrich, Ina Kramer, Sabine Guth-Gundeld Andrea Barbero,
and Ivan Martin

Developmentally inspired programming of adult human mesenchymal stromal
cells towards stable chondrogenesis

PNAS (2018), doi: 10.1073/pnas.1720658115
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MELDUNG/896: Wissenschaftler warnen - Weit verbreiteter Jodmangel mindert die Intelligenz bei Kindern (idw)


Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald - 18.04.2018

Wissenschaftler warnen: Weit verbreiteter Jodmangel mindert die Intelligenz bei Kindern

Wissenschaftler befürchten, dass bis zu 50 Prozent aller Neugeborenen in
Europa aufgrund von Jodmangel in der Gehirnentwicklung beeinträchtigt
sind.



Der Mikronährstoff Jod ist essentiell für die Entwicklung von Intelligenz
bei Kindern und Jugendlichen. Mit der heutigen Krakauer Erklärung zu Jod
(Kraków Declaration on Iodine) fordern Wissenschaftler des EU-geförderten
Projektes EUthyroid und mehrere Interessengruppen Entscheidungsträger in
Europa auf, jetzt politische Maßnahmen zu setzen, die dem weitverbreiteten
Jodmangel entgegenwirken. Gestern präsentierten europäische
Wissenschaftler aus 27 Ländern in Krakau (Polen) ihre Ergebnisse zu dem
derzeitigen Stand von Jodmangelerkrankungen, die innerhalb des Projekts
EUthyroid (Projektnummer: 634453) entstanden sind, das vom Horizon2020
Forschungs- und Innovationsprogramm gefördert wurde.

Unser Trinkwasser und unsere Nahrung liefern den wichtigen Mikronährstoff
Jod, der für die Produktion von Schilddrüsenhormonen benötigt wird. Diese
Botenstoffe regeln den Stoffwechsel im menschlichen Körper, fördern das
körperliche Wachstum und die geistige Entwicklung von Kindern und
Jugendlichen. Während der Schwangerschaft haben Frauen einen erhöhten
Jodbedarf, der häufig über ihre normale Ernährung nicht abgedeckt wird.
Wissenschaftler sind besorgt, weil selbst ein leichter Jodmangel der
Mutter zu einer Beeinträchtigung des Intelligenzquotienten (IQ) beim Kind
führen kann.

Trotz dieser essentiellen Rolle von Jod wissen die meisten werdenden
Müttern nichts von den negativen Folgen von Jodmangel für ihre Kinder.
Experten warnen, dass trotz der existierenden freiwilligen Programme zur
Jodanreicherung in vielen europäischen Ländern bis zu 50 Prozent aller
Neugeborenen einem leichten Jodmangel ausgesetzt sind. Folglich besteht
das Risiko, dass diese Kinder ihr kognitives Entwicklungspotenzial nicht
voll ausschöpfen können und beispielsweise Lernprobleme in der Schule
durchmachen. Zusätzlich besteht die Gefahr, dass niedrigere IQ-Werte in
Teilen der Bevölkerung die Wirtschaftsleistung ganzer Nationen
beeinträchtigen.

Über die Gehirnentwicklung hinaus belasten die vielfältigen Auswirkungen
von Jodmangel die öffentlichen Gesundheitssysteme erheblich. Obwohl diese
Auswirkungen bekannt sind, ignorieren politische Entscheidungsträger,
Meinungsführer und die Bevölkerung Präventionsprogramme für
Jodmangelerkrankungen in Europa weitgehend.

Dabei stellen jodierte Lebensmittel eine etablierte und kosteneffiziente
Maßnahme dar, um Jodmangel zu begegnen. Seit Jahrzehnten fordert die
Weltgesundheitsorganisation (WHO) eine regelmäßige Kontrolle der
Jodversorgung in der Bevölkerung als einen wichtigen Schritt um den
Jodmangel in Europa zu erheben und zu beseitigen. Dennoch erfüllen nur
acht Länder in der EU diese minimale Anforderung.

Wissenschaftliche Ergebnisse und Befürchtungen werden ignoriert

Die Wissenschaftler sind zunehmend besorgt über das mangelhafte Engagement
der politischen Entscheidungsträger zur Beseitigung des Jodmangels in
Europa. Das Konsortium fordert daher gemeinsam mit unterschiedlichen
Interessengruppen politische Entscheidungsträger, Verantwortliche im
Gesundheitswesens und Wissenschaftler dazu auf, die bekannten wirksamen
Strategien zur Verhinderung von Jodmangelerkrankungen in ganz Europa
umzusetzen.

Mit der Kraków Declaration on Iodine bündeln heute Experten ihre Kräfte,
um Jodmangel zu beseitigen. Sie fordern:


	Einheitliche Präventionsmaßnahmen: Verantwortliche in Industrie und Handel, sowie politische Entscheidungsträger sollten die Salzjodierung vereinheitlichen, um einen freien Handel mit Jod-angereicherten Lebensmitteln in Europa zu gewährleisten. Jodiertes Tierfutter sollte ebenso eine behördliche Zulassung bekommen, um den freien Handel innerhalb der EU sicherzustellen.

	Kontrolle der Präventionsmaßnahmen: Nationale Regierungen und Gesundheitsbehörden müssen in regelmäßigen Abständen eine einheitliche Überwachung und Evaluierung von Jodierungsprogrammen durchführen, um eine optimale Jodversorgung der Bevölkerung sicherzustellen.

	Unterstützung der Präventionsmaßnahmen: Wissenschaftler sollten zusammen mit Vertretern des Gesundheitswesens, Patientenorganisationen, der Industrie und der Öffentlichkeit die notwendigen Präventionsmaßnahmen unterstützen. Nur so wird sichergestellt, dass geeignete Maßnahmen in einer sich rasch verändernden Gesellschaft getroffen werden, um effektiv Jodmangelerkrankungen zu verhindern. Zudem sollte das Wissen um Jodmangelerkrankungen durch geeignete Informationskampagnen weitergegeben werden.



Die Unterzeichner der Kraków Declaration on Iodine fordern alle Akteure in
Europa und weltweit auf, Ressourcen und Fachwissen zu bündeln, um
Jodmangel zu beseitigen. Unterzeichnen Sie die Erklärung, um
sicherzustellen, dass durch eine ausreichende Jodversorgung zukünftige
Generationen den Start in ein gesundes Leben erhalten und ihr volles
Potenzial verwirklichen können.

www.iodinedeclaration.eu

Befürworter:

Henry Völzke (Koordinator EUthyroid, Universitätsmedizin Greifswald,
Deutschland)

"Im Rahmen des EU-geförderten Projekts EUthyroid erhielten Forscher
wichtige finanzielle Unterstützung, um Kapazitäten für kosteneffektive
Präventionsprogramme gegen Jodmangelerkrankungen aufzubauen. Die Forscher
erwarten, dass die Ergebnisse auch für eine harmonisierte Jodüberwachung
genutzt werden. Daher fordert die Kraków Declaration on Iodine nationale
Regierungen und Verantwortliche im Gesundheitswesen auf, sich ihrer
Verantwortung zu stellen, den ausreichenden Jodstatus ihrer Bevölkerung
sicherzustellen, anstatt diese auf Wissenschaftler und andere
Interessenvertreter zu übertragen. Nur so können Jodmangelerkrankungen in
Europa beseitigt werden."

John Lazarus (Iodine Global Network, Großbritannien)

"Das Iodine Global Network (IGN) hat das Privileg, Teil von EUthyroid zu
sein. Ziel von IGN ist es, eine optimale Jodversorgung in der Welt zu
erreichen, auch in Europa. Die Ergebnisse von EUthyroid belegen nicht nur
eindeutig einen Jodmangel in mehreren Ländern, sondern auch einen Mangel
an konsistenter Überwachung des Jodstatus. Das IGN unterstützt die
Schlussfolgerungen von EUthyroid und fordert die Regierungen und Vertreter
der Gesundheitsversorgung auf, darauf zu reagieren, indem sie nicht nur
für eine angemessene Jodversorgung eintreten, sondern auch Programme
initiieren, um diese zu erreichen."

Attilio Caligiani (World Iodine Association, Belgien)

"Die Kraków Declaration on Iodine legt den Grundstein einer Initiative
mehrerer Interessengruppen und Organisationen für eine harmonisierte und
koordinierte Strategie zur Vermeidung und Bekämpfung von
Jodmangelerkrankungen auf globaler Ebene. Die World Iodine Association
(WIA) schätzt und unterstützt diese wertvolle Arbeit von EUthyroid. In
enger Zusammenarbeit mit europäischen und nationalen Behörden bietet sie
die Grundlage für die Entwicklung wirksamer Maßnahmen zur Verbesserung und
Optimierung der Jodaufnahme in Europa. Gleichzeitig schafft sie ein
gesellschaftliches Bewusstsein über Patientenorganisationen, die
medizinische Gemeinschaft und die Industrie."

Ashok Bhaseen (Präsident der Thyroid Federation International, Kanada)

"Die von EUthyroid entwickelte Kraków Declaration on Iodine ist ein
wichtiger Schritt zur Prävention von Jodmangelerkrankungen, da viele
Interessengruppen berücksichtigt werden. Unsere Patientenorganisation
Thyroid Federation International (TFI) unterstützt diese wertvolle Arbeit
von EUthyroid. TFI ist der Ansicht, dass es wichtig ist, die
Öffentlichkeit durch Werbeaktionen und Informationskampagnen für
Jodmangelerkrankungen zu sensibilisieren. Nur ein Bündnis von
Wissenschaft, Industrie und Politik wird diese Anliegen in den Vordergrund
rücken und die Aufmerksamkeit der EU auf dieses wichtige Thema richten.
Ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung."

Greg S. Garrett (GAIN, Schweiz)

"Die Global Alliance for Improved Nutrition (GAIN) hat das Privileg in
bereits 20 Ländern mit nationalen Akteuren an der Verbesserung der
Jodversorgung zu arbeiten. Aufgrund der Bemühungen von so vielen auf der
ganzen Welt werden Jodmangelerkrankungen bald der Vergangenheit angehören.
Allerdings herrscht in Europa weiterhin eine besorgniserregend geringe
Jodaufnahme in der Bevölkerung. Wir unterstützen die Krakow Declaration in
der Hoffnung, dass dies mehr politische Entscheidungsträger in ganz Europa
und darüber hinaus ermutigt, evidenzbasierte Maßnahmen zur Verhinderung
aller Jodmangelerkrankungen, einschließlich der universellen
Salzjodierung, zu ergreifen."


Hintergrund

Über das Projekt EUthyroid

EUthyroid verbindet 31 Partner aus 27 Ländern und wird mit einem Budget
von 3 Mio. € einen wesentlichen Beitrag zur Analyse des Status quo der
Prävention jodmangelbedingter Schilddrüsenerkrankungen in Europa leisten.
Nur 67 der knapp 2.200 Forschungsanträge, die bei der ersten Ausschreibung
des neuen Rahmenprogramms der Europäischen Kommission Horizon2020
eingereicht wurden, waren erfolgreich. Das Forschungskonsortium "EUthyroid
- Towards a euthyroid Europe!" (#634453) zählt dazu.
www.euthyroid.eu

Iodine Global Network

Das Iodine Global Network (IGN) verbindet mehr als 100 regionale und
nationale Koordinatoren und Partnerorganisationen, die sich weltweit gegen
Jodmangel engagieren. Die IGN arbeitet eng mit der WHO und UNICEF zusammen
und unterstützt öffentliche, private, wissenschaftliche und
zivilgesellschaftliche Akteure bei der Entwicklung und Durchführung
globaler und nationaler Programme zur Prophylaxe von
Schilddrüsenerkrankungen.

http://ign.org

Über die Universitätsmedizin Greifswald

Krankenversorgung, Forschung und Lehre sind die drei zentralen Säulen der
traditionsreichen Universitätsmedizin Greifswald (UMG). Heute gehören zur
UMG am neuen Campus 21 Kliniken und 19 Institute und weitere
Einrichtungen. Mehr als 1.700 Medizinstudenten und 560 Auszubildende
werden an der UMG für Gesundheitsberufe ausgebildet. Die Community
Medicine ist ein Forschungsschwerpunkt an der UMG, der einzigartig für die
Wissenschaftslandschaft in Deutschland ist.

www.medizin.uni-greifswald.de, www.community-medicine.de


Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment65313

Infografik: Die wichtigsten Jodquellen neben jodiertem Salz, sind Meeresfisch, Milchprodukte und Eier.
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KREBS/1163: Zufallsfund - Mausmodell für seltene Kiefer-Tumoren entdeckt (idw)


Universität Ulm - 18.04.2018

Zufallsfund: Mausmodell für seltene Kiefer-Tumoren entdeckt - Krebshilfe fördert Ulmer Projekt



Wissenschaftler der Universität Ulm haben ein Mausmodell entwickelt, das
zufällig die gleichen Symptome zeigt wie ein seltener Kiefertumor beim
Menschen (Ossifizierendes Fibrom). Mit über 283 000 Euro fördert die
Deutsche Krebshilfe nun ein Projekt, das klären soll, ob sich die
Entstehungsmechanismen bei Maus und Mensch gleichen. Eine Schlüsselrolle
spielt dabei möglicherweise das Tumorsuppressorgen Men1, das im Ulmer
Mausmodell abgeschaltet worden war.

Unkontrolliert wachsende Knochenzellen deformieren den Kieferknochen mit
der Zeit immer mehr, bis dieser nur noch unter Schmerzen zu gebrauchen ist
oder völlig nutzlos wird. Nicht selten kommt es zu Entstellungen im
Gesicht. Das Ossifizierende Fibrom (OF), von dem hier die Rede ist, gehört
zwar zu den seltenen und gutartigen Tumorerkrankungen, doch die
Betroffenen leiden darunter sehr. Wissenschaftler der Universität Ulm
stießen im letzten Jahr auf einen bedeutsamen Zufallsfund. Die
Knochenforscher haben bei Experimenten zum Knochenumbau ein Mausmodell
entwickelt, das ebenfalls starkes Zellwachstum im Kieferbereich zeigt. Mit
Unterstützung der Deutschen Krebshilfe soll in den nächsten Jahren
untersucht werden, ob die molekularen Entstehungsprozesse bei Maus und
Mensch identisch sind. Für ihr Mausmodell hatten die Molekularbiologen des
Instituts für Molekulare Endokrinologie der Tiere das Tumorsuppressorgen
Men1 deaktiviert, das für das Protein Menin kodiert.

"Histologische Untersuchungen der Tumoren von Mensch und Maus haben
schließlich große Ähnlichkeiten in den krankhaften Gewebeveränderungen
gezeigt", erklärt Professor Jan Tuckermann, Leiter des Instituts für
Molekulare Endokrinologie der Tiere an der Universität Ulm. Das
Ossifizierende Fibrom (OF), wie die Tumorerkrankung beim Menschen heißt,
entsteht aus Zellen, die aus dem sogenannten dentalen Ligament kommen, und
die in einem frühen Stadium der Knochenzellreifung verblieben sind. Mit
Hilfe der 283 600 Euro von der Deutschen Krebshilfe wollen die Ulmer
Forscher nun im Detail aufklären, welche Zellen an der Tumorbildung
beteiligt sind. Außerdem gilt es herauszufinden, welche herunter- und
hochregulierten Signalwege hier eine Rolle spielen. Die Wissenschaftler
aus Ulm kooperieren dafür mit Kollegen des
Deutsch-Österreichisch-Schweizerischen Arbeitskreises für Tumoren aus dem Kiefer und
Gesichtsbereich (DÖSAK), die bereits humane Proben für das Projekt
bereitgestellt haben.

Durch die genetische Charakterisierung und Validierung des Mausmodells im
Hinblick auf das OF erhoffen sich die Wissenschaftler nicht nur
Rückschlüsse auf die molekularen Prozesse bei der Krankheitsentstehung im
Menschen. "Wir möchten außerdem diagnostische Marker identifizieren, die
helfen, diese Erkrankung frühzeitig zu erkennen", sagt Dr. Sabine
Vettorazzi, Wissenschaftliche Mitarbeiterin am Institut. Das OF wird in
frühen Phasen meist zufällig von Zahnärzten sowie von Kieferchirurgen oder
-orthopäden auf Röntgenaufnahmen entdeckt. Ist diese Tumorerkrankung
bereits fortgeschritten, machen sich mit der Zeit massive Beschwerden und
auch äußerlich sichtbare Veränderungen bemerkbar.

Bislang bleibt kein anderer Behandlungsweg als der operative Eingriff.
Nicht selten sind Bereiche des betroffenen Knochengewebes zementiert, was
die chirurgische Entfernung erschwert. Umso wichtiger ist es für das
Forscherteam nach Ansatzpunkten für eine therapeutische Intervention zu
suchen. "Falls die molekulargenetischen Mechanismen im Detail bekannt
sind, lassen sich möglicherweise Medikamente entwickeln, die das
Tumorwachstum nicht nur aufhalten, sondern in Zukunft vielleicht sogar
verhindern, dass dieser Tumor überhaupt erst entsteht", so Tuckermann.
Einige heiße Spuren verfolgen die Wissenschaftler bereits.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution22

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Ulm, Andrea Weber-Tuckermann, 18.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





ENTWICKLUNG/1367: Entzündungszellen im Körper beobachten - Neue Methode für die vorklinische Forschung (idw)


Westfälische Wilhelms-Universität Münster - 17.04.2018

Entzündungszellen im Körper beobachten: Neue Methode für die vorklinische Forschung



Immunologen und Bildgebungsspezialisten des Exzellenzclusters "Cells in
Motion" haben gemeinsam eine Methode entwickelt, mit der sie die Aktivität
von Entzündungszellen in Mäusen besser beurteilen und untersuchen können.
Die Studie ist in der Fachzeitschrift "Theranostics" erschienen.

Es ist ein komplexer und zugleich beeindruckender Prozess, den der Körper
bei Entzündungen in Gang setzt. Die Hauptrolle dabei spielen Immunzellen,
die sich aus dem Blut ins Gewebe aufmachen, um die Entzündung zu
bekämpfen. Sind zu viele dieser Zellen aktiv, können sie umgekehrt aber
auch Schaden anrichten. Mehr über ihr Verhalten herauszufinden, kann
Wissenschaftlern als Basis dafür dienen, individuelle Entzündungstherapien
zu entwickeln - zum Beispiel Zellen zielgerichtet an den Entzündungsherd
zu leiten oder eine Therapie rechtzeitig wieder abzusetzen. Forscherinnen
und Forscher des Exzellenzclusters "Cells in Motion" der Universität
Münster haben nun eine Methode entwickelt, mit der sie die Aktivität von
Entzündungszellen in Mäusen besser beurteilen und untersuchen können: Sie
schafften es, Vorläufer von Immunzellen genetisch zu verändern,
anschließend im Reagenzglas zu vermehren und im lebenden Organismus mit
verschiedenen Bildgebungsverfahren zeitlich und räumlich zu verfolgen.
Dabei arbeiteten Immunologen und Spezialisten für molekulare Bildgebung
interdisziplinär zusammen. Mit der neuen Methode können zudem Tierversuche
deutlich reduziert werden. Die Studie ist in der Fachzeitschrift
"Theranostics" erschienen.

Die Geschichte im Detail:

Wenn der Körper einen Infekt abwehrt, sind es zunächst verschiedene Arten
von "Fresszellen", sogenannte Phagozyten, die nacheinander aus den
Blutgefäßen ins Gewebe zum Entzündungsherd wandern. Sie erkennen
Krankheitserreger, "fressen" sie und töten sie ab. Unkontrolliert
aktiviert können sie andererseits auch dafür verantwortlich sein, dass
Krankheiten voranschreiten. Um die Wanderungsmechanismen von verschiedenen
Phagozyten zu erforschen, untersuchen Wissenschaftler meist genetisch
veränderte Mäuse, die entzündliche Krankheiten aufweisen. Das ist
allerdings nicht einfach, da man hierfür eine große Anzahl an Immunzellen
benötigt und viele Mäuse als Spendertiere gezüchtet werden müssen. Mit
ihrem neuen Ansatz lösten die Immunologen um Prof. Johannes Roth,
Gruppenleiter am Exzellenzcluster, nun dieses Problem: Sie nutzten
immortalisierte Vorläufer von Knochenmarkszellen, die ERHoxb8-Zellen,
welche sich im Reagenzglas nahezu unendlich vermehren und unter bestimmten
Bedingungen zu Immunzellen ausdifferenzieren. So erhielten die Forscher am
Ende eine hohe Anzahl verschiedener Typen von Phagozyten.

"Unser nächstes Ziel war es, genetische Veränderungen der Zellen zu
erzeugen, wie sie zum Beispiel bei angeborenen Immundefekten auftreten",
sagt Johannes Roth. Solche Mutationen betreffen häufig Proteine in den
Membranen von Immunzellen, die ihnen dabei helfen, zum Entzündungsort zu
gelangen. Eines dieser Proteine ist das VLA4. Was genau passiert, wenn es
fehlt, können Wissenschaftler aber nur eingeschränkt untersuchen, weil sie
die notwendigen Mäusestämme nur sehr schwer züchten können. Auch hierfür
fanden die münsterschen Immunologen eine Alternative im Reagenzglas: Sie
nutzten das molekularbiologische Verfahren der Genom-Editierung, um
mithilfe von Enzymen den für das VLA4 relevanten Genabschnitt in den
Knochenmarksvorläuferzellen gezielt "auszuschneiden" und entsprechende
"defekte" Immunzellen zu erzeugen. "Durch unsere neue Methode können wir
nun erstmals verschiedene Arten von Immunzellen beliebig genetisch
verändern und wichtige Entzündungsmechanismen ausschalten", sagt Dr.
Sandra Gran, eine der beiden Erstautorinnen der Studie.

Bildgebung mit optischen und nuklearmedizinischen Verfahren

Die Bildgebungsspezialisten um Nuklearmediziner Prof. Dr. Michael
Schäfers, Koordinator des Exzellenzclusters, markierten die so gewonnenen
Zellen mit verschiedenen fluoreszierenden Farbstoffen, um sie in lebenden
Organismen zu untersuchen - zunächst mit dem optischen Verfahren der
Fluoreszenz-Reflektions-Bildgebung. Sie injizierten Mäusen mit einer
entzündungsbedingten Hautkrankheit sowohl mutierte als auch gesunde
Immunzellen und schafften es, die Wege der Zellen jeweils innerhalb
desselben Tiers zu vergleichen. Dadurch konnten sie die Zahlen der
Versuchstiere deutlich senken, denn normalerweise müssen für solche
vergleichenden Untersuchungen verschiedene Gruppen von Tieren eingesetzt
werden. Die neue Methode funktionierte: "Wir konnten sehr genau
beobachten, wie unterschiedlich sich die verschiedenen Immunzellen
verhielten. Zum Entzündungsherd schafften es etwa doppelt so viele gesunde
Immunzellen im Vergleich zu den genetisch veränderten", sagt Dr. Lisa
Honold, ebenfalls federführende Autorin der Studie. Auf dieselbe Weise
untersuchten die Forscher mit ihrem neuen Verfahren noch weitere Zellen,
denen andere Membranproteine fehlten.

In einem weiteren Schritt sahen sich die Wissenschaftler wandernde
Immunzellen in Mäusen mit einem Herzinfarkt an. Solche Untersuchungen
stellen naturgemäß eine große Herausforderung dar, da das Herz tief im
Körperinneren liegt und sich beim Pumpen sehr schnell bewegt. Die Forscher
nutzten ein nuklearmedizinisches Bildgebungsverfahren, mit dem sie
digitale Schnittbilder aus tiefen Gewebeschichten herstellen können: die
Einzelphotonen-Emissions-Tomographie, SPECT genannt. Sie markierten die
Zellen im Reagenzglas mit einer radioaktiven Substanz, deren Strahlung
gemessen und in Bildern sichtbar gemacht werden kann. Nachdem sie die
Zellen Mäusen injiziert hatten, untersuchten sie, wo sich die markierten
Zellen in verschiedenen Phasen des Infarkts aufhielten. "Durch die
serielle Bildgebung können wir nun das Verhalten von Immunzellen über
einen langen Zeitraum verfolgen", sagt Nuklearmediziner Michael Schäfers.
Auch das soll dazu führen, die Zahlen der Versuchstiere zu senken, weil
herkömmliche molekularbiologische Methoden lediglich Momentaufnahmen
liefern und weitaus mehr Experimente erfordern.

Die Wissenschaftler wollen ihre neue Methode auch in Zukunft in
präklinischen Untersuchungen anwenden und weiterentwickeln -
beispielsweise bei Infektionen, rheumatologischen und arthritischen
Erkrankungen. Wann die Ergebnisse für patientenorientierte Anwendungen
relevant sind, ist allerdings derzeit noch nicht absehbar.

Die Förderer der Studie:

Die Studie entstand im Rahmen eines interdisziplinären
Flexible-Funds-Projekts des Exzellenzclusters "Cells in Motion" der Universität Münster
(WWU). Darüber hinaus erhielt sie finanzielle Unterstützung durch die von
der Deutschen Forschungsgemeinschaft geförderten
WWU-Sonderforschungsbereiche 656 "Molekulare kardiovaskuläre Bildgebung" und
1009 "Breaking Barriers" sowie das Interdisziplinäre Zentrum für klinische
Forschung der WWU. Das Bundesministerium für Bildung und Forschung
förderte die Studie ebenfalls.

Originalpublikation:

Gran S, Honold L, Fehler O, Zenker S, Eligehausen S, Kuhlmann MT, Geven E,
van den Bosch M, van Lent P, Spiekermann C, Hermann S, Vogl T, Schäfers M,
Roth J. Imaging, myeloid precursor immortalization, and genome editing for
defining mechanisms of leukocyte recruitment in vivo. Theranostics 2018;8:
2407-2423; DOI: 10.7150/thno.23632

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.uni-muenster.de/Cells-in-Motion/de/people/all/roth.php 

Prof. Johannes Roth

https://www.uni-muenster.de/Cells-in-Motion/de/people/all/schaefers-m.php 

Prof. Michael Schäfers

https://www.uni-muenster.de/Cells-in-Motion/de/research/projects/flexible-funds/index.html 

Übersicht der Flexible-Funds-Projekte des Exzellenzclusters

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution72
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AKTION/915: Heidelberg - Präimplantationsdiagnostik ... Zwischen Machbarkeit und Verantwortung, 25.04.2018


Universitätsklinikum Heidelberg - 17.04.2018

Präimplantationsdiagnostik: Zwischen Machbarkeit und Verantwortung

Klinisches Ethik-Komitee des Universitätsklinikums Heidelberg lädt ein:

Symposium "Ethische Herausforderungen der Präimplantationsdiagnostik" 

Mittwoch, 25. April um 17.30 Uhr im Hörsaal der Medizinischen
Universitätsklinik Heidelberg 

Bevölkerung ist herzlich eingeladen



Ist es moralisch zulässig, vorgeburtliches Leben im Hinblick auf
unerwünschte Eigenschaften mit Hilfe der Präimplantationsdiagnostik zu
selektieren? Wenn ja, nach welchen Maßstäben wird unterschieden zwischen
"legitimen" Selektionskriterien wie etwa schwerste Erbkrankheiten und
moralisch inakzeptablen, wie etwa Geschlecht oder Augenfarbe? Muss es
Grenzen der Nutzung der Präimplantationsdiagnostiken geben und wie kann
man diese Grenzen sinnvoll festlegen?

Das Klinische Ethik-Komitee des Universitätsklinikums Heidelberg möchte
diese und weitere Fragen zum Thema "Ethische Herausforderungen der
Präimplantationsdiagnostik" mit renommierten Experten in Vorträgen und
anschließendem Podiumsgespräch vertiefen, teilnehmen werden auch die
Landesbischöfe Prof. Dr. Jochen Cornelius-Bundschuh, Evangelische
Landeskirche in Baden, und Erzbischof Stephan Burger, Erzdiözese Freiburg.

Die Bevölkerung, Ärzte und Pflegende sind herzlich eingeladen. Der
Eintritt ist frei, eine Anmeldung ist nicht erforderlich: Mittwoch, 25.
April um 17.30 Uhr im Hörsaal der Medizinischen Universitätsklinik, Im
Neuenheimer Feld 410, 69120 Heidelberg.

Die Präimplantationsdiagnostik, kurz PID, nutzt verschiedene
zellbiologische und molekulargenetische Untersuchungen. Damit können bei
durch In-vitro-Fertilisation erzeugten Embryonen Erbkrankheiten oder
Veränderungen der Chromosomen erkannt werden. Eltern, die ein hohes Risiko
für die Geburt eines Kindes mit einer schweren Erbkrankheit haben, wird es
hierdurch ermöglicht, ein Kind zur Welt zu bringen, das von der
entsprechenden Krankheit nicht betroffen ist. Seit 2014 ist PID in
begrenztem Umfang rechtlich zulässig, nämlich zur Vermeidung schwerer
Erbkrankheiten sowie von Tot- und Fehlgeburten aufgrund einer
schwerwiegenden Schädigung des Embryos.

Neue medizinische Maßnahmen erweitern den Bereich dessen, was von
Betroffenen und Behandelnden zu verantworten ist, und zwar sowohl im Falle
der Inanspruchnahme als auch im Fall der Nichtinanspruchnahme von PID.
Neben medizinischen Aspekten werden beim Symposium deshalb auch die
drängenden normativen Fragen diskutiert:

- PID aus Perspektive der Gynäkologie - Prof. Dr. Thomas Strowitzki,
Universitätsklinikum Heidelberg

- PID aus Perspektive der Humangenetik und der humangenetischen Beratung -
Prof. Dr. Ute Moog, Universitätsklinikum Heidelberg

- "Der moralische Status vorgeburtlichen Lebens": Legitime Grenzen der
Verfüg- und Machbarkeit - Prof. Dr. Kerstin Schlögl-Flierl, Universität
Augsburg

- "Soll man überhaupt entscheiden dürfen?" PID und die elterliche
Verantwortung - Prof. Dr. Christoph Rehmann-Sutter, Universität Lübeck

- Präimplantationsdiagnostik aus psychologischer Perspektive - Dr. Imad
Maatouk, Universitätsklinikum Heidelberg

- Podiumsgespräch mit Referenten und Landesbischöfen

Das Symposium wird federführend von Dr. Beate Herrmann, Vorsitzende des
Klinischen Ethik-Komitees des Universitätsklinikums Heidelberg,
organisiert und findet in Kooperation mit der Erzdiözese Freiburg und der
Evangelischen Landeskirche in Baden anlässlich der "Woche für das Leben"
statt.

Ärzten wird die Teilnahme mit vier Fortbildungspunkten der Landesärztekammer bescheinigt.

Ansprechpartnerin:

Dr. Beate Herrmann

Vorsitzende des Klinischen Ethik-Komitees

Medizinische Universitätsklinik Heidelberg

Fax: +49 6221 56-5

beate.herrmann@med.uni-heidelberg.de

www.klinikum.uni-heidelberg.de/ethikberatung

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.klinikum.uni-heidelberg.de/fileadmin/Ethikberatung/180323SEL_PO_AH_Symposium_PID.pdf Programm-Flyer Symposium

https://www.klinikum.uni-heidelberg.de/Klinisches-Ethik-Komitee.124875.0.html Klinische Ethikberatung, Universitätsklinikum Heidelberg

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution665
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LABEL/4870: Glitterhouse-Mail-Order-Mail - 20.04.18 (glitterhouse)


GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (20.04.2018)



Nichts weilt ewig, Pt. 1:

Die Signatur des Scott

Nachdem Ihr bereits die limitierte Multicolor-Version des neuen Die
Nerven-Albums nun nahezu leergekauft habt, hier flugs noch ein paar
weitere Werke, deren zahlarme Existenz recht bald vom Ausverkauf
bedroht sein könnte. Den Beginn macht die handsignierte Vinylausgabe
des frischen Scott-Songschatzes:

Scott Matthew - Ode To Others

LP (+CD)/CD - EUR 17,75/15,75

Wohl keines der vergangenen fünf Soloalben von Scott Matthew ist
musikalisch so vielschichtig, so reich und doch nie überbordend
instrumentiert, so komplex arrangiert wie dieses neue, sechste. Ode
To Others ist mehr noch als die Alben zuvor Ergebnis einer
gemeinschaftlichen Arbeit an Songs. Insbesondere Jürgen Stark, der
bereits bei This Here Defeat eine wesentliche musikalische Rolle
nicht nur als Gitarrist, sondern auch als Hauptarrangeur und
Produzent gespielt hatte, hat diese Rollen bei Ode To Others noch
stärker übernommen; er diente auch als (Co-)Autor der Musik bei den
meisten Songs. Scott schrieb, mit Ausnahme der drei Coversongs (Do
you really want to hurt me?, Flame Trees, The Sidewalks of New York)
die Lyrics und musikalischen Grundgerüste der Lieder. "Doch ich war
mir zunächst gar nicht sicher, ob ich sie selbst überhaupt mochte
das wusste ich erst, nachdem sich Jürgen ihrer angenommen hatte und
ihnen Persönlichkeit verliehen und all die wundervoll komplexen
Schichten hinzugefügt hatte." Er sei, sagt Scott, sehr stolz auf
dieses Album. "Ich glaube, es ist eines der besten, das wir bislang
aufgenommen haben, aus vielerlei Gründen." Die Idee, es
minimalistisch zu halten, habe bei diesem Album nun nicht wirklich
gegolten, sagt er lachend. "Dennoch ist es nicht bombastisch geraten.
Es klingt intim, obwohl es musikalisch vielschichtig ist. Und am Ende
steckt so viel Geschichte darin."


Nichts weilt ewig, Pt. 2:

The Mercy of Maria

Maria Solheim - Stories Of New Mornings

CD - EUR 14,95

Auch wenn unsere unbestrittene Lieblings-Norwegerin uns nicht gerade
regelmäßig mit Studioalben überschüttet und jedes ihrer Werke auf
größte/freudigste Erwartungen trifft, so ließ mich der Vorgänger In
The Deep zunächst ein wenig ratlos zurück - heute, in der Rückschau,
mit der glücklichen Kenntnis der Stories Of New Mornings im Ohr,
verstehe ich vieles besser. Denn genau, wie man heute die 2014er CD
als einen Schritt auf dem Weg zur Reife sehen kann, so erkennt man im
2018er Album in jeder Phase, in jeder Faser das Erreichen einer neuen
Entwicklungsstufe, entfaltet sich hier ein Schmetterling, der die zum
Teil verletzlich-fragile Schönheit des frühen, eher folk-betonten
Werks mit einer sanftmütigen-ruhigen Vollendung vereint, die man in
dieser Reinheit selbst von Maria noch nicht gewohnt war. Die leisen
Björk-Verweise vergangener Tage völlig hinter sich lassend, setzt
Maria jetzt ganz auf ihre eigene, unverwechselbare Art, die gelassen
gewachsene Reife, wundersam vokale Weichheit und nahezu mädchenhaften
Charme aufs Betörendste verbindet, und diese kunstvoll in ein
gepflegt verspieltes Klanglager aus wohlgemischten Folk-, (Dream-)
Pop- und Rock-Elementen bettet, welches seine verführerische Wirkung
gleichermaßen aus der eigenen geliebten Geschichte wie aus vielerlei
kreativ kombinierter Fremdeinflüsse schöpft. Neben dezenten
Folklore-Elementen ihrer Heimat möchte man mal schwebende Schwaden,
mal vehementere Wogen von Cardigans-, Fleetwood Mac- oder
Beatles/George Harrison-Verweisen verspüren, attraktive A
Capella-Artigkeiten, schmeichelnde Streichereleganz und sogar
e-gitarrengetragene Rock-Passagen wirken gleichermaßen gekonnt,
gelebt und gelöst, ein leiser Latin-Ausflug schenkt sonniges
Strand-Gefühl und die männliche Hälfte des betörenden Mornings With
You-Duetts verströmt warme Ron Sexsmith-Erinnerungen. Aber es ist die
spür- wie hörbar gereifte Maria, die diese lückenlose
Elf-Perlen-Kette zu einem höchst willkommenen, vor allem aber
bleibenden Erlebnis werden lässt. (cpa)

Erfreulicherweise konnten wir die gnädige Maria überreden, ihr
frisches Songwerk eigens für Euch (und uns) zu signieren, sodass die
ersten Besteller eine von Maria handunterschriebene CD erhalten
werden.

Aber Obacht: Die Sonder-Ausgabe geht bereits zur Neige.

Der bewunderte Backkatalog, je 1-CD, zu Sonderpreisen:

Maria Solheim - Barefoot 6,95

Maria Solheim - Behind Closed Doors 6,95

Maria Solheim - Frail 6,95

Maria Solheim - Will There Be Spring 6,95


Nichts weilt ewig, Pt. 3:

Blaudzun in bunt

Auch die erste Vinylversion der Jupiter-Trilogie-Abschluß-Arbeit
weist eine visuelle Besonderheit auf - sie erscheint als in
vollfarbigem Türkis strahlende LP.

Blaudzun - _UP_

LP/CD - EUR 17,75/15,75

Das dritte und finale Kapitel der 'Jupiter' Albumtriologie von
Blaudzun. Bereits im Herbst 2016 kündigte Johannes Sigmond alias
Blaudzun das Tryptichon an und veröffentlichte noch im selben Jahr
'Jupiter Pt I', gefolgt von 'Jupiter Pt II' 2017. Im Vergleich mit
den komplexen, oft von einer gewissen Düsternis durchzogenen
Vorgängern Heavy Flowers und Promises Of No Man's Land, klingt
_UP_ wesentlich unbeschwerter und zugänglicher. Blaudzun räumte
seiner Vorliebe für den gepflegten, aber dennoch keineswegs simplen
Popsong, mehr Raum ein und komponierte alle neuen Songs nur auf einem
Piano, begleitet von seiner Stimme, stets geprägt durch eine catchy
Melodie. Warum er das neue Album auf den Namen _UP_ taufte, begründet
Blaudzun wie folgt: "You can't keep wading in the mud, you have to
keep going, keep looking up. That's why I named the album _UP_. It's
an optimistic record in very dark times. In the morning, you can
either bum yourself out reading the news, or decide to move on and
enjoy life. This album is brimming with life." Jupiter Part 1 und 2
waren eine Art Bestandsaufnahme für Blaudzun, ohne die es _UP_ in
seiner jetzigen Form vermutlich nie gegeben hätte. Jetzt kann
Johannes Sigmond erhobenen Hauptes in die Zukunft schauen, sein neues
Album ist eine selbstbewusste Neuerfindung seiner selbst.


Im Netz besuch- und blätterbar: Der April-Katalog

Im Netz: Der Glitterhouse-Mailorder-Katalog für April, unterlegt mit
akustischen Vorboten auf das, was Euch schon bald aus gutem
Glitterhause erwarten wird.


Auserwählte Tonträger-Pretiosen zum verdienten
Wochenende:

Bonnie Prince Billy - Wolf Of The Cosmos

LP (+DLC)/CD - EUR 24,95/14,95

Da wächst wurzelwärts zusammen, was nahezu zauberhaft zusammengehört
oder: Die ehrhabene Erfüllung eines bislang ungeträumten Traums. War
mir doch die Verehrung des Prinzen für die Düsterwaldkönigin Susanna
Wallumrod bislang nicht bewusst oder gar bekannt, aber der Fürst der
erdverbundenen Verwundbarkeit scheint diese Vorliebe mit mir zu
teilen. Mit diesem Wissen bewaffnet verwundert es kaum, dass Euer
Fragilität seine einzigartig gefühlsreiche, bewegend brüchige Stimme
nutzt, um sich mit den zwölf Songs von Sonata Mix Dwarf Cosmos gleich
ein komplettes Album der Norwegerin anzueignen. Rootsrein
rückengestärkt von oft karg gehaltenen Kleinbesetzungen aus Banjo
(Chris Rodahaffer), Fiddle (Cheyenne Mize) und (Kontra-) Bass
(Emmett Kelly), nur selten um weiteres Saitenspiel auf
Akustik-Gitarre und Slide Ukulele verstärkt, die eigene, enorm
bewegende Stimme häufig in Duett-Gesellschaft oder gleich in
vielvokalharmonische Fülle gebettet, gelingt es Oldham, den einstigen
voll-ätherischen Song-Kunstobjekten eine einzigartige Erdung zu
schenken. Ohne dabei den weiterhin bleibenden Wert der Originale in
irgendeiner Form zu schmälern, verwandelt Will die Sphären-Songs in
wurzeltiefe Weisen, mitunter die einstige Erdferne mit in die neue
Form rettend, oft genug aber daraus irdene, von Staub und Wüste
kündende Americana-Altäre errichtend, die eine ganz eigene flirrende
Luft atmen. Ein wahrgewordenes Wurzelwunschobjekt, von dessen
Existenz man vorher nicht zu träumen gewagt hätte. (cpa)


Braagas - O Ptácích A Rybách

CD - EUR 16,95

Nicht zuletzt der für manch westeuropäisches Ohr faszinierend fremd
bis fern klingenden tschechischen Zunge wegen ein außergewöhnliches
Hörerlebnis, welches uns das weibliche Quartett Braagas hier in der
mittelalterlichen Mitte zwischen Mediaeval Baebes und Värttinä ebenso
vielvokal wie multiinstrumental darreicht. Mit recht zurückhaltenden
männlichen Beiträgern geht es vielharmonisch durch Zeiten und Länder,
wobei der Mittelalterbezug zwar durch allerhand historisches
Spielwerk gepflegt, aber nie überbetont wird, auch die
folkloristischen Einflüsse sind multinational und reichen von
slawischen über skandinavischen bis hin zu australischen Elementen.
Neben dem ausgiebigen Gebrauch von Gitarren, Geigen, Zither,
Nyckelharpa, Didgeridoo, Kontrabass, Klarinette, Querflöte und
Dudelsack kommt auch der Schlagwerkeinsatz nicht zu kurz, was dem
13-Song-Werk eine zusätzliche mitreißende Note verleiht. Und der bis
zu vierstimmige, mal schmeichelnd weiche, mal stählern schneidende
weibliche Wohlgesang krönt einen gelungenen Ausflug in
entdeckenswertes Terrain. (cpa)


Michael Chapman - Live VPRO 1971

LP (+DLC)/CD - EUR 24,95/14,95

18er, unveröffentlichtes Radiokonzert, seine früheste bekannte
Liveaufnahme (Sound ok), im schmucklosen Cover (einzeln
nummeriert/limit. ...). 44 Min., beide Formate mit Download-Card für
das komplette Konzert (92 Min.). Eine sehr feine Sache, im Duo (seine
Ak.Gitarre, der E-Bass von Steeleye Spans Rick Kemp). Viele lange
variable Stücke mit exzellenten Gitarrenausflügen: "Offener" Folk mit
modalen Tendenzen (etwas komplexer, reizvolle Harmonik, rhythmisch
stark akzentuierend, volltönend, Richtung Roy Harper etc., langsam
aber lebhaft; klasse Gitarre, z.T. Slide). Als einziges Cover Tim
Hardins Reason To Believe (eher "einfacher" Folk). Emotional
gesungener aber im Prinzip in aller Seelenruhe sich entwickelnder
(und begleiteter) Songwriter-Stoff eigener Machart (rhythmisch
straight, auf die Dauer fast hypnotische Wirkung; der Bass manchmal
mit etwas Wah-Wah, fast wie eine Gitarre). Folk mit Blueseinfluß, ein
bischen wie bestimmte akustische Led Zep-Parts der Zeit (bzw. etwas
später), im gleichzeitig ruhigen wie agilen Fluß (nochmal: Super
Gitarre! Inkl. ausgiebiger ziemlich faszinierender instrumentaler
Phase, zum Schluß verdichtet mit einem Hauch Jazz, sehr originell!).
Und zwischen leise/filigran (klassisch schön) und sehr rhythmisch
abziehend (wieder dieses dezente akustische Zep-Feeling) pendelnder
Folk. Die Download-Stücke: Melodischer Songwriter-Folk, mal relativ
relaxt aber rhythmisch definiert, mal balladesk, harmonisch,
melodisch wunderbar, jeweils deep und gut! Ein überraschend
schroffer/harter (rockiger wie bluesiger) 14-Minüter, extrem
rhythmisch/riffend, z.T. Wah-Wah-Bass, entwickelt Jam-Charakter,
später leiser und freigeistig-filigran-verspielt. Ein ruhiger/sachter
schöner Ragtime-Folk, old-timey-Tendenz. Zum Schluß fast ein
Pop-Song, markant, eingängig, extrovertiert. Zwischendurch hört man
auch Bert Jansch- bzw. Davey-Graham-Ähnlichkeiten. Die Stücke stammen
v.a. von seinem Oberklassiker Fully Qualified Survivor und von
Window, aber auch vom Debut. Gefällt mir sehr. (dvd)


Charley Crockett - Lonesome As A Shadow

LP/CD - EUR 21,95/14,95

Direkt aus dem Sam Phillips-Studio in Memphis: der Texaner Charley
Crockett (tatsächlich ein Nachfahre von Davy) beginnt sein viertes
Album mit kargstem Hinterwäldler-Country, fiddle-streng und
historisch-authentisch. Es folgt Western Swing mit Pedal Steel, um
aber bereits mit dem dritten Song bei lässigem Soul mit E-Piano und
Bläsern zu landen - was für ein Stilwechsel! Wie das wohl weitergeht?
Mit Blues natürlich, latenightschwer mit Honkytonk-Piano und kleinen
Streichern. Oder entspannt westernswingend. Aber doch sehr
soul-verwurzelt, mit Fender Rhodes und Hammond, alles sehr dezent. Da
tun sich historische Parallelen zu so ehrwürdigen
Country-Soul-Grenzgängern wie Dan Penn oder Donnie Fritts auf. Auch
eine aktuelle Band wie Danny & The Champions Of The World musiziert
auf diesem Terrain (wenn auch üppiger instrumentiert). Charley
Crockett singt mit cooler, eigenwillig knarziger Stimme und hält
seine Songs konsequent schlank instrumentiert. Klingt dabei wie ein
ganz alter Hase, der alle Stile drauf hat: auch leckeren R&B mit
bluesiger Gitarre und feinem Twang, oder gleich Rock'n'Roll (mit
Trompete und leichtem Zydeco-Einschlag) - da ist es nicht mehr weit
bis zu Kollegen wie JD McPherson, für den Charley Crockett gerade
erst in Berlin den Support gemacht hat. Überzeugend produziert hat
Matt Ross-Spang (Jason Isbell, Margo Price, Zac Brown). (Joe
Whirlypop)


Guy Davis & Fabrizio Poggi - Sonny & Brownie's Last
Train

CD - EUR 14,95

18er. Tribute an die alten Blues-Heroes Sonny Terry & Brownie McGhee.
Im Duo, die akust. Gitarre deckt alles von simpler Begleitung,
erdig/bodenständig-kunstvollem Spiel bis zu tollen Slide-Einlagen ab,
die Harmonica bietet eine große Bandbreite an Spieltechniken und
Sounds, ist oft außerordentlich agil und ausdrucksstark (manchmal
auch rein begleitend), die rauhe Charakterstimme kommt kongenial
emotional. Insgesamt ein Musterbeispiel dafür, wie lebendig, frisch
(und variabel) komplett traditionell grundierter Blues sein kann, mit
wenigen Mitteln, selbst alte Standards wie Baby Please Don't Go oder
Midnight Special. Aber dafür bürgt Guy Davis ja sowieso, seit Langem
einer meiner Lieblings-Blueser. Sie agieren hier langsam und
intensiv, straight im Mid-Tempo, stoisch und kraftvoll treibend bzw.
stompend/rhythmisch packend, lose und nachdenklich, sehr
eindringlich, oder auch formal/strukturell und musikalisch relativ
"offen" (im einzigen eigenen Stück, extrem lebendig und großartig!).
Ein paar Stücke tendieren zu wahlweise einfach gehaltenem Folk oder
irgendwo zwischen Folk und Blues (z.B. in Richtung Leadbelly). Klasse
Trad-Blues (live im Studio) von durchaus einiger Originalität, eine
echte Empfehlung. (dvd)


Roger Glover And Friends - The Butterfly Ball And The
Grasshopper's Feast

3-CD - EUR 27,95

Wertig daherkommende, ansprechend ausgestattete und zudem spürbar
erweiterte Purple-Wiederveröffentlichung des ersten artistischen
Alleingangs (1974) des auch als Songwriter und Produzenten prägenden
tätigen Bassisten einiger wichtiger Deep Puple-Formationen, der mit
seiner musikalischen Adaption des titelgebenden Bilderbuchs von Alan
Aldridge nicht nur so manchen Hard Rock-Fan überraschte, sondern mit
der Auskopplung Love Is All es sogar in manchen Ländern bis an die
Spitze der Charts schaffte. Das überaus phantasievoll wie ideenreich
kreierte 70's Rock-Pop-Märchen besticht neben seiner Stilfülle vor
allem durch die Wahl seiner vielzähligen Gastsänger (mit dabei: Glenn
Hughes, Barry St. John, David Coverdale, Eddie Hardin, Tony Ashton,
John Lawton, Ronnie James Dio und andere), und auch die Band (incl.
Eddie Hardin/Tastenwerk, Ray Fenwick/Gitarre, Mo Foster/Bass, Mike
Morgan/Piano, Eddie Jobson/Geige) unter ihrer vielinstrumentalen
Leitung von Glover selbst (Synthesizer, Piano, Gitarre, Bass,
Percussion) kann sich heute noch bestens hören lassen. Das
erstaunlich ehrenhaft gealterte Werk kommt in einer festen Papp-Box
und bietet, begleitet von einem posterformatigen Faksimile der
ehemaligen LP-Text-Beilage und einem reich illustrierten
20-Seiten-Booklet, in drei unterschiedlich gestalteten Pappschubern
das Originalwerk, eine Bonus-Sammlung (incl. Love Is All-Demo, 8
Alternativ-Mixen von Albumtracks und einem1974er Butterfly Radio
Special) und die Love Is All-3-Track-EP. Werte
Rockhistorien-Aufarbeitung. (cpa)


Gomez - Bring It On (20th Anniversary)

2-LP/CD/4-CD - EUR 27,95/8,95/49,95

2018er Remaster-Version eines unserer ausgesprochenen
Langspiel-Lieblinge der vergangenen 20 Jahre ...: "Eine meiner 98er
Favoriten mit einem erstklassigen Album. Hat lange gedauert, bis ich
mit meiner Briten-Über-Skepsis mitbekommen habe, wie großartig das
Ding wirklich ist. Da ist alles in Teilen drin, was mir so lieb ist:
Dr. John, Little Feat, CCR, Tom Waits, Beck und vieles andere. Fast
alles zu Hause auf 4 Spuren aufgenommen. Die Soundspielereien passen
perfekt zu den drei Gitarren und wenn Sänger Ben Ottewell die
Stimmbänder rauschen lässt, dann fühlt man sich tief in die Sümpfe
Lousianas katapultiert. Einfach genial! (rh) ... - Während die
einfachen Neuausgaben des werten Werkes das Original-Album in frisch
klanglich aufgearbeiteter Form beinhalten, bietet die Deluxe-Ausgabe
dem Anlass entsprechend gleich doppelt soviele Tonträger wie die
10-Jahres-Feierausgabe von 2008 und damit insgesamt mehr als 60
Tracks, darunter - neben dem Remaster des Geburtstagsalbums - jede
Menge B-Seiten-Stücke, Alternativ-Fassungen, Demoversionen, BBC
Sessions und elf Live-Aufnahmen eines 1998er Autritts in Glastonbury.


JCM - Heroes

LP/CD - EUR 24,95/15,95

2018er Rückkehr wahrer Rockgeschichts-Helden, die sich in klassischer
Trio-Stärke aufmachen, auch anderen Rockgrößen Tribut zu zollen. Und
so finden sich in den elf Tracks, die die Colosseum-Veteranen Jon
Hiseman, Clem Clempson und Mark Clarke hier gemeinsam zum Besten
geben, nicht nur Stücke aus der eigenen Geschichte (vor allem von
Colosseum II und Hiseman's Band Tempest), sondern auch Fremdwerke von
Jack Bruce (Weird Of Hermiston, Grease The Wheels), Steve Marriott
(Four Day Creep), Larry Coryell/11th House (The Reasl Great Escape)
und Graham Bond (Only Sixteen).


King Tuff - The Other

LP (+DLC)/CD - EUR 17,95/14,95

18er, mit Ty Segall (und tatsächlich könnten 3,4 Stücke auch von dem
stammen - tatsächlich schrieb er eins mit), Mikal Croning
(regelmäßiger Segall-Begleiter, neben eigenen LPs), Jenny Lewis. Gern
dezent (neo-) psychedelisch unterfütterter zeitloser Rock (oder auch
eher "Pop" - erfrischend eingängige Songs gibt's mehrere, teils mit
großer Geste), daneben Westcoast-70s-inspirierter (Power) Pop/Rock,
partiell mit einem Hauch Garage Glam versehen (oder ebenfalls einem
Spritzerchen Psyche); und einzelne Stücke, die dezent aus dem Rahmen
fallen: Eine entzückende verträumte Ballade, eine (Westcoast-)
Blues-Psyche-Rock-Space-Wundertüte, eine psychedelisch
fluoreszierende/leuchtende Ballade, funky Rock klassisch 70er - und
das wunderbare Neverending Sunshine, mit starken feinsten Verweisen
auf psychedelisch-bunten 60s-Pop (ohne unbedingt in der Zeit stehen
zu bleiben). Punktuell diverse old-fashioned Effekte (z.B. Phaser),
angenehm üppig im Sound (wozu eine Menge herrlich althergebrachte
Synthies gehören). (dvd)


Bettye Lavette - Things Have Changed

2-LP/CD - EUR 27,95/17,95

18er. Nur Dylan-Covers (mit 2,3 Ausnahmen nicht die bekanntesten).
Und sie macht sie sich kompromißlos zu eigen (eh ein Markenzeichen
von ihr), ziemlich variabel und z.T. sehr überraschend umgesetzt,
manchmal sind die Songs erst durch die Texte erkennbar. R'n'B ist
großteils der gemeinsame Nenner, doch in allen möglichen (und weiß
Gott nicht immer puren) Formen: Reduzierte und unabhängige, völlig
zeitlose Balladen, funky R'n'B stoisch und ohne Hast
vorwärtstreibend, ein Anflug von Spät-60er Soul im satten
Swamp-Groove mit rockiger Gitarreneinlage, Roots-Rock-Tendenz
southern style (ebenfalls fein groovend), New Orleans-2nd line-Stoff
(Nevilles nicht unähnlich) unter Spannung mit kurzzeitig erlösender
Rock-Gitarre, 2 akustische zarte Balladen - "Americana Soul" ... -,
ein völlig eigenes Stück in meist explizit leiser
Streichquartett-Begleitung (hypnotisch, klasse!), eine v.a. folkige
Ballade, einmal auch sehr rockig inkl. entfernter Whole Lotta
Love-Parallelen, und ein weiteres großartiges Stück klingt, als wär's
von Marvin Gayes What's Going On (tolle Atmosphäre! Was eh auf
mehrere Songs zutrifft). Ihre Stimme ist nach wie vor erstklassig
(wenn auch langsam verändert, nuancenreich, emotional packend!). Und
die Begleitung dito, oft schlank arrangiert, angeführt von
Gitarren-As Larry Campbell (der ja lange für Dylan spielte):
Musikdienlich und edel. 1x gastiert Keith Richards, mit und
produziert von Steve Jordan (Dylan, Springsteen, Neil Young etc.
etc.). Sehr zu empfehlen, einige echte Knaller! (dvd)


Maidavale - Madness Is Too Pure

LP/CD - EUR 21,95/14,95

18er der schwedischen Frauen. Die bluesige Grundierung fällt nunmehr
nur noch dezent aus (bzw. fehlt oft ganz), umso mehr erfreut eine
enorme Dynamik, ebensolche Frische, und großartige Gitarrensounds
(Schärfe, Wah-Wah, nach Bedarf Hall oder Distortion) allüberall!
Sowie die reizvolle Rhythmik. Und sie bleiben trotz gewohnter
diverser 70s-Anleihen nie, nie dort stehen. Schneidender
fantasievoller förmlich fliegender Rock samt feinem erhabenem
Refrain; exzellenter intelligenter Hard Rock (eindeutig 70s, aber mit
klar eigenem Touch - und fantastischem leicht psychedelischem
Gitarrensolo); kantiger harter Groove Rock mit Klasse und Power (und
toller Gitarrenmelodie), fast euphorisch; bluesiger Rock, mal mit
einem Hauch Jefferson Airplane, mal eher Hendrix verwandt (plus
phasenweise stoischem Space Rock); ein wenig krautig/psychedelisch,
aber auf individuelle harte Art; fast wie modernisierte Amon Düül II;
sowie 2x wunderbarer atmosphärisch absolut packender "Modern Psyche
Rock" inkl. wiederum grandioser Gitarre (die in 1 Fall nochmal super
Melodien beisteuert). Der Blues Pills-Vergleich greift nur noch
selten, dennoch: Ein eindeutiger Tip! (dvd)


Melvins - Pinkus Abortion Technician

CD - EUR 14,95

Manche Bands, die schon so lange dabei sind, stagnieren oder
langweilen - nicht aber die mächtigen Melvins. Der Live-Eindruck vom
letzten Jahr war wieder grandios, was haben diese - mit Verlaub -
reifen Herren für eine unbändige, rotzfrische Power. Nach über 30
Jahren ist auf die Melvins also mehr denn je Verlass, was auch dieses
neue Album beweist. Das Besondere liegt diesmal in der Besetzung:
statt wie zuletzt des Öfteren mit zwei Drummern spielt man diesmal
mit zwei Bassisten: neben dem zuletzt regulären Basser Steven
McDonald (Redd Kross) ist diesmal auch wieder der legendäre Jeff
Pinkus von den noch legendäreren Brüdern im Geiste Butthole Surfers
dabei. Klingt natürlich super, schon weil Wucht-Drummer Dale Crover
rhythmisch mehr Contra gegeben wird. Wobei die Bässe hier oft genug
mit WahWah und anderen Effekten nach satten Gitarren klingen und
massive Riffarbeit bewältigen. Anstrengende Experimente wie beim
letzten Soundtrack-Werk gibt es diesmal nicht, dafür aber gradlinige
Melvins-Power zwischen frühem Ami-Punk, The Who in den besten Jahren
und Mitt-Siebziger-Hardrock a la Kiss. Also mit reichlich Glam statt
biederer Härte. Teils auch psychobluesig und psychedelisch, dann aber
wieder monströs wie beim nicht allzu naheliegenden Beatles-Cover "I
Want To Hold Your Hand", das man live ja öfters mal spielt. Dann gibt
es noch ein Song-Hybrid aus The James Gangs "Stop" und "Moving to
Florida" von den Butthole Surfers'. Besser denn je, wie ich finde.
(Joe Whirlypop)


Joni Mitchell - A Live Retrospective

2-CD - EUR 18,95

2018er RoxVox-Veröffentlichung eines 1974er Radio-Specials von
WMMR-FM, Philadelphia, welches hauptsächlich mit eigens für diesen
Sender sowohl im Studio als auch im ortsansässigen Folk-Club
aufgenommenen Live-Aufnahmen aus den Jahren 1966 bis 1968 gefüllt ist
(als Dreingabe gibt's noch zwei, drei Joni-Interviews aus der
nämlichen Zeit). In dem 21-Track-Listing ( incl. u.a. The Circle
Game, Sugar Mountain, Both Sides Now, Mr. Blue, Carnival In Kenora,
Just Like Me, Eastern Rain, Blue On Blue, Winter Lady, London Bridge)
 finden sich auch gemeinsame Darbietungen mit Chuck Mitchell, Leonda
Newberry, Gordon Lightfoot & Chuck Klein und Dave van Ronk & Chris
Smither.


Gram Parsons With The Flying Burrito Brothers -
Archives Vol. 1-Live At The Avalon Ballroom 1969

2-CD - EUR 16,95

Endlich ist das Prachtstück wieder erhältlich. 2007 erstmals
erschienen, 98 Min., 2 damals unveröffentlichte feinst remasterte
Shows vom 4.4. und 6.4. 1969 (als Support von Grateful Dead) in der
klassischen und besten Besetzung mit Parsons, Kleinow, Etheridge und
Hillman (Michael Clarke hier schon als Drummer, sonst identisch mit
der "Gilded Palace..."-Truppe). Der Sound ist klar besser als alles
sonstige Livematerial ihrer frühen Zeit (sehr gut besonders Show 2,
bei der 1. ist das Klangbild nicht 100% ausgewogen, aber dennoch
recht ok) - kein Wunder, es sind Soundboard-Mitschnitte aus den
Archiven von Grateful Dead/von Owsley "Bear" Stanley persönlich.
Konzert 2 hat 3 Songs mehr (5 davon waren nicht am 4.4. dabei - dort
also 2 nicht am 6. enthaltene), 5 stammen vom "Gilded..."-Album, die
vielen restlichen gibt's (mit Ausnahme von Outtake Close Up The Honky
Tonks und der 7" Train Song) auf keiner Studio-LP von den Burritos
oder Parsons - allesamt Covers, v.a. von alten Country-Stücken.
Bestechend der Gesang von Gram (meist Harmony-Vocals-veredelt, close
wie eher lose) wie auch Gitarren (sogar mal Acid-artige Soli) und
Pedal Steel! Highlights reichlich (durchaus unterschiedliche auf CD1
und 2, mal ist die eine, mal die andere Fassung besser), vor allem
diverse Balladen: An 1. Stelle, beide einfach wunderschön, Hot
Burrito No.1 (in der Version vom 4.; schon ein bischen in Richtung
Country Soul) und Sin City (am 6.). Sowie, alle im sehr
traditionsbewußten/ziemlich puren Country-Style, She Once Lived Here,
Long Black Limousine, die beiden countryfizierten Dan Penn-Klassiker
Dark End Of The Street und Do Right Woman. Aber auch Country-Rocker
(Westcoast-angelehnt) wie We've Got To Get Ourselves Together, Mental
Revenge, das Medley Undo The Right/Somebody's Back In Town, die z.T.
wie auch eine Ballade leicht an die country-esken Grateful Dead kurze
Zeit später erinnern. Ebenfalls gecovert: Little Richards Lucille,
You're Still On My Mind (von Sweetheart Of The Rodeo) und Roy
Orbisons Dream Baby (sehr rockig). Als Bonus gibt's 2 unbekannte
Home-Demos, ein sehr schönes 1000 $ Wedding von 1969 (Parsons solo,
folkig, viel später mit Emmylou aufgenommen) und (Gram mit Freunden
mehrstimmig von 1967) When Will I Be Loved (Everly-Folk). Das alles
bestens verpackt im Hardcover-Mini-Buch-Format mit eingeheftetem
24-S.-Booklet. Eine dicke Empfehlung! (dvd)


Joel Sarakula - Love Club

LP/CD - EUR 18,95/14,95

Guter Typ, den ich vor einigen Jahren mal in einem Wohnzimmer in der
Nachbarschaft spielen sah. Schon damals war Joel Sarakula kein
konventioneller Singer/Songwriter, sondern ein glamouröser Musiker
mit Stilbewusstsein. Statt Gitarre spielt er auch heute noch oft
E-Piano und Keyboards, und seine eigene musikalische Nische hat er
heute auch gefunden. Passend zum Cover, auf dem er beige umrahmt mit
Sonnenbrille vor Zimmerpalme zu sehen ist, klingt "Love Club" nach
Soulrock mit Soft- und Yacht-Rock-Einflüssen. Ganz überwiegend also
stark nach 70er Jahren und sehr gediegen produziert. Mit edlen
(Rhythmus-) Gitarren (Richtung Steely Dan) und flirrenden Keyboards.
Die dezenten Grooves auch mal mit kleinen Funk- und
Latin-Verzierungen. Teils gewollt cheesy, aber gekonnt. Der in London
lebende Australier gibt dazu den nonchalanten Crooner, cool und
lässig - für ein wahlbritisches Weißbrot im Hippie-Look auch
erstaunlich soulig. Am besten ist sein Fender Rhodes-Piano, das durch
das gesamte Album führt. Das schmeckt ansonsten deutlich nach
Westcoast in der zweiten Hälfte der 70er: Doobie Brothers, Steve
Miller Band, Hall & Oates, Elton John, Fleetwood Mac, aber auch mal
bläserverstärkt fast schon Richtung Northern Soul. Oder richtig Disco
mit funky Gitarrenlicks und deepem Falsett-Gesang. Und gegen
Albumende sogar psychedelisch verdaddelt mit Streichern und Clavinet.
Also sehr unterhaltsam und von erstaunlich reifer Größe. Vielleicht
macht Sarakula ja mal ein Album mit Landsmann Shawn Lee, das wäre
eine Traum. (Joe Whirlypop)


Ian Siegal - All The Rage

CD - EUR 15,95

18er. Auch diesmal wieder ziemlich eklektisch. Natürlich spielt der
Blues eine größere Rolle, deep und traditionsbewußt (50er Chicago,
z.B.), als Slow Blues oder eher erdig und leicht stampfend (eine
Prise Howlin Wolf). Ansonsten aber ist er nur ein Teilaspekt, im
bluesigen Roots Rock-Kontext (schön unter Spannung oder relativ
gemütlich vorwärtsschreitend oder beinahe tanzend), als eine Art
"Songwriter-Blues" (inkl. Springsteen-Spuren), oder in noch
geringerem Maße in einer feinen aparten gefühlsstarken
Americana-Ballade. Manchmal bleibt er fast ganz außen vor: Americana
mit Country-Tendenz, satter first class Roots Rock, eine exzellente
Soul-Ballade (mit allerdings bluesigem Gitarrensolo). Die ganze Art
erinnert mich ein wenig an John Hiatt. Und die Umsetzung ist einfach
klasse: Seine Stimme wie gewohnt ein Genuß, emotional breitgefächert,
rauh, z.T. etwas heiser/kratzig; großartige Gitarrenarbeit, akustisch
(u.a. National) wie elektrisch, tolle Soli, mehrfach begeisternde
Slide. Hinzu kommt gutes bis ausgezeichnetes Songmaterial. Ergibt
eine satte Empfehlung! (dvd)


Sonido Gallo Negro - Mambo Cosmico

LP (+DLC)/CD - EUR 17,75/15,75

18er der außerordentlichen Band aus Mexiko. Cumbia, Mambo, Danzon und
andere Latin-Formen (z.B. Cha Cha Cha) bilden die Basis ihrer Musik,
inklusive gelegentlicher kubanischer Einflüsse. Genuin mexikanisch
klingt nur Weniges (v.a., wenn eine Trompete auftaucht), Kolumbien
ist sowieso eine wichtige Quelle (oder auch mal Peru, mittels
dortiger Cumbia-Auffassung). Aber wie schon zuvor bleiben sie da
beileibe nicht stehen, eigentlich bei fast keinem Stück. Oft
begeistert, in ungewohnt hypnotischem/z.T. repetitivem, intensivem,
treibendem oder relativ langsamem Rahmen und in wunderbarer
Soundpracht (neben stets präsenter Orgel und obligatorischer
E-Gitarre Synthie, Vibrafon, Trompete, oder auch Synth, Flöte und
Theremin) eine starke (organisch wirkende, bis kongeniale)
psychedelische Durchdringung, anderswo eine eher dezente (in bunter
Vielfalt samt Karibik-Spuren, oder allein schon durch das herrlich
farbenfrohe Klangbild), oder nur kurzzeitig eine
psychedelisch-spacige Note samt Jam-Elementen (zwingend nach vorne).
Das kommt klasse! In weiteren Songs tauchen durch die Gitarre
Surf-Elemente auf (klar 60s-lastig in Verbindung mit
Soundtrack-Anleihen und einem deutlichen Rock-Anteil; oder ziemlich
wirbelnd, der Rockanteil geringer; in einer recht sentimentalen doch
leicht aufgebrochenen/verfremdeten Ballade nur eine kleine Prise
Surf). Zwischendurch überrascht gar ein Hauch Vorderasien, wenn auch
nur punktuell. Doch, wie gesagt: Latin etc. ist stets die Basis, die
Rhythmik entsprechend reichhaltig und ein Genuß. Zum Schluß gibt's
eine Art gemütlichen zugleich bestechenden Latin-Trance-Psyche mit
einigen tollen Sounds, quasi als Nachklapp/hidden Track wird's
(ausnahmsweise völlig bar jeder Rhythmik) gänzlich
kosmisch-psychedelisch-spacig. Und auch melodisch wird einiges
geboten, obwohl viele Stücke zu großen Teilen instrumental geprägt
sind. Bei aller Vielfalt: Das Album klingt über weite Strecken
absolut homogen, richtige "Stilbrüche" fehlen nahezu. Und ich bin
insgesamt sehr angetan, einige Tracks finde ich ziemlich großartig.
Vinyl kommt auf 180g, im Klappcover. (dvd)


Pete Townshend - Who Came First (ltd. 45th Anniversary
Edition) 

2-CD - EUR 24,95

Spürbar erweiterte Feier-Ausgabe zum unrunden Geburtstag des ersten
Townshend-Alleingangs, begleitet von einer Replik eines 1972er
Posters, einem 24-seitigen Booklet und Pete's persönlichen Beiworten.
Neben dem frisch von Jon Astley remasterten Originalwerk auf CD 1
bietet der Doppelpack auf dem zweiten Tonträger noch eine
17-Track-lange Bonus-Sammlung, die neben unveröffentlichten Tracks,
neuen Edit-Versionen und differierenden Fassungen auch Live-Aufnahmen
enthält (incl. u.a. His Hands, Sleeping Dog, Mary Jane (Stage A), The
Seeker (2017 Edit), Baba O'Riley (Instrumental), The Love Man (Stage
C), Content (Stage A), Drowned (live Italy 1976) und Evolution
(Ronnie Lane Memorial Concert 2004)).


Trembling Bells - Dungeness

LP/CD - EUR 16,95/14,95

18er. Das grandiose Album der Schotten mit Bonnie Prince Billy halte
ich immer noch in höchsten Ehren, hier entfernen sie sich manchmal
wieder ziemlich komplett von ihren Folk-Roots. Meist singt wie
gewohnt und ganz wunderbar Lavinia Blackwell (glockenklar bis
betörend bis in herb strahlender Stimmlage, gar mal Siouxsie relativ
ähnlich), ab und zu Alex Neilson (auch Harmony/Backing). Die (ganz
gern Orgel-gestützten) Gitarren sind immer wieder stark auffällig,
teils 3 parallel, klasse Sounds und Ideen, oft sehr schön melodisch,
von sägendem Fuzz bis feinst elegisch oder gleißend. Variabler Folk
Rock explizit origineller Art (ganz sporadisch gibt's mal Parallelen
zu Fairport oder Steeleye Span), lieblich bis kraftvoll bis
kurzzeitig stürmisch oder gar (2x) samt (teils atmosphärisch tollem)
psychedelischem Input, steht neben (v.a. Früh-70er-angelehnten) Prog
Rock-Einflüssen (immer die handfestere Variante), die z.B. gekoppelt
werden mit spooky Psychedelia, "Freak Rock", sogar punktuell einem
Hauch mittlerer Osten. 2 Tracks fallen aus dem Rahmen: Ein recht
roher zugleich intelligenter (Früh-70er Rock trifft Prog-, Blues-,
Hard Rock- und Doom-Spritzer!). Und der letzte, ganz großartige,
verzaubernde: Uralter getragener Folk in total offen/aufgebrochen,
stimmungmäßig faszinierend, "Mittelalter-Drone-Psyche" war irgendwo
zu lesen - ja, so ungefähr! Sie waren und bleiben etwas Besonderes!
(dvd)


The Who - Live At The Fillmore East 1968 (50th Anniversary
Edition) 

3-LP/2-CD - EUR 37,95/18,95

Ehedem als offizielle Live-Aufnahme als ugf. vierte
Albumveröffentlichung geplant, sahen die Mitschnitte zweier
Konzertabende im legendären Fillmore East einer kleinen menschlichen
Verfehlung wegen lange Zeit das Licht der Veröffentlichung nur in
Form eines (extrem erfolgreichen) Bootlegs. Jetzt, 50 Jahre nach den
Auftritten, wurden die Aufnahmen von Abend 1 mit Stücken von Abend 2
zu einer kompletten Konzertfolge zusammengeführt, restauriert und
remastered, um sie erstmals der offiziellen Veröffentlichung
zuzuführen. CD 1 bietet eine 13-Song-Folge incl. u.a. Summertime
Blues, Fortune Teller, Tattoo, Little Billy, I Can't Explain, Happy
Jack, Relax, I'm A Boy, A Quick One, My Way, C'Mon Everybody, Boris
The Spider, während CD 2 (und die dritte LP des sacklimitierten
Triple-Vinyls) eine über 30 Minuten ausgespielte My
Generation-Version enthält, die traditionsgemäß in gepflegter
Gitarren- und Schlagwerk-Zerlegung gipfelt.


Witthüser & Westrupp - Der Jesuspilz Live!

LP/CD - EUR 24,95/14,95

Das dritte Album des Essener Duos zählt nicht zu Unrecht zu den
Klassikern des deutschen Untergrunds der 70er Jahre, dabei bildete
Der Jesuspilz sowohl textlich als auch musikalisch eine Ausnahme,
dafür war der W&W-Liedermacher-Folk doch einfach zu psychedelisch
unterwandert, und die Worte der Jesusoper schlicht zu freakophon (und
man sah: Der Brösel war gut!). Die Sireena-Veröffentlichung bietet
einen auch klanglich erfreulichen Live-Mitschnitt des kompletten
Konzeptwerks, aufgenommen bei der Generalprobe im Jugendzentrum
Essen, wenige Tage vor der Konzertpremiere in der Essener
Apostel-Kirche. Es sollten noch weit über 100 Jesuspilz-Aufführungen
in deutschen Gotteshäusern folgen ...


Neil Young - Paradox (Soundtrack)

2-LP/CD - EUR 39,95/17,95

18er. Der Film (von Freundin Daryl Hannah) soll ja nicht so dolle
sein, halten wir uns also an die Musik. Eingespielt v.a. mit Promise
Of The Real, teils auch Jim Keltner u.a., oder gar ganz solo, neues
Material und ein paar alte Songs, manchmal live, sonst live im Studio
ohne Overdubs. Zu Anfang erzählt Willie Nelson begleitet von Neils
(z.T. Drone-)Gitarre, aber nur sehr kurz - über das ganze Album
verstreut gibt es eine Reihe knappe Intermezzi: 6 (auch mal ein
bischen längere) "Paradox" benannte Solo-Gitarren-Klanggemälde in
"Dead Man"-Manier, teils akustisch ergänzt, alten Folk-Traditionen
verhaftet; der alte Klassiker Baby What You Want Me To Do als sachter
Folk-Blues; ein weiteres Instrumental im akustischen
old-timey-Folk-Stil; der Turtles-Gassenhauer Happy Together als loser
Fun-Folk am Lagerfeuer. Hinzu kommen 2 rohe verzerrte Instrumentals,
in einem Fall noisig, im anderen mit bluesigem Harmonica-Kontrast;
mehr schöner ländlicher akustisch-spartanischer Trad-Folk alter
Zeiten bzw. Folk Blues wie in den 30ern (ein Leadbelly-Cover),
jeweils von den Willie Nelson-Söhnen gesanglich (gut!) unterstützt;
und es gibt 2 Stücke vom "Peace Trail"-Album, Folk-Rock, der
Titeltrack (als akust.-elektr. Remake, exzellent, gefällt mir besser
als das Original, und das war schon fein - jetzt organischer
irgendwie) und Show Me (ein Edit von der LP)., sowie ein verlängertes
Wiederhören mit dem bezaubernden zarten Tumbleweed von "Storytone".
Schließlich die Highlights, und die haben es in sich: Pocahontas live
solo mit dunkler Pump Organ - in diesem extrem atmosphärischen
beinahe düster-erhabenem Kontext sehr besonders, klasse! Cowgirls In
The Sand live 10 Min. als feinste "klassische" (Crazy Horse-) epische
Gitarrenschlacht (aber angenehm federnd), rein instrumental,
jubilierend-elegisch-fliegend. Ein von einem seiner Söhne wunderbar
gesungenes Willie Nelson-Cover als leiser filigraner betörend schöner
Americana-Song (tolle Akustikgitarre!). Besagtes "Peace Trail" würde
ich auch zu den Höhepunkten zählen. Braucht man das? Wegen der 4
letztgenannten Stücke schon, finde ich, aber das muß natürlich jeder
für sich entscheiden... (dvd)


Demnächst in diesem Theater...

27.04.

Okkervil River - In The Rainbow Rain

Neil Young - Roxy: Tonight's The Night Live

Van Morrison & Joey DeFrancesco - You're Driving Me Crazy

Stacie Collins - Stacie Collins (rem.& exp.)

Marc Broussard - Easy To Love

Peter Rowan - Carter Stanley's Eyes

Dylan Carlson - Conquistador

Chris Squire - Fish Out Of Water (rem.& exp.)

Fab Gear - The British Beat Explosion/V.A. (6-CD-Box auf Cherry Red)

The Mission - Live At Rockpalast

04.05.

Damien Jurado - The Horizon Just Laughed

Frank Turner - Be More Kind

Brian Eno - Music For Installations

Parker Millsap - Other Arrangements

Liz Phair - Exile In Guyville (rem. & DeLuxe)

Ben Glover - Shorebound

Jeff Crosby - Postcards From Magdalena

Rita Coolidge - Safe In The Arms Of Time

DeWolff - Thrust

King Gozzard & The Lizard Wizard - Gumboot Soup

Too Slow To Disco - Brasil (presented by Ed Motta)

11.05.

Ry Cooder - Prodigal Son

Sea And Cake - Any Day

Beach House - 7

Jess Williamson - Cosmic Wink

18.05.

Gretchen Peters - Dancing With The Beast

Ryley Walker - Deafman Glance

Courtney Barnett - Tell Me How You Really Feel

25.05.

Chantal Acda & Bill Frisell - Live at Jazz Middelheim

Van Der Graaf Generator - Live At Rockpalast/Leverkusen 2005

01.06.

Dave Alvin & Jimmie Dale Gilmore - Downey To Lubbock

Neko Case - Hell-On

Norma Waterson & Elizabeth Carthy - Anchor

15.06.

Stuart A. Staples - Arrhythmia

22.06.

David Eugene Edwards & Alexander Hacke - Risha

Kamasi Washington - Heaven & Earth


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa
unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte:
Vollversammlung.

BIRTH OF JOY

birthofjoy.com

"Hyper Focus" Tour 2018

20.04.2018 CH - Dudingen - Bad Bonn

21.04.2018 CH - Zurich - Papiersaal

22.04.2018 AT - Lustenau - Carini Saal

23.04.2018 DE - Konstanz - Kulturladen

24.04.2018 DE - Stuttgart - Goldmarks

25.04.2018 DE - Heidelberg - Halle 02 Club

26.04.2018 DE - Wiesbaden - Schlachthof

27.04.2018 NL - Nijmegen - Oranjepop Festival

28.04.2018 DE - Köln - Blue Shell

03.05.2018 NL - Groningen - Vera

10.05.2018 NL - Utrecht - Ekko

11.05.2018 NL - Amersfoort - Fluor

12.05.2018 NL - Middelburg - De Spot

17.05.2018 NL - Rotterdam - Rotown

18.05.2018 NL - Alkmaar - Victorie

19.05.2018 NL - Landgraaf - Oefenbunker

20.05.2018 DE - Beverungen - Orange Blossom Special

24.05.2018 BE - Hasselt - Cafe Cafe

25.05.2018 NL - Enschede - Atak

01.06.2018 NL - Lelystad - Underground

BLAUDZUN

blaudzun.com

20.04.2018 NL - Arnhem - Luxor Live

21.04.2018 NL - Venlo - Grenswerk

25.04.2018 DE - Berlin - Privat Club

26.04.2018 DE - Köln - Yuca Cologne

28.04.2018 BL - Maastricht - Muziekgieterij

18.05.2018 NL - Amsterdam - Paradiso

19.05.2018 NL - Breda - Mezz

20.05.2018 DE - Hamburg - Knust - About Songs Festival 2018

DIE NERVEN

dienerven

20.04. Leipzig - Conne Island

21.04. Berlin - Festsaal Kreuzberg

22.04. Hamburg - Hafenklang

23.04. Köln - Gebäude 9

24.04. Amsterdam (NL) - Sugarfactory

25.04. Groningen (NL) - Vera

26.04. Bruxelles (BEL) - AB Club

27.04. Schorndorf - Manufaktur

28.04. München - Strom

29.04. Wien (AUT) - Fluc

VVK: https://www.love-your-artist.de/de/dqagency/dienerven

GOLDEN KANINE

goldenkanine.com

29.05.2018 DE - Berlin - Monarch

30.05.2018 DE - Hamburg - Knust

31.05.2018 DE - Halle - Peißnitzhaus Festival

01.06.2018 DE - Chemnitz - Fuego a la Isla Festival

02.06.2018 DE - Nürnberg - Muz Club

03.06.2018 DE - Bochum - Rotunde

SCOTT MATTHEW

scottmatthewmusic.com

07.05.2018 NL Amsterdam - Paradiso

08.05.2018 BE Leuven - Stuk

09.05.2018 DE KÖLN Kulturkirche

10.05.2018 DE DRESDEN Societaetstheater

11.05.2018 DE MANNHEIM Alte Feuerwache

12.05.2018 DE HAMBURG Gruenspan

13.05.2018 DE BERLIN Heimathafen

15.05.2018 DE LEIPZIG UT Connewitz

16.05.2018 DE MÜNSTER Pumpenhaus

17.05.2018 DE FRANKFURT Mousonturm

18.05.2018 DE SCHORNDORF Manufaktur

19.05.2018 DE BEVERUNGEN Orange Blossom Special

21.05.2018 DE MÜNCHEN Theatron Festival

22.05.2018 AT SALZBURG Arge

23.05.2018 AT DORNBIRN Spielboden

24.05.2018 AT LINZ Posthof

25.05.2018 AT GRAZ Orpheum Extra

26.05.2018 AT VIENNA Theater Akzent

SLIM CESSNA'S AUTO CLUB

scacunincorporated.com

20.04.2018 UK Belfast - Ulster Hall w/ Nathaniel Rateliff & the Night Sweats

21.04.2018 UK Edinburgh - Usher Hallw/ Nathaniel Rateliff & the Night Sweats

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

04.05.2018 CH - Zürich - Lauter Festival

20.05.2018 DE - Beverungen - OBS Festival

25.05.2018 CH - Zürich - Vorstadtsounds

26.05.2018 CH - Lausanne - Prémice Festival

01.07.2018 CH - St Gallen - Open Air St Gallen

VITA BERGEN

vitabergen.com

03.05.2018 DE - Berlin - Internet Explorer (Immergut auf Reisen)

04.05.2018 DE - Rostock - Helgas Stadtpalast (Immergut auf Reisen)

05.05.2018 DE - Leipzig - Ilses Erika (Immergut auf Reisen)

WOVENHAND

wovenhand.com

07.06.2018 SE - Gothenburg - Pustervik

08.06.2018 NO - Moss - Lyse Netter

09.06.2018 NO - Oslo - Blå


Alle guten Wünsche für ein wohlverdientes Wochenende!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com
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Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
16. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch das neue Album von
Glasperlenspiel, die mit "Licht & Schatten" den Nachfolger zu ihrem
Edelmetall-gekrönten "Tag X" veröffentlichen.

Außerdem in den News: Sasha singt auf Deutsch! Sein neues Album
"Schlüsselkind" ist seit Freitag erhältlich. Es gibt eine neue Single
von CHVRCHES und Sigrid gibt uns "High Five"! Zudem veröffentlicht
Naaz ihre EP "Bits of Naaz", Eunique bringt "GIFT" auf den Markt und
es gibt Neuigkeiten von Nazar.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

Glasperlenspiel veröffentlichen ihr neues Album "Licht &
Schatten" 

Am Freitag veröffentlichen Glasperlenspiel ihr brandneues Album
"Licht & Schatten". Mit ihrer Single "Royals & Kings" schickte das
charismatische Duo einen ersten Vorboten und verkürzten die Wartezeit
auf ihr neues Werk.

Auf "Licht & Schatten" haben Glasperlenspiel ihren sofort
wiedererkennbaren Signature-Mix aus Pop und Electro um verschiedene
frische Elemente bereichert und zu einem genreübergreifenden
Crossover verschmolzen. Tanzbare Electro-Beats treffen auf catchy
Pop-Melodien, harte Club-Vibes auf atmosphärische R'n'B- und
HipHop-Einflüsse. "Licht und Schatten" ist intelligent produzierter
Urban-Pop mit jeder Menge aufregender Ecken und Kanten.

Mit "Royals & Kings" feat. Summer Cem veröffentlicht das
Multiplatin-Duo sein aller erstes Outtake aus dem folgenden Album
"Licht und Schatten": Erhältlich als CD Album mit 14 Titeln inkl. der
Hit-Single "Royals & Kings" sowie in der Deluxe Variante mit 14
Titeln inkl. der Hit-Single "Royals & Kings" und einer weiteren CD
mit 13 Titeln, die exklusive Remixe wie auch drei englische Songs
enthält.

Weitere Infos unter:

www.facebook.com/GPSMUSIK


Naaz veröffentlicht ihre EP "Bits Of Naaz"

"Make love cool again" ist Naaz' Motto - und das ist einfach
ansteckend: Ob The Fader, Vogue, Nylon oder das Indie Mag - alle
lieben den holländischen Shootingstar! Mit smarten Texten und
hinreißenden Melodien sorgt die 19-Jährige bereits seit einigen
Monaten für Aufsehen, was auch diversen Jurys nicht entgangen ist:
Naaz erhielt vor kurzem zwei Edison Pop Awards, das holländische
Pendant zum Grammy und den BRIT Awards. Auch live fasziniert Naaz das
Publikum rund um den Globus: Kürzlich begeisterte sie auf dem
legendären SXSW Festival in Austin, Texas und war zuvor bereits auf
dem Eurosonic Noorderslag Festival zu sehen. In den nächsten Monaten
ist Naaz u.a. dabei bei Live At Leeds (UK), The Great Escape (UK),
Bitterzoet/Rotown (NL) und Marlay Park (IL). Nach ihren Singles "Up
To Something", "Loving Love" und dem preisgekrönten "Words" erscheint
am 20. April ihre Debüt-EP "Bits Of Naaz".

Von "kleinen Häppchen" kann bei Naaz' Debüt-EP ganz sicher nicht die
Rede sein, denn die Sängerin und Songwriterin erschafft mit ihren
Songs bilderreiche Geschichten und lässt eine unwiderstehliche
Leichtigkeit mitschwingen. Das alles immer mit dem Ziel, aus der Welt
einen besseren Ort zu machen. Naaz fordert Vielfalt und Akzeptanz auf
ihre ganz eigene Weise, denn sie hält den Zuhörern nicht den Spiegel
vor, sondern zeigt auf, dass sich die Liebe, Freude, Güte lohnt, das
Leben faszinierender macht. Doch es gibt nicht nur sanfte Töne von
Naaz zu hören. Sie selbst hat kurdische Wurzeln und weiß um die
Komplexität des gesellschaftlichen Wandels in der heutigen Zeit. Den
negativen Stimmen setzt sie smarte Texte und verspielte Melodien
entgegen - und erobert so auf Anhieb Kopf und Herz.

Auf der EP "Bits of Naaz" gibt es u.a. die neue Single "As Fun" zu
hören. Der Song ist eine elektrisierende Pop-Hymne, die das Leben mit
all seinen Facetten feiert. "Break My Heart/I Need It/If That's What
It Takes To Feel Alive" - Naaz sieht auch in traurigen Momenten etwas
Schönes. Was wäre das Leben, wenn man sich immer nur, bremsen,
stoppen, zurückhalten würde? Ganz sicher hätte man nicht so viel
Spaß! Hoch talentiert, charmant und verdammt smart - das Jahr 2018
steht ganz im Zeichen von Naaz!


Eunique veröffentlicht ihr Debütalbum "GIFT"

Das lange Warten hat ein Ende - "GIFT" wird am 20.04.18 endlich
veröffentlicht. Mit Singles wie "Jubel" und "Groupie" ging Eunique
bereits an die Spitze der Streaming Zahlen.

Mit ihrem Debütalbum "GIFT" verspricht die Wahlberlinerin, die
ursprünglich in Hamburg zu Hause war, ihren Fans eine große Vielfalt
an Musikalität. Es war von Anfang an klar, dass sich die Bandbreite
zwischen infizösen Melodien die sich direkt ins Ohr bohren, und
harten Beats, getränkt in unfassbaren Flows bewegen wird. Wer sich
über achtzehn Monate auf sein Debüt vorbereitet, will nicht nur durch
gute Musik, sondern auch mit Verstand in Poesie glänzen. Das Streben
nach Perfektion und der hohe Qualitätsanspruch an sich selbst,
spiegeln sich in jedem Song des Albums, welches insgesamt mit 19
Tracks aufwartet, wieder. Mit ihrer Platte will sie klanglich etwas
präsentieren, was es in solch einem hohen Niveau zuvor noch nicht
gegeben hat. Ein Mixtape oder eine EP würde der konsequenten Arbeit
an diesem Werk nicht gerecht werden. Über Monate hat sie sich mit
ihrem Mentor und Wegbegleiter Michael Jackson eingeschlossen. Von
morgens bis morgens geschrieben und komponiert.

"Wir haben die Batterien aus alle Uhren entfernt, um der Realität zu
entfliehen und Pionierarbeit zu leisten. Grenzen und Emotionen wurden
ignoriert - mentale oder physische Wehwehchen nicht zugelassen -
Schlaf war überflüssig. Um Dinge zu erreichen, die du noch nie
hattest, musst du Dinge tun, die du noch nie gemacht hast - ich will
unique / einzigartig sein."

Dazu begab sie sich in ein hartes körperliches und mentales Training.
Sie musste lernen Geduld zu bewahren, um das ideal Ergebnis zu
erzielen. Sie trainierte wie besessen, um sich fit für ihre Karriere
und Bühne zu machen. Es hat sich gelohnt. Stärker und präsenter denn
je wird sich Eunique heute der Welt stellen.


Nazar veröffentlicht erste Single "Intro 1984" aus dem
kommenden Album "Mosaik"

Nach 8 veröffentlichten Alben und zahlreichen Gold- und
Platinauszeichnungen, kommt am Freitag endlich die erste Single
"Intro 1984" aus dem lang ersehnten Album "Mosaik", welches am
16.05.18 veröffentlicht wird. Österreichs Nummer Eins liefert mit
seinem Album erneut Maßstäbe in ausgefeilter Produktion und
meinungsstarken Lines.

Mit den neuen Tracks tritt der 33-Jährige eine neue Richtung ein -
sich selbst verliert er dabei nicht, sondern definiert sich und seine
Hörerschaft neu. Das lange Warten hat sich also gelohnt - Nazar ist
wieder hungrig und beweist sich durch sein bisher wohl
facettenreichstes Album bei seinen alten und neuen Fans. Features in
nie dagewesenen Konstellationen und hitlastige Beats sorgen dafür,
dass "Mosaik" seinen Hörern im Gedächtnis bleiben wird.

Zu "Intro 1984", dem wohl persönlichsten Song des Albums, kommt am
20.04. auch das Musikvideo. Man kann gespannt sein, was nach diesem
autobiographischen Hit noch alles folgen wird!


Sasha präsentiert sein deutschsprachiges Album
"Schlüsselkind" 

SASHA ist zurück - und überrascht seine Fans mit einem
deutschsprachigen Album, das einmal mehr unterstreicht, dass der
Sänger, Musiker und Performer zu den vielseitigsten männlichen
Solokünstlern im Land gehört! Nach der Single "Du fängst mich ein"
erschien am vergangenen Freitag das komplette Album "Schlüsselkind".

Für sein Album hat Sasha insgesamt 14 neue Songs aufgenommen -
allesamt erstmals auf Deutsch. Wir erleben die Neuerfindung eines
Sängers, der im Rückblick zeitlebens musikalisch immer offen für
Neues war, sich nie hat in ein Korsett zwingen lassen. "Ich habe
meine ersten Versuche auf Deutsch zu singen bereits Mitte der
Neunzigerjahre gehabt", sagt Sasha: " Aber mir hat damals die
Ernsthaftigkeit bei mir selbst gefehlt. Ich bin beim Schreiben immer
wieder ins komische Fach abgedriftet: Ich bildete mir damals ein,
jede Strophe müsse einen lustigen Twist aufweisen, damit es auch
wirklich ein Lied wird."

Sashas neue Songs besitzen jetzt diese Ernsthaftigkeit, vor der er
früher zurück geschreckt war. "Heute träume ich Songs sogar auf
Deutsch." Die Fans dürfen sich auf Sasha in Bestform freuen! Und es
gibt noch ein weiteres Highlight:

SASHA live

26.09.2018 - Frankfurt, Jahrhunderthalle

27.09.2018 - Leipzig, Haus Auensee

29.09.2018 - Köln, E-Werk

30.09.2018 - Stuttgart, Beethovensaal

02.10.2018 - Ravensburg, OberschwabenKlub

03.10.2018 - Trier, Europahalle

05.10.2018 - Mannheim, Rosengarten

06.10.2018 - Dortmund, Phoenixhalle

07.10.2018 - Erfurt, Thüringenhalle

09.10.2018 - München, Tonhalle

10.10.2018 - Bamberg, Brose Arena

14.10.2018 - Berlin, Tempodrom

15.10.2018 - Braunschweig, Stadthalle

17.10.2018 - Hamburg, Mehr! Theater

http://www.universal-music.de/sasha/home

http://www.sasha.de


Wunder geschehen! Mit "Miracle" präsentieren CHVRCHES das
vierte Vorab-Outtake aus ihrem am 25.05. folgenden Album "Love Is
Dead"!

"Ask me no questions, I will tell you no lies, careful what you wish
for. We're looking for angels in the darkest of skies ... I'm not
asking for a miracle," teilt CHVRCHES-Sängerin Lauren Mayberry der
Welt in dem brandneuen Outtake "Miracle" mit, das das schottische
Electropop-Trio am vergangenen Mittwoch überraschend veröffentlicht
hat. "Miracle" ist die bereits vierte Vorab-Auskopplung aus dem am
25. Mai folgenden Album "Love Is Dead".

Produziert wurde der Track von niemand Geringerem als Steve Mac, der
bereits für Ed Sheerans Megahit "Shape Of You" hinter den Reglern
stand. "'Miracle"' ist der einzige Song auf dem Album, der nicht in
den Staaten geschrieben oder aufgenommen wurde", so die Band über die
fruchtbare Zusammenarbeit. "Stattdessen entstand er in London
gemeinsam mit Steve Mac. Steve ist ein großartiger Songschreiber, der
über ein unglaubliches Bauchgefühl und ein absolut einzigartiges
Gespür für Melodien verfügt. Die Arbeit mit ihm hat sich extrem
reibungslos und unkompliziert gestaltet. Er nimmt sich Zeit für alle
Vorschläge und ermutigt einen, seine sichere Komfortzone zu
verlassen, um ganz neue Wege auszuprobieren."

Nach "Get Out", "My Enemy (feat. Matt Berninger)" und "Never Say Die"
stellt "Miracle" die vierte Auskopplung aus dem kommenden Album dar.

CHVRCHES bestehen aus Lauren Mayberry, Iain Cook und Martin Doherty.
Mit "Love Is Dead" veröffentlicht das Trio sein drittes Album, mit
dem die Band an ihr Top 10-Debüt "The Bones Of What You Believe"
(2013) und dem gefeierten Top 5-Nachfolger "Every Open Eye" (2015)
anschließt. Auf "Love Is Dead" wandeln CHVRCHES auf einem Grat
zwischen Euphorie und bittersüßer Melancholie. "Love Is Dead"
behandelt viele unterschiedliche Themen, vor allem aber das
Erwachsenwerden "in dem Bewusstsein, dass es tolle Dinge in der Welt
gibt, aber auch schreckliche, und dass du das eine nicht ohne das
andere bekommst", so Mayberry.

CHVRCHES live

22.-24.06. Neuhausen ob Eck, Southside Festival

22.-24.06. Scheessel, Hurricane Festival


Sigrid präsentiert neuen Smash-Hit "High Five"

Auch wenn uns ihre Single "Strangers" einfach nicht mehr aus dem Kopf
gehen will - und das nicht nur dank der groß angelegten Vodafone
CallYa Kampagne - folgte am letzten Freitag der nächste Streich von
BBC Sound of 2018-Gewinnerin Sigrid. "High Five" heißt ihre neue
Single. In UK knackte sie damit die Top 10 der offiziellen Charts,
aktuell ist sie damit auf #27 in den iTunes-Charts (DE). Doch Sigrids
Kreativität kennt einfach keine Grenzen und sie macht das, was sie am
besten kann: Hits schreiben. Nachdem sie am 16. März mit ihrer Single
"Raw" Premiere feierte, folgte nun mit "High Five" ihr neuestes Werk.

Auch die Medien können sich auf Sigrid einigen als "Artist to watch"!
Ganz früh war i-D schon der Ansicht, dass Sigrid der neue Popstar ist
auf den wir gewartet haben. Und auch der Musikexpress setzte Sigrid
auf ihre Hotlist für 2018 für sie ist das norwegische Ausnahme-Talent
"die neue Superheldin im Popland".

Weitere Informationen:

http://www.thisissigrid.com/

https://www.facebook.com/thisissigrid

https://www.instagram.com/thisissigrid/

http://www.universal-music.de/sigrid/home

 * 


Veröffentlichungsplan

Alben

Elenco de Soy Luna / Soy Luna - Modo Amar (Staffel 3) / 20. April 2018

Glasperlenspiel / Licht & Schatten / 20. April 2018

Eunique / GIFT / 20. April 2018

Verrückte Hunde / VH / 18. Mai 2018

Ceydo & Freeze / Flouz & Segen / 18. Mai 2018

Manuellsen & Micel O / NJC / 18. Mai 2018

CHVRCHES / Love Is Dead / 25. Mai 2018

Gzuz / Wolke 7 / 25. Mai 2018

Punch Arogunz / Schmerzlos / 25. Mai 2018

Welshly Arms / No Place Is Home / 08. Juni 2018

Singles

Frank & Friedrich feat. Bastien / Higher / 20. April 2018

Shadow030 / Sky is the limit / 20. April 2018

Alltag / Where Have You Been / 27. April 2018

Leland / Mattress (High As A Kite) / 27. April 2018

Gia Koka / Trippin' / 27. April 2018

Nick Talos feat. Mitchl / Hey Gorgeous / 04. Mai 2018

 * 

TV-Termine

Beatrice Egli 

20.04.2018 / 22:00 Uhr / WDR / Kölner Treff 

05.05.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Willkommen bei Carmen Nebel 

11.05.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Musik für Sie 

18.05.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Meine Schlagerwelt - Die Party mit Ross Antony 

03.06.2018 / 20:15 Uhr / RTL / Team Ninja Warrior Promi Special

Glasperlenspiel

22.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

Helene Fischer

28.04.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / HELENE FISCHER - Live 2018

Jonas Monar

29.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

Michelle

22.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

04.05.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Wiedersehen macht Freude

Niila

29.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

Rea Garvey

24.04.2018 / 20:15 Uhr / VOX / Sing meinen Song - Das Tauschkonzert - Staffelstart 

01.05.2018 / 15:55 Uhr / 3sat / zdf@bauhaus 

08.05.2018 / 22:05 Uhr / VOX / Die Rea Garvey Story

Sasha

20.04.2018 / 20:15 Uhr / Sat1 / LUKE! Die Schule und ich

20.04.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Talkshow 

24.04.2018 / 05:30 Uhr / Sat.1 / Frühstücksfernsehen 

24.04.2018 / 23:00 Uhr / ZDF / Markus Lanz 

26.04.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne 

29.04.2018 / 18:45 Uhr / NDR / DAS! 

02.05.2018 / 16:00 Uhr / MDR / MDR um 4

18.05.2018 / 22:00 Uhr / WDR / Kölner Treff

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music Entertainment GmbH

Universal PRESSE Webteam

E-Mail: presse@universal-music.de

Telefon: 030/52007-0

Internet: umusic.com
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Universal Music International Presse-Newsletter - 16. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch das gemeinsame Album von Sting
& Shaggy, einen neuen Song von Florence + The Machine, das Debüt von
Bishop Briggs und das neue Album von Lord Huron.
Außerdem gibt es Neuigkeiten von Post Malone, Kendrick Lamar, James
Bay, Ben Howard und Drake.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team
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Neuigkeiten

Sting & Shaggy veröffentlichen gemeinsames Album "44/876"

Zwei Ikonen auf Jamaika und im Studio - da kann nur etwas ganz
besonderes dabei rauskommen! Sting und Shaggy machen gemeinsame Sache
und präsentieren ihr Album "44/876"! Vorab gab es bereits die Single
"Don't Make Me Wait" sowie "Waiting For The Break Of The Day" zu
hören. Am Freitag erscheint das komplette Album. Produziert wurden
die gesamten Sessions der beiden Legenden von Shaggys langjährigem
Produzenten Sting International (Shaun Pizzonia), der u.a. bei den
Megahits "It Wasn't Me," "Angel," "Boombastic" und "Oh Carolina"
hinter den Reglern stand.

Auch live werden die beiden in den nächsten Wochen gemeinsam
unterwegs sein. Einen ersten Eindruck konnten sich die Fans beim WDR2
Radiokonzert machen.


Bishop Briggs präsentiert ihr Debütalbum "Church Of
Scars"

Sie hat über 316 Millionen Streams erreicht und mit ihrer Single
"River" in den USA Gold erreicht. Auch hierzulande wächst die
Fangemeinde und feierte die Newcomerin u.a. für den Song der Vodafone
Werbekampagne ("Be Your Love"). Nach dem Vorboten "White Flag"
veröffentlicht die Britin am Freitag ihr Debütalbum "Church Of
Scars".

Sie wäre kein glücklicher Mensch, wenn sie nicht jeden Tag singen und
schreiben könnte, sagt Bishop Briggs - und dieses Glück verpackt sie
in ihrem ganz eigenen Stil: Trapsoul nennt die Musikerin ihren
künstlerischen All-over-Sound, der kraftvolle Vocals in eingängige
Beats, satte Dubstep-Bässe und Hip-Hop-Elemente bettet. Abgerundet
von Akustikgitarre und Gospelklängen eint ihr "smoky post-modern pop"
unterschiedliche kulturelle Einflüsse - denn davon hat die Newcomerin
in ihrem jungen Leben schon viele gesammelt. Im Alter von vier Jahren
zog Bishop Briggs mit ihren Eltern nach Tokio - und stand dort
landestypisch schon bald hinter dem Mikrophon in Karaokebars. Schon
mit sieben Jahren fing sie an eigene Songs zu schreiben. Die heute
24-Jährige wählte schließlich ihren Künstlernamen nach der
Heimatstadt ihrer Eltern: Bishopbriggs in Schottland. Jetzt gibt es
das furiose Debüt der Powerfrau!

http://www.universal-music.de/bishop-briggs/home


Lord Huron veröffentlichen drittes Studioalbum "Vide Noir"
++ Vier Deutschland-Konzerte im Herbst

Nachdem Lord Huron im Februar mit "Wait By The River" einen Vorboten
veröffentlicht haben, gibt es am Freitag das dritte Album der US-Band
um Sänger und Kreativkopf Ben Schneider: "Vide Noir" erscheint am 20.
April 2018 bei Whispering Pines/Republic Records.

Entstanden über einen Zeitraum von rund zwei Jahren, haben Lord Huron
das neue Album in ihrem eigenen "Whispering Pines"-Studio/Clubhaus in
Los Angeles geschrieben und aufgenommen; abgemischt wurde "Vide Noir"
von Dave Fridmann (u.a. The Flaming Lips, MGMT). Bereits mit der
Ankündigung des neuen Albums veröffentlichten Lord Huron die
Vorabsongs "Ancient Names (Part I)" und "Ancient Names (Part II)",
die von US-Medien wie NPR oder Spin in den höchsten Tönen gelobt
wurden. Die Redakteure von Spin schrieben: "Ein unheimlicher,
ungewisser Blick in eine Kristallkugel, der die typisch-düsteren
Inhalte der Band noch vergrößert und sie überführt in krass
übersteuerten Garage-Rock."

LORD HURON Live 2018

21. Oktober - Hamburg, Grünspan

02. November - München, Technikum

03. November - Köln, Gloria

05. November - Berlin, Columbia Theater

https://www.universal-music.de/lord-huron


Florence + The Machine veröffentlichen zum RECORD STORE DAY
neuen Song "Sky Full Of Song"

Welcome back, Florence Welch: Mit "Sky Full Of Song" melden sich
Florence + The Machine in einem ergreifenden Akustikgewand zurück.
Anlässlich des RECORD STORE DAY am 21. April erscheint "Sky Full Of
Song" als limitierte 7" Vinyl. Aber es gibt den neuen Song von
Florence Welch auch als Download und im Stream.

Mit ihrem letzten Album "How Big, How Blue, How Beautiful" eroberten
Florence + The Machine auf Anhieb Platz 3 in den deutschen
Albumcharts! Nach den Vorgängern "Lungs" und "Ceremonials" toppten
Florence Welch und ihre Band den Erfolg mit ihrem dritten Werk und
erreichten in ihrer Heimat Großbritannien direkt die Spitze der
Charts. Auch in den USA, Kanada und Australien schoss "How Big, How
Blue, How Beautiful" direkt auf Platz 1 der Albumcharts.

Anlässlich der Vinyl-Veröffentlichung am Record Store Day gibt es
eine ganz besondere Fan-Aktion, den man kann VIP Tickets für das
Melt! Festival gewinnen, wo Florence + The Machine live zu sehen sein
werden. Einfach am 21. April in einer der folgenden Läden
vorbeischauen und mitmachen!

Berlin - @Dodo Beach East

Köln - @Underdog Recordstore

Dresden - @Sweetwater Records

Hamburg - @Michelle Records

München - @Optimal

FLORENCE + THE MACHINE live

@Melt! Festival am 13. Juli 2018

http://www.universal-music.de/florence-and-the-machine/home


James Bay mit emotionalem Video zu "Us" ++ Neues Album
"Electric Light" erscheint am 18. Mai

Mit "Wild Love" und "Pink Lemonade" gab es einen ersten Vorgeschmack
auf das kommende, zweite Album des Briten: James Bay hat Anfang April
noch einen weiteren Song veröffentlicht - und präsentiert nun ein
bewegendes Video zu "Us".

"Mit meiner Musik auf Tour zu sein, das bedeutet, dass ich in der
glücklichen Lage bin, Menschen auf der ganzen Welt zu treffen und die
phänomenale Stärke des Publikums zu sehen. Gigs können der größte
Beweis für die Kraft und die Positivität sein, die entfaltet wird,
wenn wir uns alle zusammentun. Ich habe diesen Song geschrieben, um
Einheit und Inklusion zu erkunden. Dieser Song ist ein ganz
besonderer Moment für mich auf dem Album", erklärt James Bay.

Nach dem preisgekrönten Debütalbum "Chaos And The Calm" erscheint am
18. Mai mit "Electric Light" das neue Album, das gemeinsam mit seinem
langjährigen Freund Jon Green sowie Paul Epworth (Adele, Florence and
The Machine) entstanden ist.

Am 12. Juni wird James Bay in Berlin im Huxley's sein neues Album
live präsentieren!

JAMES BAY live

12.06.2018 Berlin, Huxley's

Veranstalter: FKP Skorpio

Alle Infos zum Ticket-Pre-Sale, Albumvorbestellungen etc gibt es
hier:

https://store.universal-music.de/p30-i1535

http://www.universal-music.de/james-bay/home


Kendrick Lamar erhält als erster Rapper den Pulitzerpreis
für sein Album "DAMN."

Der renommierteste Medienpreis der Welt, der Pulitzer, geht in diesem
Jahr zum ersten Mal überhaupt an einen Rapper - und in diesem Fall
einen derzeit wichtigsten HipHop-Künstler überhaupt: Kendrick Lamar!
Für sein Album "DAMN." wird der US-Künstler mit dem Pulitzer in der
Kategorie Musik ausgezeichnet. Laut Preisverwaltungs-Chefin Dane
Canedy sei das Album des 30-Jährigen eine "virtuose Liedersammlung,
vereint von seiner umgangssprachlichen Authentizität und rhythmischen
Dynamik." Weiter fügte sie hinzu: "Das ist ein großer Moment für den
Hip-Hop und ein großer Moment für die Pulitzer!"


Ben Howard kündigt neues Album an: "Noonday Dream"
erscheint am 1. Juni ++ Live-Tour im Juni

Ben Howard ist zurück und kündigt für den 1. Juni sein neues Album
"Noonday Dream" an! Zudem dürfen sich die Fans auf zwei
Deutschland-Konzerte freuen!

Das neue Album "Noonday Dream" hat der 30-Jährige in verschiedenen
Studios zwischen dem Südwesten Frankreichs und dem Südwesten Englands
aufgenommen (u.a. auch in den Sawmills Studios in Cornwall). Für die
Produktion zeigte er sich durchweg selbst verantwortlich.
Kompromisslos und facettenreich wie man es von ihm kennt, fungiert
die erste Single als episches Intro für das neueste Werk des
BRIT-Award-Gewinners.

Die eindrucksvolle Entwicklung, die Ben Howards Songwriting allein
vom erfolgreichen Debütalbum ("Every Kingdom"; 2011) bis zum düsteren
"I Forget Where We Were" (2014) gemacht hat, setzt er nun mit dem
nächsten Kapitel unter dem Titel "Noonday Dream" fort - ein Album,
das seine Position als einer der talentiertesten und zugleich
unvorhersehbarsten Künstler der aktuellen britischen Musiklandschaft
festigen wird.

Zusammen mit seiner sechsköpfigen Band wird Ben Howard eine Reihe von
Konzerten und Festival-Shows in ganz Europa spielen; hierzulande
tritt er im Juni bei zwei Konzerten in Köln und Berlin und im
September beim Lollapalooza Festival in Berlin auf.

BEN HOWARD live

01. Juni - E-Werk, Köln

06. Juni - Admiralspalast, Berlin

08.-09. September - Lollapalooza, Berlin

http://www.universal-music.de/ben-howard/home


Post Malone - Umjubelter Auftritt beim Coachella Festival
++ Neues Album "Beerbongs & Bentleys" erscheint am 27. April

Mit "Rockstar" eroberte Post Malone die Charts rund um den Globus und
holte sich den Spotify-Rekord: Keine andere Single stand jemals so
lange auf Platz 1 der Global Charts! Jetzt kündigt Post Malone sein
neues Album an: "Beerbongs & Bentleys" erscheint am 27. April! Nach
seinem umjubelten Coachella-Auftritt gestern Abend kann das Album ab
sofort vorbestellt werden. Den ersten Vorgeschmack gibt es mit der
Single "Psycho" feat. Ty Dolla $ign - das dazugehörige Video feierte
kürzlich Premiere:

"Beerbongs & Bentleys" ist der Nachfolger zu seinem Hitalbum
"Stoney", das Ende 2016 veröffentlicht und mit etlichen Gold- und
Platin-Awards ausgezeichnet wurde. Das nächste Kapitel seiner
Karriere gibt es ab dem 27. April - bis dahin verkürzt Post Malone
die Wartezeit mit der Single "Psycho".

TRACKLISTING 

  1. "Paranoid"

  2. "Spoil My Night" (Feat. Swae Lee)

  3. "Rich & Sad"

  4. "Zack and Codeine"

  5. "Takin' Shots"

  6. "Rockstar" (Feat. 21 Savage)

  7. "Over Now"

  8. "Psycho" (Feat. Ty Dolla $ign)

  9. "Better Now"

10. "Ball For Me" (Feat. Nicki Minaj)

11. "Otherside"

12. "Stay"

13. "Blame It On Me"

14. "Same Bitches" (Feat. G-Eazy & YG)

15. "Jonestown (Interlude)"

16. "92 Explorer"

17. "Candy Paint"

18. "Sugar Wraith"


Drake kickt sich selbst von der Chartspitze: Neue Single
"Nice For What" jetzt auf Platz 1 in den US-Charts,"God's Plan" auf
Platz 2 + Video mit Tiffany Haddish, Issa Rae, Tracee Ellis Ross,
Emma Watson, Zoe Saldana uva.

Nachdem Drake mit seiner Single "God's Plan" gerade seinen
persönlichen Rekord geholt hat - der Song stand seit 11 Wochen auf
Platz 1 in den Billboard Hot 100 - gibt es einen weiteren Grund zu
feiern: Er hat sich selbst vom Chartthron gekickt! Seine neue Single
"Nice For What" erreicht diese Woche in den USA Platz 1 und schickt
"God's Plan" auf Platz 2!

Das Video mit samt hochkarätiger Besetzung begeistert die Fangemeinde
weltweit: "Nice For What" ist eine Hymne an starke Frauen, so dass
Drake gleich 16 Diven aus Musik und Film für das Video einlud: Von
Shootingstar Tiffany Haddish über Tracee Ellis Ross bis hin zu Issa
Rae, Emma Watson und Zoe Saldana - die Ladies sind das Highlight des
kürzlich voröffentlichten Clips.

http://www.universal-music.de/drake/home

 * 


Veröffentlichungsplan

Alben

Sting & Shaggy / 44/876 / 20.04.2018

Brothers Osborne / Port Saint Joe (CD) / 20.04.2018

Bishop Briggs / Church Of Scars / 20.04.2018

The Shires / Accidentally On Purpose (CD) / 20.04.2018

Lord Huron / Vide Noir / 20.04.2018

Blossoms / Cool Like You / 27.04.2018

Post Malone / Beerbongs & Bentleys / 27.04.2018

Frank Turner / Be More Kind / 04.05.2018

Aquillo / ii / 04.05.2018

Kacey Musgraves / Golden Hour (LP)/ 04.05.2018

The Temptations / All The Time / 04.05.2018

Marian Hill / Unusual / 11.05.2018

James Bay / Electric Light / 18.05.2018

Snow Patrol / Wildness / 25.05.2018

Mt. Desolation / When The Night Calls / 25.05.2018

Ben Howard / Noonday Dream / 01.06.2018

Catalogue

Barry White / The 20th Century Records Singles 7" Singles (1973-1975) (10x 7" Box) / 20.04.2018

Gomez / Bring It On (20th Anniversary) (CD Box, 2LP) / 20.04.2018

Eliane Elias / Music From Man Of La Mancha (CD) / 20.04.2018

Lionel Richie / Can't Slow Down (LP) / 20.04.2018

Lionel Richie / Dancing On The Ceiling (LP) / 20.04.2018

Lionel Richie / Lionel Richie (LP) / 20.04.2018

Gomez / Bring It On (Remastered 2018 / Standalone) (CD) / 20.04.2018

Pete Townshend / Who Came First (45th Anniversary Ltd. Edition) (2CD) / 20.04.2018

Poison / Open Up And Say... Ahh! (LP) / 20.04.2018

The Who / Live At The Filmore (50th Anniversary Edt.) (Ltd. 3LP, 2CD) / 20.04.2018

Massive Attack / Heligoland (2016 Reissue) (2LP) / 27.04.2018

Sonny Rollins / Way Out West (Deluxe Edition) (2LP) / 27.04.2018

Soundtrack / Super Troopers 2 (Motion Picture Soundtrack) (CD) / 27.04.2018

Various Artists / Nashville In Concert (Live At The Royal Albert Hall, London / 2017) (DVD) / 27.04.2018

Brian Eno / Music For Installations (Limited Edition) (6CD Box, 9LP Box) / 04.05.2018

Brian Eno / Music For Installations (Standard Edition) (6CD Box) / 04.05.2018

Goran Bregovic / Arizona Dream (Original motion Picture Soundtrack) (LP) / 04.05.2018

Goran Bregovic / Le Temps Des Gitans (Original motion Picture Soundtrack) (LP) / 04.05.2018

Goran Bregovic / Underground (Original motion Picture Soundtrack) (LP) / 04.05.2018

Various Artists / The Harder They Come (OST) (LP) / 04.05.2018

Glenn Frey (Above The Clouds - The Collection (3CD/DVD), Above The Clouds - The Best Of Glenn Frey (CD) / 11.05.2018

John Mellencamp / Plain Spoken - From The Chicago Theatre (Live 2016) (DVD+CD, BD+CD) / 11.05.2018

Donna Summer / Summer: The Original Hits (CD) / 18.05.2018

Jeff Beck / Still On The Run - The Jeff Beck Story (DVD, BD) / 18.05.2018

Lenny Kravitz / Greatest Hits (2LP) / 18.05.2018

Nirvana / Rainbow Chaser: The 60s Recordings (The Island Years) (2CD) / 18.05.2018

Noah And The Whale / Peaceful, The World Lays me Down (LP) / 18.05.2018

Noah And The Whale / The First Days Of Spring (LP) / 18.05.2018

Paul McCartney / Chaos And Creation In The Backyard (CD/LP) / 18.05.2018

Paul McCartney / Chaos And Creation In The Backyard (D2C Excl. Coloured Vinyl / 18.05.2018

Paul McCartney / NEW (CD/LP) / 18.05.2018

Paul McCartney / NEW (D2C Excl. Coloured Vinyl / 18.05.2018

Paul McCartney / Thrillington (CD/LP) / 18.05.2018

Paul McCartney / Thrillington (D2C Excl. Coloured Vinyl / 18.05.2018

Wings / Greatest (CD/LP) / 18.05.2018

Wings / Greatest (D2C Excl. Coloured Vinyl) (LP) / 18.05.2018

Steve Miller Band / diverse LPs / 18.05.2018

Chrissie Hynde / Alone With Chrissie Hynde (DVD) / 25.05.2018

Secret Garden / You Raise Me Up - The Collection (CD) / 25.05.2018

The Beautiful South / 0898 Beautiful South (Remastered 2017) (LP) / 25.05.2018

The Beautiful South / Painting It Red (Remastered 2017) (2LP) / 25.05.2018

Def Leppard / The Vinyl Boxset: Volume One (LP Box) / 01.06.2018

Def Leppard / The CD Boxset: Volume One (CD Box) / 01.06.2018

 * 

TV-Termine

Aerosmith

02.05. / 01:50 Uhr / 3Sat / Pop Around The Clock

Billie Eilish

01.06. / 22:40 Uhr / arte / arte tracks

Calum Scott

21.05. / 11:50 Uhr / ZDF / ZDF Fernsehgarten

Ilse DeLange

11.05. / 05:30 Uhr / ZDF / MOMA

13.05. / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

James Bay

07.05. / 23:00 Uhr / Pro 7 / Late Night Berlin

Kiss

02.05. / 02:50 Uhr / 3Sat / Pop Around The Clock

Metallica 

02.05. / 03:50 Uhr / 3Sat / Pop Around The Clock

Mötley Crüe

02.05. / 05:00 Uhr / 3Sat / Pop Around The Clock

Shania Twain

01.05. / 19:30 Uhr / 3Sat / Pop Around The Clock

Sting & Shaggy

06.05. / 23:00 Uhr / ARD / TTT

Queen

01.05. / 08:45 Uhr / 3Sat / Pop Around The Clock

The Bee Gees

01.05. / 09:55 Uhr / 3Sat / Pop Around The Clock

The Rolling Stones

01.05. / 16:40 Uhr / 3Sat / Pop Around The Clock

U2

01.05. / 23:25 Uhr / 3Sat / Pop Around The Clock

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music Entertainment GmbH

Universal PRESSE Webteam

E-Mail: presse@universal-music.de

Telefon: 030/52007-0

Internet: umusic.com
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LABEL/4867: Warner Music Klassik News - 18. April 2018 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 18. April 2018



Verwandschaft und Wahlverwandschaft

»In Between« nennt die deutsch-italienische Pianistin Sophie Pacini
ihr neues Album, mit dem sie den Beziehungen von Fanny und Felix
Mendelssohn sowie von Clara und Robert Schumann nachspürt. »Es geht
um Verwandtschaft und Wahlverwandtschaft«, erläutert sie die
grundlegende Idee. Denn Fanny und Felix Mendelssohn, Clara und Robert
Schumann waren nicht nur Geschwister oder ein Ehepaar - sie haben
sich beim Komponieren auch wechselseitig inspiriert, wobei den beiden
Frauen keineswegs der geringere Anteil zukommt.

VÖ: 11. Mai - CD 0190295704940


Zum 50. Todestag von Joseph Keilberth

Als am 20. Juli 1968 im Münchner Nationaltheater der Beginn von
Wagners Tristan erklang, ahnte niemand im Publikum, dass er Zeuge
eines tragischen Todesfalls werden sollte. Der Dirigent Joseph
Keilberth erlitt während der Aufführung einen tödlichen Herzinfarkt.
Die Welt verlor einen der bedeutendsten Maestros der ersten Hälfte
des 20. Jahrhunderts, der neben Herbert von Karajan oder Rudolf Kempe
das Musikleben seiner Zeit entscheidend prägte. Von vielen als wahrer
Nachfolger Wilhelm Furtwänglers betrachtet, sorgte er von den frühen
50er bis in die 60er Jahre beim Label Telefunken für eine Fülle von
zeitlos-wertvollen Aufnahmen, die zum 50. Todestag in der ICON-Serie
umfangreiche Box erscheinen.

VÖ: 11. Mai - 22 CDs 0190295689261


Ein argentinischer Abend im Teatro Colón

Anlässlich des "Festival de Música y Reflexión" im Teatro Colón
zelebrierten Daniel Barenboim und sein West-Eastern Divan Orchestra
den 100. Geburtstag zweier der einflussreichsten und
außergewöhnlichsten Musiker Argentiniens: Alberto Ginastera und
Horatio Salgán.

VÖ: 04. Mai - DVD 880242970688 · Blu-ray 8802429706405192


Klassik-Streaming: Warner Classics und IDAGIO vereinbaren
enge Partnerschaft

Berlin, 18. April 2018 Warner Classics macht ab sofort seinen
Gesamtkatalog klassischer Aufnahmen über IDAGIO verfügbar. Nutzer des
führenden Streaming-Services für klassische Musik können so fortan
mit einem Klick auf fast alle weltweit bedeutenden Klassik-Aufnahmen
zugreifen.

IDAGIO verfügt mit über 650.000 Tracks über einen der umfangreichsten
Klassik-Kataloge der Branche. Durch die Kooperation zwischen Warner
Classics und Idagio wird dieser um sämtliche aktuellen und
zukünftigen Veröffentlichungen der Warner Classics- und Erato-Labels,
sowie dem umfangreichen Gesamtkatalog mit Einspielungen legendärer
Labels wie EMI Classics, Teldec (heute Warner Classics) oder Virgin
Classics (heute Erato) erweitert.

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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LABEL/4866: Warner Music Medien Newsletter KW 16 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 16

Hamburg, 18. April 2018



Auf eins folgt zwei: Nachdem sie sich mit ihrer Debüt-Single "Lang
lebe die Liebe" als einer der vielversprechendsten Newcomer der
deutschsprachigen Musikszene verorteten, veröffentlichte das
Geschwister-Duo KLAN am vergangenen Freitag die Doppel-Single
"Tropfen" und "Keine Zeit" - zwei weitere eindrucksvolle Vorboten
ihres im Oktober erscheinenden Debütalbums "Wann hast du Zeit?", das
ab sofort vorbestellbar ist. "'Tropfen' besingt die reinigende
Kraft des Weinens, den Übergang von verschwommener Traurigkeit in die
dahinterliegende Klarheit", so Stefan. Im Vergleich zum klaren,
dynamischen "Tropfen" [1] transportiert "Keine Zeit" hingegen eine
sehnsüchtige Schwere. Diese Woche spielen KLAN ihre erste
Headline-Tour in München, Köln, Berlin, Hamburg und Leipzig.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


TRACK OF THE WEEK - Bazzi · Myself

Am vergangenen Freitag veröffentlichte der für seine Single "Mine"
mit Platin ausgezeichnete US-Künstler Bazzi sein sensationelles
Debütalbum "Cosmic". In seinen Songs vereint der Sohn eines
libanesischen Einwanderers und einer amerikanischen Mutter
hypnotische Hooks, ausgeklügelte Produktion und satte
Instrumentierung zu einer undefinierbaren Klangvision zwischen R&B
und Pop.

In Folge der vorab erschienenen Tracks "Mine" (knapp 50 Mio. Views),
"Why" und "Gone" hatte Bazzi zuletzt seinen ungeheuer eingängigen
Song "Honest" enthüllt, inklusive eines begleitenden Musikvideos. [2]
"Ich mach mir die Welt, wie sie mir gefällt", so Bazzi, der
mit seinem ganz eigenen Signature-Sound derzeit zum internationalen
Shootingstar avanciert.


AKTUELLES

MIKE SINGER

Knapp zwei Jahre ist es her, dass er als jüngster Künstler aller
Zeiten einen Plattenvertrag bei Warner Music Deutschland
unterzeichnete. Nach nunmehr zwei Top 1-Alben und ausverkauften
Hallentourneen durch Deutschland gilt Mike Singer mittlerweile als
der erfolgreichste Sänger und Songwriter seiner Generation.

Nun legt der 18-jährige Überflieger eine ganz besondere Neuauflage
seiner 2017er Hit-Single "Deja Vu" (über 20 Mio. Klicks) vor.
Gesanglich unterstützt wird er diesmal vom deutsch-marokkanischen
Schauspieler und Musiker Yasin El Harrouk, alias YONII - hier [3] im
Video zu sehen.

"Es hat mich mega gefreut YONII als Feature für 'Deja Vu' gewinnen
zu können. Ich mochte seine Tracks schon immer und meiner Meinung
nach wird 'Deja Vu' noch mal besser als es im Original schon
ist", schwärmt Mike Singer über die gelungene Kollabo.


KOVACS

Da ist sie wieder, die enigmatische Soul-Sängerin mit den
kurzgeschorenen Haaren und der tiefgreifenden Stimme. Kovacs kündigte
vor Kurzem ihr am 17.08. erscheinendes zweites Album "Cheap Smell"
an, das auf ihr überragendes 2015er Debüt "Shades Of Black" mit den
Singles "My Love" und "Diggin'" folgt.

Zeitgleich enthüllte der holländische Shootingstar Ende vergangener
Woche daraus die brandneue Single "Black Spider", in der es um die
Verlockung zerstörerischer Liebschaften geht: "Man landet immer
wieder im selben Netz", so Kovacs. "Und jedes Mal ist es so,
als fühle man sich geborgen in der Falle zu sitzen."

Hier [4] ist die Single im offiziellen Musikvideo zu sehen. Das neue
Album "Cheap Smell" verspricht noch intensiver als sein Vorgänger zu
werden und entstand in Zusammenarbeit mit dem Produzenten Liam Howe
(u.a. Adele, Lana Del Rey).


BEBE REXHA

In den vergangenen Monaten war die Sängerin und Songwriterin
Dauergast in den oberen Chart-Regionen. Nun hat Bebe Rexha die
Veröffentlichung ihres mit Hochspannung erwarteten Debütalbums
"Expectations" bekannt gegeben, das am 22.06. erscheint.

Neben Rexha selbst, die bei sämtlichen Songs als Co-Schreiberin und
Co-Produzentin agierte, wurde das Album von Max Martin, Ali Payami,
JUSSI, Jason Evigan, Louis Bell, The Stereotypes und Hit-Boy
produziert. Passend zur Ankündigung veröffentlichte die 28-Jährige
noch die beiden IG-Tracks "Ferrari" [5] und "2 Souls On Fire (feat.
Quavo)". [6]

Mit ihrem Smash-Hit "Meant To Be (feat. Florida George Line)" (USA:
Doppelplatin) setzt Bebe Rexha indes ihren Siegeszug weiter fort. Der
Song steht auf Platz #1 der iTunes-Gesamtcharts und hält seit 18
Wochen Platz #1 der Billboard Hot Country Charts.


JASON DERULO

Bei der ECHO-Preisverleihung vergangene Woche stellte auch der
internationale Multiplatin-prämierte Superstar einmal mehr sein
Können unter Beweis und performte ein mitreißendes Live-Medley [7]
seiner Hits "Swalla" (über 1 Milliarde YouTube-Views), "Tip Toe"
sowie seiner Hymne zur diesjährigen Fußball-WM "Colors".

Kurz zuvor hatte Jason Derulo in Kollaboration mit Coca-Cola das
offizielle Musikvideo zum inspirierenden Song veröffentlicht, das
hier [8] zu sehen ist und bereits über 5 Mio. Views zählt.

"Durch meine Jahre des Reisens habe ich die Schönheit in unseren
kulturellen Unterschieden zu sehen und zu würdigen gelernt. Ich
schrieb 'Colors', um diese Vielfalt zu zelebrieren und Teil der
unglaublichen Energie zu sein, die Sportfans aus aller Welt ihren
Teams mitgeben", so Derulo über den Hit, der diesen Sommer das
weltgrößte Fußballturnier begleiten wird.


KIMBRA

Ende Februar veröffentlichte die zweifache Grammy-Gewinnerin das
Musikvideo zu ihrer Single "Version Of Me", einer gefühlvollen
Ballade, untermalt mit Streicher-Arrangements von Owen Pallett (u.a.
Arcade Fire, Beirut) und zugleich ein weiterer eindringlicher Vorbote
ihres am Freitag erscheinenden dritten Studioalbums "Primal Heart".

Um ihren Fans die Wartezeit aufs neue Album zu versüßen, präsentierte
die 28-jährige Neuseeländerin kürzlich den fantasiereichen Clip zum
Song "Like They Do It On The TV", den es hier [9] zu sehen gibt.

Zuvor hatte Kimbra die Tracks "Human", "Everybody Knows" sowie den
selbstbewussten Ohrwurm "Top Of The World" veröffentlicht und bereits
von internationalen Medien wie dem Rolling Stone, dem Paper Magazine
oder NYLON hervorragende Kritiken geerntet. Im Mai startet Kimbra
ihre Headline-Tour durch Nordamerika.


DENNIS LLOYD

Schon bei seinen fulminanten Auftritten auf dem Hamburger Reeperbahn
Festival sowie in der Berliner Kantine am Berghain im letzten Jahr
glänzte der junge Israeli mit seiner faszinierenden Mischung aus Deep
House, R&B, Rock und Hiphop, gepaart mit gefühlvollem Gesang und
ebenso offenherzigen Lyrics.

Ob als Sänger, Songwriter, Produzent, Trompeter oder Gitarrenspieler,
Dennis Lloyd weiß, wie er das Publikum für sich gewinnt. "Meine Musik
basiert zu 100% auf Dingen, die ich fühle oder erlebe, sodass jeder
dazu einen Bezug aufbauen kann, ganz egal wo auf der Welt", betont
er. Hier [10] ist seine aktuelle Erfolgs-Single "Nevermind" zu hören.

Im Mai ist er im Rahmen seiner internationalen "THE MTFKR TOUR" auch
hierzulande wieder live zu erleben: 16.05. Berlin, Musik & Frieden |
17.05. Hamburg, Nochtspeicher | 19.05. München, Strom.


VERÖFFENTLICHUNGEN


	
ALBUM 



	
VÖ

20.04.2018

20.04.2018

20.04.2018

20.04.2018

24.04.2018

27.04.2018

27.04.2018

27.04.2018

27.04.2018

27.04.2018

27.04.2018

27.04.2018

04.05.2018

04.05.2018

04.05.2018

04.05.2018

04.05.2018

11.05.2018

11.05.2018

18.05.2018

18.05.2018

18.05.2018

18.05.2018

18.05.2018

25.05.2018

25.05.2018

25.05.2018

25.05.2018

25.05.2018

25.05.2018

25.05.2018

01.06.2018

08.06.2018

08.06.2018

15.06.2018

15.06.2018

15.06.2018

22.06.2018

22.06.2018

17.08.2018

24.08.2018


	
KONFIGURATION ARTIST TITEL

Physisch Jethro Tull Heavy Horses (Steven Wilson Remix) (CD & Vinyl)

Physisch Jonny Greenwood Phantom Thread (OST) Vinyl

Physisch Neil Young & Promise Of The Real Paradox (Original Music From The Film) (CD)

Physisch & Digital Kimbra Primal Heart

Digital Neil Young Roxy - Tonight's The Night Live

Digital Matt Maeson The Hearse EP

Digital Twin Shadow Caer

Digital YoungBoy Never Broke Again Until Death Call My Name

Physisch Neil Young Roxy - Tonight's The Night Live

Physisch & Digital Anne-Marie Speak Your Mind

Physisch & Digital Janelle Monáe Dirty Computer

Physisch & Digital Nick Cave & Warren Ellis OST Kings

Physisch Hildur Guðnadóttir & Jóhann Jóhannsson OST Mary Magdalene

Physisch & Digital Lake Street Dive Free Yourself Up

Physisch & Digital Plan B Heaven Before All Hell Breaks Loose

Physisch & Digital Shinedown Attention Attention

Physisch & Digital The Last Bandoleros San Antonio

Physisch & Digital Brent Cobb Providence Canyon

Physisch & Digital Charlie Puth Voicenotes

Digital The Front Bottoms Ann EP

Physisch Otis Redding Dock Of The Bay Sessions (Vinyl & CD)

Physisch Pink Floyd Pulse (Vinyl)

Physisch Pink Floyd Relics (Vinyl)

Physisch & Digital Thomas Bartlett & Nico Muhly Peter Pears: Balinese Ceremonial Music

Physisch Jeff Beck Live At The Hollywood Bowl (Vinyl)

Physisch Jethro Tull 50 for 50 (CD)

Physisch Jethro Tull 50th Anniversary Collection (CD)

Physisch Stone Temple Pilots Stone Temple Pilots (Vinyl)

Physisch Vance Joy Nation Of Two (Vinyl)

Physisch & Digital HAEVN Eyes Closed

Physisch & Digital Biffy Clyro MTV Unplugged (Live At Roundhouse, London)

Physisch & Digital Matt Maltese Bad Contestant

Digital Lily Allen No Shame

Physisch & Digital Shannon Shaw Shannon In Nashville

Digital Chromeo Head Over Heels

Physisch & Digital Ryuichi Sakamoto Ikari (Rage)

Physisch & Digital Olivia Chaney Shelter

Digital Bebe Rexha Expectations

Digital Panic! At The Disco Pray For The Wicked

Physisch & Digital Dan Owen Stay Awake With Me

Physisch & Digital Marie Bothmer Marie Bothmer









  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=646b2cb35950b8a2ad799fd1d0e55c7f51e8aeca988e4a9324c0a2bd4e528d9e88ff495d604e78e81ae5cf40e6ae0683

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=646b2cb35950b8a299da0582b871b7fb75581902503a28c12600f4288e77260bf26a82d7687b85f7c193074b7e03360f

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=646b2cb35950b8a28f0c8b6a95b31ee93f037bba8a48e9c12bdd91583b8b24d895be2a8daf232d0fea0f55ae2f8e271a

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=646b2cb35950b8a20ccfab76cbe5baa0fe97da8b14e5d34b4eaeb9ea0c3a1cef8ce38ba841bc4ad5d81eb6276ebd6061

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=646b2cb35950b8a2de1cf71ae1d883292698ae0ae9e15169643264a38d7e1da6f823db4e6923bf33475c9f64be4f7915

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=646b2cb35950b8a284cf9edb788938fb75a0f559fa70323de56e302a1d1e8faa20c0524d1043c472c8354481d4cc3c34

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=646b2cb35950b8a27688880e47f570e7e7db17257cba1bc19b8d5fde7be74756833ddc57caed18e71a17bbde972ee1df

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=646b2cb35950b8a2197bfb641a782d6a07bb57310a0003be51a5169dddc2c545985367e0a97cfc50d1224dec427899a5

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=646b2cb35950b8a252fd2b25f0cd5eb626b60e9f16c749f20dd19e835b70331f6507bb8a368e564031041b3c820e8b91

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=646b2cb35950b8a2827d187cc61163d24da5aa4db724bdb39693137773088c0b0231e442ae2a01b94fa4fc5f75b487c2

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/2640: Herten - Stenzel & Kivits "The Impossible Concert" am 3. Mai 2018


Stenzel & Kivits "The Impossible Concert"

Wilder Ritt durch Klassik, Jazz, Pop und Folklore



Herten. Ein tanzender Notenständer und ein fliegendes Piano -
Gegenstände erwachen zum Leben, wenn Stenzel und Kivits ihr
unmögliches Konzert geben. In Herten zeigen die beiden Vollprofis ihr
musikalisches Können am Donnerstag, 3. Mai, um 20.07 Uhr im Glashaus.
Dabei interpretieren sie in ihrer Comedy-Show Klassik, Jazz, Pop und
Folklore und beweisen, dass ihr Ideenreichtum unerschöpflich ist.
Karten sind ab sofort erhältlich.

Wenn die beiden Musiker Tiny van den Eijnden und Wilbert Kivits die
Bühne betreten wird schnell klar, dass die Herren mehr als nur
klassische Musik und beliebte Opernarien vortragen wollen. Aus
leichten Verwirrungen und Unstimmigkeiten wachsen humoristische
Höhepunkte mit dem stürzenden Piano oder einem scheinbar unmöglichen
Duett mit Caruso. Kein klassisches Thema ist vor ihren Improvisationen
sicher. Sie nehmen die Welt der Oper grandios auf die Schippe und
verblüffen mit außergewöhnlichen und einfallsreichen
Musikinstrumenten.

"Sie schaffen es, wie kein anderer, klassische Musik und Humor
miteinander zu verbinden. Dabei kommt eine total verrückte und furiose
Show mit ganz viel Akrobatik, Musik und Komik heraus," so Bettina Hahn
vom Kulturbüro.

Hintergrund:

Seit 2000 bilden Tiny van den Eijnden und Wilbert Kivits das Gespann
"Tenor Stenzel & Mister Kivits", das klassische Musik und Oper mit
Humor verbindet. In den letzten 15 Jahren bespielten beide zahlreiche
Festivals in ihrer niederländischen Heimat und auch im europäischem
Ausland. Bisheriger Höhepunkt ihrer Karriere war 2015 die vierfache
Ehrung durch Jury und Publikum bei der St. Ingberter Pfanne sowie der
Tuttlinger Krähe.

Die Veranstaltung wird unterstützt von der Volksbank Ruhr Mitte e.G.

Eintritt

Vorverkauf 16 Euro (ermäßigt 9 Euro), Abendkasse 18 Euro

Kartenvorverkauf

Glashaus Herten, Hermannstr. 16, Tel. (0 23 66) 303 232

Buchladen Attatroll, Herner Str. 16, 45657 Recklinghausen, Tel. (0 23
61) 1 70 02

RVR-Besucherzentrum Hoheward, Werner-Heisenberg-Str. 14, 45699 Herten,
Tel. (0 23 66) 18 11 60

www.proticket.de (gebührenpflichtig)

Infos

www.stenzelkivits.nl 

Kulturbüro Herten, Bettina Hahn, Tel.: (0 23 66) 303 179, 

www.herten.de

Parken

Das Parkhaus "Rathausgalerie" ist während der Veranstaltung bis 24 Uhr
gebührenpflichtig geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 11. April 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





POP-ROCK/5258: KOVACS tourt mit neuem Album durch Deutschland - 15. bis 18.10.2018


KOVACS MIT NEUEM ALBUM AUF "CHEAP SMELL" TOUR 2018



"Cheap Smell", das neue Album von Kovacs, ist eines der
offenherzigsten Future Soul-Alben des Jahrzehnts. Die holländische
Sängerin mit dem kahlrasierten Schädel besingt darauf die Höhen und
Tiefen ihres turbulenten Lebens - mit der Stimme einer Soul-Legende.
KOVACS' Debüt "Shades Of Black" war ein Phänomen. Album und Singles
wie "My Love?" gerieten zum internationalen Erfolg: In den
Niederlanden belegte es Platz 1, in Deutschland Platz 8 und ging in 36
Ländern in die Charts. Es verschaffte KOVACS 60 Millionen
YouTube-Views, einen Model-Vertrag mit Viva Paris und den European
Border Breakers Award. Hinzukamen Shows auf Festivals wie Deichbrand,
Traumzeit, Gurten und Rock Werchter sowie etliche ausverkaufte Shows
in Europa, darunter ein Support-Gig für Robbie Williams. "Cheap
Smell", das zweite KOVACS-Werk, zollt ihrer Vergangenheit Tribut. Die
Songs sind eine Serie von Soul-Geständnissen. Modernistischer
Flamenco-Blues, ruinöses Kabarett, schwüle Saxophone, Chöre und Bläser
- all das atmet das neue Repertoire, mit dem KOVACS im Herbst auf Tour
kommt. Wer den Shows der geständigen Sängerin beiwohnt, bezeugt
sicherlich ein einzigartiges Soul-Momentum.

Der exklusive Vorverkauf startet am SAMSTAG, den 21.04. / 10:00 Uhr auf

www.ticketmaster.de und www.neuland-concerts.com

Ab SAMSTAG, den 28.04. / 10:00 Uhr gibt es die Tickets an allen
bekannten Vorverkaufstellen.

KOVACS: CHEAP SMELL TOUR 2018

15.10. - München - Muffathalle

16.10. - Berlin - Huxleys

17.10. - Hamburg - Gruenspan

18.10. - Köln - Gloria

 * 

Quelle:

Neuland Concerts GmbH

Schulterblatt 58, 20357 Hamburg

Telefon: +49 40 189 87 67 0, Fax: + 49 40 189 87 67 99

E-Mail: info@neuland-concerts.com

Internet: www.neuland-concerts.com
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8679: Aus aller Welt - 20.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Proteste in Südafrika gewinnen an Schärfe

In Mahikeng, der Hauptstadt der südafrikanischen Provinz Nordwest,
sind die Proteste für eine bessere Gesundheitsversorgung und gegen
Korruption eskaliert. Die Polizei schoß am Freitag mit Gummikugeln
auf Demonstranten, die sich ihnen auf der Straße entgegenstellten.
Nach Angaben des südafrikanischen Fernsehsenders SABC wurden ein
Demonstrant getötet und mehr als 20 festgenommen. Der seit Februar
amtierende Präsident Cyril Ramaphosa verließ wegen der
Ausschreitungen in seiner Heimat den Commonwealth-Gipfel in London.

20. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8679: Kriminalität und Rechtsprechung - 20.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



38jähriger stirbt nach SEK-Einsatz

Im nordrhein-westfälischen Langenfeld hat ein Sondereinsatzkommando
der Polizei eine Wohnung gestürmt und auf einen 38 Jahre alten Mann
geschossen, der nach Darstellung der Behörden eine Waffe auf die
Beamten gerichtet und zuerst das Feuer eröffnet haben soll. Der Mann
wurde mehrfach getroffen und erlag wenig später im Krankenhaus seinen
Verletzungen. Zuvor hatten Zeugen der Polizei gemeldet, daß sie
Knallgeräusche gehört und einen Mann auf einem Balkon mit einem 
schwarzen Gegenstand gesehen hätten. Über das Motiv des Mannes ist 
bislang nichts bekannt. Die Waffe stellte sich als Gaspistole heraus.

20. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8676: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 20.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Rußland und NATO: Hohe Militärs beraten über Konfliktvermeidung

Erstmals seit der russischen Annektierung der Krim vor vier Jahren
hat es am Donnerstag ein Treffen auf höchster militärischer Ebene
zwischen Rußland und der NATO gegeben. Der russische Generalstabschef
Waleri Gerassimow habe sich mit dem Kommandeur der NATO-Truppen in
Europa, Curtis Scaparrotti, in Aserbaidschans Hauptstadt Baku
getroffen, berichtete das Verteidigungsministerium in Moskau. Ziel
der Unterredung sei gewesen, gegenseitiges Vertrauen aufzubauen und
Zwischenfällen vorzubeugen. Auch die Auffassungen zum Krieg in Syrien
seien erörtert worden. Als Reaktion auf die Krimkrise verlegt die
Allianz immer mehr Kriegsgerät in die Nähe der russischen Grenze.

20. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8678: Aus Parlament und Gesellschaft - 20.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Ein Sandkorn im Parteigetriebe

Auf einem SPD-Sonderparteitag in Wiesbaden will sich Fraktionschefin
Andrea Nahles am Sonntag zur neuen Bundesvorsitzenden wählen lassen.
Flensburgs Oberbürgermeisterin Simone Lange will das auch. In einem
Gespräch mit dem SWR erklärte die schleswig-holsteinische
Kommunalpolitikerin, daß Nahles nicht die nötigen Voraussetzungen für
den dringend benötigten Erneuerungsprozeß der SPD habe. Nahles habe
mehrere Chancen gehabt, die Partei nach vorne zu bringen, was ihr
nicht gelungen sei, so Lange. Niedersachsens Ministerpräsident
Stephan Weil räumte unterdessen ein, daß die SPD-Führung in der
Vergangenheit Fehler gemacht habe. Manches sei zu schnell gegangen
und nicht transparent kommuniziert worden, sagte Weil dem
Handelsblatt.

20. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8677: Tragisches und Kurioses - 20.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Zugkollision am Salzburger Hauptbahnhof

Ein schweres Zugunglück am Salzburger Hauptbahnhof hat am
Freitagmorgen einen Großalarm der Rettungskräfte ausgelöst. Nach
Angaben der Österreichischen Bundesbahnen (ÖBB) sollte eine
Rangierlok mehrere Waggons eines Nachtzugs aus Venedig mit Waggons
eines sogenannten Nightjets aus Zürich koppeln, als es zu einer
Kollision kam. Mehr als 50 Fahrgäste wurden verletzt. Eine Frau mußte
nach Rippenbrüchen und einem Milzriß operiert werden. Ob ein
technisches Problem oder menschliches Versagen den Aufprall
verursachte, war zunächst nicht klar. In den insgesamt 13 Schlaf- und
Liegewagen sowie Sitzwaggons befanden sich rund 240 Fahrgäste.

20. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7762: Aus Forschung und Technik - 20.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



James Bridenstine wird neuer NASA-Chef

Der US-Senat hat die Ernennung von James Bridenstine zum neuen Leiter
der NASA mit knapper Mehrheit bestätigt. Mehr als sieben Monate
nachdem Präsident Donald Trump den republikanischen
Kongreßabgeordneten aus Oklahoma für den Spitzenposten der US-Luft-
und Raumfahrtbehörde nominierte, stimmte die Kongreßkammer am
Donnerstag mit 50 zu 49 Stimmen für die Personalie. Viele Demokraten
hatten sich zuvor skeptisch hinsichtlich der Qualifikationen des
42jährigen für den Posten gezeigt. So hatte Bridenstine in einer
parlamentarischen Rede den menschengemachten Klimawandel in Frage
gestellt. Kritisiert wurde auch, daß der ehemalige Marineflieger über
keine naturwissenschaftliche akademische Ausbildung verfügt.
Bridenstine wird Ende April Robert Lightfoot ablösen, der die
Amtsgeschäfte nach dem Rücktritt von NASA-Chef Charles Bolden Anfang
2017 vorübergehend übernommen hatte.

20. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7775: Aus aller Welt - 20.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Weitere vier Tote an Grenzzaun des Gazastreifens

Bei den Freitagsdemonstrationen am Grenzzaun des Gazastreifens haben
israelische Soldaten bis zum Abend erneut vier Palästinenser
erschossen. Bei einem der Toten handelt es sich nach Angaben des
Gesundheitsministeriums in Gaza um einen Behinderten. Ein anderer war
nur 15 Jahre alt geworden. Insgesamt 125 Demonstranten wurden durch
Schüsse verwundet. Die israelische Armee hatte vor Beginn der
Protestkundgebungen über der Enklave Flugblätter abgeworfen, auf
denen die Bewohner gewarnt wurden, sich an gewaltsamen Unruhen zu
beteiligen und sich von der "Hamas-Terrororganisation" ausnutzen zu
lassen, "Terroranschläge" zu verüben. Das Militär sicherte sein
Bemühen zu, Verluste zu begrenzen, und warnte zugleich, man werde
keine Beschädigung der israelischen Sicherheitseinrichtungen dulden.
Mit ihren Freitagsdemonstrationen fordern die Gazastreifenbewohner
ein Rückkehrrecht für die 1948 bei der Gründung Israels zu
Hunderttausenden vertriebenen Palästinenser und ihre Nachfahren. Bei
den drei vorangegangenen Massendemonstrationen waren 35 Menschen
erschossen worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7736: Medizin und Gesundheitswesen - 20.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Sushi sorgt für langes Leben

Sushi heißt der neue Heilsbringer: Die Kost soll dafür sorgen, daß
die Japaner weltweit die höchste Lebenserwartung haben. Will man den
Angaben in den Totenscheinen Glauben schenken, dann ist die
verminderte Sterblichkeit vor allem auf einen Rückgang der Todesfälle
an Herz-Kreislauf-Erkrankungen zurückzuführen (minus 7 Prozent pro
10-Punkte-Anstieg) und hier vor allem auf den Rückgang tödlicher
Schlaganfälle (minus 11 Prozent pro 10-Punkte-Anstieg).
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7763: Kriminalität und Rechtsprechung - 20.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Raketenangriff auf Syrien vom 14. April war völkerrechtswidrig

Der Wissenschaftliche Dienst des Bundestags hat im Auftrag der
Fraktion Die Linke und des SPD-Abgeordneten Swen Schulz ein
elfseitiges Gutachten zum Cruise-Missiles-Angriff der USA,
Frankreichs und Großbritanniens vom 14. April auf Einrichtungen der
syrischen Streitkräfte verfaßt. Washington, Paris und London hatten
ihre Attacke mit dem mutmaßlichen Giftgaseinsatz in der damalige
Rebellenenklave Duma bei Damaskus begründet und die syrische
Regierung dafür verantwortlich gemacht. Bundeskanzlerin Merkel hatte
vorab eine Beteiligung der Bundeswehr an einem Angriff auf Syrien
ausgeschlossen, diesen nachträglich jedoch als angemessen bezeichnet.

Die Bundestagsjuristen sind zu dem Schluß gekommen, daß der Einsatz
militärischer Gewalt gegen einen Staat, um die Verletzung einer
internationalen Konvention durch diesen Staat zu ahnden, einen
Verstoß gegen das völkerrechtliche Gewaltverbot darstellt. Die
Wissenschaftler ließen auch das Argument der britischen Regierung
nicht gelten, daß der Angriff vom Völkerrecht gedeckt war, da er
überwältigendes menschliches Leid insbesondere mit Blick auf die
mutmaßlich künftigen Opfer des Syrienkonflikts verhindert hätte.
Selbst wenn Syrien, welches das internationale Chemiewaffenverbot
anerkannt hat, gegen dieses verstoßen hätte, wäre das kein
Blankoscheck für unilaterale Zwangsmaßnahmen gewesen.

Die Bundestagsjuristen erinnerten daran, daß die Frage, ob die
Regierung von Präsident Assad in der Vergangenheit Giftgas gegen die
syrische Bevölkerung eingesetzt hat, weiterhin ungeklärt ist. Auch in
diesem Zusammenhang tut es der völkerrechtlichen Bewertung des
Angriffs der NATO-Staaten keinen Abbruch, daß Rußland im
Sicherheitsrat mehrmals sein Veto gegen die Verhängung von Sanktionen
gegen Syrien eingelegt hat.

Für die Raketenangriffe der drei NATO-Staaten hatte kein Mandat des
Uno-Sicherheitsrats vorgelegen. Die Angriffe erfolgten wenige
Stunden bevor Experten der Organisation für das Verbot chemischer
Waffen (OPCW) auf Einladung Syriens und seines Verbündeten Rußland in
Damaskus eintrafen, um den mutmaßlichen Giftgaseinsatz in Duma zu
untersuchen.

Die Bundestagsjuristen warnen vor einer Gefährdung der weltweiten
Einhaltung des Völkerrechts durch unilaterale Aktionen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7688: Sprache, Kunst und Medium - 20.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Nürnberger Museum als Gewinner eines Erbschaftsstreits

Mit dem Abschluß eines juristischen Erbschaftsstreits ist eine
wertvolle Sammlung von Max Beckmann- und Otto Dix-Zeichnungen an das
Germanische Nationalmuseum (GNM) in Nürnberg gegangen.

Wie Deutschlandfunk Kultur berichtete, werden die 32 Zeichnungen von
Beckmann (1884-1950) und 15 Arbeiten von Dix (1891-1969) als die
"Kronjuwelen" des 2015 gestorbenen Kunstkritikers und Sammlers Hans
Kinkel angesehen.

Wie Museumsdirektor Ulrich Großmann sagte, hatte Kinkel dem Museum in
einem 48seitigen Testament fast 400 Handzeichnungen der Moderne
vermacht. Der "Letzte Wille" des Künstlers wurde jedoch von einer
anonymen Person angefochten, was aber erfolglos blieb.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7753: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 20.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Spitzentreffen von Militärs der NATO und Rußland in Baku

Der NATO-Oberbefehlshaber in Europa, Curtis Scaparotti, und der
russische Generalstabschef Waleri Gerassimow haben sich in der
aserbaidschanischen Hauptstadt Baku unter anderem hinsichtlich
vertrauensstärkender Maßnahmen und der Vermeidung von Vorfällen
zwischen beiden Seiten beraten. Das meldete das russische
Verteidigungsministerium am Donnerstag. Bei dem Treffen soll es auch
um die Kooperation im Kampf gegen internationalen Terrorismus in
Syrien gegangen sein. Es war das erste Spitzentreffen dieser Art seit
der Aufnahme der Krimregion in die Russische Föderation vor vier
Jahren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7767: Aus Parlament und Gesellschaft - 20.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Bundestag neigt nicht zur Entkriminalisierung von Schwarzfahrern

Die Fraktionen von Der Linken und Bündnis 90/Die Grünen sind mit
ihrem Vorstoß im Bundestag nicht durchgedrungen, das Schwarzfahren in
Bussen und Bahnen zu entkriminalisieren und allenfalls als
Ordnungswidrigkeit wie z. B. das Falschparken zu ahnden. Die
Gesetzentwürfe der beiden Fraktionen werden als nächstes in den
zuständigen Ausschüssen des Parlaments beraten.

Der Deutsche Richterbund hatte eine Überprüfung des Tatbestands des
Schwarzfahrens im Strafgesetzbuch angeregt.

Zur Zeit fordern die Verkehrsbetriebe von Schwarzfahrern ein erhöhtes
Beförderungsentgelt von häufig 60 Euro und verzichten oft auf eine
Anzeige. Betroffenen, welche die Buße nicht entrichten wollen oder
können, droht eine Gefängnisstrafe von bis zu einem Jahr. Das trifft
zur Zeit auf rund 5000 Menschen bundesweit zu. Die Haftkosten werden
mit 130 Euro pro Tag und Person veranschlagt. Pro Jahr läuft so eine
Betrag von rund 15 Millionen Euro auf.

Der Verband deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) geht von einer
Schwarzfahrerquote von 3,5 Prozent unter den Fahrgästen des
öffentlichen Nahverkehrs aus. Die dadurch entstehenden
Einnahmeverluste werden mit bundesweit 250 Millionen Euro angegeben.
Nach Angaben der Linksfraktion handelt es sich bei bis zu 46 Prozent
der registrierten Schwarzfahrer um Obdachlose, Suchtkranke und
Überschuldete.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7738: Tragisches und Kurioses - 20.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Tanklastwagen mit Speiseresten explodiert

Im thüringischen Schwallungen ist ein mit Essensresten gefüllter
Tanklastwagen mitten in der Ortschaft explodiert. Nach einem Bericht
von MDR aktuell standen die vergorenen Speisereste offenbar unter
hohem Druck. Mit einem Knall riß der Kessel, und der flüssige Inhalt
verteilte sich über mehrere Straßenzüge.

Nach Angaben der Polizei gab die Feuerwehr ihr Bestes, die übel
riechende Masse von den Fahrbahnen und Fußwegen aufzunehmen. Trotzdem
war zunächst Tempo 30 vorgeschrieben, weil die Straßen durch die Fette
und Öle noch rutschig waren.

Nach ersten Erkenntnissen funktionierte vermutlich ein Überdruckventil
nicht, das Gärungsgase ableiten sollte. Das Amt für Arbeitsschutz
ermittelt, ob der Laster überhaupt für den Transport von Biomasse
geeignet war.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7764: Arbeit, Soziales und Familie - 20.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Linke Gewerkschaften in Frankreich wollen Protest zusammenführen

In Frankreich hatten die Gewerkschaften CGT und Solidaires zu
Kundgebung gegen die wirtschaftsliberalen Reformen von
Staatspräsident Macron aufgerufen. Im Verlauf einer Demonstration in
Paris mit mehr als 15.000 Teilnehmern kam es am Donnerstag zu
gewaltsamen Auseinandersetzungen von Polizisten und
Kundgebungsteilnehmern. Weitere Protestkundgebungen fanden in rund
130 Städten, darunter Marseille, Lyon, Rennes, Bordeaux und
Straßburg, statt. Daran beteiligten sich unter anderem Beamte,
Studenten, Krankenhausmitarbeiter und Beschäftigte der Staatsbahn
SNCF. Die linken Gewerkschaften wollen die aktuelle Protestbewegung
der Eisenbahner sowie der Schüler und Studenten mit dem Protest von
Beschäftigten der öffentlichen Hand gegen die neoliberale Politik
Macrons zusammenbringen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7747: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 20.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Neue Hoffnungen im Kampf gegen Seestern-Plage

Nicht nur die Korallenbleiche bedroht die Korallenriffe weltweit.
Gleiches gilt auch für Seesterne, die sich ebenfalls im Rahmen des
Klimawandels exponential vermehrt haben. Forscher um Michael Hall vom
Australian Institute of Marine Science (AIMS) haben daher eine Falle
entwickelt, mit der sie die gefräßigen Meeresbewohner dingfest machen
wollen. Bei Untersuchungen der Dornenkronen-Seesterne (Acanthaster
planci) waren die Wissenschaftler darauf gestoßen, daß diese
verschiedene Botenstoffe ausschütten. Einer von diesen sind
sogenannte Versammlungsproteine, die dafür sorgen, daß sich die
Seesterne in Richtung der Botenstoffe in Bewegung setzen. In Ködern
eingesetzt, sind die Signalstoffe in der Lage, Seesterne anzulocken,
so daß sie leicht eingesammelt werden können.

20. April 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7752: Märkte und Finanzen - 20.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Opel laufen die Leute weg

Der französische Autokonzern PSA plant für seine deutsche Tochter
Opel den Abbau von 3700 der rund 19.000 Stellen bis zum Jahr 2020.
Der Betriebsratvorsitzende Wolfgang Schäfer-Klug berichtete in
Frankfurt am Main, bisher hätten 2000 Opel-Mitarbeiter Programme zum 
freiwilligen Ausscheiden akzeptiert und gingen z. B. in den 
Vorruhestand oder in die Altersteilzeit. Bis 2020 werden 
voraussichtlich weitere 2000 Opelaner ihr Unternehmen verlassen. Damit 
wird die Forderung des Managements nach einem Verzicht der 
Beschäftigten auf 4,3 Prozent ihres Lohnes sowie auf Urlaubs- und 
Weihnachtsgeld nichtig. Laut Schäfer-Klug laufen Opel inzwischen die 
Leute weg. Dadurch könnte großer Schaden für das Traditionsunternehmen 
entstehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7770: Aus Forschung und Technik - 20.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Gesundheits-Apps im Trend

Wer hätte vor ein paar Jahren gedacht, welche Bedeutung Apps einmal
haben werden. Inzwischen gibt es Apps für alles und jedes. So wird
das Internet nicht nur von fast der Hälfte aller Bundesbürger als
wichtigster Gesundheitsratgeber angesehen. Auch die Bedeutung der
Gesundheits-Apps wächst. So ergab eine Online-Umfrage, daß sich jeder
zweite Patient beim Umgang mit seinen Medikamenten und bei der
rechtzeitigen Einnahme von Gesundheits-Apps helfen läßt. Gut 46
Prozent gaben an, ihre Medikamente durch die entsprechende
Medikamenten-App deutlich regelmäßiger einzunehmen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/530: Leben an der oberen Temperaturgrenze (idw)


Universität Regensburg - 19.04.2018

Leben an der oberen Temperaturgrenze

Mikrobiologen der Universität Regensburg untersuchen die Besiedlung
schwarzer Raucher



Schwarze Raucher sind Kamine, durch die superheißes Wasser austritt. Sie
kommen in der Tiefsee an Stellen vulkanischer Aktivität vor.
Wissenschaftler um Prof. Dr. Reinhard Wirth vom Institut für Biochemie,
Genetik und Mikrobiologie der Universität Regensburg haben sich in den
letzten 15 Jahren mit der Besiedlung dieser Kamine durch Mikroorganismen
und somit mit Fragen nach dem Leben unter heißen Bedingungen beschäftigt.
Erstmals konnten die Forscher nun durch die Simulation mithilfe eines an
der Universität Regensburg entwickelten Geräts die Besiedlung der heißen
Mineralien zeigen. Die gewonnenen Daten wurden in der Fachzeitschrift
"Frontiers in Microbiology" veröffentlicht.




[image: Bild: © Reinhard Wirth ]

Sieben rundlichen Zellen des Archaeums Pyrococcus furiosus heften an
authentisches Martial eines schwarzen Rauchers mittels ihrer
Flagellen an.

Bild: © Reinhard Wirth 



Erstmals wurden Schwarze Raucher 1978 beschrieben als Kamine, durch die
superheißes Wasser austritt. Sie kommen in der Tiefsee an Stellen
vulkanischer Aktivität vor, also insbesondere an Grenzen tektonischer
Platten. Ihre Temperatur kann auf der Außenseite 100°C erreichen, im
Inneren beträgt sie über 300°C. Schwarze Raucher sind zumindest in
doppelter Hinsicht ein "hot spot" für das Leben auf unserer Erde: Zum
einen gibt es Hinweise darauf, dass sich vor über 3,5 Milliarden Jahren
Leben auf bzw. in ihnen entwickelt haben könnte. Zum anderen stellen sie
eine Umgebung dar, die aufgrund der herrschenden Temperaturen die
Möglichkeiten zum Überleben beschränkt. Die Temperatur-Obergrenze für das
Leben (wohl um 115°C) wird von hyperthermophilen Archaeen gehalten,
Mikroorganismen die seit 1980 in Regensburg erforscht werden. Diese
Mikroorganismen bilden die Grundlage für ein einzigartiges, extrem dicht
besiedeltes Ökosystem in der Tiefsee. Das Leben in diesen Bereichen ohne
Licht kann nur auf ihren Stoffwechselvorgängen beruhen. Wie aber werden
die schwarzen Raucher, die bei ihrer Entstehung wegen der herrschenden
Temperaturen ja steril sein müssen, von Mikroorgansimen besiedelt?

Wissenschaftler aus der Gruppe von Prof. Dr. Reinhard Wirth an der
Universität Regensburg haben in den letzten 15 Jahren Daten erhalten, die
dies erklären können. "Es war bereits bekannt, dass die hyperthermophilen
Mikroorganismen über Jahre im kalten Tiefseewasser in einer Art
Kältestarre überleben können. Wir haben gezeigt, dass sie - selbst nach
einjähriger Lagerung bei 4°C - innerhalb von weniger als drei Sekunden auf
hohe Temperaturen mit aktivem Schwimmen reagieren. Sie können sich dabei
extrem schnell bewegen und entfernen sich bei zu hohen Temperaturen von
entsprechenden Regionen" erklärt Prof. Wirth. "Den letzten Puzzlestein
haben wir nun einfügen können: Es handelt sich um die Frage, wie die
Archaeen mit authentischem Material von schwarzen Rauchern interagieren".

Erstmals wurde nun die Besiedlung der heißen Mineralien gezeigt. Dies
geschah durch eine Kombination von lichtmikroskopischen Videoaufnahmen
unter authentischen Bedingungen mit elektronenmikroskopischen
Untersuchungen. Die hierfür erforderliche Temperatur von 100°C und die
Anaerobiose wurden mithilfe eines an der Universität Regensburg neu
entwickelten Geräts simuliert.

"Die Mikroorganismen stoßen beim durch Hitze induzierten Schwimmen
zufällig auf die Oberflächen der Mineralien von schwarzen Rauchern,
scannen diese zunächst ab und heften sich dann schnell daran fest. Es wird
nicht jede Oberfläche gleich gut besiedelt - deshalb wohl die ca. 15
Sekunden lange Scan-Phase. Für die Anheftung werden die Flagellen
verwendet, welche die Mikroorganismen auch für das Schwimmen benutzen".
Diese und die früher erhaltenen Daten zeigen also auf, wie gut sich die
hyperthermophilen Archaeen auf das Erkennen ihrer heißen Umgebung und das
Leben darin eingestellt haben. Sie wurden in der renommierten
Fachzeitschrift Frontiers in Microbiology 9:524 (doi:
10.3389/fmicb.2018.00524) veröffentlicht.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution87

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Regensburg, Christina Glaser, 19.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. April 2018 
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/529: Die Dolomiten enthüllen die Geheimnisse rund um die Entstehung der Dinosaurier (idw)


MUSE Museo delle Scienze - 19.04.2018

Die Dolomiten enthüllen die Geheimnisse rund um die Entstehung der
Dinosaurier

Eine Phase tiefgreifender Klima- und Umweltveränderungen, die als neues
Massensterben anerkannt werden könnte, trug zur ersten Diversifizierung
der bekanntesten Reptilien der Vergangenheit bei.



Dinosaurier sind in unserer Vorstellung die großen Herrscher der
Vergangenheit. Aber wie und wann wurden sie dazu? Eine neue Studie unter
der Leitung von Massimo Bernardi, Forscher des MUSE - Museum für
Wissenschaft in Trient (Italien) und Piero Gianolla der Universität
Ferrara zeigt, dass die erste Diversifizierung der Dinosaurier nach einer
tiefgreifenden Krise des globalen Ökosystems aufgetreten ist, welche durch
einen raschen Klimawandel hervorgerufen wurde. Die in den Dolomiten
aufgefundenen Fossilien spielen eine entscheidende Rolle beim Verständnis
der Evolution dieser großen Reptilien. Die Ergebnisse der Studie wurden
kürzlich in der renommierten Fachzeitschrift "Nature Communications"
veröffentlicht.

Im letzten Jahrzehnt haben neue Entdeckungen die Debatte über die Herkunft
der bekanntesten Gruppe der Reptilien aus der Vergangenheit angeregt: wie
und wann wurde aus den Dinosauriern - eine von vielen Gruppen kleiner
Reptilien - das am häufig vorkommende Wesen der terrestrischen Ökosysteme
der Erde?

Eine neue, vom MUSE koordinierte Studie analysierte fossile Reste in den
Dolomiten - UNESCO Weltnaturerbe - verglich sie mit jenen aus Argentinien
und Brasilien und konnte somit beweisen, dass die erste Diversifizierung
der Dinosaurier nach einer tiefgreifenden ökosystemischen Krise
aufgetreten ist, die durch eine Phase rascher globaler Erwärmung
verursacht wurde.

Eine radikale und noch immer wenig verstandene Veränderung, genannt
'Carnian Pluvial Episode', die vor etwa 232 Millionen Jahren während der
Trias stattfand. "Eine Phase des Aussterbens und gleichzeitig rapider
Diversifizierung, die sich auch als neues Massensterben herausstellt",
erklärt Massimo Bernardi des MUSE, Erstautor der Studie. "In dieser
Forschung beweisen wir, dass Dinosaurier, die bis zu dieser Krise wenig
und nur punktuell verteilt waren, bald danach in den meisten Teilen der
Erde, von Südamerika über Europa bis nach Australien, weit und zahlreich
verbreitet waren."

Bei der Formulierung dieser Hypothese spielten die Fossilien, die in den
Dolomiten - in den Regionen Trentino-Südtirol, Venetien und Friaul -
gefunden wurden, eine entscheidende Rolle; dank der Genauigkeit ihrer
Datierung, war es möglich, die Geschichte der Verbreitung der Dinosaurier
kurz nach Ihrer Entstehung zu rekonstruieren und nachvollziehen.

Die ersten, in den späten 80er Jahren in den Dolomiten gefundenen
Fußabdrücke der Dinosaurier stellten eine Revolution für das Verständnis
der Lebensräume, aus denen später die italienische Halbinsel entstand,
dar. Aus diesen Studien entwickelte sich eine Forschungslinie, die es
ermöglichte in den Dolomiten und im gesamten Bereich der Südalpen
Reptilienabdrücke zu ermitteln, die mit weitaus größerer Genauigkeit
datiert wurden als jenen, die in anderen Teilen der Welt gefunden wurden.

"Nirgendwo sonst auf der Welt ist die Krise des Karnium so gut
dokumentiert wie in den Dolomiten", fügt Piero Gianolla von der
Universität Ferrara hinzu. "Diese Studie hat es uns ermöglicht die
Auswirkungen der Klimakrise auf die verschiedenen Lebensräume und
Ökosysteme detailliert zu rekonstruieren. Darüber hinaus haben uns diese
Datierungen gezeigt, dass die Phase der Diversifizierung der Dinosaurier
weltweit zeitgleich vor sich gegangen ist, ebenso wie die Entstehung von
Feuchtgebieten dort wo es zuvor Trockengebiete gab.

Der Klimawandel vor 232 Millionen Jahren, der durch große Mengen
Kohlendioxid und andere Treibhausgase in der Atmosphäre verursacht wurde,
ist buchstäblich in den Felsen der Dolomiten eingeprägt und ist somit ein
eindeutiges Zeichen in der Landschaft."

Die Entdeckung der Verbindung zwischen der ersten Diversifizierung der
Dinosaurier und dem 'Carnian Event' ist unerwartet und revolutionär.
Dieses dramatische Ereignis ebnete nicht nur den Weg für die Ära der
Dinosaurier, sondern auch für die Diversifizierung vieler anderer Gruppen,
so wie Eidechsen, Krokodile, Schildkröten und Säugetiere - wichtige
Landtiere in heutigen Ökosystemen.

Aus dieser Studie geht so eine neue Übersicht über die Evolution der
berühmtesten Reptilien der Vergangenheit hervor. "Die Dinosaurier stammen
aus einer Zeit unmittelbar nach dem größten Massensterben der Geschichte
vor 252 Millionen, sie diversifizieren sich nach der Karnischen Krise
(Carnian Pluvial Episode), sie wurden aber erst später, vor ungefähr 200
Millionen Jahren als ihre wichtigsten Konkurrenten, die Crurotarsi,
ausstarben, dominant gegenüber den restlichen Landtieren.

Vor 66 Millionen Jahren schließlich weichten sogar die Dinosaurier als
Folge der Umwälzungen, die durch den Einschlag eines Meteoriten verursacht
wurden. Die Dinosaurier werden so zum Sinnbild dafür, dass nicht nur der
Wettstreit mit anderen Lebewesen über Erfolg oder Niederlage entscheidet,
sondern vor allem auch die Interaktion mit der Umwelt und ihren - zuweilen
unvermittelten - Veränderungen", schlussfolgert Massimo Bernardi.

Co-Autoren der Studie sind außerdem Fabio Massimo Petti (MUSE), Paolo
Mietto (Universität Padua) und Michael J. Benton (Universität Bristol).
Die Studie wurde von La Sportiva® unterstützt.


Der wissenschaftliche Artikel ist frei zugänglich:

Massimo Bernardi, Piero Gianolla, Fabio M. Petti, Paolo Mietto und Michael
J. Benton.

Dinosaur diversification linked with the Carnian Pluvial Episode.

Nature communications

DOI: 10.1038/s41467-018-03996-1.

http://www.nature.com/ncomms
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ZOOLOGIE/1517: Des Vaters Erbe - Die männliche Seite der Pferdedomestikation (idw)


Forschungsverbund Berlin e.V. - 18.04.2018

Des Vaters Erbe: Die männliche Seite der Pferdedomestikation



Weltweit gibt es gegenwärtig etwa 60 Millionen Pferde - 12 Millionen
Hengste und 48 Millionen Stuten. Nahezu alle heute lebenden Hengste
stammen von einem Hengst aus der Eisenzeit ab - wie eine internationale
Studie unter Leitung des Berliner Leibniz-Instituts für Zoo- und
Wildtierforschung und der Universität Potsdam jetzt erstmalig belegt. Die
Forschungsergebnisse wurden in der Fachzeitschrift "Science Advances"
veröffentlicht.
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Przewalskipferd

Bild: © A. Ludwig / Leibniz-IZW



Ein internationales Wissenschaftsteam untersuchte die Domestikation des
Pferdes aus Sicht der Hengste. Bereits bekannt war, dass es viele
Stutenlinien, aber nur sehr wenige Hengstlinien in den modernen Pferden
gibt, obgleich kürzlich gezeigt wurde, dass die Y-chromosomale Diversität
bei Hauspferden bis zur Eisenzeit deutlich höher war. Bisher war unklar,
wann und warum alle Hengstlinien bis auf eine verschwanden.

Die jetzt vorliegenden Untersuchungen zeigen, dass das Verschwinden der
meisten Hengstlinien auf künstliche Selektion zurückzuführen ist -
zunächst in der Eisenzeit durch Nomaden der Eurasischen Steppe und später
aufgrund der straff organisierten Tierzucht im Römischen Reich.

Die aktuelle Studie zeigt, dass die Hengstlinien von Przewalski- und
Hauspferd zumindest bis zum Beginn des Mittelalters (6.-7. Jahrhundert)
parallel existierten, was in Übereinstimmung mit den Erkenntnissen steht,
die zeigen, dass zuerst das Przewalskipferd und später die Ahnen unserer
modernen Hauspferde in den Haustierstand überführt wurden.

Schon bei Beginn der Domestikation setzten Pferdehalter auf gezielte
Züchtung. Allerdings stand bis zur Eisenzeit (ca. 1.000 v. Chr.) die Zucht
vor allem der Stuten im Vordergrund. In der Eisenzeit - während die
heutige Hengstlinie ihre Dominanz in den europäischen Pferden erreichte -
wurden Europa und angrenzende Gebiete in Asien und Nordafrika vom
Römischen Reich regiert. Die Römer änderten die Zucht von Nutztieren
grundlegend, indem sie die Zucht auf männliche Tiere (Hengste und Bullen)
fokussierten. Zuchtziele lassen sich wesentlich leichter und schneller
durch einen gezielten Einsatz individuell ausgesuchter Hengste erreichen.
Schließlich sind Stuten durch die lange Tragezeit in der Zahl ihrer
Nachkommen stark limitiert. Ein Hengst kann dagegen viele Nachkommen in
relativ kurzer Zeit zeugen. Über die Zeit setzte sich eine Hengstlinie
durch und dadurch verlor das Y-Chromosom der Hauspferde einen Großteil
seiner genetischen Variabilität. Nach dem Zusammenbruch des Römischen
Reichs wirkte die in dieser Zeit erfolgte Fixierung auf eine Hengstlinie
bis in die heutige Zeit fort.


Publikation:

Wutke S, Sandoval-Castellanos E, Benecke N, Döhle HJ, Friederich S,
Gonzalez J, Hofreiter M, Lõugas L, Magnell O, Malaspinas AS, Morales-Muniz
A, Orlando L, Reissmann M, Trinks A, Ludwig A (2018):

Decline of genetic diversity in ancient domestic stallions in Europe.

Science Advances.
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FORSCHUNG/1471: Auf dem Weg zur optischen Kernuhr (idw)


Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB) - 18.04.2018

Auf dem Weg zur optischen Kernuhr



Wissenschaftler aus Braunschweig, München, Darmstadt und Mainz berichten
in "Nature" über einen Weg, eine Laseranregung des Thorium-229-Atomkerns
zu kontrollieren und somit eine optische Kernuhr zu realisieren, die
genauer "tickt" als heutige Atomuhren.
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Johannes Thielking, Wissenschaftler bei der PTB, mit dem Laseraufbau
zur Untersuchung des Thorium-229-Atomkerns.

Bild: © PTB



Der Atomkern Thorium-229 besitzt eine unter allen bekannten Nukliden
einmalige Eigenschaft: Es sollte möglich sein, ihn mit ultraviolettem
Licht anzuregen. Über den dafür verantwortlichen niederenergetischen
Zustand des Th-229-Kerns war bisher nur wenig bekannt. Forscher der
Physikalisch-Technischen Bundesanstalt (PTB) haben zusammen mit Kollegen
aus München und Mainz nun erstmals mit optischen Methoden einige wichtige
Eigenschaften wie die Form der Ladungsverteilung dieses Kernzustands
gemessen. Damit bietet sich ein Weg, eine Laseranregung des Atomkerns zu
kontrollieren und somit eine optische Kernuhr zu realisieren, die genauer
"tickt" als heutige Atomuhren. Über ihre Ergebnisse berichten die
Wissenschaftler in der aktuellen Ausgabe von Nature.

Schon vor etwa 15 Jahren entwickelten Ekkehard Peik und Christian Tamm an
der PTB in Braunschweig das Konzept einer neuen Atomuhr mit einzigartigen
Eigenschaften: Taktgeber der Uhr soll nicht eine Übergangsfrequenz
zwischen zwei Zuständen in der Elektronenhülle sein, wie es bei allen
heutigen Atomuhren der Fall ist, sondern eine Übergangsfrequenz im
Atomkern. Die Protonen und Neutronen im Atomkern sind um viele
Größenordnungen dichter gepackt und fester gebunden als die Elektronen in
der Atomhülle und reagieren damit weniger empfindlich auf äußere
Störungen, die ihre Übergangsfrequenzen ändern könnten; gute Bedingungen
also für eine Uhr von hoher Genauigkeit.

Normalerweise liegen die Frequenzen von Kernübergängen dafür aber auch
viel höher als diejenigen von Hüllenübergängen - im Bereich von
Röntgenstrahlung -, und sie sind daher für Atomuhren, die bisher
ausschließlich auf Mikrowellen oder Laserlicht basieren, nicht nutzbar.
Die einzige bekannte Ausnahme, und Grundlage des PTB-Vorschlags, ist der
Kern von Thorium-229. Dieser besitzt einen quasi-stabilen, isomeren
Kernzustand bei außerordentlich geringer Anregungsenergie. Damit existiert
ein Übergang zwischen dem Grundzustand und diesem Isomer, der im
Frequenzbereich von ultraviolettem Licht liegt - noch erreichbar mit
Lasertechnik wie sie ähnlich auch in heutigen optischen Atomuhren
verwendet wird.

Mehr als zehn Forschergruppen weltweit arbeiten derzeit an Projekten zur
Realisierbarkeit einer Thorium-229-Kernuhr. Dabei erwies sich die
Fragestellung experimentell als äußerst schwierig. So ist es bis heute
nicht gelungen, den Kernübergang mit optischen Methoden zu beobachten, da
die exakte Anregungsenergie des Isomers bisher nur grob bekannt ist. "Wie
für die Uhr erwünscht, ist die Resonanz des Übergangs extrem scharf und
kann nur beobachtet werden, wenn die Frequenz des Laserlichts exakt zur
Energiedifferenz der beiden Zustände passt. Das Problem gleicht damit der
sprichwörtlichen Suche nach der Nadel im Heuhaufen", bringt es Peik auf
den Punkt.

2016 berichteten seine Kooperationspartner an der
Ludwig-Maximilians-Universität (LMU) München in Nature über einen ersten
Durchbruch: Sie konnten erstmals den Kernübergang innerhalb des
Thorium-229-Kerns nachweisen, aber die verwendeten Methoden unterschieden
sich noch deutlich von denen, wie sie für eine Atomuhr gebraucht werden.




[image: Abbildung: © Christoph Düllmann, JGU Mainz]

Kernuhr, die auf einem Übergang im Atomkern des schweren Thorium-229
basiert.

Abbildung: © Christoph Düllmann, JGU Mainz



Jetzt hat die Forschungskooperation, zu der neben PTB- und
LMU-Wissenschaftlern auch Kollegen der Johannes-Gutenberg-Universität Mainz,
des Helmholtz-Instituts Mainz und des GSI Helmholtzzentrums für
Schwerionenforschung Darmstadt gehören, einen entscheidenden weiteren
Schritt getan: Erstmals konnten grundlegende Eigenschaften wie Größe und
Form der Ladungsverteilung im angeregten Zustand des Th-229-Kerns gemessen
werden. Dafür wurden die Th-229-Kerne nicht, wie zukünftig in der Uhr, vom
Grundzustand aus angeregt, sondern in einer von der LMU entwickelten
Apparatur im angeregten Zustand aus dem Alpha-Zerfall von Uran-233
gewonnen, abgebremst und in einer Ionenfalle als Th2+-Ionen gespeichert.
Eine hierfür geeignete Uran-233 Quelle wurde von den Gruppen in Mainz und
Darmstadt bereitgestellt. Mit Lasersystemen, die für die Spektroskopie
dieser Ionen an der PTB entwickelt wurden, konnten Übergangsfrequenzen in
der Elektronenhülle präzise gemessen werden. Da diese Frequenzen von den
Kerneigenschaften direkt beeinflusst werden, lassen sich daraus die
Informationen über Eigenschaften des Kerns erhalten. Theoretische Modelle
alleine waren bisher nicht in der Lage vorherzusagen, wie sich die
Struktur des Th-229-Kerns bei diesem ungewöhnlich niederenergetischen
Übergang verhält. Außerdem kann nun die spektroskopisch leichter messbare
Struktur der Elektronenhülle genutzt werden, um eine Laseranregung des
Kerns nachzuweisen.

Die Suche nach der optischen Resonanzfrequenz des Th-229-Kerns als der
Nadel im Heuhaufen ist damit noch nicht abgeschlossen - aber man weiß nun
viel genauer, wie die versteckte Nadel eigentlich aussieht, und ist damit
der optischen Kernuhr einen guten Schritt nähergekommen.

(es/ptb)

Die wissenschaftliche Veröffentlichung:

J. Thielking, M. V. Okhapkin, P. Glowacki, D. M. Meier, L. v. d. Wense, B.
Seiferle, C. E. Düllmann, P. G. Thirolf, E. Peik:

Laser spectroscopic characterization of the nuclear clock isomer 229mTh.

Nature, 19. April 2018

Die beiden anderen erwähnten Veröffentlichungen:

E. Peik, Chr. Tamm: 

Nuclear laser spectroscopy of the 3.5 eV transition in 229Th.

Europhys. Lett. 61, 181-186 (2003)

L. von der Wense et al.:

Direct detection of the 229Th nuclear clock transition.

Nature 533, 47-51 (2016):

https://www.nature.com/articles/nature17669
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ARBEIT/1134: Jobcenter endlich auskömmlich finanzieren


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. April 2018

Jobcenter endlich auskömmlich finanzieren

Lücke im Verwaltungshaushalt der Jobcenter auf 911 Millionen gestiegen: Jobcenter endlich auskömmlich finanzieren



Zu den Ausführungen der Bundesregierung zum Verwaltungshaushalt der Bundesagentur für Arbeit (BA) im Ausschuss für Arbeit und Soziales erklärt Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte und aktive Arbeitsmarktpolitik:

Im Ausschuss für Arbeit und Soziales hat die Bundesregierung heute einräumen müssen, dass die Lücke im Verwaltungshaushalt der Jobcenter weiter gestiegen ist. Sie übersteigen seit Jahren das im Haushalt vorgesehene Budget. Während im Jahr 2016 die Mehrausgaben, die aus dem Eingliederungstitel umgeschichtet wurden, 766 Millionen Euro betrugen, waren es 2017 bereits 911 Millionen Euro. Das sind alarmierende Zahlen, die den Handlungsdruck deutlich machen. Diese 911 Millionen Euro fehlten im letzten Jahr für die Eingliederung der Arbeitslosen in den Arbeitsmarkt.

Seit Jahren ist der Verwaltungshaushalt der Jobcenter unterfinanziert. Im Jahr 2017 haben mittlerweile über 900 Millionen Euro gefehlt und die wurden - wie jedes Jahr - mit einem Griff in das Eingliederungsbudget gedeckt. Das ist nicht akzeptabel, denn diese Mittel fehlen für notwendige Maßnahmen zur Integration von Arbeitslosen. Besonders betroffen sind davon all jene, die schon längere Zeit erwerbslos sind und drohen weiter in der Langzeitarbeitslosigkeit festzustecken. Gerade diese Personengruppe braucht aber deutlich mehr Unterstützung, als sie sie in der Vergangenheit bekommen hat.

Wir fordern von der Bundesregierung, die Jobcenter endlich so zu finanzieren, dass diese ihrem Auftrag endlich gerecht werden können, die soziale und berufliche Integration zu fördern und Arbeitssuchenden Chancen und Perspektiven zu bieten. Alles andere geht zulasten der Menschen, die Unterstützung brauchen.

 * 
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AUSSEN/2031: 70. Jahrestag der Staatsgründung Israels ist ein Grund zur Freude


Pressedienst von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 18. April 2018

Der 70. Jahrestag der Staatsgründung Israels ist ein Grund zur Freude



Anlässlich des 70. Jahrestags der Staatsgründung Israels erklären Katrin Göring-Eckardt und Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzende von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, sowie Annalena Baerbock und Robert Habeck, Bundesvorsitzende von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

"Die Gründung des Staates Israel drei Jahre nach der Befreiung des Vernichtungslagers Auschwitz und seine demokratische Entwicklung sind eine herausragende Leistung. Dies gilt in besonderem Maß angesichts der oftmals feindlichen, von autoritären Staaten geprägten Nachbarschaft. Auch heute steht Israel angesichts der Lage in Syrien und der Rolle, die der Iran dort spielt, schwierigen Herausforderungen gegenüber.

Deutschland steht vor dem Hintergrund der Verfolgung und Ermordung der europäischen Juden durch Deutsche in der Verantwortung, zu einer gesicherten Existenz des Staates Israel und seiner demokratischen Verfasstheit beizutragen. Als Grüne werden wir uns weiterhin dafür einsetzen, dass die deutsch-israelischen Beziehungen durch Initiativen auf allen Ebenen intensiviert werden und Impulse für eine Beilegung des israelisch-palästinensischen Konflikts mit dem Ziel einer Zwei-Staaten-Regelung erfolgen.

Unser Einsatz gilt der friedlichen Entwicklung in der Gesamtregion und unsere Unterstützung der Zivilgesellschaft in Israel, den palästinensischen Gebieten und den Nachbarländern. Dies gilt besonders auch angesichts der inneren Spannungen in Israel, auf die der israelische Schriftsteller David Grossmann kürzlich in einer bewegenden Rede hingewiesen hat."

 * 

Quelle:
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EUROPA/1706: 75 Jahre Warschauer Ghettoaufstand - Das Gedenken verbindet


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. April 2018

75 Jahre Warschauer Ghettoaufstand: Das Gedenken verbindet



Anlässlich des Jahrestages zum bewaffneten Aufstand im Warschauer Ghetto 1943 erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:

Heute vor 75 Jahren begann der Warschauer Ghettoaufstand. Diesem Tag wird heute in Warschau mit vielen Aktionen und Veranstaltungen gedacht. Der Aufstand gegen die Nazis gilt als der größte jüdische militärische Aufstand des Zweiten Weltkriegs. Wir sollten das Motto des Gedenktages "Das Gedenken verbindet uns" auch als Aufruf verstehen. Denn das öffentliche Erinnern an diese Ereignisse sollte auch zum elementaren Bestandteil einer gemeinsamen Gedenkkultur werden.

So sehr uns das Gedenken an den Warschauer Ghettoaufstand und die vielen Opfer des Nazi-Regimes mit Wut und Trauer, aber auch mit Ehrfurcht und Bewunderung füllt, so sehr muss uns der Tag eine Mahnung sein: Nie wieder Faschismus! Der Blick in die Gegenwart zeigt uns, wie wichtig es ist, dass wir Respekt vor den Opfern bekunden und uns erinnern.

Wir teilen die Aussage der Kampagne: "Das Gedenken verbindet uns!" Wir fühlen uns all jenen verbunden, die dem grassierenden Antisemitismus in Europa entschieden entgegentreten. Der ehemalige Präsident des Zentralrats der Juden in Deutschland, Paul Spiegel, hatte schon vor 15 Jahren recht, als er sagte, dass wir uns immer wieder bewusst sein müssen, dass jedes Schweigen, jedes Zurückweichen vor Angriffen gegen Jüdinnen und Juden auch ein Verrat an den Aufständischen des Warschauer Ghettos bedeute. Diesen Verrat dürfen wir nicht zulassen.

 * 
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INNEN/3082: Bundesregierung mit Zusage zum Resettlement auf dem richtigen Weg


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. April 2018

Bundesregierung mit Zusage zum Resettlement auf dem richtigen Weg



Zu dem Besuch des EU-Migrationskommissars Avramopoulos in Berlin und der Ankündigung, die Bundesregierung habe die Aufnahme von 10.000 Flüchtlingen aus Nordafrika und dem Nahen Osten im Rahmen eines Resettlementprogramms zugesagt, erklärt Luise Amtsberg, Sprecherin für Flüchtlingspolitik:

Wir begrüßen die Bereitschaft der Bundesregierung, 10.000 Menschen im Rahmen des Resettlements aufnehmen zu wollen, ausdrücklich. Wir Grüne werben seit Jahren für eine legale und sichere Aufnahme von Schutzsuchenden in Deutschland und in Europa. Bisher hat Deutschland sich lediglich spärlich an dem Umverteilungsprogramm der UN beteiligt. Wir hoffen, dass die jetzigen Zusagen auch Indiz für ein stärkeres, dauerhaftes, verlässliches und nachhaltiges Engagement der Bundesregierung im Bereich der legalen Migration sind. Nur so lassen sich die Unglücke im Mittelmeer und anderswo auf den Fluchtrouten verhindern.

Mit dem UNHCR hat die Bundesregierung einen der erfahrensten Akteure des internationalen Flüchtlingsschutzes an ihrer Seite. Die Aufnahme über das Resettlementprogramm wird dann nötig, wenn es Schutzsuchenden in dem Erstaufnahmeland nicht zugemutet werden kann, zu bleiben. Dies ist zum Beispiel in Libyen der Fall. Tausende Menschen, darunter viele Kinder, sind in den Haftzentren und Foltergefängnissen der staatlichen Willkür und der Gewalt von Milizen ausgesetzt. Wir haben die große Hoffnung, dass mit der deutschen Beteiligung an humanitären Aufnahmeprogrammen, diesem Horror beigekommen werden kann.
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INNEN/3081: GroKo verschleppt Förderung für strukturschwache Regionen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. April 2018

Konferenz der ostdeutschen Ministerpräsidenten: GroKo verschleppt Förderung für strukturschwache Regionen



Zur heute stattfindenden Konferenz der ostdeutschen Ministerpräsidenten mit Bundeskanzlerin Merkel und der Forderung von Ministerpräsident Reiner Haseloff, nach einer Strukturförderung für Ostdeutschland über das Jahr 2019 hinaus, erklären Markus Tressel, Sprecher für ländliche Räume und Britta Haßelmann, Sprecherin für Kommunalpolitik:

Markus Tressel: "Bei dem Thema Förderung strukturschwacher Regionen kommt von Union und SPD seit Jahren nichts als heiße Luft. Die Bundesregierung versucht die Probleme strukturschwacher Regionen in ganz Deutschland seit Jahren durch immer neue Gesprächsrunden zu lösen. Konkrete Lösungsansätze? Fehlanzeige! Mit der heute stattfindenden Konferenz der ostdeutschen Ministerpräsidenten und der bisher geplanten Kommission "Gleichwertige Lebensverhältnisse" wird sich das nicht ändern. Wir brauchen neue Indikatoren für Strukturschwäche, die über Arbeitsmarktzahlen hinausgehen und mindestens die Demographie mit berücksichtigt. Eine Verteilung nach Himmelsrichtungen alleine ist nicht zielführend"

Britta Haßelmann: "Wir brauchen ganz neue Ansätze in der Förderpolitik, um die regionale Daseinsvorsorge in strukturschwachen Regionen in Ost und West fördern zu können. Da reicht es nicht, ein paar Bundesbehörden in die neuen Bundesländer zu verlagern. Neben der bestehenden Förderung für Wirtschaft und Landwirtschaft muss künftig auch die allgemeine Infrastruktur gefördert werden. Wir brauchen eine neue Gemeinschaftsaufgabe von Bund und Ländern für die regionale Daseinsvorsorge in strukturschwachen Regionen in Ost und West."
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MEDIEN/441: Facebook-Skandal - Bundesregierung weiter planlos


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. April 2018

Facebook-Skandal: Bundesregierung weiter planlos



Zum heutigen Bericht zum Datenskandal rund um Facebook und Cambridge Analytica im Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz durch das Bundesjustizministerium und die Bundesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit erklärt Tabea Rößner, Sprecherin für Netzpolitik und Verbraucherschutz:

Die Bundesregierung hat den Auftritt heute Morgen nicht nutzen können, ein stringentes Konzept für die gravierenden datenschutzrechtlichen Baustellen darzulegen. Ganz im Gegenteil: Nachfragen offenbarten ein eklatantes Unwissen und eine fehlende klare Linie - nicht nur gegenüber Facebook.

Auch die Bundesdatenschutzbeauftragte bestätigte einmal mehr die Dringlichkeit, diesen Datenskandal nicht einfach wieder vorbeiziehen zu lassen, sondern endlich gesetzgeberisch tätig zu werden. Dieser Auftrag hat sich aber mit der ab Mai geltenden Datenschutzgrundverordnung nicht erschöpft. Für ein effektives und umfassendes Datenschutzpaket, müssen unbedingt die e-privacy-Verordnung, die Regulierung von algorithmenbasierten Entscheidungssystemen sowie Änderungen im Kartellrecht und im Verbraucherschutz auf den Weg gebracht werden. Vorschläge haben wir zuhauf - und diese werden wir in den nächsten Wochen auch einbringen. Es wird sich zeigen, wie ernst es der Bundesregierung mit einem transparenten Datenschutz im Sinne der Verbraucherinnen und Verbraucher tatsächlich ist.
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VERKEHR/770: Lkw-Maut - Verlagerung auf die Schiene wird weiter konterkariert


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. April 2018

Lkw-Maut - Verlagerung auf die Schiene wird weiter konterkariert



Zur Veröffentlichung des sogenannten Wegekostengutachtens mit den künftigen Lkw-Mautsätzen im Autobahn- und Bundesstraßennetz durch die Bundesregierung erklärt Stephan Kühn, Sprecher für Verkehrspolitik:

Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer hat seine erste Bewährungsprobe in der Verkehrspolitik nicht bestanden. Während die Lkw-Maut seit 2010 um real 16 Prozent gesunken ist, mussten die Güterbahnen bei der "Schienenmaut" Steigerungen von 18 Prozent einpreisen. Auch die neuen Lkw-Mautsätze ändern an dem verzerrten Preisgefüge im Verkehrsmarkt nichts. Ergebnis: Transporte auf der Straße bleiben zu billig. Die Verlagerung von Güterverkehr auf die Schiene wird weiter konterkariert.

Die negativen Folgen des Lkw-Verkehrs durch Lärm und Abgase werden weiter auf die Allgemeinheit abgewälzt. Dabei hätte die Bundesregierung bei der Bemessung der Mautsätze die Möglichkeit, die durch Lärm und Luftverschmutzung verursachten Kosten des Lkw-Verkehrs stärker einzubeziehen. Doch die Aufschläge bei der Lkw-Maut für diese Belastungen von Mensch und Umwelt sind verschwindend gering, sodass sie praktisch keine ökologische Lenkungswirkung entfalten können.

Nicht nachvollziehbar ist, dass Verkehrsminister Scheuer leichte Lkw zwischen 3,5 und 7,5 Tonnen weiter von der Maut befreien will. Das führt ebenso zu Wettbewerbsverzerrungen zulasten der Schiene sowie zu mehr kleinen Lkw auf den Fernstraßen. Zudem entgehen dem Bundeshaushalt Einnahmen von mehreren hundert Millionen Euro jährlich.

Die Mehreinnahmen aus der Ausweitung der Mautpflicht auf die Bundesstraßen müssen jetzt für besseren Lärmschutz und den Erhalt des bestehenden Straßennetzes eingesetzt werden.
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VERKEHR/769: Anton Hofreiter zur Pkw-Maut und Elektromobilität


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. April 2018

Anton Hofreiter zur Pkw-Maut/Elektromobilität



Zu aktuellen Berichten, demnach die Pkw-Maut nicht vor 2020 eingeführt wird, erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Die unsinnige Pkw-Maut gehört in die Tonne. Sie ist rechtlich fragwürdig und haushalterisch unsinnig. Andreas Scheuer wäre gut beraten, wenn er schnellstmöglich einen Schlussstrich unter dieses peinliche Dobrindt-Projekt zieht. Statt sich weiter in solch unsinnigen Verkehrsprojekten zu verlieren, sollte Andreas Scheuer endlich die nachhaltige Mobilität auf die Spur setzen. Dazu gehört der Ausbau des Öffentlichen Nahverkehrs genauso wie der Umstieg auf emissionsfreie Mobilität. Es ist ein Armutszeugnis der Großen Koalition, dass sie die Antriebswende bislang verschlafen hat. Andere Länder wie China und Norwegen stehen an der Spitze der Elektromobilität, Deutschland schlurft hinterher. Die Bundesregierung muss endlich dafür sorgen, dass mehr Elektrofahrzeuge auf den Markt kommen und gekauft werden. Und sie muss den Ausbau eines einheitlichen, flächendeckenden und bedienungsfreundlichen Ladesäulennetzes voranbringen."
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WIRTSCHAFT/2794: Mittel nicht ausgeschöpft - Energieeffizienz bleibt weiterhin auf der Strecke


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. April 2018

Mittel nicht ausgeschöpft - Energieeffizienz bleibt weiterhin auf 
der Strecke



Zu brachliegenden Geldern im "Energie- und Klimafonds" erklärt Anja 
Hajduk, Stellvertretende Fraktionsvorsitzende und Mitglied im 
Haushaltsausschuss:

Dass die Bundesregierung das zweite Jahr in Folge Mittel, die für Investitionen in Energieeffizienz und erneuerbare Wärme verfügbar wären, einfach versanden lässt, zeugt von einer erschreckenden Gleichgültigkeit gegenüber der Klimakrise und der eigenen Haushaltsplanung. Obwohl die Programme nur bis 2020 laufen, sind nach zwei Jahren knapp zwei Milliarden Euro einfach liegen geblieben. Alleine 2017 wurden 40 Prozent der jährlich zur Verfügung stehenden Mittel nicht investiert. Diese nicht genutzten Gelder fließen durch das komplizierte Konstrukt des Energie- und Klimafonds (EKF) in die Rücklage eines Sondervermögens. Die Krux daran ist, dass diese Mittel in den Folgejahren wahrscheinlich nicht mehr für Energieeffizienz verwendet werden. Wir fordern, dass jeder Euro, der vom Haushaltsausschuss für Energieeffizienz und Erneuerbarer Wärme für den EKF vorgesehen ist, auch in diesem Bereich ausgegeben wird und seine Wirkung entfaltet.

Bei den Mitteln für wettbewerbliche Ausschreibungen für die Einsparung von Energie zum Beispiel wurden nur 1,5 Prozent von 100 Millionen Euro, die zur Verfügung stehen, ausgegeben. Ineffiziente Industrieprozesse bleiben so die Regel und veraltete Heizungen Ölschlucker. Die Bundesregierung hat die Klimaziele 2020 bereits aufgegeben. Wenn sie in diesem Schneckentempo weiter macht, ist fraglich, ob die neue Zielmarke 2030 überhaupt noch erreicht werden kann. Effizienz- und Wärmewende sind hier wichtige Bereiche. Es ist mittlerweile seit drei Jahren klar, dass es breiter angelegte Förderkriterien und weniger Bürokratie braucht, damit die Programme besser laufen. Schlechter als diese Regierung kann man Klimaschutz kaum noch angehen.

Hintergrund: Auf der Tagesordnung der heutigen Sitzung des Haushaltsausschusses steht ein Bericht über das Sondervermögen "Energie- und Klimafonds". Aus diesem Fonds werden unter anderem Programme für Energie-Effizienz gefördert: für Gebäudesanierung, Erneuerbare Wärme und oder Pumpen- und Heizungsoptimierung. Neben dem Gebäudesanierungsprogramm, für welches jährlich zwei Milliarden Euro zur Verfügung stehen, wurden bis 2020 zusätzlich acht Milliarden Euro für Energieeffizienz bereitgestellt. Viele der Programme werden aber kaum ausgeschöpft. Nach zwei Jahren Programmlaufzeit bleiben knapp zwei Milliarden Euro ungenutzt. Als Gründe dafür sehen wir die hohen, bürokratischen Hürden, ein unattraktives Kosten-Nutzen-Verhältnis und die fehlende gezielte Bewerbung und Information rund um diese Programme durch die Bundesregierung. Als Grüne Fraktion weisen wir seit Jahren auf diese Missstände hin und fordern darüber hinaus ergänzende Programme zur Erreichung der Klimaschutzziele. Dazu gehören unter anderem ein verbindliches Energiespargesetz mit festen Zielvorgaben, unbürokratische Ausschreibungen für Energieeffizienz, ein Aktionsplan Faire Wärme, begleitet von einer sozialen Miet- und Förderpolitik.
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WIRTSCHAFT/2793: Frühjahrsgutachten - Warnschuss für die Koalition


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. April 2018

Frühjahrsgutachten: Warnschuss für die Koalition



Zum Frühjahrsgutachten der Wirtschaftsforschungsinstitute erklärt Kerstin Andreae, Sprecherin für Wirtschaftspolitik:

Die Bundesregierung hat den besten Zeitpunkt zum Anpacken der wichtigen Zukunftsfragen verschlafen, auch wenn sie sich noch im Licht positiver Konjunkturprognosen sonnt. Der nächstbeste Zeitpunkt zum Handeln ist jetzt, aber die Koalition ist mehr damit beschäftigt, sich gegenseitig Posten zuzuschachern. Sie verschiebt Fragen zum Klimaschutz, zur Digitalisierung oder zum Fachkräftemangel immer weiter in die Zukunft. Dabei muss doch jedem klar sein, dass auch dieser konjunkturelle Höhenflug enden wird. Das Frühjahrsgutachten ist als Warnschuss und klare Aufforderung zum Handeln zu verstehen.

Deutschland braucht Strategien für Digitalisierung, die weit über den Breitbandausbau hinausgehen und für Bildung, die zur Arbeit von morgen befähigen. Wir müssen den Mittelstand im globalen Wettbewerb unterstützen und mit Blick auf Zukunftstechnologien und Forschung endlich eine europäische industriepolitische Strategie aufsetzen. Die Wirtschaft braucht Fachkräfte, die wir nur mit einem intelligenten Mix aus Qualifizierung, Nutzung einheimischer Potenziale und einem modernen Einwanderungsgesetz erreichen können. Wir müssen Gründungen besser fördern, denn wir sind hier Entwicklungsland und die Zahl der Gründungen geht seit Jahren zurück. So verlieren wir kreative Köpfe und potenzielle Arbeitsplätze. Bei Innovationen hinken wir ebenfalls hinterher, weil eine steuerliche Forschungsförderung für kleine und mittlere Unternehmen seit Jahren auf sich warten lässt.

Fazit: Die Konjunkturaussichten bleiben vorerst gut, doch damit sie auch langfristig positiv ausfallen, muss die Bundesregierung endlich aufwachen und handeln.
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WIRTSCHAFT/2792: Reform für fairen Handel statt Turbo-Abkommen mit Japan und Singapur


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. April 2018

Reform für fairen Handel statt Turbo-Abkommen mit Japan und Singapur



Zur kurz bevor stehenden Unterzeichnung der Handelsabkommen mit Japan und Singapur im Rat der EU erklären Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender, und Katharina Dröge, Parlamentarische Geschäftsführerin und Sprecherin für Handelspolitik:

Die Bundesregierung und auch die EU-Kommission haben in der Handelspolitik die Zeichen der Zeit nicht verstanden. Sie feiern sich dafür, den größten Deal aller Zeiten abgeschlossen zu haben: Ein Handelsabkommen mit Japan und ein Handels- und Investitionsschutzabkommen mit Singapur. Und das auch noch im Turbo-Modus.

Bereits am 22. Mai soll die Bundesregierung im Rat der EU die Hand heben für die Abkommen. Dabei sind erst jetzt die Rechtsförmlichkeitsprüfung und Übersetzung in die Landessprachen abgeschlossen. Nur vier Wochen für eine Prüfung und Debatte im Bundestag vorzusehen, ist völlig unangemessen.

Wenn Merkel und Altmaier eines aus den TTIP-Protesten gelernt haben sollten, dann ist es, dass man solche Abkommen nicht im Hinterzimmer und ohne ausreichende Beteiligung des Bundestags durchzieht. Dafür sind die Auswirkungen der Verträge auf die öffentliche Daseinsvorsorge, das Vorsorgeprinzip oder die Landwirtschaft zu erheblich.

Zudem ist es fatal, dass es in Zeiten eines gefährlichen Erstarken von Nationalismus in der Wirtschaftspolitik einfach ein "Weiter so wie bisher" in der Handelspolitik der Bundesregierung gibt. Gerade in dieser Situation wäre es nötig innezuhalten und in den Parlamenten und mit der Zivilgesellschaft zu diskutieren, wie eine gute Regulierung des Welthandels aussieht. Wie starke, einklagbare Standards für Arbeitnehmer und Umwelt verankert werden können, damit es keine Abwärtsspirale nach unten gibt, wenn man die Handelsschranken lockert. Wie Rechtsstaatlichkeit in der Welt gefördert werden kann, anstatt eine Paralleljustiz für ausländische Konzerne einzuführen.

Die Handelsverträge mit Japan und Singapur leisten dies alles nicht.
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AUSSEN/1722: 70 Jahre Israel - das historische Geschenk ist Verpflichtung und Verantwortung zugleich


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 19. April 2018

70 Jahre Israel - das historische Geschenk ist Verpflichtung und
Verantwortung zugleich

Freundschaft festigen und ausbauen - Antisemitismus entschlossen
entgegentreten



Der Staat Israel feiert am heutigen Donnerstag nach jüdischem
Kalender den 70. Jahrestag seiner Staatsgründung, die am 14. Mai 1948
durch Verlesung der Unabhängigkeitserklärung von David Ben-Gurion
erfolgte. Der Deutsche Bundestag wird am 26. April die Staatsgründung
mit einer Debatte würdigen. Hierzu erklärt der außenpolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen Hardt:

"Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wünscht dem Staat Israel ebenso wie
dem Volk Israels ein herzliches 'Masel tov' - Viel Glück und Erfolg!

Vor dem Hintergrund des Zivilisationsbruchs der Shoah, für die
Deutschland die historische Verantwortung trägt, ist die
Staatsgründung Israels ebenso wie die einmalige und enge
deutsch-israelische Freundschaft eine besondere Errungenschaft. Das
Leid des jüdischen Volkes in Europa und die Geschichte des Staates
Israel werden uns für immer auf besondere Weise verbinden.

Daher setzt sich die CDU/CSU-Bundestagsfraktion auch weiterhin mit
aller Entschiedenheit gegen jegliche Form des Antisemitismus ein. Die
Bilder, die uns gerade aus der Mitte Berlins erreichen, sind
unerträglich und nicht hinnehmbar. Wir müssen Antisemitismus mit
aller Konsequenz des Rechtsstaates bekämpfen und in der politischen
Bildungs- sowie der Integrationsarbeit auf Vorbeugung hinwirken.
Täter müssen zur Rechenschaft gezogen, die Taten geahndet werden. Es
ist richtig, dass Deutschland jetzt einen Beauftragten für das
jüdische Leben in Deutschland und den Kampf gegen Antisemitismus hat.

Auch 70 Jahre nach seiner Staatsgründung trägt Deutschland eine
besondere Verantwortung für das Existenzrecht und die Sicherheit
Israels. Aufgrund unserer Geschichte ist und bleibt die Sicherheit
Israels Teil der deutschen Staatsräson. Diese unverrückbare
Verpflichtung Deutschlands wird unsere Politik gegenüber dem gesamten
Nahen Osten weiter prägen.

Wir stehen nach wie vor konsequent für sichere Grenzen Israels als
jüdischem, demokratischem Staat ein. Zugleich setzen wir uns für eine
nachhaltige Aussöhnung mit den Palästinensern im Rahmen einer
Zwei-Staaten-Lösung für zwei Völker ein, die ein friedliches
Zusammenleben Seite an Seite in einem jüdisch-demokratischen Staat
Israel und in einem souveränen, demokratischen und lebensfähigen
palästinensischen Staat erlaubt.

Zugleich liegt es auch weiterhin in deutscher Verantwortung, im
Dialog mit Politikern im Nahen Osten für diese Lösung einzutreten und
die notwendigen Voraussetzungen zu schaffen. Jüngste Annäherungen
zwischen Israel und wichtigen arabischen Staaten wie Saudi-Arabien
sind positive Entwicklungen, die wir entschieden unterstützen.

Die einmaligen Beziehungen zwischen Deutschland und Israel sind uns
Verpflichtung und Ansporn zugleich. Wir werden die Beziehungen in
allen Bereichen festigen und vertiefen. Dies gilt für den
zivilgesellschaftlichen, politischen und kulturellen Austausch, die
wirtschaftliche Zusammenarbeit und die Forschungs- und
Bildungskooperation ebenso wie die für die Sicherheit beider Staaten
essentielle sicherheits- und militärpolitische Zusammenarbeit.

Die Koalitionsfraktionen werden die besonderen Beziehungen zwischen
Deutschland und Israel ebenso wie unsere Vision für unsere
zukunftsgerichtete Partnerschaft in einem gemeinsamen Antrag
würdigen, den wir am 26. April im Deutschen Bundestag beraten und
beschließen werden."
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AUSSEN/1721: Ausnahmezustand rechtzeitig vor Neuwahl aufheben


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 19. April 2018

Ausnahmezustand rechtzeitig vor Neuwahl aufheben



Zur Verlängerung des Ausnahmezustands und zur Vorverlegung der
Parlaments- und Präsidentschaftswahlen können Sie den
außenpolitischen Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen
Hardt, mit folgenden Worten zitieren:

"Die Entscheidung der Türkei, den Ausnahmezustand um weitere drei
Monate zu verlängern, halte ich weder für richtig noch für
angemessen. Die türkische Regierung sollte in jedem Fall deutlich vor
neuen Wahlen den Ausnahmezustand aufheben, um jedem Eindruck der
Einschränkung von Wahlfreiheit vorzubeugen. Dies habe ich gegenüber
türkischen Gesprächspartnern immer wieder zum Ausdruck gebracht."
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AUSSEN/1720: Religionsfreiheit ist zentrales Anliegen der Menschenrechtspolitik


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 19. April 2018

Religionsfreiheit ist zentrales Anliegen der Menschenrechtspolitik

Vollständige Anerkennung der muslimischen Rohingya in Myanmar gefordert



In einem interfraktionellen Antrag, über den der Bundestag am Freitag
abstimmt, fordern die Fraktionen von CDU/CSU, SPD, FDP und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN den Stopp der Gewalt gegen die Rohingya und deren
vollständige Anerkennung als gleichberechtigte Volksgruppe in
Myanmar. Hierzu erklärt der menschenrechtspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Michael Brand:

"Ein Kernanliegen unserer werteorientierten Außenpolitik ist die
weltweite Anerkennung des elementaren Menschenrechts auf
Religionsfreiheit. Die Gewaltexzesse des Militärs gegen die
Minderheit der muslimischen Rohingya in Myanmar belegen, wie wichtig
unser Engagement für Religionsfreiheit weltweit ist. Unsere
Solidarität gilt allen benachteiligten religiösen Minderheiten. Dies
schließt den beharrlichen Einsatz für viele Millionen bedrängter
Christen ein - der weltweit am stärksten verfolgten religiösen
Minderheit.

Die muslimische Minderheit der Rohingya wird in Myanmar systematisch
diskriminiert - insbesondere durch ihren Ausschluss von der
Staatsangehörigkeit, womit ihnen bürgerliche und politische Rechte
vorenthalten werden. Ihre wirtschaftliche und soziale Situation ist
ebenfalls verheerend.

In dem interfraktionellen Antrag fordern die Koalitionsfraktionen
gemeinsam mit den Fraktionen der FDP sowie BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die
Bundesregierung auf, in ihren Bemühungen nicht nachzulassen, die
Situation der geflüchteten Rohingya zu verbessern, die Aufklärung der
begangenen Menschenrechtsverletzungen zu befördern und der Minderheit
eine gleichberechtigte Perspektive in ihrer Heimat Myanmar zu
ermöglichen.

Religionsfreiheit ist ein zentrales Menschenrecht. Dort, wo sie nicht
geachtet wird, werden meist auch andere Menschenrechte missachtet.
Menschenrechte gelten universell, ihre Verletzung sind eine Gefahr
für den Frieden und die internationale Sicherheit. Häufig sind sie
Ursache für Flucht und den Verlust der Heimat.

Die aktuelle humanitäre Krise und das Leid der Rohingya können nur
durch weitere gemeinsame Anstrengungen von UNHCR, UNICEF, IOM, WFP
sowie der EU und den humanitären NGOs überwunden werden. Die
Bundesregierung leistete zur Linderung der Not bereits humanitäre
Hilfe in Höhe von 26,8 Millionen Euro und unterstützt UNICEF im
Rahmen der Übergangshilfe mit weiteren vier Millionen Euro für
Schulbau in Fluchtgebieten in Bangladesch. Im Rahmen der
Übergangshilfe finanziert die Bundesregierung in Rakhine Maßnahmen in
Höhe von zwölf Millionen Euro in Ernährungssicherung,
Gesundheitsversorgung und Berufsbildung für Binnenflüchtlinge und die
umliegende Bevölkerung."

Hintergrund:

Beinahe 700.000 Rohingyas sind seit Sommer 2017 nach Angaben des
Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen aus Rakhine in
Myanmar ins benachbarte Bangladesch geflohen. Sie brachten sich in
Sicherheit vor Massakern, systematischer Vergewaltigung und
Brandschatzung. Tausende Todesopfer sind zu beklagen. Der
Menschenrechtskommissar der UN bezeichnet die Übergriffe als
"ethnische Säuberungen".
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INNEN/3363: Schwarzfahren "light" ist falsches Signal


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 20. April 2018

Schwarzfahren "light" ist falsches Signal



Zur aktuellen Diskussion um eine Entkriminalisierung des
Schwarzfahrens können Sie den stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Stephan Harbarth, wie folgt zitieren:

"Ich bin klar gegen eine Entkriminalisierung des Schwarzfahrens. Ein
Schwarzfahren-light, das künftig nur noch als Ordnungswidrigkeit
sanktioniert werden kann, ist aus meiner Sicht das falsche Signal.
Politiker müssen dafür eintreten, dass die Menschen wieder Vertrauen
in das Funktionieren des Rechtsstaates haben, im Großen wie im
Kleinen. Ein Delikt, das massenhaft begangen wird und zur
Alltagskriminalität gehört, als nicht mehr strafwürdig anzusehen, nur
um die Justiz zu entlasten, wäre hier aus meiner Sicht der völlig
falsche Weg. Denn damit gewinnt man kein Vertrauen zurück, sondern
stellt ein Armutszeugnis des Rechtsstaates aus."
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RECHT/845: Ein "We are sorry" ist zu wenig


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 20. April 2018

Ein "We are sorry" ist zu wenig

Facebook bleibt weiter Antworten schuldig



In einer gemeinsamen Sondersitzung des Rechtsausschusses und des
Ausschusses für Digitale Agenda am heutigen Freitag wurde Joel
Kaplan, Vice President for Public Policy Global bei Facebook, von den
Ausschussmitgliedern zu Facebooks Umgang mit Nutzerdaten befragt.
Dazu erklärt die rechts- und verbraucherschutzpolitische Sprecherin
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker:

"Die Antworten von Joel Kaplan waren enttäuschend. Auf die
entscheidenden Fragen zu der Praxis, den Inhalten und dem Umfang der
Datenweitergabe an Apps von Drittanbietern ging er entweder gar nicht
oder nur oberflächlich ein. Dabei war dieses Vorgehen weder in der
Vergangenheit mit deutschem Recht vereinbart, noch ist es das heute.
Das deutsche Recht setzt auch bisher schon eine ausdrückliche
Einwilligung in die Erhebung und Verwendung eigener Daten voraus, die
nicht an versteckter Stelle in umfangreichen Geschäftsbedingungen
platziert werden darf.

Daten von Freunden wurden und werden weiterhin - wenn auch in
begrenztem Umfang - ohne deren informierte Einwilligung an Dritte
außerhalb Facebooks weitergegeben. Verwendung und Weitergabe an Apps,
aber auch die Zusammenfügung mit Daten anderer Webseiten ist völlig
intransparent. Offen blieb auch, in wie vielen weiteren Fällen Apps
solchen Datenzugriff hatten und wie diese damit umgegangen sind. Hier
ist ein bloßes 'We are sorry' deutlich zu wenig. Facebook muss weiter
daran arbeiten, Vertrauen zurück zu gewinnen.

Die heutige Befragung hat deutlich gemacht: Wir brauchen mehr
Regulierung und effektive Kontrolle der sozialen Plattformen.
Datenschutzbehörden, Bundeskartellamt,
Verbraucherschutzorganisationen müssen dabei zusammen wirken. Die
Datenschutzgrundverordnung, die am 25. Mai europaweit in Kraft tritt,
gibt jetzt zusätzliche wirksame Sanktionsmöglichkeiten."
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UMWELT/770: Bienenschutz hat Priorität


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 20. April 2018

Bienenschutz hat Priorität

CDU/CSU-Fraktion unterstützt Verbot von drei Neonikotinoiden



Der Deutsche Bundestag hat am heutigen Freitag über drei Wirkstoffe
aus der Gruppe der Neonikotinoide beraten, die ein Risiko für Bienen
darstellen. Dazu erklären der Vorsitzende der Arbeitsgruppe Ernährung
und Landwirtschaft der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Albert Stegemann,
und der zuständige Berichterstatter Hermann Färber:

Albert Stegemann: "Für die Unionsfraktion ist klar: Politische
Entscheidungen müssen auf wissenschaftlicher Grundlage getroffen
werden. Wir folgen der wissenschaftlichen Bewertung der Europäischen
Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) im Hinblick auf die drei
untersuchten Neonikotinoide. Deshalb unterstützen wir
Bundesministerin Julia Klöckner darin, in Brüssel auf ein Verbot
dieser drei Wirkstoffe hinzuwirken. Bienen sind zentral für unsere
Lebensgrundlagen. Sie gilt es daher zu schützen."

Hermann Färber: "Wenn wir jetzt mit den Neonikotinoiden eine weitere
Gruppe von Pflanzenschutzmittelwirkstoffen für alle Freilandkulturen
verbieten, wird eine wichtige Wirkstoffgruppe für den Ackerbau fehlen
und wir müssen wir uns fragen, welche Auswirkungen das haben wird.
Allein nach dem Verbot von gebeiztem Rapssaatgut 2013 ist der Anbau
dieser Pflanze um 100.000 Hektar zurückgegangen. Wir brauchen daher
eine langfristige Ackerbaustrategie sowie die Beschleunigung von
Entwicklung und Zulassungsverfahren alternativer Wirkstoffe und
Behandlungsmethoden."
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VERKEHR/698: Gelungenes Standortkonzept zur Infrastrukturgesellschaft


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 20. April 2018

Gelungenes Standortkonzept zur Infrastrukturgesellschaft



Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer hat heute sein Standortkonzept
der neu zu gründenden Infrastrukturgesellschaft vorgelegt. Hierzu
können Sie den stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange, wie folgt zitieren:

Die Reform der Auftragsverwaltung der Autobahnen ist eines der
größten Projekte von Bund und Ländern der letzten Jahrzehnte. Durch
die Bündelung von Planung, Bau, Betrieb, Erhalt und Finanzierung der
Autobahnen in einer Hand wollen wir insbesondere schneller und
effizienter bei der Realisierung von Infrastrukturprojekten werden.

Mit dem jetzt vorgelegten Standortkonzept der neu zu gründenden
Infrastrukturgesellschaft für Autobahnen (IGA) gehen wir bei der
Umsetzung der Reform einen entscheidenden Schritt voran. Demnach sind
für die IGA mit Sitz in Berlin zehn Niederlassungen und weitere 30
Außenstellen vorgesehen. Das halte ich für richtig, denn die Präsenz
in der Fläche ist für die fachliche Arbeit vor Ort zusammen mit den
regionalen Akteuren enorm wichtig.

Das Standortkonzept ist sehr gelungen, da es entsprechend der
Aufgaben der künftigen Infrastrukturgesellschaft auch die bewährten
Strukturen in den Länderverwaltungen berücksichtigt. Vor allem für
die Beschäftigten ist es wichtig, dass Klarheit herrscht und sie
Sicherheit über ihren Arbeitsplatz haben. Ich begrüße das nochmalige
Signal, dass es keine Versetzungen gegen den Willen der Beschäftigten
geben soll. Dies ist für das Gelingen der Reform und vor dem
Hintergrund der immer wieder aufkommenden Unruhe bei den
Beschäftigten vor Ort enorm wichtig."
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WIRTSCHAFT/2707: Weiter Weg zurück zum Vertrauen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 20. April 2018

Weiter Weg zurück zum Vertrauen

Facebook muss Aufklärung konsequent betreiben



Am heutigen Freitag fand eine gemeinsame Sondersitzung der
Bundestagsausschüsse Digitale Agenda und Recht zum aktuellen
Datenskandal bei Facebook statt. Joel Kaplan, Vice President Global
Public Policy bei Facebook, wurde von den Ausschussmitgliedern
befragt. Hierzu erklären die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön, und der digitalpolitische
Sprecher der Arbeitsgruppe Digitale Agenda, Thomas Jarzombek:

"Der Weg zurück zum Vertrauen der Nutzerinnen und Nutzer ist für
Facebook noch sehr weit. Als dominante Plattform trägt das
Unternehmen ihnen gegenüber allerdings eine besondere Verantwortung.

Die heutige Sitzung hat zwar etwas Licht ins Dunkel gebracht, doch
leider bleibt es nebelig. Dass es Facebook mehr um das eigene Image
als um wirkliche Aufklärung geht, bleibt als Eindruck der Sitzung.
Die Nutzer und auch die Politik erwarten aber umfassende Aufklärung
und vor allem eindeutige und unmissverständliche Antworten.

Die Aufklärung dauert einfach viel zu lang. Es kann nicht sein, dass
die Nutzer erst in zwei bis drei Jahren über das vollständige Ausmaß
des Skandals informiert werden. Es muss sehr viel schneller klar
sein, welche weiteren Apps einen derartigen Datenzugriff hatten und
haben und auch, welche Daten von Nutzern abgeflossen sein könnten.

Facebook hat angekündigt, sich an die Datenschutzgrundverordnung zu
halten - zumindest in Europa. Das kann aber nur ein erster Schritt
sein. Wichtig wäre ein weltweit wesentlich besserer Datenschutz von
Facebook - und zwar nach den Standards der DSGVO sowie Schritte hin
zu mehr Interoperabilität von Social Media Plattformen. Monopole in
der Digitalwirtschaft werden nicht verschwinden, wenn wir nicht für
mehr Wettbewerb sorgen."
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WIRTSCHAFT/2706: Es zählen nur noch Fakten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 19. April 2018

Es zählen nur noch Fakten

Ausreden haben ausgedient



Am morgigen Freitag findet eine gemeinsame Sondersitzung der
Bundestagsausschüsse Digitale Agenda und Recht zum aktuellen
Datenskandal bei Facebook statt. Joel Kaplan, Vice President for
Global Public Policy bei Facebook, wird den Ausschüssen Rede und
Antwort stehen. Hierzu erklären die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön, und den Sprecher der
Arbeitsgruppe Digitale Agenda, Thomas Jarzombek:

"Facebook muss mehr Offenheit und Transparenz beim Umgang mit
Nutzerdaten zeigen. Dass sich Facebook-Chef Mark Zuckerberg vor
Ausschüssen des US-Senats persönlich für den Datenmissbrauch
entschuldigt hat, war dringend nötig, ist aber nur ein Anfang. Bleibt
abzuwarten, wie nachhaltig der Bewusstseinswandel des gesamten
Unternehmens ist. Das graue T-Shirt und die Jeans gegen Anzug und
Krawatte einzutauschen, reicht jedenfalls nicht. So rudert das
Unternehmen bei der vermeintlich weltweit angekündigten Umsetzung der
Datenschutzgrundverordnung bereits wieder zurück.

Es ist Zeit, vom hohen Ross abzusteigen. Dazu gehört übrigens auch
mehr Respekt vor nationalen Parlamenten - in all den Ländern, in
denen Facebook seinen Dienst anbietet. Denn bisher macht es den
Eindruck, als wolle Facebook lediglich sein Geschäftsmodell retten.

Aber es sind noch viele Fragen offen: Wie wird der Schutz der
Nutzerinnen und Nutzer verbessert? Ist sichergestellt, dass ein
derartige Vorfall sich nicht wiederholen kann? Wie können aus 65
Nutzern, die an der Umfrage teilgenommen hatten, 310.000 vom
Datenskandal Betroffene werden? Welche weiteren Apps gab und gibt es
aktuell, die breiten Datenzugang haben? Wie werden die Entwickler der
Apps überprüft, die auf Facebook eingestellt werden? Gibt es weitere
Fälle unzulässiger Datenweitergabe, insbesondere ähnliche Fälle wie
den Fall Kogan? Hat Aleksandr Kogan neben Cambridge Analytica Daten
an weitere Firmen verkauft? Welche Daten speichert Facebook genau von
den Nutzern? Zuckerberg hatte letzte Woche vor dem Kongress nebulös
geantwortet, dass die Nutzer alle von ihnen selbst gegebenen
Informationen herunterladen könnten. Ab welchen Zeitpunkt der
Kontaktaufnahme zu Facebook beginnt das Nutzertracking? Kann Facebook
Nutzer im Internet auch im ausgeloggten Zustand verfolgen? Warum soll
der Aufklärungsprozess laut Zuckerberg Jahre dauern?

Bisher fehlt zudem von Facebook eine umfassende Auskunft dazu,
inwieweit Russland durch das Netzwerk Einfluss auf den
US-amerikanischen Wahlkampf genommen hat. Zudem ist nach wie vor die
Frage offen: Wie viele Anzeigen auf Facebook wurden in Rubel bezahlt?

Dazu und zu vielen weiteren Fragen muss Joe Kaplan in der morgigen
Sondersitzung vollständige, unmissverständliche und eindeutige
Antworten geben. Wir brauchen keine Ausreden mehr, sondern Fakten.
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EUROPA/1602: Salisbury - Zugang zu Fakten dem Parlament ermöglichen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. April 2018

Salisbury - Zugang zu Fakten dem Parlament ermöglichen



"Während im Fall des Anschlags im britischen Salisbury die Spekulationen in den Medien weiter blühen, verweigern die Regierungen von Großbritannien und Deutschland dem Bundestag die notwendige Transparenz. Auch auf mehrfache Anfrage wurde mir der vollständige Bericht der Organisation für das Verbot chemischer Waffen (OVCW) nicht zur Verfügung gestellt", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Hänsel weiter:

"Laut Auswärtigem Amt soll Großbritannien darum gebeten haben, die Vollversion des Berichtes geheim zu halten. Die Bundesregierung hätte aber auch die Möglichkeit, das Papier in der Geheimschutzstelle des Bundestags zu hinterlegen, um die notwendige Transparenz herzustellen und eine öffentliche Verbreitung zugleich zu verhindern. Doch diesen Zugang verwehrt die Bundesregierung bisher.

Es ist mehr als bedenklich, dass das Parlament damit über einen Sachverhalt diskutiert und womöglich entscheidet, über den ihm fundierte Informationen verweigert werden. Ohne Zugang zu belastbaren Fakten im Fall des Salisbury-Zwischenfalls, aber auch im Fall des mutmaßlichen Giftgasangriffs im syrischen Douma, sind seriöse Bewertungen nicht möglich und wird die parlamentarische Arbeit massiv erschwert."
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GESUNDHEIT/1007: Strukturbereinigung durch die Hintertür


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. April 2018

Strukturbereinigung durch die Hintertür



"Die zunehmende Beanspruchung der Notfallaufnahmen von Krankenhäusern durch nicht lebensbedrohliche Fälle kann man in den Griff bekommen, indem man einen vernünftigen ärztlichen Bereitschaftsdienst organisiert. Dieser Aufgabe sind die Kassenärztlichen Vereinigungen nicht in ausreichender Weise nachgekommen. Stattdessen erleben wir nun eine Strukturbereinigung durch die Hintertür. Folge wird die Schließung vieler kleiner Krankenhäuser sein", kommentiert Harald Weinberg, gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, den Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses, mehr als 600 Kliniken die zusätzlichen Finanzmittel für die Notfallversorgung zu streichen. Weinberg weiter:

"Der Beschluss ist übereilt. Es ist ungeklärt, wie auf die vorhersehbar stärkere Beanspruchung der Rettungsdienste reagiert werden soll. Es ist unklar, was mit Kliniken passiert, die aus der Notfallversorgung herausfallen. Viele werden dadurch in eine wirtschaftliche Schieflage gedrängt. Dabei gibt es sinnvolle Möglichkeiten, gerade an diesen Krankenhäusern neue Konzepte zu implementieren und beispielsweise die Stärken stationärer und ambulanter Versorgung zu bündeln. Wenn die Patientinnen und Patienten diese Krankenhäuser als Anlaufpunkt nicht nur bei Notfällen nutzen, dann sollten hier Bereitschaftspraxen als Kooperationsmodelle entstehen. Nicht die Menschen müssen sich an das Notfallsystem anpassen, sondern das System an den Versorgungsbedarf der Bevölkerung."
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INNEN/4924: Osten ist endlich Thema


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. April 2018

Osten ist endlich Thema



"Die ostdeutschen Ministerpräsidenten sind gut beraten, sich noch stärker und wirksamer als bisher für die Lösung der besonderen Problemlagen von Schwerin bis Erfurt einzusetzen. Für die etablierte Politik gilt, in neuer Dringlichkeit, die Interessen und berechtigten Erwartungen der 15 Millionen Ostdeutschen im bundesdeutschen Politikbetrieb durchzusetzen", sagt Matthias Höhn, Ostbeauftragter der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die Ministerpräsidentenkonferenz der ostdeutschen Bundesländer in Bad Schmiedeberg. Höhn weiter:

"Deshalb gehören wirksame Entscheidungen zu Ansiedlungs-, Förder- und Strukturpolitik, wie heute in Bad Schmiedeberg diskutiert, auf den Tisch. Wir brauchen nicht nur mehr Bundesbehörden in den ostdeutschen Ländern, sondern auch mehr Stellenbesetzungen und Chancen für Ostdeutsche in diesen Behörden und insgesamt eine neue Einstellungs- und Besetzungskultur.

Die Angleichung in der Lohn- und Rentenpolitik zwischen West und Ost kommt für zu viele zu spät. Heute fallen den Ostdeutschen die politischen Fehler auf die Füße, die sowohl die Kahlschlagpolitik der Treuhand als auch später die Niedriglohnpolitik der beiden großen Parteien verursacht haben. DIE LINKE hat immer darauf hingewiesen, dass Niedriglöhnen auch Niedrigrenten folgen oder dass es einen Mindestlohn schon dafür braucht, um die Entgrenzung der Lohn- und Gehaltssituation im Osten zu stoppen. Es ist wichtig, die Welle der kommenden Altersarmut besonders im Osten politisch zu bekämpfen. Ebenso zentral sind allerdings lebensstandardsichernde Renten für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Ostdeutschland insgesamt. Ohne Beibehaltung der Höherbewertung ihrer Gehälter wird sich die Rentenungerechtigkeit auch nach Anpassung an das Westniveau weiter fortsetzen."
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KULTUR/004: Der Wert des Buches liegt im Lesen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. April 2018

Der Wert des Buches liegt im Lesen



"DIE LINKE setzt sich für das Kulturgut Buch, ein modernes Urheberrecht und den Schutz der Schriftstellerinnen und Schriftsteller ein", erklären Petra Sitte, stellvertretende Fraktionsvorsitzende, und Simone Barrientos, kulturpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zum bevorstehenden "Welttag des Buches" der UNESCO am 23. April, dem weltweiten Feiertag für das Lesen, für Bücher und die Rechte der Autorinnen und Autoren.

Petra Sitte weiter: "Der Wert des Buches liegt im Lesen. Auch im digitalen Zeitalter bleibt das Buch damit ein wichtiges Kulturgut. Dadurch eröffnen sich auch neue Möglichkeiten des Zugangs - dazu braucht es aber ein modernes Urheberrecht, das die Interessen von Schreibenden und Lesenden in einen gerechten Ausgleich bringt. Einige Bausteine dafür wären - wie von uns wiederholt gefordert - eine praktikable Regelung für den Umgang mit 'verwaisten' Werken und die Gleichbehandlung von E-Books mit gedruckten Büchern, was die Weitergabe und insbesondere den Verleih durch Bibliotheken angeht."

Simone Barrientos ergänzt: "Literatur bewegt. Literatur hat meinen Blick geschärft, neue Perspektiven eröffnet und mutig gemacht. Zum Welttag des Buches wünsche ich den Leserinnen und Lesern, dass sie sich von Büchern aufrütteln lassen. Aber für mich ist der Welttag des Buches auch der Tag der Schreibenden. Weltweit werden Schriftstellerinnen und Schriftsteller bedroht, eingesperrt oder gefoltert, weil sie von ihrem Recht auf das freie Wort Gebrauch gemacht haben. Diesen Schriftstellerinnen und Schriftstellern gebührt unsere Anerkennung und Aufmerksamkeit - und Schutz. Es geht um die Freiheit der Literatur und der Sprache."
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VERKEHR/489: Gigaliner sind gefährlich und schlecht für die Umwelt


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. April 2018

Gigaliner sind gefährlich und schlecht für die Umwelt



"Gigaliner sind gefährlich für alle Verkehrsteilnehmer, schlecht für unsere Umwelt und teuer für den Steuerzahler. Daher ist es ernüchternd, dass diesen Riesen-LKWs der Freifahrtschein auf unseren Straßen nicht entzogen wurde", kommentiert Ingrid Remmers, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, das heutige Urteil des Berliner Verwaltungsgerichts. Remmers weiter:

"Seit Jahren verkündet das Bundesverkehrsministerium, den Gütertransport von der Straße auf die Schienen zu verlagern. Die Realität sieht allerdings völlig anders aus. 70 Prozent des Güterverkehrs wird in Deutschland mit Lastkraftwagen abgewickelt. Der Schienentransport stagniert dagegen. Die Bundesregierung agiert im Interesse der Automobilindustrie und betreibt damit eine einseitige, auf die Straße fokussierte Verkehrspolitik. Mit dem Freifahrtschein für Gigaliner ist zu befürchten, dass die LKW-Karawanen auf unseren Straßen noch länger werden. Der neue Verkehrsminister Scheuer ist dazu aufgerufen, die Verlagerung des Gütertransports von der Straße auf die Schiene endlich ernsthaft voranzutreiben."
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WIRTSCHAFT/2058: Binnennachfrage weiter stärken


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. April 2018

Binnennachfrage weiter stärken



"Angesichts des erwarteten Leistungsbilanzüberschusses von 8,2 Prozent muss die Binnennachfrage weiter gestärkt werden. Zwar ist es erfreulich, dass in der Gemeinschaftsdiagnose mit einem deutlichen Kaufkraftplus durch steigende Bruttolöhne und mit einer weiterhin hohen heimischen Investitionstätigkeit gerechnet wird. Doch weitere Schritte sind notwendig, um dem Importdefizit beizukommen und darüber das Problem der Exportüberschüsse in den Griff zu bekommen", sagt Klaus Ernst, wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf das gemeinsame Frühjahrsgutachten der Wirtschaftsforschungsinstitute. Ernst weiter:

"Angesichts der Forderung des BDI nach einer Senkung der Unternehmensteuer nach US-Vorbild muss die Bundesregierung die Empfehlung der Institute ernst nehmen. Statt im Alleingang einen Steuerdumpingwettbewerb anzuheizen, ist international koordiniert vorzugehen. Ziel dabei muss sein, dass die Unternehmen ihren angemessenen Teil an der Finanzierung der öffentlichen Ausgaben übernehmen.

Dass die viel zu geringen Leistungsausweitungen bei der gesetzlichen Rente vom ifo-Institut als problematisch dargestellt werden, ist absurd. Das Institut sollte sich dem Gedanken annähern, dass Wirtschaft nicht nur die Unternehmen, sondern auch die Beschäftigten und die Rentner sind. Vielmehr sind ergänzend Maßnahmen gegen die wachsende Einkommens- und Vermögensungleichheit notwendig. Ein wichtiger Schritt in diese Richtung ist die Erhöhung des Mindestlohns auf zwölf Euro und die Einführung einer Vermögensteuer sowie einer gerechten Erbschaftssteuer."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 19. April 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





WIRTSCHAFT/2057: Erpressungsversuch bei Opel zurückweisen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. April 2018

Erpressungsversuch bei Opel zurückweisen



"Kanzlerin Merkel muss ihren Worten jetzt Taten folgen lassen und den Schutz der Standorte und Arbeitsplätze bei Opel zur Chefsache machen", sagt Alexander Ulrich, Obmann der Fraktion DIE LINKE im Wirtschaftsausschuss des Deutschen Bundestages. Ulrich weiter:

"Wir begrüßen die Entscheidung des Opel-Betriebsrates, das sogenannte Sanierungskonzept des Managements zurückzuweisen. Die Wahl zwischen Massenentlassung und Lohnverzicht ist kein Angebot, sondern ein vollkommen inakzeptabler Erpressungsversuch.

Es kann nicht angehen, dass PSA-Chef Tavares sich nicht an bereits gemachte Zusagen hält und zugleich den politischen Dialog verweigert. Merkel sollte ihn ins Kanzleramt laden, um ihm klarzumachen, dass nichts anderes als der vollständige Erhalt der Standorte und Arbeitsplätze sowie die Einhaltung der Tarifvereinbarungen infrage kommt. DIE LINKE steht auf der Seite der Belegschaften und der IG Metall."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 19. April 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7103: Heute im Bundestag Nr. 252 - 20.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 252

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 20. April 2018, Redaktionsschluss: 10.10 Uhr

1. Mehrfachidentitäten ausgeschlossen



1. Mehrfachidentitäten ausgeschlossen

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/wid) Anders als der spätere Attentäter Anis Amri in den
Jahren 2015 und 2016 können Asylbewerber sich heute nicht mehr
unbemerkt von den Behörden unter verschiedenen Identitäten in
Deutschland aufhalten. Bei einer Anhörung des 1.
Untersuchungsausschusses ("Breitscheidplatz") zum Thema Aufenthalts-
und Asylrecht äußerten mehrere Sachverständige übereinstimmend diese
Überzeugung.

Im Zusammenhang mit der Identitätsklärung gebe es "keinen
Handlungsbedarf" mehr, sagte der Frankfurter Asylanwalt Stephan Hocks.
Der Leiter des Sachgebiets Ausländer- und Asylrecht im bayerischen
Innenministerium, Hans-Eckhard Sommer, nannte die Neuregelung der
zentralen Erfassung von Fingerabdrücken und des Datenaustauschs
zwischen allen mit Fragen des Ausländerrechts befassten Behörden eine
"grundlegende Verbesserung" und die "wichtigste Änderung des
Asylrechts" der vergangenen Jahre. Vor dem von Amri verübten Anschlag
auf dem Berliner Breitscheidplatz sei es "politisch nicht gewollt"
gewesen, Daten über Asylbewerber auszutauschen, rügte Sommer.

Gleichwohl müsse sich auf diesem Feld die Kooperation zwischen Bund
und Ländern weiter intensivieren, lautete der Tenor der Anhörung. Er
wolle keineswegs dem Zentralismus das Wort reden, sagte der Konstanzer
Völkerrechtler Marcel Kau, indes: "Der Föderalismus hat im
Sicherheitsbereich zumindest die eine oder andere offene Flanke." Sein
emeritierter Konstanzer Kollege Kay Hailbronner sah von der
"Durchsetzung und ordnungsgemäßen Anwendung des Ausländerrechts" sogar
Grundfragen im Verhältnis zwischen Bund und Ländern berührt.

Es gehe dabei um nichts Geringeres als das Verfassungsprinzip der
"Bundestreue", meinte Hailbronner. Gegen dieses hätten nach seiner
Ansicht in der Vergangenheit manche Länder verstoßen, indem sie
wissentlich nichts gegen Asylbewerber unternommen hätten, die sich
unter grober Verletzung ihrer Wohnsitzverpflichtung illegal auf ihrem
Gebiet aufgehalten hätten. Der normale Ermessensspielraum von
Ausländerbehörden sei in diesen Fällen eindeutig überschritten
gewesen. Kritik an nicht genannten Landesregierungen übte auch Sommer.
Ausländerbehörden seien Sicherheitsbehörden und hätten mit anderen
Sicherheitsbehörden zu kooperieren, sagte er. In Ländern, die ihre
Ausländerbehörden als "Integrations-" oder "Willkommensbehörden"
bezeichneten oder gar die Zuständigkeit für das Ausländrecht vom
Innen- auf das Familien- oder Integrationsministerium verschoben
hätten, werde der falsche Weg beschritten.

Die anwesenden Juristen waren sich gleichwohl darüber einig, dass dem
Staat beim Versuch, unerwünschte Ausländer, auch terroristische
Gefährder, loszuwerden, letztlich unüberwindbare Grenzen gesetzt sind.
Jede Entscheidung über einen Aufenthaltstitel berühre auch
unveräußerliche Grundrechte. Der Berliner Anwalt Rolf Stahmann wies
darauf hin, dass die Freiheit ein hohes und von den Gerichten
entsprechend geschütztes Verfassungsgut sei, weswegen das Instrument
der Abschiebehaft nur sehr eingeschränkt anwendbar sei. Wenn sich ein
Betroffener oder sein Herkunftsland hartnäckig der Ausreise
verweigerten, bleibe also letztlich nichts anderes übrig als eine
Duldung auszusprechen.
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BUNDESTAG/7102: Heute im Bundestag Nr. 251 - 20.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 251

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 20. April 2018, Redaktionsschluss: 09.30 Uhr

1. AfD will Staatsferne der Deutschen Welle



1. AfD will Staatsferne der Deutschen Welle

Kultur und Medien/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/AW) Nach dem Willen der AfD-Fraktion soll die Zahl
staatlicher und staatsnaher Mitglieder in den Aufsichtsgremien der
Deutschen Welle auf maximal ein Drittel beschränkt und alle anderen
Gremienposten staatsfern besetzt werden. Ihren entsprechenden
Gesetzesentwurf zur Änderung des Deutsche-Welle-Gesetzes (19/1697)
begründet die Fraktion mit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichtes
vom 25. März 2014 zum ZDF-Fernsehrat. Die Karlsruher Richter hätten
gemäß Artikel 5 Absatz 1 des Grundgesetzes entschieden, dass die
Zusammensetzung der Aufsichtsgremien der öffentlich-rechtlichen
Fernsehanstalten am Gebot der Vielfaltsicherung und der Staatsferne
auszurichten ist. Konkret habe das Gericht vorgegeben, dass der Anteil
der staatlichen und staatsnahen Mitglieder ein Drittel der Mitglieder
der Gremien nicht übersteigen darf.

Nach Ansicht der AfD wird das Deutsche-Welle-Gesetz dieser Vorgabe des
Bundesverfassungsgerichtes nicht gerecht. Von den aktuell 17
Mitgliedern des Rundfunkrates seien sieben staatlich beziehungsweise
staatsnahe. Im Verwaltungsrat betrage das Verhältnis drei zu vier.
Eine konsequente Staatsferne der weiteren Mitglieder, die in die
Gremien für gesellschaftliche Gruppen und Organisationen entsandt
werden, sei bislang auch nicht gewährleistet.
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BUNDESTAG/7101: Heute im Bundestag Nr. 250 - 19.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 250

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 19. April 2018, Redaktionsschluss: 16.50 Uhr

1. Avramopoulos im Innenausschuss



1. Avramopoulos im Innenausschuss

Inneres, Bau und Heimat/Ausschuss

Berlin: (hib/STO) Der Innenausschuss hat am Donnerstag mit dem
EU-Kommissar für Migration, Inneres und Bürgerschaft, Dimitris
Avramopoulos, über die europäische Asyl- und Flüchtlingspolitik
beraten. Avramopoulos betonte dabei mit Blick auf die Beratungen über
das Gemeinsame Europäische Asylsystem (GEAS), die EU müsse das
Migrations- und Asylthema gemeinsam und fair managen. Darum gehe es
auch bei dem Reformvorschlag zu dem Gemeinsamen Asylsystem. Gebraucht
werde ein System, das auch in Krisenzeiten funktioniere. Um die
Migration, die ein globales Thema sei, bewältigen zu können, sei ein
umfassender Ansatz erforderlich.

Avramopoulos verwies zugleich auf Fortschritte beim Schutz der
EU-Außengrenzen. Darauf müsse man weiter aufbauen. Daneben bekräftigte
er, dass die derzeitigen Kontrollen an Binnengrenzen des Schengenraums
nicht für immer bleiben könnten. Fortschritte sah er auch bei der
Zusammenarbeit mit Drittländern in der Frage von Rückführungen. Er
mahnte zudem, der EU die notwendigen Mittel zu geben, damit eine
Situation wie 2015/16 vermieden werden könne.

Die CDU/CSU-Fraktion verwies auf den Zusammenhang zwischen
Grenzsicherung und innerer Sicherheit. Sie warf dabei die Frage auf,
ob die Sicherung der EU-Außengrenze so funktioniere, dass damit
terroristischen Bedrohungen begegnet werden könne.

Die SPD-Fraktion thematisierte die Bedeutung schnellerer Asylverfahren
und erkundigte sich, welche "Zielmarke" Avramopoulos für die Dauer der
Asylverfahren in den europäischen Hotspots habe. Auch wollte sie
wissen, welche Erwartungen er an die Bundesregierung hat.

Die AfD-Fraktion verwies auf die ihrer Ansicht nach geringe Zahl an
Abschiebungen. In diesem Zusammenhang stellte sie die Frage, welche
Möglichkeiten der EU-Kommissar sehe, betroffene Herkunftsländer
stärker zur Rücknahme von Migranten zu bewegen.

Die FDP-Fraktion wollte wissen, wie lange die EU-Kommission den
Grenzkontrollen an der deutsch-österreichischen Grenze zusehen werde.
Sie monierte ferner, dass ihr die Frage des Beitrags der EU-Staaten
zum Schutz der gemeinsamen Außengrenze zu kurz komme.

Die Fraktion Die Linke drängte auf den Schutz der Rechte von
Flüchtlingen und konstatierte ein Scheitern des Hotspot-Systems. Sie
warf zugleich die Frage auf, inwieweit es mit dem Völkerrecht
vereinbar sei, wenn Schutzsuchende an den EU-Grenzen abgewiesen
würden.

Wie Die Linke thematisierte auch die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
die Frage nach einer Einordnung der Türkei als sicherer Drittstaat.
Zudem verwies sie auf die Situation in Haftlagern in Libyen und
fragte, wie den betroffenen Menschen geholfen werden könne.
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BUNDESTAG/7100: Heute im Bundestag Nr. 249 - 19.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 249

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 19. April 2018, Redaktionsschluss: 16.18 Uhr

1. Ausländerrecht: Vollzugsdefizite moniert

2. Bundesrat will Klinik-Ausbildung sichern



1. Ausländerrecht: Vollzugsdefizite moniert

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/wid) Mit den Mitteln des geltenden Rechts hätten die
Behörden in Deutschland bereits 2016 den späteren Attentäter Anis Amri
frühzeitig stoppen können. Dieser Eindruck ergab sich am Donnerstag
aus einer Anhörung, mit der der 1. Untersuchungsausschuss
("Breitscheidplatz") seine öffentlichen Sitzungen aufnahm. Die zum
Thema "Asyl- und Aufenthaltsrecht" geladenen Experten sahen
mehrheitlich keinen wesentlichen Nachbesserungsbedarf in der
Gesetzgebung. Allerdings habe der Fall Amri Vollzugsdefizite
offenbart. Insbesondere sei die Kooperation zwischen Bund und Ländern,
aber auch der Länder untereinander, ausbaubedürftig. In Deutschland
liegt die Entscheidung über Asylbegehren beim Bund, während die Länder
für die Gesetzesanwendung einschließlich der Rückführung abgelehnter
Asylbewerber zuständig sind.

Der Konstanzer Völkerrechtler Marcel Kau erinnerte an den Paragraphen
58a des Aufenthaltsgesetzes, der den "obersten Landesbehörden" die
Möglichkeit gibt, gegen als gefährlich eingeschätzte Ausländer eine
"Abschiebungsanordnung" zu erlassen. Sie können dazu auch durch eine
"Einzelweisung" des Bundesinnenministeriums angehalten werden. Im Fall
Amris, der während seines Aufenthaltes in Deutschland zwischen
Nordrhein-Westfalen und Berlin hin und her pendelte, hätten die
zuständigen Landesbehörden allein möglicherweise nicht über
hinreichende Informationen verfügt, um die Abschiebung anzuordnen.
Doch hätte das Bundesinnenministerium die Erkenntnisse aus NRW und
Berlin zusammenfassen und eingreifen können. Dass dies nicht geschehen
sei, habe möglicherweise auch damit zu tun, dass der 58a damals noch
verfassungsrechtlich umstritten gewesen sei. Erst 2017 bestätigte das
Bundesverfassungsgericht seine Unbedenklichkeit.

Hans-Eckhard Sommer, Leiter des Sachgebiets Ausländer- und Asylrecht
im bayerischen Innenministerium, äußerte Unverständnis dafür, dass
trotz mehrfacher Straftaten Amris die zuständigen Staatsanwaltschaften
alle Ermittlungsverfahren eingestellt hätten, statt von der
Möglichkeit Gebrauch zu machen, den Mann in Untersuchungshaft zu
nehmen. Sommer warnte davor, aus dem Fall Amri den Schluss zu ziehen,
dass der Bund mehr Kompetenzen erhalten müssen. Gerade im Umgang mit
Amri sei für ein Großteil des Versagens das Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge (BAMF) verantwortlich. Weil er dort erst nach neun
Monaten einen Anhörungstermin bekommen habe, seien die
Ausländerbehörden auf Landes- und Kommunalebene lange Zeit
handlungsunfähig gewesen.

Dagegen gab der emeritierte Völkerrechtler Kay Hailbronner zu
bedenken, ob in Fällen, in denen die Abschiebung eines
ausreisepflichtigen Ausländers sich besonders schwierig gestaltet, die
Zuständigkeit nicht automatisch auf den Bund übergehen soll.
Wesentlich seien über alle föderale Vielfalt hinweg "einheitliche
Verfahrensweisen und Maßstäbe". Dazu bedürfe es einer besseren
Koordinierung auch zwischen den Ländern selbst. So wäre es hilfreich,
in Fällen der Anwendung einer Ausweisungsanordnung nach Paragraph 58a
das Vorgehen der Länder zu "standardisieren" und etwa gemeinsame
Maßstäbe für die Definition eines "erheblichen Risikos", wie im Gesetz
formuliert, zu entwickeln.

Die Asylanwälte Stephan Hocks, Thomas Oberhäuser und Rolf Stahmann
betonten übereinstimmend, dass die in jüngster Zeit immer schneller
wechselnde Rechtslage den Praktikern in den Ausländerbehörden, aber
auch Betroffenen das Leben schwer mache. So habe es seit 2011 nicht
weniger als 30 zum Teil sehr wesentliche Änderungen im
Aufenthaltsgesetz gegeben, sagte Oberhäuser.

 * 

2. Bundesrat will Klinik-Ausbildung sichern

Gesundheit/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PK) Mit einer gesetzlichen Initiative will der Bundesrat
eine bundesrechtliche Regelung des Berufsbildes Operationstechnische
Assistenz (OTA) in Krankenhäusern herbeiführen. Ausgebildet werde
bisher auf Grundlage einer Empfehlung der Deutschen
Krankenhausgesellschaft (DKG) ohne staatliche Anerkennung, heißt es in
einem Gesetzentwurf (19/1720) der Länderkammer.

Die Finanzierung der Ausbildung an Krankenhäusern sei nach Einführung
des neuen Entgeltsystems (DRG) für die Krankenhausversorgung nicht
mehr gesichert. Die Gesundheitsministerkonferenz habe schon 2006 darum
gebeten, eine bundeseinheitliche Regelung einzuleiten sowie die
Finanzierung nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz (KHG)
sicherzustellen. Zur Vermeidung einer Zersplitterung des
Heilberufswesens sei eine bundesrechtliche Regelung des Berufsbildes
als nichtärztlicher Heilberuf erforderlich.

 * 
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BUNDESTAG/7099: Heute im Bundestag Nr. 248 - 19.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 248

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 19. April 2018, Redaktionsschluss: 13.05 Uhr

1. Linke: Ersatzfreiheitsstrafe aufheben

2. Digitaler Hausfriedensbruch

3. Kammern für internationale Handelssachen



1. Linke: Ersatzfreiheitsstrafe aufheben

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/mwo) Die Fraktion Die Linke hat den Entwurf eines
Gesetzes zur Aufhebung der Ersatzfreiheitsstrafe (19/1689) vorgelegt.
Die entsprechenden Regelungen zur Ersatzfreiheitsstrafe im
Strafgesetzbuch (StGB) sollen demnach ersatzlos gestrichen werden.
Durch eine neue bundesgesetzliche Regelung solle die gemeinnützige
Arbeit zur Abwendung der Pfändung gestärkt werden.

Die Ersatzfreiheitsstrafe im deutschen Strafrecht (Paragraf 43 StGB)
sei in ihrer aktuellen Konzeption und ihrer praktischen Anwendung ein
Instrument der Diskriminierung von einkommens- und vermögensschwachen
Menschen, die häufig am Existenzminimum leben, heißt es im Entwurf. In
der heutigen Rechtspraxis sei es anerkannt, dass Strafe kein
Selbstzweck sein darf. Daher seien sämtliche Strafzwecke wie
Resozialisierung, Schuldausgleich und Prävention in ein "ausgewogenes
Verhältnis zueinander zu bringen" (Bundesverfassungsgericht, Urteil
vom 21. 6. 1977 - 1 BvL 14/76). In diesem Zusammenhang habe der Staat
die Voraussetzungen und Grenzen des Strafens stets zu prüfen. Strafe,
insbesondere die freiheitsentziehende Bestrafung für ein begangenes
Unrecht, komme nur dann in Betracht, wenn andere Mittel nicht
hinreichend wirksam sind. Das sei Ausfluss des Ultima-Ratio-Prinzips
des deutschen Strafrechts.

 * 

2. Digitaler Hausfriedensbruch

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/mwo) Der Bundesrat hat den Entwurf eines Gesetzes
(19/1716) vorgelegt, mit dem die unbefugte Benutzung
informationstechnischer Systeme unter Strafe gestellt wird. Danach
sollen zur Erreichung eines angemessenen Schutzniveaus für die
Vertraulichkeit und Integrität informationstechnischer Systeme die
Rechtsgedanken der Paragrafen 123 und 248b des Strafgesetzbuches
(StGB) in die digitale Welt übertragen und ein neuer Paragraf 202e
geschaffen werden. IT-Systeme seien mindestens ebenso schutzwürdig wie
das Hausrecht und wie das ausschließliche Benutzungsrecht an
Fahrzeugen. Derzeit seien sogar Fahrräder besser geschützt als
Computer mit höchstpersönlichen Daten. Die Gefahr für die
Allgemeinheit, die von unbefugt genutzten informationstechnischen
Systemen ausgeht, sei hoch. Es sei daher die Aufgabe auch des
Strafrechts, den lückenlosen Schutz des bedeutsamen Grundrechts auf
die Gewährleistung der Vertraulichkeit und Integrität
informationstechnischer Systeme sicherzustellen.

Zurzeit geht man davon aus, so der Entwurf, dass bis zu 40 Prozent
aller internetfähigen informationstechnischen Systeme in Deutschland
mit Schadsoftware verseucht sind und damit potentielle Bots, also
durch Dritte unerkannt fernsteuerbaren Computer, darstellen. Die
Gefahren von Botnetzen lägen aber nicht nur in ihrem möglichen Einsatz
zur Durchführung von Internet-Angriffen. Sie stellten gleichzeitig
eine der wichtigsten Täterinfrastrukturen im Bereich der
Cyberkriminalität dar. Sie würden genutzt zum Versenden von
Spam-Emails, zur Begehung von Betrug im Onlinebanking oder zur
Verschleierung des Standortes von Servern mit kriminellen Inhalten.

Zudem fänden gezielte Cyberangriffe auf mit dem Internet verbundene
Kritische Infrastrukturen, also Einrichtungen wie große
Industrieanlagen, Elektrizitätswerke, Staudämme, Anlagen der
Wasserversorgung oder Telekommunikationsanlagen, statt, die diese
beschädigen, empfindlich stören oder unbrauchbar machen sollen. Die
bekanntesten Fälle in jüngster Zeit waren die Internet-Angriffe auf
den Deutschen Bundestag in 2015, auf ein deutsches Stahlwerk in 2014,
bei dem ein Hochofen beschädigt wurde, sowie die Attacken auf den
französischen Sender TV5 und die belgische Zeitung Le Soir in 2015.
Die letzten beiden Begebenheiten zeigten, dass sich auch Terroristen
dieses Mittels bedienen.

 * 

3. Kammern für internationale Handelssachen

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/mwo) Die Einrichtung von Kammern für internationale
Handelssachen bei den Landgerichten, vor denen Rechtsstreitigkeiten in
englischer Sprache geführt werden können, sieht ein Gesetzentwurf des
Bundesrates (19/1717) vor. Darin heißt es, dass der Gerichtsstandort
Deutschland darunter leide, dass im Gerichtsverfassungsgesetz immer
noch nur Deutsch als Gerichtssprache bestimmt ist. Ausländische
Vertragspartner und Prozessparteien schreckten davor zurück, in einer
fremden, für sie nur im Wege der U?bersetzung indirekt verständlichen
Sprache vor einem deutschen Gericht zu verhandeln. Das habe
Auswirkungen nicht nur auf die Wahl des Gerichtsstandes, sondern auch
auf die Frage der Rechtswahl. Das deutsche Recht werde trotz seiner
Vorzüge kaum gewählt, wenn als Gerichtsstand ein Gericht in einem
anderen Staat vereinbart ist, vor dem in englischer Sprache als
"lingua franca" des internationalen Wirtschaftsverkehrs verhandelt
werden kann. Die Begrenzung der Gerichtssprache auf Deutsch trage
damit dazu bei, dass bedeutende wirtschaftsrechtliche Streitigkeiten
entweder im Ausland oder vor Schiedsgerichten ausgetragen werden - zum
Nachteil des Gerichtsstandortes Deutschland und deutscher Unternehmen.
Der Gerichtsstandort Deutschland werde durch die Einführung von
Englisch als Gerichtssprache in hohem Maße an Attraktivität gewinnen,
heißt es weiter in dem Entwurf.

 * 
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BUNDESTAG/7098: Heute im Bundestag Nr. 247 - 19.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 247

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 19. April 2018, Redaktionsschluss: 12.15 Uhr

1. Grüne wollen Betriebsräte besser schützen

2. Grüne wollen Ende von Sanktionen

3. Stiftung Archiv der Parteien der DDR

4. Stiftungsrat der Stiftung Humboldtforum



1. Grüne wollen Betriebsräte besser schützen

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will
Betriebsratswahlen erleichtern und aktive Betriebsräte besser
schützen. Die "weißen Flecken der betrieblichen Mitbestimmung" sollen
dadurch kleiner werden, schreiben die Abgeordneten in einem
entsprechenden Antrag (19/1710). Unter anderem soll es der
Arbeitnehmerseite erleichtert werden, zwischen dem vereinfachten und
dem allgemeinen Wahlverfahren zu wählen. Arbeitnehmer, die
Betriebsratswahlen in einem Betrieb erstmalig initiieren wollen,
sollen dies bei einer unabhängigen Stelle ankündigen können und ab
diesem Zeitpunkt nach den Vorgaben des Betriebsverfassungsgesetzes
geschützt werden. Auch für befristet Beschäftigte, die in einen
Betriebsrat gewählt werden, sollen die Schutzbestimmungen erweitert
werden. Außerdem sollen die rechtlichen Hürden für
Online-Betriebsratswahlen beseitigt und eine Meldepflicht eingeführt
werden, um Betriebsräte künftig besser statistisch erfassen zu können,
fordern die Grünen.

 * 

2. Grüne wollen Ende von Sanktionen

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Sanktionen in der Grundsicherung für Arbeitssuchende
(Arbeitslosengeld II) sollen abgeschafft werden. Das fordert die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einem Antrag (19/1711). Darüber
hinaus sollen Steuern, Sozialabgaben und Sozialleistungen so
aufeinander abgestimmt werden, dass zusätzliche Erwerbsarbeit die
Menschen "spürbar immer besser stellt". Die Mittel der Jobcenter für
Personal- und Verwaltungskosten sowie für die Eingliederungshilfe
sollen bedarfsdeckend erhöht werden. Darüber hinaus verlangen die
Grünen eine bessere Beratung der Arbeitssuchenden und
Lohnkostenzuschüsse für über 25-Jährige, die länger als 24 Monate
arbeitslos sind und absehbar keine Perspektive auf dem Arbeitsmarkt
haben.

 * 

3. Stiftung Archiv der Parteien der DDR

Kultur und Medien/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/AW) Die Abgeordneten Silke Launert (CDU/CSU), Johannes
Selle (CDU/CSU), Katrin Budde (SPD), Jürgen Pohl (AfD) und Jürgen
Frölich (FDP) sollen den Bundestag im Kuratorium der "Stiftung Archiv
der Parteien und Massenorgansiationen der DDR" vertreten. Dies sieht
der gemeinsame Wahlvorschlag von CDU/CSU, SPD, AfD und FDP (19/1703)
vor. Als stellvertretende Mitglieder werden Manfred Wilke (CDU/CSU),
Peter Maser (CDU/CSU), Bernd Faulenbach (SPD), Siegbert Dröse (AfD)
und Ewald Grothe (FDP) benannt.

 * 

4. Stiftungsrat der Stiftung Humboldtforum

Kultur und Medien/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/AW) Im Stiftungsrat der "Stiftung Berliner Schloss -
Humboldtforum" sollen die Abgeordneten Stefan Müller (CDU/CSU),
Volkmar Vogel (CDU/CSU), Marc Jongen (AfD), Hartmut Ebbing (FDP) sowie
der ehemalige Abgeordnete Wolfgang Thierse (SPD) den Bundestag
vertreten. Dies sieht der gemeinsame Wahlvorschlag von CDU/CSU, SPD,
AfD und FDP (19/1704) vor. Als stellvertretende Mitglieder werden
Yvonne Magwas (CDU/CSU), Kai Wegner (CDU/CSU), Klaus Mindrup (SPD),
Tobias Matthias Perterka (AfD) und Thomas Hacker (FDP) benannt.

 * 
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BUNDESTAG/7097: Heute im Bundestag Nr. 246 - 19.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 246

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 19. April 2018, Redaktionsschluss: 10.15 Uhr

1. Keine Kenntnisse über neue Cyber-Attacken

2. FDP will Fahrverbote verhindern

3. Kosten der Polizeieinsätze beim Fußball

4. Versuche der Desinformation thematisiert

5. Haftstrafen wegen linksextremer Straftaten



1. Keine Kenntnisse über neue Cyber-Attacken

Ausschuss Digitale Agenda/Ausschuss

Berlin: (hib/fla) Die Bundesregierung hat zurückhaltend auf die
jüngsten Warnungen aus den USA und Großbritannien vor neuen
Cyber-Attacken reagiert. Dem Bundesinstitut für Sicherheit in der
Informationstechnik (BSI) lägen derzeit keine neuen Erkenntnisse aus
Deutschland vor, hieß es am Mittwoch in einer Sitzung des
Bundestagsausschusses für Digitale Agenda unter der Leitung des
stellvertretenden Vorsitzenden Hansjörg Durz (CSU). Insbesondere gebe
es gegenwärtig keine neuen Hinweise, dass Geräte in der
Bundesverwaltung betroffen seien.

Ob die jüngsten Warnungen zu Cyber-Angriffen doch für Deutschland
zutreffen könnten, werde im Cyber-Abwehrzentrum des BSI weiter
untersucht. Es lägen keine Erkenntnisse darüber vor, dass es sich um
einen bestimmten Angreifer handeln könne.

Die neuerlichen Warnungen enthielten technisch nichts Neues, was nicht
schon länger bekannt gewesen sei. Nach der Aufdeckung der
Cyber-Angriffe von 2015 seien die Schwachstellen vor allen in alten,
schlecht gewarteten Systemen ausgemacht worden. Davor sei in den
Jahren 2016 und 2017 mehrfach gewarnt worden. Inzwischen sei von
allgemeinen Warnungen auf individuelle Ansprache zu möglichen
Zugriffen auf Netzkomponenten wie Router, Switches oder Firewalls
übergegangen worden.

Zudem befasste sich der Ausschuss mit möglichen Manipulationen und
Datenverstößen in sozialen Netzwerken. Der Umfang des illegalen
Umgangs mit Daten, wie er beim Cambridge-Analytica-Skandal offenbar
wurde, sei umfangreicher, als bisher angenommen. In Wirklichkeit stehe
die Tür weit offener. Auf Unverständnis stieß die Aussage von
Facebook-Chef Mark Zuckerberg, dass sein Unternehmen mehrere Jahre
brauchen werde, um den Datenschutz zu verbessern. In solchen Branchen
seien schließlich Jahre geradezu eine Ewigkeit.

Die Bundesregierung will die Nutzer verstärkt darüber informieren, wie
sie sich in den Einstellungen besser gegen unerwünschten Umgang mit
ihren Daten schützen können. Dazu werde eine Aufklärungsoffensive zu
Nutzerrechten angestoßen, bei der auch konkrete Musterschreiben
angeboten würden. Verwiesen wurde auf die am 25. Mai in Kraft tretende
EU-Datenschutz-Grundverordnung, die zu einer weitgehenden
Vereinheitlichung des Datenschutzrechtes besondere beim Schutz
persönlicher Daten führen werde. Es handle sich um ein scharfes
Instrument.

Im Ausschuss wurden insbesondere Forderungen nach mehr Transparenz der
Unternehmen laut. Aus Sicht des Datenschutzes sollte es denn auch eine
Stelle geben, die die Algorithmen überprüft, die von Firmen wie
Facebook, Twitter oder WhatsApp verwandt würden. Zwar sei richtig,
dass es dabei auch um Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse gehe,
weshalb für die Kontrolle eine neutrale Stelle vonnöten sei. Dies sei
unerlässlich, hieß es auch mit Blick auf das autonome Fahren.
Rechtzeitig müsse geklärt und geregelt werden, was die Black Box in
solchen Fahrzeugen erfasse.

Prof. Simon Hegelich von der Hochschule für Politik sagte den
Ausschussmitgliedern, seiner Meinung nach sei die letzte
Bundestagswahl nicht mittels sozialer Netzwerke manipuliert worden.
Generell habe sich die Kommunikationsstruktur radikal verändert, was
auch zu einer ziemlichen Veränderung der Demokratie führen werde.
Immer mehr Menschen, insbesondere Jüngere, nutzten das Netz, um sich
über das politische Geschehen zu informieren.

 * 

2. FDP will Fahrverbote verhindern

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Um drohende Fahrverbote zu verhindern müssen aus
Sicht der FDP-Fraktion "intelligente Maßnahmen zur Verbesserung der
Luftqualität in deutschen Städten" ergriffen werden. Einen
dahingehenden Antrag der Liberalen (19/1695) berät der Bundestag am
Donnerstagabend in erster Lesung. Die Bundesregierung wird in der
Vorlage aufgefordert, einen realistischen Zeitplan zur Einführung der
vorgesehenen Programme zur Nachrüstung von Dieselbussen und der
Digitalisierung des Verkehrs entsprechend dem Sofortprogramm "Saubere
Luft" vorzulegen. Zudem müssten "im Sinne des Verursacherprinzips" die
Autohersteller, die Fahrzeuge mit Betrugssoftware ausgeliefert haben,
ohne Einschränkung in die Pflicht genommen werden, die betroffenen
Fahrzeuge auf eigene Kosten umzurüsten. Führt eine solche Umrüstung zu
einem höheren Kraftstoffverbrauch muss es nach Ansicht der FDP "einen
Vertrauensschutz für die getäuschten Verbraucher bei der Kfz-Steuer"
geben.

Um die infrage kommenden Maßnahmen nicht nur nach Maßgabe ihrer
Wirksamkeit, sondern auch ihrer Wirtschaftlichkeit umzusetzen, soll
die Regierung laut der Vorlage "Luftreinhaltepläne auf Basis von
Kosten-Wirksamkeits-Analysen entwickeln". Außerdem wird die
Bundesregierung von der FDP-Fraktion aufgefordert, den Ausbau der
digitalen Infrastruktur zu beschleunigen, damit moderne Technologien,
wie das vernetzte Fahren, schnell umgesetzt werden können und die
innerstädtischen Verkehre weiter verflüssigt werden.

Die Abgeordneten verweisen zur Begründung ihrer Initiative auf das
Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes vom 27. Februar 2018, wonach die
Kommunen dazu verpflichtet seien, "durch geeignete Maßnahmen in ihren
Luftreinhalteplänen den Zeitraum von Überschreitungen der geltenden
Stickstoffoxid-Grenzwerte so kurz wie möglich zu halten". Darüber
hinaus hätten die Richter festgestellt, dass Fahrverbote für bestimmte
Dieselfahrzeuge in Ausnahmefällen eine geeignete Maßnahme darstellen
könnten, diese aber nicht zwingend seien und insbesondere der
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit Beachtung finden müsse, schreibt die
FDP-Fraktion.

Folge dessen sei, dass mehrere Städte in Deutschland für bestimmte
Hauptverkehrsstraßen nun solche Fahrverbote planen würden. Die
Auswirkungen auf die Halter von Dieselfahrzeugen spiegeln sich nach
Ansicht der Liberalen bereits jetzt in einem immensen Wertverlust der
gekauften Fahrzeuge wieder. "Die Einführung von Fahrverboten würde
erhebliche individuelle und volkswirtschaftliche Kosten für private
Haushalte und Unternehmen nach sich ziehen", heißt es in dem Antrag.

Die Kommunen stünden nun durch die drohenden Fahrverbote vor einem
Problem, "dass nicht erst kurzfristig entstanden ist, sondern sich
bereits seit Jahren angekündigt hat", urteilen die Abgeordneten. Kein
Bundesumwelt- oder Bundesverkehrsminister habe aber in den vergangenen
Jahren dazu beigetragen, das Problem der Luftreinhaltung in den
deutschen Städten zu lösen. "Durch dieses Versäumnis der
Bundesregierung sind nun aber größere Maßnahmen notwendig, um doch
noch Fahrverbote und eine kalte Enteignung der Halter von
Dieselfahrzeugen zu verhindern", schreibt die FDP-Fraktion.

 * 

3. Kosten der Polizeieinsätze beim Fußball

Inneres, Bau und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Nach Aussage der Bundesregierung sind der
Bundespolizei im Verlauf der Saison 2016/2017 Personalkosten in Höhe
von 23,62 Millionen Euro im Zusammenhang mit der Überwachung des
Fußballfanreiseverkehrs entstanden. Das geht aus der Antwort (19/1541)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1215)
hervor. 7,84 Millionen Euro entfielen danach auf Einsätze bei Spielen
der 1. Bundesliga, 5,68 Millionen Euro bei Spielen der 2. Bundesliga
und 4,4 Millionen Euro bei Spielen der 3. Liga. Dazu kamen in der
Saison 2016/2017 der Vorlage zufolge noch Kosten für Führungs- und
Einsatzmittel (beispielsweise Kraftfahrzeuge und Hubschrauber) in Höhe
von 4,1 Millionen Euro, von denen 110.000 Euro durch die Länder
erstattet wurden.

Die Grünen hatten sich in ihrer Kleinen Anfrage auf den Rechtsstreit
des Bundeslandes Bremen mit der Deutschen Fußball Liga GmbH (DFL) um
die Beteiligung des Profifußballs an den Mehrkosten für
Polizeieinsätze bei sogenannten Rot- oder Hochrisikospielen bezogen.
Das Oberverwaltungsgericht (OVG) Bremen hatte mit Urteil vom 21.
Februar 2018 die Gebührenforderungen des Landes Bremen an die DFL
grundsätzlich für rechtens erklärt. Die DFL kündigte daraufhin an, in
Revision vor das Bundesverwaltungsgericht zu ziehen.

Von den Grünen gefragt, inwiefern die Kosten von Polizeieinsätzen bei
kommerziellen Großveranstaltungen auf die Veranstalter umgelegt werden
können, schreibt die Regierung, Polizeikosten könnten im Rahmen der
gesetzlichen Vorgaben geltend gemacht werden. Derzeit lägen aber für
die Bundespolizei keine gesetzlichen Grundlagen vor, Polizeikosten bei
kommerziellen Großeinsätzen gegenüber dem Veranstalter geltend zu
machen. Im Übrigen weise die Kompetenzordnung des Grundgesetzes die
Aufgabe der Gefahrenabwehr in erster Linie den Ländern zu.
Infolgedessen sei - soweit nicht der originäre Zuständigkeitsbereich
der Bundespolizei betroffen ist - die Regelungskompetenz für
Vorschriften über die Inanspruchnahme der Veranstalter kommerzieller
Großveranstaltungen im Landesrecht zu verorten, heißt es in der
Antwort.

Was den Begriff "Hochrisikospiel" angeht, so sei dieser "nicht legal
definiert". Gemäß den Richtlinien des Deutschen Fußball-Bundes (DFB)
zur Verbesserung der Sicherheit bei Bundesligaspielen würden "Spiele
mit erhöhtem Risiko" und "Spiele unter Beobachtung" unterschieden,
schreibt die Regierung. Die Einstufung der Spiele obliege dem
jeweiligen Heimverein nach Anhörung der Sicherheitsbehörden. Sofern
dem DFB spieltagsbezogene Erkenntnisse vorliegen, sei auch die
DFB-Zentralverwaltung befugt, eine Fußballbegegnung als "Spiel mit
erhöhtem Risiko" einzustufen.

 * 

4. Versuche der Desinformation thematisiert

Inneres, Bau und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will wissen, welche
nicht-russischen Quellen der Bundesregierung in Hinblick auf "Versuche
der Desinformation sowohl in klassischen Medien wie Fernsehen und
Radio als auch im digitalen Bereich" bekannt sind. Dies geht aus einer
Kleinen Anfrage der Fraktion (19/1593) hervor. Dabei handelt es sich
um eine Nachfrage zur Antwort der Bundesregierung (19/1262) auf eine
frühere Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/1002) mit dem Titel
"Hybride Bedrohungen".

 * 

5. Haftstrafen wegen linksextremer Straftaten

Inneres, Bau und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der seit 2012 "wegen politisch
motivierter, dem Linksextremismus zuzuordnenden Straftaten" zu
Haftstrafen Verurteilten erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/1611). Ferner fragt sie darin unter anderem, wie
viele Personen es nach Kenntnis der Bundesregierung seit 2012 gelungen
ist, aus der linksextremen Szene auszusteigen.

 * 
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BUNDESTAG/7096: Heute im Bundestag Nr. 245 - 18.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 245

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 18. April 2018, Redaktionsschluss: 17.54 Uhr

1. Reaktionen auf Echo-Verleihung

2. DOSB will mehr Einfluss auf Sporthaushalt

3. Behindertengerechte Tourismus-Betriebe
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1. Reaktionen auf Echo-Verleihung

Kultur und Medien/Ausschuss

Berlin: (hib/AW) Kulturstaatsministerin Monika Grütters (CDU) will in
den kommenden vier Jahren die Förderung der Kultur in ländlichen und
strukturschwachen Regionen Deutschlands verstärken. Dies kündigte sie
am Mittwoch vor dem Ausschuss für Kultur und Medien an. Als weitere
Schwerpunkte ihrer Arbeit in dieser Legislaturperiode nannte sie die
kulturelle Bildung, eine geschlechtergerechte Kulturförderung, die
soziale Lage von Künstlern und Kreativen, die Einbeziehung der
DDR-Geschichte und des Kolonialismus in die Provenienzforschung sowie
eine finanziell bessere Ausstattung des Auslandssender Deutsche Welle.
Grütters stellte dem Ausschuss die Vorhaben der Großen Koalition vor
und stellte sich den Nachfragen der Parlamentarier.

Vertreter der beiden Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD betonten,
dass die Freiheit der Kultur und Presse, deren Verteidigung und
Förderung weiterhin das oberste Leitbild für die Kultur- und
Medienpolitik in Deutschland sein muss. Allerdings, so wurde von
Seiten der Union eingeschränkt, zeige die umstrittene Verleihung des
Echos an die Rapper Kollegah und Farid Bang, dass diese Freiheit auch
Grenzen kenne. "Antisemitische und frauenfeindliche Texte" dürften
nicht noch mit Preisen bedacht werden. Der Ausschuss müsse sich mit
dem Thema auseinandersetzen.

Die SPD- und die FDP-Fraktion gingen ebenfalls auf die Echo-Verleihung
ein. Diese zeige, wie wichtig die kulturelle Bildung und die
Erinnerungskultur seien und Hand in Hand gingen, hieß es aus den
Reihen der Sozialdemokraten und Freidemokraten. Die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen regte an, den Vorsitzenden des Bundesverbandes
Musikindustrie, Florian Drücke, in den Kulturausschuss einzuladen, um
mit ihm über die Vergabe des Musikpreises zu sprechen.

Auch die Linksfraktion bekannte sich zur Freiheit von Kultur und
Presse. Allerdings sei dieses Freiheit nur dann zu realisieren, wenn
Künstler und Kreative auch von ihrer Arbeit leben könnten.

Die AfD-Fraktion monierte, dass die Förderung zeitgenössischer Kunst
in vielen ideologiegeleitet sei. Themen wie Gender und
Postkolonialismus würden einseitig gefördert, um Einfluss auf die
öffentliche Meinung zu nehmen. Zudem würde die nationalsozialistische
Vergangenheit zu oft in den Mittelpunkt der Erinnerungkultur gestellt.
Es dürfe zwar kein Schlussstrich unter die NS-Geschichte gezogen
werden, umgekehrt werde aber in der öffentlichen Debatte sehr oft
vorschnell die "Nazi-Keule" geschwungen. Dies aber stehe im
Widerspruch zur Freiheit von Kunst und Kultur.

 * 

2. DOSB will mehr Einfluss auf Sporthaushalt

Sport/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Vertreter des Deutschen Olympischen Sportbundes
(DOSB) haben am Mittwoch den Sportausschuss über den aktuellen Stand
bei der Umsetzung der Reform der Spitzensportförderung informiert.
Dirk Schimmelpfennig, im DOSB-Vorstand für den Leistungssport
zuständig, machte vor den Abgeordneten deutlich, dass die
Leistungssportreform deutlich mehr Verbesserungsansätze habe als nur
das neue Potenzialanalysesystem PotAS. Künftig würden Athleten und
Trainer stärker in den Vordergrund gerückt. Neu sei auch die
"prospektische Ausrichtung" der Förderung, die sich nicht mehr an
zurückliegenden Erfolgen orientiere.

Was die Umsetzung der Reform angeht, so seien bislang die
Kaderathleten "reduziert und konzentriert" worden. Für die zukünftige
Stützpunktstruktur laufe derzeit das Anerkennungsverfahren, welches
bis 30. Juni 2018 abgeschlossen sein soll, sagte Schimmelpfennig. Noch
nicht entscheidend vorangekommen sei man bei dem Thema
Nachwuchsförderung, weil noch Unklarheit über die Landesstützpunkte
bestehe, die erst festgelegt würden, wenn klar sei, wo es
Bundesstützpunkte gebe. Auch bei den Personalstrukturen der
Spitzenverbände habe sich noch nichts bewegt, weil dazu die
Finanzausstattung der Reform geklärt sein müsse.

Als zeitnah zu klärendes Problem benannte Schimmelpfennig die
Situation rund um die European Games im weißrussischen Minsk 2019. Die
Bundesregierung habe "aus politischen Gründen" entschieden, keine
Entsendungskosten dafür zu übernehmen, sagte der DOSB-Vertreter.
Inzwischen sei aber klar geworden, dass in zehn Sportarten die
European Games Qualifikationscharakter für die Olympischen Spiele in
Tokyo 2020 haben. Im Sinne der Athleten müssten hier Lösungen gefunden
werden, forderte Schimmelpfennig gemeinsam mit der neuen
DOSB-Vorstandsvorsitzenden Veronika Rücker.

Leistungssport-Vorstand Schimmelpfennig machte zudem deutlich, dass
der DOSB an der Konzentration der Bundesstützpunkte verbunden mit
einer besseren Ausstattung der Stützpunkte festhalte. Kritisch
bewertete er das Verhältnis zum für die Spitzensportförderung
zuständigen Bundesministerium des Innern (BMI). Der DOSB, so
Schimmelpfennig, sei in die Haushaltsaufstellung fachlich nicht
eingebunden worden. Das entspräche nicht der im Konzept zur Reform
enthaltenen Formulierung von "gemeinsamen Förderentscheidungen in
allen Bereichen".

Eine neue Legislaturperiode sei auch eine neue Chance, entgegnete der
Parlamentarische Staatssekretär im BMI, Stephan Mayer (CSU). Der neue
Innen- und damit auch Sportminister Horst Seehofer (CSU) habe das
Ziel, gemeinsam mit dem Sport die Dinge voranzubringen. Eine solch
"epochale Reform" könne nur mit dem DOSB und nicht gegen den DOSB
umgesetzt werden, sagte Mayer. Klar sei aber auch, dass
Förderbescheide nur durch das BMI erlassen werden könnten. Man werde
dabei die Stimme des DOSB berücksichtigen, machte der Staatssekretär
deutlich. Mit Blick auf die European Games in Minsk sagte Mayer zu,
nochmals zu prüfen und zu überdenken, ob die Entsendekosten nicht doch
zur Verfügung gestellt werden könnten.

 * 

3. Behindertengerechte Tourismus-Betriebe

Tourismus/Ausschuss

Berlin: (hib/wid) In der deutschen Fremdenverkehrswirtschaft sind
mittlerweile 2150 Betriebe als behindertengerecht zertifiziert. Diese
Zahl nannte der Geschäftsführer des Deutschen Seminars für Tourismus
(DSFT), Rolf Schrader, am Mittwoch dem Tourismusausschuss. Das DSFT
ist gemeinsam mit dem Verein "Tourismus für Alle Deutschland" (NatKo)
federführend zuständig für das von der Bundesregierung geförderte
Kennzeichnungs- und Informationssystem "Reisen für Alle", das dem
Anliegen dient, Behinderten touristische Angebote zugänglich zu
machen. Die Anfänge des Projekts reichen ins Jahr 2011 zurück.

Schrader wies darauf hin, dass in Deutschland 7,6 Millionen Menschen
schwer und weitere drei Millionen leichter behindert seien, was einem
Bevölkerungsanteil von etwa 13 Prozent entspreche. Tatsache sei auch,
dass Behinderte signifikant seltener Urlaub machen als
Nichtbehinderte, weil es für sie schwer ist, passende Angebote zu
finden. Schrader zitierte eine neuere Erhebung, der zufolge 77 Prozent
der Deutschen jährlich mindestens fünf Tage lang verreisen, aber unter
den Behinderten nur 45 Prozent. Die deutlich geringere Reiseintensität
sei charakteristisch für alle Altersgruppen.

Mit barrierefreiem Tourismus ist demnach nach Schraders Worten für den
Fremdenverkehrssektor noch ein erhebliches Marktpotenzial zu
erschließen. Eine höhere Reiseintensität und damit auch höhere
Ausgaben von Behinderten seien zum Nutzen der Unternehmen. Das Projekt
"Reisen für Alle" diene dem Zweck, durch detaillierte Informationen
über die Zugänglichkeit touristischer Leistungen "Angebot und
Nachfrage besser zusammenzuführen". Dies geschehe in Kooperation mit
Betroffenenverbänden und "touristischen Akteuren", etwa
Branchen-Organisationen oder Marketinggesellschaften der Bundesländer.

Für das Kennzeichnungssystem gelte, dass die Informationen, die
Behinderte ihrer Reiseplanung zugrundelegen könnten, verlässlich,
detailliert und vor allem geprüft zu sein hätten. Maßgeblich seien
nicht die Auskünfte der Anbieter. Vielmehr werde jeder Betrieb von
unabhängigen Kontrolleuren, die eine dreitägige spezielle Schulung
durchlaufen hätten, inspiziert. Mittlerweile seien 250 solcher Prüfer
im Einsatz. Die zertifizierten Betriebe müssen sich alle drei Jahr
einer Evaluierung unterziehen, um das Gütesiegel zu erneuern. Damit
gebe es erstmals ein deutschlandweit einheitliches
Kennzeichnungssystem für behindertengerechte Angebote im
Fremdenverkehr, betonte Schrader.

Nach den Worten des NatKo-Vorsitzenden Rüdiger Leidner sind unter den
bisher zertifizierten Unternehmen und Einrichtungen rund 800 Hotels
und Beherbergungsbetriebe, aber auch Museen,
Touristeninformationsbüros, sogar zwei oder drei Flughäfen. Vertreten
sei die gesamte Dienstleistungspalette. Mittlerweile seien auch fast
alle Bundesländer mit im Boot. Dennoch sei das System bislang bei
weitem nicht bekannt genug und auch für die Anbieter noch nicht so
attraktiv, dass es sich selber trage. Die finanzielle Förderung durch
das Wirtschaftsministerium sei daher bis 2021 unverzichtbar.

Leidner wies darauf hin, dass es auf europäischer Ebene vergleichbare
Bestrebungen gebe. Allerdings seien "wir mit unserem System in der EU
am weitesten". Hier könne Deutschland Modell stehen für andere.

 * 

4. Lebensmittel als Rekrutierungswaffe

Menschenrechte/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Der Leiter des Welternährungsprogramms (WFP), David
Beasley, hat am Mittwochnachmittag im Menschenrechtsausschuss vor
neuen Migrationswellen nach Europa und einer Zunahme des Extremismus
infolge von Hunger gewarnt. Nach der weitgehend erfolgreichen
Bekämpfung der Terrormiliz "Islamischer Staat" (IS) in Syrien und dem
Irak hätten sich deren Kämpfer in die stark vom Hunger betroffene
afrikanische Sahelregion zurückgezogen, wo sie Lebensmittel als
Druckmittel und "Rekrutierungswaffe" nutzten. Mit Blick auf diese
Entwicklung sei das Welternährungsprogramm "die erste
Verteidigungslinie bei der Bekämpfung des Extremismus",
schlussfolgerte Beasley. Wenn es nicht gelinge, Lebensmittelsicherheit
in der Region mit ihren rund 500 Millionen Einwohnern zu
gewährleisten, könnten die Folgen auch Europa destabilisieren.

Beasley verwies darauf, dass die Zahl der Hungernden jahrelang
rückläufig gewesen sei, nun aber wieder steige. "Alle fünf Sekunden
stirbt auf der Welt ein Kind an Hunger." Als Ursache dafür nannte der
WFP-Direktor "menschengemachte Konflikte" etwa in Syrien oder Jemen
und den Klimawandel. "Wenn beides zusammenkommt, bedeutet das für die
Menschen eine absolute Katastrophe."

Eindringlich forderte er die Staatengemeinschaft auf, die Finanzierung
des Welternährungsprogramms sicherzustellen. "Die große Mehrheit der
Menschen will ihre Heimat nicht verlassen." Es koste viel weniger, sie
in ihren Heimatländern zu versorgen und so von der Flucht abzuhalten,
als ihnen später in anderen Staaten zu helfen, betonte er. In Syrien
könne das WFP einen Menschen schon für für 50 Cent am Tag humanitär
versorgen. In vielen EU-Staaten seien es 50 Euro.

Das im Dezember 1961 gegründete WFP ist die größte humanitäre
Organisation der Vereinten Nationen im Kampf gegen den Hunger auf der
Welt. Nach Angaben von Beasley unterstützt es derzeit 90 Millionen
Menschen. Deutschland ist zweitgrößter Geber nach den USA - ein
Engagement, für das Beasley der Bundesregierung ausdrücklich dankte.

 * 
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1. Experten für Aufwertung der Pflege

Gesundheit/Anhörung

Berlin: (hib/PK) Gesundheits- und Sozialexperten sind sich einig: In
der Kranken- und Altenpflege werden mehr Fachkräfte gebraucht.
Anlässlich einer Anhörung des Gesundheitsausschusses am Mittwoch im
Bundestag machten Experten deutlich, dass in allen Pflegebereichen das
Personal aufgestockt werden müsste. Zugleich wiesen Sachverständige
auch in ihren schriftlichen Stellungnahmen darauf hin, dass eine
verbesserte Pflegeversorgung mehr Geld kosten wird, zumal aufgrund der
demografischen Entwicklung perspektivisch mit viel mehr Pflegefällen
zu rechnen sei.

Zur Debatte standen je zwei Anträge der Fraktionen Die Linke (19/30;
19/79) und Bündnis 90/Die Grünen (19/446; 19/447), die darauf
abzielen, die Personalausstattung in der Pflege zu verbessern und
damit auch die Arbeitsbedingungen der Pflegefachkräfte. Dazu wird eine
verbindliche Personalbemessung in Pflegeeinrichtungen eingefordert.
Zudem sprechen sich Grüne und Linke dafür aus, den Pflegevorsorgefonds
umzuwidmen oder aufzulösen und mit dem Geld das Pflegepersonal
aufzustocken. Union und SPD haben im Koalitionsvertrag ein
Sofortprogramm Pflege mit 8.000 neuen Fachkraftstellen vereinbart.

Nach Ansicht der Deutschen Stiftung Patientenschutz ist die
Pflegeversorgung "am Limit". Arbeitsverdichtung und chronischer
Personalmangel bestimmten den Alltag der Pflegekräfte. In der Folge
drohten vermehrt Behandlungs- und Pflegefehler. Verbindliche
Personalschlüssel seien überfällig, wobei eine gute Pflege an den
Bedürfnissen der Patienten zu orientieren sei und nicht an
Mindestanforderungen. Um mehr Personal zu gewinnen, müsse der
Pflegeberuf attraktiver werden, mit insgesamt besseren
Arbeitsbedingungen, einem Rückkehrrecht von Teilzeit in Vollzeit und
Weiterqualifizierung.

Was die mögliche Rekrutierung ausländischer Pflegekräfte betreffe,
müssten Qualifikationen und Sprachkenntnisse intensiv überprüft
werden. Die Stiftung sprach sich dafür aus, auch die
Pflegeversicherung in eine "echte Teilkaskoversicherung" umzuwandeln
und damit die Eigenanteile der Versicherten zu begrenzen. Bis dahin
sollten die Pflegesachleistungen pauschal um 500 Euro monatlich erhöht
werden.

Das Aktionsbündnis Patientensicherheit verwies auf die im
internationalen Vergleich "ausgesprochen niedrige" Pflegekraftquote in
Deutschland sowie die "hohen physischen und psychischen Belastungen
der Pflegekräfte". Dies habe unmittelbare Auswirkungen auf die
Patientensicherheit. Mit Sorge sieht das Bündnis Berichte über
Personalleasing bei Pflegekräften. Dies könne die Belastung des festen
Personals noch erhöhen, wenn die Leasingkräfte jeweils eingewiesen
werden müssten. Jobangebote sollte es auch für ausländische
Pflegekräfte geben.

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW)
sprach sich dafür aus, den Pflegevorsorgefonds aufzulösen. Mit dem
Geld könnten rund 20.000 Vollzeitstellen in der Pflege finanziert
werden. Allerdings könnten derzeit 17.000 Stellen in den rund 13.500
stationären Pflegeeinrichtungen wegen Personalmangels nicht besetzt
werden. Wichtig seien auch eine Entlastung der Fachkräfte von
Bürokratie sowie die Finanzierung der medizinischen Behandlungspflege
durch die Gesetzliche Krankenversicherung (GKV).

Nach Darstellung der Gewerkschaft Verdi gehört die hohe Teilzeitquote
in der Pflege zu den großen Problemen der Branche. Zunehmend
reduzierten Beschäftigte ihre Arbeitszeit, um ihre Gesundheit zu
schützen. Tatsächlich werde die Gesundheit und Arbeitsfähigkeit der
Pflegekräfte "messbar" verschlissen. Bessere Arbeitsbedingungen
könnten "die Flucht in die Teilzeitarbeit stoppen".

Der Wirtschaftsexperte Jochen Pimpertz vom Institut der deutschen
Wirtschaft (IW) in Köln ging auf die zunehmenden Pflegekosten ein. Die
personelle Ausstattung des Pflegedienstes in Krankenhäusern etwa werde
sich angesichts des demografischen bedingt wachsenden
Versorgungsbedarfs "dynamisch" entwickeln müssen. Bis 2030 müsse mit
3,1 Millionen Pflegebedürftigen gerechnet werden, bis 2050 mit vier
Millionen. Für das Jahr 2030 ergebe sich ein um mindestens 40 Prozent
erhöhtes Ausgabenniveau, bis 2050 sogar eine Steigerung um 80 Prozent
gemessen am Status quo. Bei einem unveränderten Beitragssatz drohe
eine Deckungslücke in der Pflegeversicherung bis 2030 von 7,6
Milliarden Euro und bis 2050 von mehr als 16,5 Milliarden Euro.

Der Versorgungsforscher Stefan Greß von der Hochschule Fulda sagte,
mit den Mitteln des Pflegevorsorgefonds könnten dauerhaft 40.000
zusätzliche Pflegestellen finanziert werden. Dies wäre ein wichtiges
politisches Zeichen zur Aufwertung des Pflegeberufs. Der Fonds sei
ohnehin zu klein, um den nach 2035 zu erwartenden Beitragsanstieg
spürbar reduzieren zu können. Zudem müsse die Entlohnung der
Langzeitpflege besser werden, da die Fachkräfte dort mit 2.621 Euro
brutto 16 Prozent weniger verdienten als im Schnitt der Beschäftigten.
Um die Finanzierung langfristig zu sichern, führe an einer
Pflegebürgerversicherung kein Weg vorbei.

Die im Koalitionsvertrag vereinbarte Ausgliederung der
Pflegepersonalkosten aus den Fallpauschalen (DRG) im Krankenhaus ist
nach Angaben des GKV-Spitzenverbandes aufwendig. Eine solche Änderung
der Vergütungssystematik brauche eine ausreichende Vorbereitungszeit.
Es dürfe zudem keinen Rückfall in die "ineffiziente
Selbstkostendeckung" geben. Mit der Einführung des DRG-Systems seien
Anreize für wirtschaftliches Handeln gesetzt worden. Wesentlich sei,
dass die in den DRG's kalkulierten Personalkosten auch tatsächlich für
das Pflegepersonal eingesetzt und nicht für Sanierungen der Häuser
zweckentfremdet würden. Eine entsprechende Nachweispflicht sei
unumgänglich.

Der Pflegeexperte Josef Hug, der im Städtischen Klinikum Karlsruhe als
Pflegedirektor arbeitet, warnte vor einer demografischen Delle. Wenn
die Generation der Babyboomer in den nächsten zehn bis 15 Jahren in
den Ruhestand gehe, fehlten den Kliniken bis zu 40 Prozent des derzeit
eingesetzten Pflegepersonals. Hug sprach von einer der größten
Herausforderungen bei der Personalgewinnung der kommenden Jahre.

Einen Blick in den problematischen Pflegealltag gewährte der
Auszubildende Alexander Jorde, der auch als Sachverständiger in die
Anhörung eingeladen war. Jorde warnte, wenn sich für Patienten und
Pflegekräfte die Lage nicht bald entscheidend bessere, sei der jetzige
Pflegenotstand gemessen an dem, was noch komme, "pillepalle". Die
Politik müsse "klare Anreize schaffen", um den Pflegeberuf attraktiver
zu machen, finanziell und inhaltlich. Derzeit hätten Pflegekräfte gar
keine Zeit, um im Dienst ihren eigenen Ansprüchen gerecht zu werden,
das sei frustrierend und demotivierend.

 * 

2. FDP will Freibetrag bei Grunderwerbsteuer

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Mit einem hohen Freibetrag bei der Grunderwerbsteuer
will die FDP-Fraktion die Bautätigkeit in Deutschland ankurbeln und
die Eigentumsquote erhöhen. In einem Antrag (19/1696), der an diesem
Freitag auf der Tagesordnung des Deutschen Bundestages steht, wird
gefordert, den Ländern im Grunderwerbsteuergesetz die Möglichkeit
einzuräumen, einen Freibetrag bis zu einem Höchstwert von 500.000 Euro
pro Person zu bestimmen. Der Freibetrag soll ganz oder sukzessive bis
zum Erreichen des Höchstbetrages verbraucht werden können. Die Länder
sollen selbst über die Höhe des Freibetrages bis zum Höchstwert von
500.000 Euro entscheiden: "Die Länder sollen in einen Wettbewerb
eintreten, der die Menschen in ihrem Land bestmöglich beim Grunderwerb
unterstützt", fordern die Abgeordneten.

In der Begründung des Antrages verweist die FDP-Fraktion darauf, dass
die Wohneigentumsquote in Deutschland trotz wirtschaftlich robuster
Lage und des historisch niedrigen Zinsumfeldes nur 45 Prozent beträgt
und Deutschland damit Schlusslicht in der Europäischen Union ist.
"Dabei bedeutet ein eigenes Heim gelebte Freiheit und finanzielle
Sicherheit", stellt die FDP-Fraktion fest. Die eigenen vier Wände
ermöglichten mietfreies Wohnen und würden daher auch ein wichtiger
Baustein zu einer nachhaltigen Altersversorgung sein. Besonders junge
Familien mit mittleren und niedrigen Einkommen hätten es jedoch
zunehmend schwerer, den Traum von den eigenen vier Wänden zu
verwirklichen und Eigentum zu bilden. Ein Grund für die Entwicklung
seien die hohen Erwerbsnebenkosten, von denen wiederum ein Großteil
auf die Grunderwerbsteuer entfalle. Diese Erwerbsnebenkosten müssten
aus dem Eigenkapital aufgebracht und könnten nicht finanziert werden.

Es sei auffällig, dass das Aufkommen aus der Grunderwerbsteuer seit
2005 von 4,7 Milliarden Euro auf 12,4 Milliarden im Jahr 2016 und
damit um mehr als das zweieinhalbfache gestiegen sei, während die
Eigentumsquote des unteren Einkommensfünftels seit 1990 von 25 Prozent
auf 17 Prozent gesunken sei. Um den "Startschuss" für eine
"Eigentümernation Deutschland" zu geben, müsse ein Freibetrag bei der
Grunderwerbsteuer eingeführt werden, fordert die FDP-Fraktion. Die
Spirale der ständig steigenden Grunderwerbsteuersätze in den meisten
Bundesländern und der damit verbundenen ansteigenden Steuerbelastung
beim Erwerb selbstgenutzten Eigentums müsse durchbrochen werden.

 * 

3. Keine Steuersubvention für Diesel

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Eine steuerliche Förderung von Dieselkraftstoff gibt
es nicht. Dies stellt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/1577)
auf eine kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1370)
fest. Der Steuersatz für Diesel sei nicht als Ermäßigung gegenüber dem
Benzinsteuersatz ausgestaltet, denn es existiere kein einheitlicher
Steuersatz für Kraftstoffe. Dem geringeren Energiesteuersatz für
Diesel stünden zudem höhere Steuersätze für Pkw mit Dieselkraftstoff
entgegen. Die Bundesregierung verweist zudem darauf, dass die
EU-Richtlinie zur Harmonisierung der Energiebesteuerung geringere
Mindeststeuersätze für Diesel vorsehe. Außerdem enthält die Antwort
weitere Angaben zur Besteuerung des Luft- und Bahnverkehrs.

 * 

4. Handelsabkommen mit Mercosur-Ländern

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um das anvisierte Handelsabkommen zwischen der EU
und Mitgliedstaaten des südamerikanischen Mercosur geht es in einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1591). Die
Abgeordneten interessieren sich für den aktuellen Verhandlungsstand.
Sie möchten auch wissen, welche Prioritäten die Bundesregierung dabei
setzt und welche Vorteile sie sich von einem derartigen
Freihandelsabkommen mit den Ländern Argentinien, Brasilien, Paraguay
und Uruguay erwartet.

 * 

5. Urteil zu Schiedsklauseln

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich
nach den Folgen eines Urteils des Gerichtshofs der Europäischen Union
(EuGH), die das Investitionsschutzabkommen zwischen den Niederlanden
und der Slowakei betrifft. Danach ist eine darin enthaltene
Schiedsklausel nicht mit Unionsrecht vereinbar. Die Abgeordneten
möchten auf dem Weg einer Kleinen Anfrage (19/1625) nun wissen, welche
von Deutschland abgeschlossenen Investitionsschutzabkommen von dem
Urteil betroffen sind und welche weiteren Schiedsverfahren. Außerdem
interessieren sie sich für Prüfungen auf Bundesebene und wer dafür
zuständig ist.

 * 
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BUNDESTAG/7094: Heute im Bundestag Nr. 243 - 18.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 243

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 18. April 2018, Redaktionsschluss: 16.40 Uhr

1. Direkte Demokratie auf Bundesebene

2. Marktkonzentration im Agrarbereich

3. Toleranzen bei Luftmessungen nutzen

4. Geschäftsbelastung des BGH

5. Entkriminalisierung des Schwarzfahrens

6. AfD schlägt Boehringer erneut vor



1. Direkte Demokratie auf Bundesebene

Inneres, Bau und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Der Bundestag soll nach dem Willen der AfD-Fraktion
eine Enquete-Kommission "Direkte Demokratie auf Bundesebene"
einsetzen. Dies geht aus einem Antrag der AfD-Fraktion (19/1699)
hervor, der am Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht. Danach soll die einzusetzende
Enquete-Kommission einen Gesetzentwurf vorbereiten, der "insbesondere
im Einklang mit dem Grundgesetz steht und die Vereinbarkeit der durch
das Volk beschlossenen Gesetze mit höherrangigem Recht und dem
Völkerrecht gewährleistet".

Dabei soll sie dem Antrag zufolge untersuchen, welche konkreten Lehren
sich aus den Erfahrungen mit direktdemokratischen Instrumenten auf
Landes- und Kommunalebene ziehen lassen und inwieweit
direktdemokratische Regelungen anderer Staaten wie etwa der Schweiz
oder den USA in Deutschland übernommen werden können. Auch soll sie
laut Vorlage unter anderem prüfen, wie eine grundgesetzkonforme
Beteiligung der Länder bei einem Gesetzgebungsverfahren durch
Volksentscheid sichergestellt werden kann. Ihre Ergebnisse und
Handlungsempfehlungen soll sie bis zur parlamentarischen Sommerpause
2019 vorlegen, damit noch in der laufenden Legislaturperiode "erste
Umsetzungsschritte erfolgen können", wie es in dem Antrag weiter
heißt.

 * 

2. Marktkonzentration im Agrarbereich

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Nach den jüngsten Fusionen auf dem Agrarmarkt ist
nach Ansicht der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen der Wettbewerb in der
Branche in Gefahr. In einem Antrag mit dem Titel "Marktkonzentration
im Agrarmarkt stoppen - Artenvielfalt und Ernährungssouveränität
erhalten" (19/1654) fordern die Abgeordneten die Bundesregierung daher
auf, Konzernzusammenschlüsse im Hinblick auf die
Ernährungssouveränität Deutschlands, der EU und weltweit zu
überprüfen. Die Ergebnisse dieser Prüfung müssten öffentlich gemacht
werden.

Außerdem solle die Bundesregierung dem Bundestag erklären, inwieweit
bei den Fusionsverfahren der Unternehmen Dow und DuPont, Syngenta und
ChemChina sowie Bayer und Monsanto über das wirtschaftliche
hinausgehende Ziele berücksichtigt wurden. Umweltschutzaspekte müssten
grundsätzlich bei solchen Analysen eine Rolle spielen, so die
Abgeordneten. Zur Begründung führt die Fraktion unter anderem das
Gutachten eines Professors an, demzufolge der Zusammenschluss von
Bayer und Monsanto wegen der Nicht-Berücksichtigung von
Umweltschutzaspekten rechtswidrig sein könnte.

 * 

3. Toleranzen bei Luftmessungen nutzen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die FDP fordert mit Blick auf die Luftreinhaltung in
Städten, künftig neben der ökologischen auch die ökonomischen und
sozialen "Säulen der Nachhaltigkeit" zu beachten. Drohende Fahrverbote
in Folge des Urteils des Bundesverwaltungsgerichtes würden
Dieselfahrer kalt enteignen und zu enormen wirtschaftlichen Schäden
führen. In einem Antrag (19/1693) kritisiert die Fraktion
beispielsweise, dass bei der Umsetzung der EU-Grenzwerte für
Stickoxide "mögliche Toleranzen bei der Aufstellung der Messstellen
nicht ausgenutzt werden". Die Liberalen fordern die Bundesregierung
daher unter anderem dazu auf, "eine rechtskonforme, standardisierte
und bundesweit vergleichbare Durchführung von Schadstoffmessungen in
deutschen Städten zu gewährleisten". Die zulässigen Toleranzen sollen
dabei ausgenutzt und die Standorte von Messstationen gegebenenfalls
angepasst werden.

Zudem verlangt die FDP-Fraktion, Grenzwerte künftig nicht mehr
unmittelbar von den Ergebnissen von Korrelationsstudien abzuleiten.
Diese sollen vielmehr "nach dem Zieldreieck der Nachhaltigkeit
ökonomisch, ökologisch und sozial" gestaltet und Ergebnisse von
klinischen Studien dabei "berücksichtigt" werden. Zur Begründung führt
die Fraktion aus, dass epidemiologische Studien nur statistische
Zusammenhänge zwischen Stickoxidemissionen und Todesursachen
ausmachten. "In der Öffentlichkeit werden die Studien aber
instrumentalisiert und von Lobbyverbänden zur Panikmache missbraucht,
indem auch ein ursächlicher Zusammenhang suggeriert wird", kritisiert
die Fraktion. Diesen Zusammenhang könnten epidemiologische Studien
aber nicht herstellen. Weitere Forderungen der Liberalen beziehen sich
beispielsweise auf den ÖPNV, die Digitalisierung der Infrastruktur und
den Ausbau von Umgehungsstraßen.

 * 

4. Geschäftsbelastung des BGH

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Die Fraktionen von CDU/CSU und SPD wollen die
Regelung zur Nichtzulassungsbeschwerde verlängern. Der von ihnen
vorgelegte Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes betreffend
die Einführung der Zivilprozessordnung (19/1686) soll eine
Mehrbelastung der Zivilsenate beim Bundesgerichtshof (BGH) verhindern.
Die Nichtzulassungsbeschwerde zum BGH ist nur zulässig, wenn der
Beschwerdewert der Berufungsentscheidung 20.000 Euro übersteigt. Diese
Regelung ist befristet und wird zum 30. Juni 2018 auslaufen. Mit einer
Anschlussregelung soll die geltende Frist um eineinhalb Jahre
verlängert werden. Dies ermögliche es, die Entwicklung der
Geschäftsbelastung bis Ende 2019 zu beobachten.

In der Begründung heißt es, dass sich die Belastung des
Bundesgerichtshofs nach Inkrafttreten des Gesetzes zur Reform des
Zivilprozesses am 1. Januar 2002 zunächst auf ein erträgliches Maß
eingependelt hatte. Seit Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung des
Paragrafen 522 der Zivilprozessordnung am 27. Oktober 2011 sei jedoch
ein deutlicher Anstieg der Geschäftsbelastung bei den Zivilsenaten des
Bundesgerichtshofs zu verzeichnen.

 * 

5. Entkriminalisierung des Schwarzfahrens

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat einen
Gesetzentwurf zur Aufhebung der Strafbarkeit des Schwarzfahrens
vorgelegt (19/1690). Es sei nicht erklärbar, warum der Parkverstoß
oder zu schnelles Fahren Ordnungswidrigkeiten seien und das Fahren
ohne Fahrschein eine Straftat, schreibt die Fraktion in ihrem Entwurf.
Entkriminalisierung bedeute aber keine Legalisierung des
Schwarzfahrens. Deshalb plädieren die Grünen für die Aufhebung der
Strafbarkeit der Beförderungserschleichung in Paragraf 265a Absatz I
des Strafgesetzbuches in Verbindung mit der Schaffung eines neuen,
anwendungsgerecht klaren Ordnungswidrigkeitstatbestandes. Dadurch
würden die Strafverfolgungsbehörden und Gerichte entlastet, und in
einem ersten Schritt würden Ersatzfreiheitsstrafen verringert und auch
der Strafvollzug entlastet.

Auch die Fraktion Die Linke hat einen Gesetzentwurf zum Thema
Straffreiheit für Fahren ohne Führerschein vorgelegt (19/1115). Den
Linken-Abgeordneten scheint die Herabstufung des Schwarzfahrens zu
einer Ordnungswidrigkeit jedoch unnötig. Beide Anträge werden am
Freitag, 20. April 2018, im Plenum diskutiert.

 * 

6. AfD schlägt Boehringer erneut vor

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion hat erneut Peter Boehringer als
Mitglied und Birgit Malsack-Winkemann als stellvertretendes Mitglied
des Sondergremiums gemäß Paragraf 3 Absatz 3 des
Stabilisierungsmechanismusgesetzes vorgeschlagen. Dies geht aus einem
Wahlvorschlag der Fraktion (19/1707) hervor. Die Wahl ist für
Donnerstag angesetzt. Die AfD-Sitze in dem Gremium sind vakant. Bisher
konnten die beiden Kandidaten keine Mehrheit im Bundestag erringen.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1651: Kanzlerin Merkel und der französische Präsident Macron, 19.04.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Berlin - Donnerstag, 19. April 2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem französischen
Präsidenten Macron



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, wir freuen uns, sie heute hier im
Humboldt-Forum, das im Entstehen ist, begrüßen zu können. Ich freue mich
sehr, dass Emmanuel Macron, der französische Präsident, meine Einladung
angenommen hat, denn dies ist ein sehr europäisches Projekt und es ist ein
Projekt, in dem wir darstellen wollen, dass wir Teil einer großen globalen
Welt sind und diese Globalisierung auch formieren wollen, gestalten wollen.
Das ist etwas, was Frankreich und Deutschland eint.

Dass wir hier in einem Gebäude sind, das nach den Gebrüdern Humboldt als
Humboldt-Forum bezeichnet wird, zeigt ja auch die so enge
deutsch-französische Zusammenarbeit in den Bereichen der Kultur und der
Wissenschaft, und zwar nicht erst in unseren Zeiten, sondern auch in
früheren Zeiten. Wilhelm von Humboldt und Alexander von Humboldt sind ohne
Paris überhaupt nicht zu denken. Andererseits haben wir uns gegenseitig
auch befruchtet. Das wird sich auch in der Arbeit dieses Humboldt-Forums
niederschlagen, das ja dann Ende nächsten Jahres fertig sein wird.

Wir werden im nächsten Jahr auch den 250. Geburtstag von Alexander von
Humboldt feiern. Sehr vieles von dem, was uns heute so ganz neu erscheint -
dass es eine gemeinsame Welt gibt, die verbunden ist - ist von Alexander
von Humboldt und Wilhelm von Humboldt wirklich schon herausgefunden worden,
und zwar sowohl in der Sprachforschung von Wilhelm von Humboldt als auch in
den großen Exkursionen von Alexander von Humboldt.

Wir wissen, dass wir dieses Gebäude mit der Aufforderung besuchen, heute
auch unseren Beitrag dazu zu leisten, dass sich gerade unsere Länder, aber
auch Europa gut entwickeln. Deshalb werden wir heute nicht nur diese
Begegnung hier im Humboldt-Forum haben, sondern werden im Anschluss
natürlich beginnen zu arbeiten. Wir haben festgelegt, dass wir bis Mitte
des Jahres, also zum Juni-Rat, wichtige zentrale Entscheidungen treffen
wollen, die mit einer Wiederbelebung Europas und damit, den Bürgerinnen und
Bürger Europas eine Antwort auf die großen Fragen der Zeit zu geben,
verbunden sind.

Nach dem Zweiten Weltkrieg war Europa ganz zentral ein Friedensprojekt, und
die vielen Jahrzehnte des Friedens für unsere Bürgerinnen und Bürger in
Europa sind ja auch etwas geschichtlich-historisch ganz Besonderes. Oft
wird das, weil es so selbstverständlich erscheint, gar nicht mehr so
wahrgenommen. Aber wir wissen angesichts der Kriege, die um uns herum
stattfinden - ich nenne nur das Stichwort des schrecklichen Krieges in
Syrien -, was auch unweit von Europa an Gefahren lauert.

Deshalb ist die Neubegründung Europas, die Neugestaltung Europas eben mehr
als nur das Friedensprojekt; es muss vielmehr auch ein Projekt sein, das
zeigt, dass wir unsere Werte nur gemeinsam weltweit durchsetzen können und
unsere Interessen nur gemeinsam weltweit vertreten können, wenn wir
europäisch zusammenarbeiten. Unsere Vielfalt sollte uns dabei bereichern
und nicht stören.

Insoweit haben wir heute noch wichtige Probleme zu besprechen. Wir wollen
bis zum Ende des Juni möglichst große Fortschritte beim gemeinsamen
europäischen Asylsystem haben - eine der großen Herausforderungen, die
gelöst werden muss, damit wir die Freizügigkeit innerhalb unseres
europäischen Raums erhalten können. Wir brauchen eine gemeinsame
Außenpolitik. Wir werden heute sehr intensiv darüber sprechen, was wir tun
können, um gerade auch in Syrien oder mit Blick auf die Ukraine einen
Beitrag zu leisten. Wir müssen außerdem unsere Wirtschafts- und
Währungsunion weiterentwickeln. Hier gibt es das Thema Bankenunion, hier
gibt es aber auch das Thema der zukünftigen Stabilität, der
Wettbewerbsfähigkeit und all dieser Fragen.

Es gibt natürlich immer auch unterschiedliche Ausgangspunkte der Meinungen
von Deutschland und Frankreich. Wir brauchen Debatten, wir brauchen offene
Debatten und wir brauchen zum Schluss auch die Fähigkeit zum Kompromiss.
Das ist die Welt, in der wir leben und in der wir arbeiten wollen. Nur so
werden wir auch ein wichtiger Faktor in einer großen Welt sein, in der
andere Staaten natürlich auch eine zentrale Rolle spielen.

Insofern danke schön, lieber Emmanuel Macron, danke schön, Herr Präsident,
dass wir uns heute hier in Berlin treffen können! Wir werden hart arbeiten
und werden dann am 19. Juni einen deutsch-französischen Ministerrat mit
wichtigen Ressorts haben, die die ganzen Bereiche der Außenpolitik,
Verteidigungspolitik und Asylpolitik umfassen, aber eben auch das Thema
Wissenschaft, Forschung und Innovation, denn da wird der Wohlstand von
morgen entschieden. Das wird zwischen uns sehr intensiv vorbereitet. Ein
Schritt dazu ist der heutige Aufenthalt.

Herzlich willkommen!

P Macron: Vielen herzlichen Dank, sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin Angela
Merkel, für diese Einladung. Ich bin sehr froh, dass ich heute hier sein
kann und dass wir den Austausch mit der wirklich begeisternden Besichtigung
des Humboldt-Forums beginnen konnten, mit den Erklärungen und dem Blick,
den wir haben konnten, und auch mit der gemeinsamen Wahrnehmung dieses
schönen Projektes. Ich denke, es ist ein schöner Beginn dieses
Arbeitstreffens, dass wir uns in diesem hochsymbolischen Gebäude treffen.
Das ist ein universelles, aber auch deutsches Projekt. Das sagt auch sehr
viel über unseren gemeinsamen Ehrgeiz, nämlich unser Europa gemeinsam
aufzubauen, mit einer gemeinsamen Sicht des Universalismus. Das ist das
Ziel, das wir hier in diesem Gebäude sehen, denn die Kultur bietet uns auch
die Möglichkeit, unsere Länder zu stärken; das ist mir auch sehr wichtig.
Es ist insofern eine hervorragende Idee, gemeinsam hier im Humboldt-Forum
unser Arbeitstreffen zu beginnen. Ich habe auch den Vorschlag gemacht, dass
wir beispielsweise über die Rückgabe von Kulturgütern sprechen und auch
gemeinsam europäisch darüber nachdenken; denn das ist ein wichtiges Thema.
Ich denke, dass wir auch den nichteuropäischen Zivilisationen Zugang bieten
sollten. Das ist die Entscheidung, die Sie hier getroffen haben.

Die Kultur ist ein gemeinsamer Kampf, den wir miteinander führen; das ist
für unsere Gesellschaften und unsere Bevölkerung. Beispielsweise ist auch
das Urheberrecht in diesem Zusammenhang sehr wichtig, gerade in einer Welt
mit viel Wandel. Das ist das, was die Kreativen auch von uns erwarten.

Sie haben es ja auch sehr gut gesagt, sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin:
Wir leben in einem Moment des europäischen Abenteuers, das wirklich
einzigartig ist - einzigartig deswegen, weil unsere gemeinsame Souveränität
von der Weltordnung getestet wird, auf einen Prüfstand gestellt wird. Es
gibt die Handelsherausforderungen, die großen technologischen und
klimatischen Umbrüche, und auch innerhalb unserer Staaten entstehen Zweifel
und entstehen sehr stark nationalistische Visionen. Gerade aus diesem Grund
ist der Moment, in dem wir uns jetzt hier befinden, absolut entscheidend
für die Zukunft unseres Europas. In der Vergangenheit hat es Vorgänger
gegeben, die gerade die Kraft gehabt haben, sich dem bösen Wind
entgegenzustellen. Ich glaube, das erwartet man auch heute von uns, und
zwar in verschiedensten Bereichen.

Die Frau Bundeskanzlerin hat eben auch an den wichtigen Termin erinnert,
den wir im Juni haben und für den wir ein gemeinsames Ziel haben, nämlich
eine gemeinsame Vision zu den großen Themen zu präsentieren - darüber
werden wir auch gleich und auch in den nächsten Wochen noch miteinander
sprechen -: zur europäischen Wirtschafts- und Währungsunion, zur
Bankenunion, zum Thema der Migration, zu unserer gemeinsamen Sicherheit, zu
unserer Außenpolitik, zur Verteidigungspolitik, zum Digitalen, zur Energie,
zur Innovation. In all diesen Bereichen müssen wir gemeinsame Antworten
bringen, entweder zu den Herausforderungen von gestern und heute, denen wir
jetzt schon gegenüberstehen, oder aber auch den Herausforderungen von
morgen, damit wir die Zukunft vorbereiten können. Dazu haben wir uns
verpflichtet, und das werden wir bis zum Europäischen Rat im Juni tun. Wir
wissen, dass da noch sehr viel Arbeit vor uns liegt, aber ich denke, das
ist politische Arbeit, bei der wir sehen müssen, dass wir eben eine
gemeinsame Sicht auf Europa und auf unsere bilaterale Beziehung haben.

Auf diesem Weg haben wir einen wichtigen Meilenstein, nämlich den
deutsch-französischen Ministerrat, der am 19. Juni in Deutschland
stattfinden wird. Parallel dazu findet auch noch die Vorbereitung dessen
statt, was wir bilateral mit dem neuen Élysée-Vertrag und den neuen
bilateralen Projekten ausarbeiten wollen, die auch als Grundlage, als Anker
für diesen gemeinsamen Wunsch für Europa, den wir haben, dienen werden.

Sehr geehrte Damen und Herren, Sie werden es verstanden haben: Uns mangelt
es nicht an Arbeit. Es mangelt uns auch nicht an dem Willen. Ich denke,
dass die beste Ehrerbietung, die wir Humboldt bieten können, ist, dass wir
sehen, dass diese titanische Arbeit eben auch getan werden kann und dass
sie Erfolg haben kann. - Vielen herzlichen Dank, sehr geehrte Frau
Bundeskanzlerin, Angela, für diese Einladung!

Frage: Frau Bundeskanzlerin, sehr geehrter Herr Staatspräsident, Sie werden
ja bald auch beide nach Washington reisen. Haben Sie eine gemeinsame
Botschaft an Herrn Trump? Was sind Ihre Erwartungen, was den
internationalen Handel angeht, was den Iran angeht und was insbesondere
Syrien angeht? Dort ist Frankreich mit Großbritannien und den Vereinigten
Staaten aktiv. Möchten Sie dort ein stärkeres Engagement von Deutschland?

Ich habe eine Frage an die Bundeskanzlerin. Vor einem Jahr ist der
Staatspräsident ein erstes Mal gekommen. Sie haben Hermann Hesse zitiert
und gesagt: Jedem Anfang wohnt ein Zauber inne. - Der Zauber hält natürlich
nur so lange an, wie auch Ergebnisse da sind. Wirkt der Zauber noch? Sind
die Ergebnisse auch gegeben?

BK'in Merkel: Als ich das damals zitierte, wusste ich noch nicht ganz
genau, dass die Bildung einer Regierung so lange dauert. Deshalb haben wir
den Zauber ein bisschen konserviert und ihn ein paar Monate weggelegt, aber
jetzt kommt er wieder. Um ihn zu beleben, habe ich die heutige Einladung
hierhin ausgesprochen, und ich glaube, das hat wieder ein Stück Zauber
mitgebracht, auch hinsichtlich der historischen Aufgabe, die wir haben.

Deshalb bin ich sehr gewiss, dass wir auch gute Ergebnisse erzielen werden,
und zwar in der ganzen Breite; mir ist das sehr, sehr wichtig. Europa wird
sich ja nur dann präsentieren, wenn wir auch in allen Bereichen, die die
Menschen interessieren, wirklich vorankommen. Wir haben gesehen: Emmanuel
Macron, der französische Präsident, hat jetzt gerade seinen Europa-Dialog
begonnen. Wir werden das in Deutschland am 7. Mai tun. Wir werden diese
Dialoge gemeinsam führen, vielleicht auch einmal gemeinsam eine
Veranstaltung mit Deutschen und Franzosen machen und dann auch daraus die
Schlussfolgerungen ziehen. Das soll also kein Elitenprojekt sein, sondern
es soll ein Projekt sein, das den Menschen zugutekommt.

Es wird in der nächsten Woche zwei Reisen - sowohl vom französischen
Präsidenten als auch von mir - in die Vereinigten Staaten von Amerika
geben, aus meiner Perspektive erst einmal, um deutlich zu machen: Die
transatlantische Partnerschaft ist uns wichtig, selbst wenn es
Meinungsverschiedenheiten gibt. Für mich ist es eine der ersten Reisen, die
ich nach der Wiederwahl zur Bundeskanzlerin mache, und das war mir ein
wirkliches Bedürfnis und ist mir ein Bedürfnis. Wir haben eine Zeit, in der
es auch Differenzen gibt, und natürlich werden wir diese Differenzen auch
sicherlich miteinander besprechen. Wir werden heute auch darüber reden, wie
wir hierbei auch die europäische Perspektive einbringen können. Aber aus
meiner Perspektive sage ich auch: Das transatlantische Bündnis ist
angesichts vieler nicht demokratischer Entwicklungen auf dieser Welt ein
großer Schatz, den ich jedenfalls auch hegen und pflegen möchte.

P Macron: Die Bundeskanzlerin hat eben auf die Bedeutung der
transatlantischen Beziehungen hingewiesen, und wir werden uns heute auch
noch darüber austauschen können, welche gemeinsame Botschaft wir mitbringen
wollen.

Zu den Handelsthemen glaube ich sagen zu können, dass wir beide die Achtung
des multilateralen Rahmens und der Welthandelsorganisation vertreten und
dass wir die europäische Philosophie vertreten, die auch die Kommission in
Bezug auf die Ausnahmeregelungen für die Europäische Union vertreten hat.
Ich denke, wir haben hier gemeinsame Sorgen und gemeinsame Anliegen, weil
wir eine transatlantische Schicksalsgemeinschaft haben. Jetzt werden eben,
was insbesondere Aluminium und Stahl angeht, chinesische Überkapazitäten
hergestellt, und ich denke, dass wir hier gemeinsam und in Achtung der
Welthandelsorganisation daran arbeiten, dabei dann vorankommen zu können.
Das ist auch von den Chinesen so angenommen worden, und in dieser Hinsicht
gibt es auch eine Konvergenz der europäischen Länder und der Vereinigten
Staaten von Amerika.

Auch in Bezug auf den Iran haben wir eine gemeinsame Position, insbesondere
eben auch mit dem Vereinigten Königreich. Durch das JCPOA könnten wir zu
einer gemeinsamen Aktivität hinsichtlich der Ballistik kommen. Im
internationalen Bereich hatten wir hier vor drei Jahren schon etwas
einrichten können. Das JCPOA reicht nicht an sich und nicht allein aus, um
die Beziehungen mit dem Iran verfolgen zu können, aber ich denke, wir
werden in der Region weiter in einem Kontext arbeiten, in dem es hier nicht
zu Ärgerlichkeiten kommt.

Zu Syrien: Es gibt eine internationale Legitimität, noch bevor die gezielte
militärische Aktion stattgefunden hat. Darüber haben wir uns auch mehrfach
mit der Bundeskanzlerin ausgetauscht. Aber im operativen Rahmen - in den
drei Fällen, in denen das in den Vereinigten Staaten, im Vereinigten
Königreich und in Frankreich beschlossen worden ist - brauchten wir eben
auch einen Rahmen, der vertraulich ist, ohne dass wir jetzt noch mehrere
Wochen lang auf eine parlamentarische Debatte warten. Das heißt, Theresa
May hat das entschieden. Das war nicht unbedingt immer die Wahl, aber sie
hat das eben gesagt, um effizient zu sein. In Deutschland ist das aus
Verfassungsgründen eben nicht möglich. Wir tauschen uns weiterhin über
dieses Thema aus. Wir wollen hinsichtlich des Themas Syrien auch weiterhin
diplomatisch und humanitär zusammenarbeiten. Aber es gibt eben
Besonderheiten, und daher war es jetzt nicht möglich, noch mehr als das zu
tun, was wir gemacht haben.

Frage: Herr Präsident, ich hätte ganz gerne einen Punkt angesprochen, der
der größte Streitfall zwischen Deutschland und Frankreich beziehungsweise
zwischen Ihnen und der Bundeskanzlerin zu sein scheint, nämlich die Reform
der Eurozone. Die Bundeskanzlerin hatte neue Gesprächsformate wie einen
"Jumbo-Rat" oder "Wettbewerbsrat", bestehend aus Finanz- und
Wirtschaftsministern, für die Eurozone ins Gespräch gebracht. Wie stehen
Sie zu diesen neuen Formaten? Bringt das etwas im Vergleich zu den
Vorschlägen, die Sie für die Eurozone gemacht haben? Sehen Sie die
Kanzlerin und Deutschland eher - das ist die Diskussion hier in Deutschland
- in einer Bremserrolle?

Frau Bundeskanzlerin, der Präsident ist Ihnen ja schon bei Ihrer Idee
entgegengekommen, Kommunen in Europa, die Flüchtlinge aufnehmen, mit
finanziellen Hilfen zu unterstützen. Vielleicht können Sie noch einmal
skizzieren, wo Sie eigentlich dem französischen Präsidenten entgegenkommen
wollen.

Da es einige Unklarheiten gab, können Sie vielleicht sagen, wie Ihre Idee
eines europäischen Währungsfonds eigentlich organisiert werden soll -
"intergovernmental" oder innerhalb der EU-Verträge?

BK'in Merkel: Ich kann beginnen. Die Iran-Frage möchte ich so beantworten,
dass ich sehr erfreut bin, dass wir hierbei sehr eng zusammenarbeiten und
dass die Frage des Abkommens aus meiner Sicht eine wichtige Frage ist, dass
man aber nicht alles auf das Abkommen reduzieren kann, sondern dass
natürlich zum Beispiel auch das ballistische Raketenprogramm des Irans ein
Grund der Besorgnis ist. Insofern werden wir hierzu eine gemeinsame Haltung
vertreten. Großbritannien fühlt sich dieser gemeinsamen Haltung genauso
verpflichtet.

Ich denke, es geht um sachgerechte Lösungen. Dafür bringt jeder seinen
Beitrag ein. Bei dem gemeinsamen europäischen Asylsystem haben wir eine
Vielzahl von Gemeinsamkeiten. Dabei geht es ja nicht nur darum, dass
Kommunen unterstützt werden. Natürlich ist es immer besser, für die, die
etwas tun, Anreize zu setzen und ihnen auch zu helfen als über Bestrafungen
zu reden. Ich denke, das ist auch vom europäischen Prinzip her ganz
wichtig.

Wir wissen, dass uns die Geografie in eine sehr, sehr unterschiedliche Lage
bringt. Länder wie Italien, Griechenland und zum Teil Spanien haben
natürlich ganz andere Herausforderungen zu bewerkstelligen. Deutschland hat
viele Jahre lang so getan, als könne uns nichts passieren, da wir in der
Mitte Europas leben. Aber wir merken jetzt, dass das so nicht geht und dass
es hier eine gemeinsame Verantwortung braucht. So sehe ich den
französischen Vorschlag.

Was die Reform der Eurozone anbelangt, so sind wir gemeinsam der Meinung,
dass die Eurozone noch nicht ausreichend krisenfest ist. Hierzu gibt es
französische, aber auch deutsche Vorschläge. Denn Wolfgang Schäuble hat zum
Beispiel den Vorschlag gemacht, nicht mehr so stark vom IWF abhängig zu
sein wie in der Vergangenheit, sondern europäische Kriseninstrumente wie
den ESM in Zukunft stärker zu nutzen. Das heißt nicht, gegen den IWF zu
arbeiten. Wir werden zum Beispiel dessen ökonomische Kenntnis weiterhin
brauchen.

Ein Gegenstand, den wir sehr zügig abarbeiten werden - ich bin da sehr
optimistisch -, ist die Frage, wie wir die Bankenunion fertigstellen. Die
Kapitalmarktunion ist gar kein Problem. Wir sind bereit - auch das ist die
deutsche Position -, in einer vielleicht nicht unmittelbaren, aber in einer
ferneren Zukunft auch ein gemeinsames Einlagensicherungssystem zu machen.
Aber wir wollen gern, dass Haftung und Risiken durchaus zusammengehalten
werden.

Ich denke, wir sind uns auch darüber einig, dass es in Europa Solidarität
braucht, dass aber natürlich auch Wettbewerbsfähigkeit notwendig ist. Warum
sind denn die Programme Irlands, Spaniens und Portugals erfolgreich
gewesen? - Weil sie eine Mischung aus Solidarität und eigener nationaler
Anstrengung waren. Die nationalen Aufgaben liegen angesichts der nationalen
Zuständigkeiten natürlich genauso auf dem Tisch. Ich denke, wir bringen zum
Teil andere Aspekte ein, aber ich denke, dass die Summe unserer Vorschläge
zum Schluss zu einem guten Ergebnis kommen kann.

P Macron: Die beiden Themen, die Sie angesprochen haben, stehen wirklich im
Herzen der Politik, die wir im Juni ansprechen wollen. Ich denke, es geht
jetzt nicht darum, dass wir über das eine oder über das andere Instrument
sprechen, sondern es geht darum, dass wir sicher sind, welches Ziel wir
erreichen wollen, und dass wir ein politisches Ziel haben. Man kann
natürlich Ausschüsse, Instrumente usw. schaffen. Dazu gibt es
verschiedenste technische Vorschläge, die vielleicht auch schon von den
Ministern gemacht wurden. Aber wir müssen wissen, was das Ziel ist.

Im Wirtschafts- und Währungsbereich müssen wir bessere Verbindungen
zwischen Verantwortung und Solidarität herstellen. Nach der Krise hat man,
wie die Bundeskanzlerin schon gesagt hat, Elemente der Verantwortung
eingeführt. Wir müssen einen Sockel haben, dass die Mitgliedsstaaten selbst
Verantwortung für Reformen und für eine Wettbewerbspolitik haben. Wir
müssen auf europäischer Ebene und in der Eurozone diese Wettbewerbspolitik
durch Investitionen stärken, die beispielsweise für Sprunginnovationen oder
für künftige Technologien angemessen sind.

Wir brauchen aber auch eine Solidarität in einer Währungsunion. Keine
Währungsunion könnte überleben, wenn es nicht auch Konvergenzelemente gäbe.
Wir müssen und wollen daran arbeiten, mehr Anreize zu schaffen, um eine
gute Solidarität in der Währungsunion zu haben, das heißt, eine Konvergenz
zwischen den Mitgliedsstaaten, und dass wir die Mitgliedsstaaten bei dieser
Konvergenz begleiten. Dafür brauchen wir gute Instrumente und gute
Techniken. Aber das sollten wir wirklich anstreben. Wir brauchen eine
wirtschaftliche und finanzielle Souveränität. Das habe ich gesagt. Wir
brauchen mehr Souveränität und Kohäsion. Wir müssen hier eine Konvergenz
schaffen können, die wir noch nicht haben.

Die Bankenunion gehört auch zu diesen Konvergenz- und Soliditätselementen.
Wir werden in den nächsten Wochen noch sehen, wie wir diese Bankenunion
letztendlich herstellen können, auch in der Verbindung zwischen
Verantwortung und Solidarität. Die Solidarität funktioniert nicht, wenn die
Verantwortung von den eigenen Akteuren nicht wirklich übernommen wird.
Dabei kann es immer wieder irgendwelche Zwischenfälle geben - moralische
Zwischenfälle, wie die Ökonomen sagen -, aber man kann eben auch nicht
vorankommen, wenn es nicht gleichzeitig auch Solidarität gibt, die diesen
Sockel festigt.

Die gleiche Philosophie gilt auch für unsere Diskussionen zum Thema der
Migration. In den letzten Jahren hatten wir mehrere größere
Migrationsphänomene. Der Migrationsdruck ist nach wie vor hoch. Sie kommen
aus dem Nahen und Mittleren Osten oder aus Afrika. Wir müssen daher eine
Einigung finden, bei der wir auch Verantwortung für jeden Mitgliedsstaat
haben - das sind die Regeln, die wir in Schengen haben, und auch die
Überarbeitung von Dublin, die wir einrichten wollen -, aber wir müssen
gleichzeitig auch Elemente für eine externe und interne Solidarität haben.
Ich habe einen Vorschlag für eine Modalität gemacht.

Aber vor allem ist es wichtig, dass wir uns über das Ziel einig sind. Wir
wollen interne Solidarität erreichen. Wir sind durch die Quotenaufteilung
blockiert. Es gibt die Einreiseländer. Dort muss man den Zustrom ab einer
bestimmten Menge aufteilen. Dann können beispielsweide die Gemeinden, die
sich dafür melden, mit beteiligt werden.

Das heißt, wir brauchen eine externe Solidarität zum Schutz unserer
Außengrenzen. Wir müssen mehr in den Schutz unserer Außengrenzen
investieren. Aber wir müssen auch unsere Aufnahmeregelungen harmonisieren,
und wir müssen eine interne Solidarität haben. Wir können nicht einem Land
allein die Last der Aufnahme und der Integration überlassen.

BK'in Merkel: Von meiner Seite aus will ich, weil schon der kleinste
Vorschlag zu Aufregung führt, noch etwas zur Idee sagen, dass zwei
Ministerräte manchmal zusammentreffen. Zum Beispiel gab es zum Bereich der
Migration einmal ein Treffen der Innen- und der Außenminister, ganz in dem
Sinne, wie es der französische Präsident eben gesagt hat. Es gibt
gemeinsame Treffen der Verteidigungs- und der Außenminister. Dass sich, um
einmal die Diskussionslage zu betrachten und ohne irgendjemandem etwas
wegzunehmen, auch einmal zwei Gruppen, nämlich Wirtschafts- und
Finanzminister, treffen, gilt eigentlich nur der Frage: Wie können wir
unsere Politik kohärenter gestalten? Wie wollen Sie zwischen den Ländern
Kohärenz, die der Präsident genannt hat, erreichen - und wir müssen sie
erreichen -, wenn der Austausch nicht auch einmal zwischen den Ressorts
geführt wird. Das tun wir in unseren nationalen Regierungen jeden Tag. Das
muss aus meiner Sicht auch in Europa zur Selbstverständlichkeit werden.

Donnerstag, 19. April 2018
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BADEN-WÜRTTEMBERG/992: Bessere Vernetzung von Datenbanken in der EU (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 45/2018

Maßnahmen sollen schnellere Strafverfolgung und Terrorabwehr
ermöglichen

Innenausschuss befasst sich mit besserer Vernetzung von Datenbanken in
der EU



Stuttgart. Mit Möglichkeiten für eine bessere Vernetzung von
Datenbanken in der EU und einem einfacheren Zugang von
Sicherheitsbehörden zu den Informationssystemen hat sich der Ausschuss
für Inneres, Digitalisierung und Migration in seiner Sitzung am
Mittwoch, 18. April 2018, befasst. Bislang arbeiteten die
verschiedenen Datenbanken getrennt voneinander, was die Abfrage von
Daten und eine zügige Strafverfolgung und Terrorabwehr teilweise
erschwert, teilte der Vorsitzende des Gremiums, der CDU-Abgeordnete
Karl Klein, mit. Mit den von der Europäischen Kommission
vorgeschlagenen Maßnahmen soll der Zugriff der Grenzschutz-,
Migrations-, Visums- und Sicherheitsbehörden auf die verschiedenen
europäischen Datenbanken neu geregelt und vor allem die Abfrage von
Daten zur Identitätsfeststellung vereinfacht und beschleunigt werden.

Nach Angaben Kleins sind die nationalen Behörden mit einer komplexen
Landschaft unterschiedlich geregelter Informationssysteme
konfrontiert, da die Informationen getrennt in nicht miteinander
verbundenen Systemen gespeichert werden. Dies verzögert die Anfrage
nicht nur erheblich, sondern erhöht auch das Risiko, dass wichtige,
für die Strafverfolgung notwendige Daten verloren gehen. Darüber
hinaus besteht die Gefahr, dass Personen in verschiedenen
EU-Datenbanken mit unterschiedlichen Alias-Personalien erfasst werden
und Identitätsbetrug nicht erkannt wird. Mit den Vorschlägen will die
Kommission die vorhandenen Informationen miteinander verknüpfen und
damit besser nutzbar machen. "Diese neuen, vereinfachten
Zugriffsmöglichkeiten bedeuten einen beachtlichen Mehrwert für die
Strafverfolgungsbehörden", führte Karl Klein aus.

Gesicherte Identitätsinformationen seien eine elementare Grundlage für
die praktische Arbeit der Polizei-, Migrations- und Ausländerbehörden.
Falschidentitäten, Dokumentenmissbrauch und Urkundendelikte im
Zusammenhang mit Identitätsbetrug machten es für Straftäter möglich,
unerkannt und unter Verschleierung ihrer wahren Identität zu handeln.
"Vor dem Hintergrund der terroristischen Gefahrenlage und der großen
Anzahl an Personen ohne gültige Identitätsdokumente in Deutschland und
der gesamten EU kommt dem schnellen, automatisierten Zugriff auf
internationale Datensysteme eine entscheidende Bedeutung zu", legte
der Ausschussvorsitzende dar.
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BAYERN/4900: Matascha Kohnen wirbt für starken Staat als Unterstützung für die Menschen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 18. April 2018

Natascha Kohnen wirbt für starken Staat als Unterstützung für die Menschen

SPD-Spitzenpolitikerin will echte Wohnungsbauinitiative sowie kostenfreie Kitas und Ganztagsschulen - Scharfe Kritik am skrupellosen Populismus der CSU



Die SPD im bayerischen Landtag wirbt für einen starken Staat, der sich für die Menschen im Freistaat stark macht. In der Debatte zur Regierungserklärung warb Natascha Kohnen am Mittwoch für eine "eine Gesellschaft, die auch diejenigen mitnimmt, denen die Kraft auch mal fehlt". Dabei gehe es "nicht um Kraftmeierei, nicht um Superlative, nicht um Muskelspiele. Es geht um eine Politik, die Menschen stark macht in ihrem alltäglichen Leben."

Die größte Herausforderung in der bayerischen Politik sei die Wohnungsnot, betonte Kohnen: "Landauf, landab, egal wo man inzwischen hinkommt, fürchten Menschen, dass sie sich ihr Dach über dem Kopf bald nicht mehr leisten können. Dass sie nicht dort leben können, wo sie leben möchten. Oder wo sie schon seit Jahrzehnten leben. Dass sie ihre Heimat verlieren. Das betrifft Jung und Alt gleichermaßen."

Wer sich um derart grundlegende Dinge Sorgen machen müsse, verliere "das Vertrauen in die Zukunft, in unser Land und auch in die Politik. Weil sie eine Entwicklung sehen, die sie als ungerecht empfinden. Und das mit Recht. Und das schwächt unsere Gesellschaft."

Kohnen macht dafür Ministerpräsident Söder persönlich verantwortlich: "Der Freistaat baut seit Jahren nicht. Bei dieser zentralen Frage haben sie versagt." Seit 2007 sind in Bayern die Mieten um mehr als ein Drittel gestiegen. "Und in dieser dramatischen Entwicklung auf dem Wohnungsmarkt hat die Staatsregierung die wohl größte Fehlentscheidung der letzten Jahrzehnte getroffen. Den Verkauf der 33.000 GBW-Wohnungen", erinnerte die Abgeordnete.

Die jetzigen Ankündigung Söders, bis 2025 insgesamt 10.000 neue staatliche Wohnungen bauen zu wollen, sei lächerlich: "Das sind pro Kommune und pro Jahr gerade mal 0,6 Wohnungen! Das ist doch eine Nullnummer! Wir brauchen eine echte Wohnraumoffensive. 5000 Wohnungen pro Jahr sind das Mindeste. Aber das gibt es nur mit der SPD."

Die SPD-Landtagsabgeordnete sprach im Plenum auch die erschreckend hohe Zahl von 245.000 Kindern in Bayern an, die von Armut bedroht sind: "Genau hier muss ein starker Staat etwas tun. Für uns ist eine eigenständige Grundsicherung für Kinder genau der Weg dazu. Damit können wir nicht nur das Existenzminimum sichern, sondern auch ermöglichen, dass jedes Kind am sozialen und kulturellen Leben teilhaben kann."

Auch die Vereinbarkeit von Familie und Beruf sei ein wichtiges Thema. "Dafür brauchen wir nicht nur ausreichend Kitas - im Moment fehlen allein 53 000 Krippenplätze - sondern wir brauchen dafür Kitas, die nichts kosten." Wichtig seien ein Kita-Ausbau mit hoher Qualität und Kostenfreiheit sowie und gute, kostenfreie Ganztagsschulen. "Denn nur dann können Alleinerziehende so viel arbeiten wie sie möchten und müssen. Und nur so können beide Partner in einer Beziehung arbeiten und keiner gerät in Abhängigkeit des anderen und in die Gefahr, dass im Alter die Rente nicht reicht."

Zum Ende ihrer Rede ging Kohnen auf die Scharfmacherei der CSU ein: "Ein starker demokratischer Staat darf niemals ein Überwachungsstaat sein. Mit dem neuen Polizeiaufgabengesetz und dem sogenannten Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz schießen Sie weit über das Ziel hinaus. Sie versündigen sich an den Traditionen unseres Freistaats - an der Liebe zur Freiheit und zur Liberalität." Für Kohnen haben diese Exzesse nur einen Grund: "Verunsicherung und eine tiefsitzende Angst vor dem Machtverlust und eine daraus resultierende Skrupellosigkeit."
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HAMBURG/4341: Gesundheit ist Menschenrecht, Barrierefreiheit ist Gesetz (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 18. April 2018

Gesundheit ist Menschenrecht, Barrierefreiheit ist Gesetz!



Das Projekt "Barrierefreie Arztpraxen" hat einen Kriterienkatalog für den barrierefreien Zugang zu Ärzt_innen entwickelt und eine darauf basierende App vorgestellt. Nach wie vor ist allerdings der größte Teil der Praxen in Hamburg immer noch nicht für alle Menschen zugänglich.

"Das Recht auf Gesundheit ist Menschenrecht, es gilt für Alle. Gesetzliche Vorgaben dazu gibt es bereits, sie müssen aber auch flächendeckend umgesetzt werden", erklärt dazu Deniz Celik, gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Erfreulich ist allerdings, dass durch das Projekt bereits eine stärkere Sensibilisierung in der Bevölkerung und auch bei Ärzt_innen stattgefunden hat und einige Praxen bereits barrierefreier wurden. Der Zulassungsausschuss muss allerdings dafür Sorge tragen, dass bei der Neubesetzung von Kassensitzen der Zugang zur Gesundheitsversorgung auf die Belange von Menschen mit Behinderung angepasst wird. Denn alle Menschen müssen eine freie Ärzt_innenwahl haben, so steht es im Sozialgesetzbuch. Der Senat sollte hier Verantwortung übernehmen und finanzielle Anreize für mögliche Maßnahmen schaffen."

"Barrierefreiheit braucht finanzielle Mittel, da führt kein Weg drum rum", ergänzt die inklusionspolitische Sprecherin der Fraktion, Cansu Özdemir. "Der Senat sollte das Projekt barrierefreie Arztpraxen fördern. Und er muss die gesetzlichen Vorgaben aus Grundgesetz, Behindertengleichstellungsgesetz, Sozialgesetzbuch, UN-Behindertenrechtskonvention und dem Landesaktionsplan zu ihrer Umsetzung endlich umsetzen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 20. April 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/4340: Verkehrslärm - Wer arm ist, stirbt früher (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 18. April 2018

Verkehrslärm - Wer arm ist, stirbt früher



Verkehrslärm und seine Folgen für die Betroffenen beleuchtet eine heute im Abendblatt vorgestellte Studie der Uni Hamburg, der TU Hamburg und des UKE. "Was Jahrhunderte lang galt, ist auch heute noch bittere Realität: Wer wenig Geld hat, muss ungesunde Wohn- und Lebensverhältnisse in Kauf nehmen", kritisiert Heike Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Damit muss und darf sich die Politik im 21. Jahrhundert nicht abfinden. Die aktuelle Studie bestätigt die Forderungen, die DIE LINKE seit Jahren vertritt: Tempo 30 und mehr Busse und Bahnen sind nicht nur gut für die Umwelt, sondern auch für die Menschen, die an Straßen wohnen."
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AGRAR/257: Landwirtschaft mit und für die Menschen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. April 2018

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Landwirtschaft mit und für die Menschen



Rainer Spiering, agrarpolitischer Sprecher:

Die neue Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, nutzte die heutige Sitzung des Bundestagsausschusses um den Abgeordneten sich und ihre Politikschwerpunkte der kommenden Jahre vorzustellen.

"Ernährung betrifft jeden, erklärte die Bundesministerin und hob die Bedeutung des Ministeriums hervor. Dies setzt jedoch auch eine gesellschaftlich akzeptierte Produktion der Lebensmittel voraus, einen tiergerechten Umgang sowie eine ressourcenschonende Nutzung unserer Umwelt.

Dass Bundesministerin Julia Klöckner die Digitalisierung der Landwirtschaft stärken und die Höfe bei der Umrüstung unterstützen will, sind positive Signale. Allerdings sollte das auch im Rahmen der anstehenden Haushaltsberatungen mit Haushaltsmitteln unterlegt werden. Auch in der Aus-, Fort- und Weiterbildung unserer Landwirte sollte der Fokus auf moderne Techniken sowie eine pflanzen- und umweltschonendere Bearbeitung der Böden gelegt werden, um Totalherbizide wie beispielsweise Glyphosat oder den Einsatz von Neonicotinoiden künftig gänzlich zu vermeiden.

Kritisch sehen wir, dass die Bundesministerin zwar für ein Verbot der Neonicotinoide auf EU-Ebene stimmen will und den Einsatz von Glyphosat einschränken will, dabei aber der Bedeutung der Forschung zu effektiven und umweltschonenderen Pflanzenschutzmitteln nicht mit mehr Finanzmitteln untersetzt. Wichtig ist uns zudem die Forschung nach einem Impfstoff gegen die Afrikanische Schweinepest (ASP).

Die Ländlichen Räume werden Schwerpunktthema in dieser Legislaturperiode sein. Sie sind die Kraftzentren der Gesellschaft, Zweidrittel der Menschen leben dort. Daher werden in dieser Legislaturperiode 1,5 Milliarden Euro zusätzlich für die Ländlichen Räume bereitgestellt. Der Breitbandausbau, die Förderung der kleinen und mittleren Unternehmen, ein Sonderrahmenplan in der GAK sowie die weitere Förderung durch die BULE sollen ebenfalls Abhilfe schaffen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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ARBEIT/1186: Brückenteilzeit - Arbeitszeit, die zum Leben passt




Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. April 2018

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Brückenteilzeit - Arbeitszeit, die zum Leben passt

Kerstin Tack, arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecherin;
Gabriele Hiller-Ohm, zuständige Berichterstatterin:

Die Brückenteilzeit ist eines der gesetzlichen Vorhaben, die Bundesarbeitsminister Hubertus Heil in den ersten 100 Tagen umsetzen will. Wir begrüßen die Regelung, die zu mehr selbstbestimmter, an den Bedürfnissen unterschiedlicher Lebensphasen orientierter Arbeitszeit führt.

"Die Arbeitswelt befindet sich im Wandel. Es gibt keine Lösung, die für alle passt. Die Menschen brauchen einen sicheren Rahmen für mehr Arbeitszeitflexibilität im Leben. Es kann nicht sein, dass immer noch 1,8 Millionen Beschäftigte, davon überwiegend Frauen, in der Teilzeitfalle stecken. Viele wollen aber auch länger arbeiten. Künftig sollen sie diesen Wunsch leichter durchsetzen und zugleich ausreichend für ihre Rente vorsorgen können.

Es muss für Menschen, die jetzt zeitlich begrenzt in Teilzeit arbeiten möchten, sicher sein, dass sie nach der Phase wieder in ihre alte Arbeitszeit zurückkönnen. Diese Brücke wollen wir nun mit der Brückenteilzeit bauen. Die Brückenteilzeit ist Teil einer modernen und zukunftsgewandten Arbeitsmarktpolitik. Sie soll auch den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die bereits heute in der Teilzeitfalle stecken, die Möglichkeit auf eine Rückkehr in die alte Arbeitszeit erleichtern. Die Brückenteilzeit wird sowohl die Lebensplanung von Beschäftigten erleichtern als auch den Unternehmen mehr Planbarkeit ermöglichen. Darauf baut der Koalitionsvertrag.

Es wird mehr Planbarkeit bei Arbeit auf Abruf für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bei der Arbeitszeit und beim Einkommen geben. Hier soll in Zukunft eine wöchentliche Arbeitszeit von 20 statt bisher zehn Stunden als vereinbart gelten, falls kein anderer Zeitrahmen arbeitsvertraglich vereinbart wurde. Zudem wird der Anteil der einseitig vom Arbeitgeber abrufbaren Zusatzarbeit auf nicht mehr als 25 Prozent der vereinbarten wöchentlichen Arbeitszeit begrenzt. Die Verringerung der vertraglichen Arbeitszeit darf höchstens 20 Prozent betragen.

In einigen Branchen und Regionen werden dringend Fachkräfte gesucht. Zugleich stecken viele oft gut und passend qualifizierte Beschäftigte in der Teilzeit fest. Die Brückenteilzeit ist ein Gewinn für alle - Beschäftigte und Wirtschaft und am Ende für unser Land."
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AUSSEN/1576: 70. Jahrestag der Gründung des Staates Israel


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. April 2018

Arbeitsgruppe: Außenpolitik

Freundschaft und Verantwortung - 70. Jahrestag der Gründung des Staates Israel



Dietmar Nietan, zuständiger Berichterstatter:

Am 14. Mai 2018 jährt sich die Gründung des Staates Israel zum 70. Mal. Die Bundestagsfraktionen von SPD und CDU/CSU werden dies mit einem gemeinsamen Antrag und am 26. April 2018 in einer Debatte im Deutschen Bundestag würdigen.

"Die Gründung des Staates Israel ist auch für uns als Deutsche ein besonderes Datum, das uns an unsere historische Verantwortung gegenüber Israel erinnert. Am 70. Jahrestag der israelischen Staatsgründung wollen wir auch das Wunder der deutsch-israelischen Freundschaft würdigen. Heute ist Israel ein lebendiges, innovatives Land und ein wichtiger Partner Deutschlands. Das Existenzrecht Israels ist für uns nicht verhandelbar. Festhalten wollen wir auch an unserem Engagement für eine friedliche und gerechte Zweistaatenlösung, denn nachhaltige Sicherheit für das jüdische und demokratische Israel wird es nicht ohne einen lebensfähigen und demokratischen palästinensischen Staat geben.

Im Antrag der Regierungsfraktionen werden wir auch sehr deutlich machen, dass wir Antisemitismus nicht dulden und entschieden dagegen eintreten. Es darf nicht sein, dass immer wieder Übergriffe stattfinden und sich Jüdinnen und Juden ausgerechnet in Deutschland bedroht fühlen müssen."
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KULTUR/258: Der Erfinder der Künstlersozialversicherung Dieter Lattmann ist tot


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 19. April 2018

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Der Erfinder der Künstlersozialversicherung Dieter Lattmann ist tot



Ulla Schmidt, zuständige Berichterstatterin;

Ralf Kapschack, zuständiger Berichterstatter:

Der Schriftsteller, ehemalige SPD-Bundestagsabgeordnete und Erfinder der Künstlersozialversicherung Dieter Lattmann ist im Alter von 92 Jahren gestorben. Dieter Lattmann hat sich als Bundestagsabgeordneter für Reformen im Urheberrecht und die Durchsetzung des Bibliotheksgroschens eingesetzt. Die Künstlersozialversicherung wird immer untrennbar mit seinem Namen verbunden bleiben.

"Dieter Lattmann war nicht nur ein herausragender Schriftsteller sondern auch ein engagierter Kämpfer für die Belange der Autorinnen und Autoren. Als Gründungsvorsitzender des Verbandes deutscher Schriftstellerinnen und Schriftsteller hat er maßgeblich dazu beigetragen, dass ihre Interessen in der Politik Gehör finden.

Von 1972 bis 1980 war Lattmann selbst Mitglied des Bundestages und hat sich auch dort mit großem Engagement für die Belange der Schriftstellerinnen und Schriftsteller eingesetzt. Mit der Erfindung der Künstlersozialversicherung sorgte er dafür, dass selbstständige Kulturschaffende den Zugang zu den sozialen Sicherungssystemen erhalten. Dank ihm stehen heute fast 187.000 Künstlerinnen und Künstler unter dem Schutz einer gesetzlichen Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung.

Nicht nur die Künstlerinnen und Künstler, auch die SPD hat Dieter Lattmann viel zu verdanken. Wir werden ihm und seinem großartigen Wirken ein ehrendes Andenken bereiten."
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KULTUR/257: Dieter Lattmann war ein unermüdlicher Kämpfer und Idealist


SPD-Pressemitteilung vom 19. April 2018

Thorsten Schäfer-Gümbel: Dieter Lattmann war ein unermüdlicher Kämpfer und Idealist



Der stellvertretende Vorsitzende der SPD und Vorsitzende des Kulturforums der Sozialdemokratie Thorsten Schäfer-Gümbel zum Tod von Dieter Lattmann:

Im Alter von 92 Jahren ist der Schriftsteller und ehemalige SPD-Bundestagsabgeordnete Dieter Lattmann verstorben. Er war ein unermüdlicher Kämpfer, Idealist und maßgeblich an der Einführung der Künstlersozialversicherung 1981 beteiligt. Diese ist bis heute ein zentrales Element der sozialen Absicherung und eine wichtige Stütze für mehr als 185.000 Kulturschaffende und Kreative. Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten wissen um ihren Wert. Darüber hinaus hat er mit viel Engagement die Novellierung des Urheberrechts vorangetrieben und sich für die Durchsetzung des Bibliotheksgroschens stark gemacht. Auch diese Leistung soll am heutigen Tag noch einmal gewürdigt werden.

Dieter Lattmann gehörte dem Deutschen Bundestag von 1972 bis 1980 an und war eine Ausnahmepersönlichkeit in unserer Partei. Ihm ist es gelungen, zwei Biographien - die des erfolgreichen Schriftstellers und die des engagierten Politikers - miteinander zu verbinden. Auch nach seinem Ausscheiden aus der aktiven Politik ist er ein politischer und kritischer Kopf geblieben. Bis heute verzeichnete er als Romanautor Erfolge und rief in all den Jahren immer zu gesellschaftlichem Engagement auf. Für ihn gehörten Literatur und Politik fest zusammen. Die freiheitliche Demokratie hat Dieter Lattmann als ständige Herausforderung begriffen, die verteidigt werden muss und für die sich jeder Einsatz lohnt.

Wir werden ihn - nicht nur im Kulturforum der Sozialdemokratie - als liebenswürdigen Menschen, streitbaren Gesprächspartner und einzigartigen Künstler in bester Erinnerung behalten. Seine Haltung war beispielhaft und sein Einsatz war ein großes Geschenk.
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UMWELT/1157: Debatte um Wolf versachlichen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. April 2018

Arbeitsgruppe: Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit

Debatte um Wolf versachlichen, Ängste ernstnehmen, Herdenschutz intensivieren



Carsten Träger, umweltpolitischer Sprecher:

Bei der Anhörung im Umweltausschuss wurde deutlich, dass durch die Rückkehr des Wolfes nach Deutschland keine Gefahr für die Bevölkerung besteht. Eine friedliche Koexistenz zwischen Weidetieren und Wölfen ist möglich. Dafür müssen Schäfer und Nutztierhalter beim Herdenschutz besser unterstützt werden.

"Die anhaltende Wiederbesiedlung weiter Teile Deutschlands durch den Wolf seit 18 Jahren führt immer noch zu Unsicherheiten bei Bevölkerung und Weidetierhaltern, insbesondere dort, wo der Wolf sich neu etabliert. Das Zusammenleben mit dem Wolf muss daher wieder neu gelernt und organisiert werden. Dazu gehören seriöse Informationen über die Lebensweise des Wolfes und über wirksame Herdenschutzmaßnahmen.

Der Wolf ist eine bedrohte Art, deren Erhaltung noch lange nicht gesichert ist. Er steht deshalb unter strengem europäischem und deutschem Schutz. Dabei dürfen Einzeltiere bereits heute unter engen Voraussetzungen geschossen werden, zum Beispiel wenn einzelne Wölfe mehrfach Zäune überklettern oder sich dem Menschen nähern.

Zu einer sachlichen und ehrlichen Betrachtung gehört auch, dass die Regulierung der Wölfe durch die Jagd, wie sie der Deutsche Jagdverband fordert, weder rechtlich möglich noch fachlich geboten ist. Die Jagd auf Wölfe trägt langfristig nicht zum Schutz der Nutztiere bei und ist eine Scheinlösung.

Nutztierrisse lassen sich nur durch wolfssichere Zäune oder durch Herdenschutzhunde verhindern. Bei den Schutzmaßnahmen müssen die Nutztierhalter finanziell unterstützt werden. Gerade die Hüteschäferei hat seit Jahren große wirtschaftliche Probleme. Belastet die Rückkehr des Wolfes die Halter durch verstärkte Herdenschutzmaßnahmen und durch vermehrten Aufwand zusätzlich, muss die ökologisch notwendige Hüteschäferei besser unterstützt werden.

Die Anhörung machte auch deutlich, dass es nachvollziehbare Befürchtungen in der Bevölkerung gibt, die ernst genommen werden müssen. Wir müssen dafür sorgen, dass das Miteinander von Mensch und Wolf möglichst konfliktfrei verläuft."
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WIRTSCHAFT/2795: Ostbeauftragter - "Mein Ziel bleiben gleiche Löhne"


SPD-Pressemitteilung vom 19. April 2018

Martin Dulig "Mein Ziel bleiben gleiche Löhne"



Am 17. April erschien in der Ostsee-Zeitung der Artikel "Ostbeauftragter: Gehälter wie im Westen unerreichbar". Dazu erklärt der Ostbeauftragte der SPD Martin Dulig:

Fast 30 Jahre nach der Wiedervereinigung herrscht immer noch keine Lohngleichheit zwischen Ost und West. Mein Anspruch und mein Ziel ist aber genau das: gleiche Löhne für alle in ganz Deutschland. Es wäre fatal, wenn man das politische Ziel der Lohngleichheit in Ost und West aufgibt.

Im Osten haben wir eine andere Wirtschaftsstruktur als im Westen, das ist richtig. Im Osten Deutschlands sind besonders viele kleine und mittlere Unternehmen angesiedelt. Deshalb müssen wir als Politikerinnen und Politiker Sorge dafür tragen, dass wir Rahmenbedingungen schaffen, in denen es den ostdeutschen Unternehmen möglich ist, attraktive Löhne zu zahlen. So kann der Osten dauerhaft konkurrenzfähig werden.

Dass es zu einer Lohnangleichung zwischen Ost und West kommt, das haben die Menschen in Ostdeutschland verdient. Die Menschen haben nach der Wende Enormes geleistet, sie haben den Aufbau Ost selbst gestaltet. Sie haben geringere Löhne in Kauf genommen, um ihre Arbeitsplätze nicht zu gefährden. Damit muss nun aber Schluss sein.

Das gestrige Treffen der Ministerpräsidenten der ostdeutschen Bundesländer hat den Bedarf für gemeinsame Anstrengungen bei Strukturförderung oder Breitbandausbau gezeigt. Der Osten ist immer noch flächendeckend strukturschwach. Es braucht aber mehr als Straßen, Kabel und Fördermittel: Es braucht Anerkennung und Gerechtigkeit.

Mein Credo ist: Bessere Arbeitsbedingungen, mehr Tariflöhne, attraktive Bedingungen für Fachkräfte. Die Politik kann die Lohnhöhe nicht bestimmen, aber dafür die Rahmenbedingungen verbessern. Die Niedriglohnstrategie der CDU hat lange das Leben der Menschen im Osten geprägt. Sie hat keine Zukunft.

Der Osten wird nicht konkurrenzfähig sein, wenn wir nicht dafür kämpfen, dass sich mehr Unternehmen in Ostdeutschland ansiedeln, sich unsere ansässigen Unternehmen vergrößern und attraktive Löhne gezahlt werden.
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WIRTSCHAFT/2794: Gemeinschaftsdiagnose - Boom in der deutschen Wirtschaft hält an


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 19. April 2018

Arbeitsgruppe: Wirtschaft und Energie

Gemeinschaftsdiagnose - Boom in der deutschen Wirtschaft hält an



Bernd Westphal, wirtschafts- und energiepolitischer Sprecher:

Der Boom in der deutschen Wirtschaft hält an. Dies stellen die führenden Konjunkturforscher Deutschlands in ihrer heute veröffentlichten Gemeinschaftsdiagnose fest.

"Die Experten prognostizieren für das laufende Jahr ein Wirtschaftswachstum von 2,2 Prozent und heben trotz der Risiken, die aus handelspolitischen Spannungen erwachsen, damit ihre Einschätzung gegenüber der Herbstdiagnose um 0,2 Prozent an.

Die Beschäftigung steigt weiterhin an. Für 2018 wird eine Zunahme der Erwerbstätigen um weitere 585.000 Personen erwartet. Die Arbeitslosenquote sinkt auf 5,2 Prozent. Auch die heimische Investitionstätigkeit bleibt auf hohem Niveau, nicht zuletzt angeregt durch die sehr gut ausgelastete Bauindustrie. Wo sich Risiken ergeben, wie etwa durch den Fachkräftemangel, haben wir im Koalitionsvertrag bereits Maßnahmen vereinbart, die hier entgegenwirken.

Die Diagnose weist aber auch auf Risiken hin, die durch die Ankündigung der USA, neue Zölle auf Stahl und Aluminium zu erheben, entstehen könnten. Eine Eskalation könnte den Welthandel empfindlich behindern und damit das Wachstum der Weltwirtschaft mittelfristig spürbar bremsen. Zwar sind wichtige Handelspartner, wie die EU, davon vorläufig ausgenommen, trotz allem muss sich Deutschland weiterhin für eine Entschärfung des Handelskonfliktes einsetzen."
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WIRTSCHAFT/2793: Kommunale Stimme im Bundestag gestärkt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. April 2018

Arbeitsgruppe: Kommunalpolitik

Kommunale Stimme im Bundestag gestärkt



Bernhard Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher:

Der Bundestag setzt einen neuen Ausschuss für "Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen" ein. Damit wollen wir uns auch auf Bundesebene intensiv um die Frage der Regionalentwicklung kümmern, um gleichwertige Lebensverhältnisse herzustellen.

"Die SPD hat sich immer als Anwältin der Kommunen verstanden. Das gilt auch für die Bundesebene. Deshalb hat Andrea Nahles bereits nach der Bundestagswahl gefordert, dass die vielfältigen Herausforderungen, denen die Kommunen gegenüberstehen, auch im parlamentarischen Alltag des Bundestages abgebildet werden. Jetzt hat sich die Koalition darauf verständigt, dass ein Ausschuss des Bundestages für 'Bauen und Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen' eingesetzt wird.

Die Koalition hat sich auf ein umfangreiches Programm zur Förderung des Wohnungsbaus und Maßnahmen zur Verbesserung der Lebensqualität in den Kommunen verständigt. Unser Ziel ist es, für gleichwertige Lebensverhältnisse zu sorgen. Der neue Ausschuss wird sich gezielt dieser Aufgabe annehmen. Die SPD bleibt an der Seite der Kommunen. Gut so."
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MELDUNG/590: SÜDWIND auf der Weltkakaokonferenz in Berlin (Südwind e.V.)


SÜDWIND e.V. - Institut für Ökonomie und Ökumene

Pressemitteilung vom 20. April 2018

SÜDWIND auf der Weltkakaokonferenz in Berlin: 

Kakaosektor muss existenzsichernde Einkommen und Löhne garantieren!



Bonn, 20. Januar 2018: Anfang nächster Woche treffen sich in Berlin rund
1.500 Menschen aus aller Welt, um anlässlich der World Cocoa Conference
2018 (22.04-25.04.2018) über die Zukunft des Kakaosektors zu diskutieren.
SÜDWIND wird bei dieser Veranstaltung bei einer zentralen Diskussionsrunde
vertreten sein und existenzsichernde Einkommen für die Menschen einfordern,
die Kakao anbauen. Parallel zur Konferenz wird das neue Kakaobarometer
erscheinen, dass SÜDWIND mitverfasst hat (zunächst auf Englisch). Die
Ergebnisse der Recherchen zeigen erneut, wie dringend notwendig soziale,
doch auch ökologische Verbesserungen in der Wertschöpfungskette von Kakao
sind.

Die Bäuerinnen und Bauern, die Kakao anbauen, stehen vor großen
Herausforderungen. Ende September 2016 brachen binnen weniger Monate die
Kakaopreise um mehr als 30 % auf zeitweise unter 2.000 US-Dollar je Tonne
ein. Selbst nach einer leichten Preiserholung in den vergangenen beiden
Monaten liegt der Kakaopreis mit rund 2.500 US-Dollar je Tonne deutlich
unter dem Durchschnitt der Jahre vor dem Preisverfall.

Insbesondere in Ghana und in der Côte d'Ivoire, wo die Einkommen von
Millionen Menschen vom Kakaoanbau abhängen, hatte dies gravierende
Auswirkungen. Zwar versuchen nationale Kakaobehörden in beiden Ländern über
Vorabverkäufe einen staatlichen Mindestpreis zu garantieren, doch aufgrund
des Preisverfalls musste die Kakaobehörde der Côte d'Ivoire diesen
Mindestpreis Ende März 2017 um 36 % senken. Ghanas Regierung subventioniert
derzeit den Kakaopreis, um den Bäuerinnen und Bauern zumindest den gleichen
Betrag wie in den Vorjahren auszahlen zu können.

Ursache des Preisverfalls war eine sehr gute Ernte. Die starke Steigerung
der Erntemenge lässt sich nicht nur darauf zurückführen, dass die
Wetterbedingungen gut waren. Eine wichtige Rolle hat insbesondere in der
Côte d'Ivoire auch die Ausweitung der Ernteflächen gespielt. "Ein großer
Teil der neu angelegten Plantagen befinden sich jedoch auf Flächen, die
eigentlich geschützt sind", so Friedel Hütz-Adams, Kakaoexperte bei SÜDWIND
und Mitautor des Kakaobarometers. "Ohne diesen eigentlich illegalen Anbau
hätte es wahrscheinlich den Überschuss und den Preisverfall nicht gegeben."
Die sozialen Folgen des Preisverfalls sind für viele Menschen in Westafrika
verheerend. Derzeit laufen in Ghana und in der Côte d'Ivoire Erhebungen
über die Lebenshaltungskosten der Menschen, die Kakao anbauen. Ziel des
Projekts, an dem SÜDWIND ebenfalls beteiligt war, ist die Kalkulation
existenzsichernder Einkommen für die Bäuerinnen und Bauern.

"Die Kalkulation existenzsichernder Einkommen sollte als Grundlage dafür
dienen, einen Kakaopreis zu berechnen, der zumindest die dringendsten
Bedürfnisse der Menschen abdeckt. Eben diese Abdeckung der dringendsten
Bedürfnisse ist ein Menschenrecht, das nicht verweigert werden darf," so
Friedel Hütz-Adams.

Diese Forderung wird SÜDWIND auch in einer Diskussionsrunde bei der World
Cocoa Conference erheben, bei der es um die Zukunft des Kakaosektors geht.
Die Einhaltung der Menschenrechte in der gesamten Wertschöpfungskette von
Kakao muss gewährleistet werden. "Angesichts der niedrigen Einkommen der
Bäuerinnen und Bauern, weit verbreiteter Armut in den Anbaugebieten und
Kinderarbeit liegt es auf der Hand, dass großer Handlungsbedarf besteht.
Das Nettoeinkommen der Menschen, die Kakao anbauen, muss zum Mittelpunkt
aller Nachhaltigkeitsbemühungen von Unternehmen, Regierungen und
Nichtregierungsorganisationen werden. Da der Sektor dies in vielen Jahren
durch freiwillige Initiativen nicht geschafft hat, sollten Regierungen
gesetzlich eben diese Einhaltung der Menschenrechte verpflichtend machen."
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VERBAND/2293: Bauern fordern Fleisch-Kennzeichnung und Umbauprogramm Tierhaltung (AbL)


AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Pressemitteilung - Münster, 20.04.2018

Bauern fordern Fleisch-Kennzeichnung und Umbauprogramm

Klarheit für Tierhalter und Verbraucher. Forderungen an
Agrarministerkonferenz auch zu Ackerbau, Milch und EU-Agrarpolitik



Mit einer Gruppe munterer Schweine aus artgerechter NEULAND-Haltung hat die
Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) heute auf dem
Marktplatz in Münster für die Einführung einer staatlichen Kennzeichnung
von tierischen Lebensmitteln geworben. In Münster tagt nächste Woche die
Agrarministerkonferenz von Bund und Ländern.

"Wir fordern von den Ministerinnen und Ministern die Einführung einer
verpflichtenden Haltungs- und Herkunfts-Kennzeichnung für Fleisch, Milch
und Eiprodukte", erklärte der AbL-Vorsitzende und NEULAND-Schweinehalter
Martin Schulz. Eine aussagekräftige und verlässliche Kennzeichnung sei
wichtig, damit sich die Verbraucherinnen und Verbraucher bewusst für
Fleisch und Milch aus tiergerechter Haltung entscheiden können. Und die
Bauern und Bäuerinnen bräuchten Klarheit über die Anforderungen, damit sie
die Ställe in tier- und umweltschutzgerechte Haltungssysteme umbauen
können, ganz besonders in der Sauenhaltung. Der Umbau der Tierhaltung koste
aber Milliarden. "Wir erwarten von Bund und Ländern ein Umbauprogramm mit
zusätzlichem Geld", ergänzte Schulz.

Laut Christoph Dahlmann, Vertriebs-Geschäftsführer des
NEULAND- Markenfleischprogramms, sei ein intakter Ringelschwanz ein guter
Indikator für eine tiergerechte Schweinehaltung. "Die über 30-jährigen
Erfahrungen unserer Schweinehalter zeigen, dass mit mehr Platz,
Stroheinstreu, Auslauf und verschiedenen Klimazonen im Stall erfolgreich
auf das Kupieren der Schweineschwänze verzichtet werden kann", so Dahlmann.
"Bitte vom Schwein mit Ringelschwanz" sei daher sein Leitspruch.

Für den Landesvorstand der AbL in Nordrhein-Westfalen rief Dr. Gregor
Kaiser die NRW-Ministerin Schulze Föcking als derzeitige Vorsitzende der
Agrarministerkonferenz auf, bei dem notwendigen Umbau der Tierhaltung
besonders die kleineren und mittleren Betriebe im Blick zu haben: "Die von
der NRW-Ministerin geplante Abschaffung der bisherigen höheren Förderung
für kleinere Milchvieh- und Sauen-Ställe steht dem entgegen. Eine weitere
Konzentration der Tierhaltung auf immer weniger Betriebe ist auch vor dem
Hintergrund lokaler und regionaler Gülle-Überschüsse kontraproduktiv",
kritisiert Kaiser.

Auf die Diskussion über den Ausstieg aus der Anwendung von Glyphosat und
Neonikotinoiden ging der Ackerbauer Jan Wittenberg, Mitglied im
AbL-Bundesvorstand, ein: "Der breitflächige Einsatz des Totalherbizids
Glyphosat war einfach und für viele verlockend, aber er widerspricht einer
guten ackerbaulichen Praxis." Notwendig sei eine umfassende
Ackerbaustrategie, die auf vielfältigere Fruchtfolgen mit einem stärkeren
Anbau von Leguminosen und Winterbegrünungen sowie auf eine bodenschonende
Bodenbearbeitung einschließlich mechanischer Unkrautregulierung setze. Bund
und Länder sollten ihre Förderpolitik und Zulassungspraxis entsprechend
ändern. "Eine gute fachliche Praxis hilft der Artenvielfalt und
Wasserqualität, und sie stärkt unsere Eigenständigkeit und Unabhängigkeit
von den zu Monopolen fusionierenden Saatgut- und Chemie-Konzernen", so
Wittenberg.

Ottmar Ilchmann, Milchsprecher der AbL, forderte die Agrarministerinnen und
Minister auf, die deutschen Molkereien zum Abschluss schriftlicher
Lieferverträge mit den Milchbauern zu verpflichten, wie es im EU-Recht
vorgesehen sei. "Die Appelle der Minister an die Molkereichefs haben nichts
gebracht. Die Bauern müssen vor der Lieferung wissen, welche Menge sie zu
welchem Preis und in welcher Qualität liefern können", fordert Ilchmann.
Angesichts hoher EU-Lagerbestände an Milchpulver und der in den letzten
Monaten stark gesunkenen Auszahlungspreise der Molkereien rief Ilchmann die
Molkereien zudem dazu auf, mengenreduzierende Anreize einzuführen: "Die
größte niederländische Molkerei Friesland/Campina zeigt, wie es
funktioniert, die Milchmenge an die Nachfrage anzupassen." Die EU solle
ähnlich wirkende Instrumente zur Vermeidung von Milchmarktkrisen einführen.

Zur anstehenden Reform der EU-Agrarpolitik stellt die AbL einen konkreten
Vorschlag vor. "Heute werden in Deutschland die EU-Gelder stur nach Hektar
Fläche ausgezahlt, ohne Bezug zu den Leistungen der Bauern für Umwelt und
Tierschutz und in der Höhe auch noch unbegrenzt. Das führt zu Fehlanreizen
und fördert die Landkonzentration bei Großbetrieben und überregional
tätigen Kapitalanlegern", kritisierte AbL-Geschäftsführer Ulrich Jasper.
Die AbL schlage dagegen vor, die Direktzahlungen in Zukunft über ein
Punktesystem vollständig dafür einzusetzen, konkrete Leistungen der
Betriebe z.B. für vielfältige Landschaften, Artenvielfalt, saubere Gewässer
und tiergerechte Haltung zu honorieren. Außerdem sollen über höhere
Aufschläge für die ersten Hektare und Kürzungen bei hohen Beträgen
(Degression) eine vielfältige Betriebsstruktur unterstützt werden.


Hinweise:

AbL-Vorschlag zur Schweinehaltung: 

http://www.abl-ev.de/uploads/media/AbL_-_Umbau_der_Schweinehaltung._Nutztierstrategie_konkret_-_Sept_2017.pdf

AbL-Vorschlag zur EU-Agrarpolitik: 

http://www.abl-ev.de/uploads/media/AbL_Punktesystem_-_Agrarpolitik_auf_Qualit%C3%A4t_ausrichten__Auflage_2_web-1.pdf

Verbände-Plattform zur EU-Agrarpolitik: 

http://www.abl-ev.de/uploads/media/Plattform-Verb%C3%A4nde_2018-03_Stellungn_zur_KOM-Mitteilung.pdf
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DEMOGRAPHIE/346: Belastungsanstieg durch demografischen Wandel lässt sich auf ein Drittel bis ein Fünftel reduzieren (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 18.04.2018

Belastungsanstieg durch demografischen Wandel lässt sich auf ein Drittel
bis ein Fünftel reduzieren

Studie: Potenziale für mehr und bessere Beschäftigung nutzen



Die Auswirkungen des demografischen Wandels auf die deutsche Gesellschaft,
gerade auch die Sozialsysteme, können durch eine bessere Wirtschafts- und
Arbeitsmarktpolitik auf etwa ein gutes Drittel bis ein Fünftel reduziert
werden. Damit blieben die Auswirkungen der gesellschaftlichen Alterung bis
2060 finanziell gut beherrschbar, größere Eingriffe ins Rentensystem
könnten dauerhaft vermieden werden.

Der Schlüssel dazu liegt in einer besseren Erwerbsintegration, indem die
Erwerbstätigenquote vor allem von Frauen und Migranten erhöht und
Unterbeschäftigung mit sehr kurzen Arbeitszeiten, insbesondere in
Minijobs, abgebaut wird. Dabei geht es um durchaus realistische Ziele: Die
genannte Pufferwirkung um knapp zwei Drittel bis vier Fünftel (Berechnung
dazu unten) lässt sich erreichen, wenn in Deutschland bis 2050 eine
Erwerbsbeteiligung erreicht wird, wie sie Schweden bereits heute hat. Zu
diesen Ergebnissen kommt eine neue Studie, die das Institut für
Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) der Hans Böckler Stiftung
gemeinsam mit dem Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Institut (WSI)
der Stiftung, mit Forschern der Kammer für Arbeiter und Angestellte Wien
sowie Prof. Dr. Camille Logeay (Hochschule für Technik und Wirtschaft
Berlin und Senior Research Fellow des IMK) erarbeitet hat. (*) Die
Untersuchung wird heute in Berlin vorgestellt.

Viele gängige Prognosen zum demografischen Wandel und seinen Wirkungen auf
die Alterssicherung verharrten ohne Not bei "Katastrophen-Szenarien",
konstatieren die Forscher. Zentrale Gründe dafür: Sie schreiben
vermeintlich stabile demografische Trends über Jahrzehnte fort, obwohl es
signifikante Änderungen gibt. Zudem setzen sie auf ungeeignete
Indikatoren. So wird, anders als oft dargestellt, das für die
Lastenverteilung sehr wichtige Verhältnis zwischen Erwerbstätigen und
(Sozial-)Leistungsempfängern nicht nur durch den "Altenquotienten"
(Altersgruppe 65+ relativ zur Altersgruppe 15-64) bestimmt. Mindestens
ebenso wichtig wie die Demografie ist der ökonomische Status der Menschen,
so die neue Studie. Dazu komme, dass viele Einschätzungen auf
Arbeitsmarktdaten beruhen, in denen die Erwerbstätigkeit über- und
Arbeitslosigkeit unterschätzt wird. Ausgeblendet werde damit, dass in
Deutschland trotz deutlich gesunkener Arbeitslosigkeit heute und in der
Zukunft noch erhebliche Beschäftigungspotenziale brachliegen. Werden diese
Potenziale ins Blickfeld gerückt, wird deutlich, dass dem Arbeitsmarkt die
"Schlüsselrolle" für eine "sozial und ökonomisch sinnvolle Bewältigung des
demografischen Wandels" zukommt, so die Wissenschaftlerin und die
Wissenschaftler. Das hat erhebliche sozialpolitische Folgen: "Mit besserer
Erwerbsintegration kann der demografisch bedingte Ausgabenanstieg ganz
erheblich eingedämmt werden, ohne die Leistungsniveaus schmälern zu müssen
und ohne das gesetzliche Rentenalter weiter nach oben zu verschieben",
schreiben Dr. Rudolf Zwiener (IMK), Dr. Florian Blank (WSI), Prof. Dr.
Camille Logeay, Mag. Erik Türk und Dr. Josef Wöss (AK Wien) in ihrem Fazit
(weiteres Zitat zur Studie am Ende der PM).


Zu ihren Ergebnissen gelangen die Wissenschaftler über folgende Analyse-
bzw. Rechenschritte:

1. Demografische Trends sind nicht in Stein gemeißelt.

In der Rentendiskussion weit verbreitet sind Szenarien, die mit
demografischen "Abhängigkeitsquoten" ("Altenquotienten") arbeiten. Sie
setzen die Zahl der Einwohner in unterschiedlichen Altersgruppen in
Beziehung zueinander und erwecken oft den Eindruck, die Entwicklung stehe
über die nächsten Jahrzehnte schon fest. Die Studie weist aber in diesem
Zusammenhang darauf hin, dass es bei den Prognosen zum "Altenquotienten"
für Deutschland in kurzer Zeit eine bemerkenswerte Revision gegeben hat:
Noch 2014 ging das Statistische Amt der Europäischen Union Eurostat, eine
maßgebliche Quelle, davon aus, dass sich in der Bundesrepublik der Anteil
der über 65-Jährigen im Verhältnis zu den 15-64-Jährigen bis 2040 um 75
Prozent erhöhen werde. Bis 2060 wurde ein Anstieg um 86 Prozent
vorhergesagt. In der aktuellen Prognose von 2017 rechnet Eurostat, unter
anderem wegen der stärkeren Zuwanderung, nun mit spürbar niedrigeren
Zahlen: Der Anteil erhöht sich demnach nur um 55 bzw. 73 Prozent (siehe
auch Abbildung 1 in der pdf-Version dieser PM; Link unten).

2. Ökonomische Abhängigkeitsquoten sagen viel mehr aus als
demografische.

Viel wichtiger als der geringere Anstieg des "Altenquotienten" ist nach
Analyse der Forscher aber ein anderer Punkt: Die demografischen
Abhängigkeitsquoten haben nur eine geringe Aussagekraft, wenn es um die
ökonomischen Lastenrelationen und um die Finanzierung der Sozialsysteme
geht. "Altenquotienten" könnten zwar die sich ändernde Altersstruktur der
Bevölkerung beschreiben, sagten aber wenig über die ökonomisch
entscheidende Frage aus: Wie viele Erwerbstätige, die ins Sozialsystem
einzahlen und Steuern entrichten, wie vielen Transferleistungsbeziehern
gegenüberstehen. Denn auch unter den Menschen im erwerbsfähigen Alter gibt
es einen erheblichen Anteil von Personen, die Transferleistungen benötigen
- etwa Arbeitslose oder andere unterbeschäftigte Gruppen. In der Studie
werden diese arbeitsmarktnahen Transferleistungsbezieher als
"beschäftigungslos" zusammengefasst.

Mit Hilfe eines Belastungsrechners, den die AK Wien entwickelt hat, machen
die Wissenschaftler den wichtigen Schritt von der - gängigen - rein
demografischen hin zu einer ökonomischen Betrachtungsweise. Sie berechnen
eine ökonomische Abhängigkeitsquote, die ein realitätsnäheres Bild zeigt.
Dazu ermitteln sie aus Daten der Bundesagentur für Arbeit (BA) jene
Personen, die arbeitssuchend oder nur marginal erwerbstätig sind und daher
nur ein minimales Arbeitseinkommen erzielen. Dabei handelt es sich im
Wesentlichen um Arbeitslose, inklusive der Personen, die in der
BA-Statistik als "unterbeschäftigt im engeren Sinne" ausgewiesen sind, etwa
weil sie an BA-Maßnahmen zur Weiterbildung teilnehmen oder unter die
Sonderregelungen für Ältere fallen. Außerdem werden aus der Zahl der
Erwerbstätigen diejenigen Menschen, die ausschließlich in einem Minijob
arbeiten, herausgerechnet. Im Ergebnis ist die angepasste
Erwerbstätigenquote deutlich niedriger als die Quote nach den Labour Force
Survey Daten bei Eurostat: Insbesondere bei Frauen, die besonders oft nur
Minijobs haben, ist die Differenz groß: ihre aktuelle Erwerbsbeteiligung
sinkt um 11 Prozentpunkte auf nur noch knapp 58 Prozent (siehe Abbildung 2
in der pdf-Version).

Aus der Studie lassen sich zwei Schlüsse ziehen, zeigen die Forscher:
Erstens kommen im Vergleich zum simplen "Altenquotienten" schon heute
deutlich mehr Rentner und Rentnerinnen und Beschäftigungslose auf die
relevante Vergleichsgruppe der erwerbstätigen Personen unter 65. Im
Zeitverlauf steigt das zahlenmäßige Verhältnis zwischen beiden Gruppen
aber deutlich schwächer an als der "Altenquotient". Auf Basis der Annahmen
des Ageing Reports 2015 errechnet sich eine Zunahme des Anteils der
Rentner und Beschäftigungslosen gegenüber den Erwerbstätigen um 42 Prozent
bis 2040 und um 51 Prozent bis 2060 - und dabei ist sogar noch die
"pessimistische" und überholte Bevölkerungsprognose von Eurostat (2014)
zugrunde gelegt (Abb. 1).

3. Der Arbeitskräftepool wird auch in Zukunft nicht "austrocknen", es
gibt erhebliche Potenziale.

Zweitens macht die realistischere Rechnung deutlich, dass auf dem
deutschen Arbeitsmarkt trotz sinkender Arbeitslosigkeit weiterhin eine
erhebliche Unterbeschäftigung besteht. Vor allem Frauen und Migranten,
aber auch Ältere, sind im internationalen Vergleich relativ schwach in den
Arbeitsmarkt integriert. Berücksichtigt man die Arbeitszeit, lag etwa die
Erwerbstätigenquote in Deutschland 2013/2014 EU-weit lediglich auf dem 11.
Rang. Dieser Rückstand zeige aber auch das erhebliche Potenzial für mehr
Beschäftigung. Es besser zu nutzen, sei eine Chance, den demografischen
Wandel auf dem Arbeitsmarkt abzufedern, betonen die Autoren der neuen
Studie.

Wie groß der Effekt sein kann, berechnen sie anhand eines "High Employment
Szenarios", bei dem Deutschland bis 2050 die Erwerbsquoten erreicht, die
Schweden heute bereits hat. So belegen die Skandinavier bei der
Erwerbstätigkeit den 2. Platz in der EU. Zudem nehmen die Ökonomen in
ihrer Modellrechnung an, dass die Quote der Unterbeschäftigung nach der
BA-Definition über die nächsten drei Jahrzehnte schrittweise auf 4 Prozent
sinkt. Dazu seien beispielsweise Investitionen in eine bessere
(Aus-)Bildung notwendig, mehr Vereinbarkeit zwischen Beruf und Familie und
mehr "alternsgerechte" Arbeitsplätze.

Ergebnis: Legt man die "pessimistische" ältere Bevölkerungsprognose
von Eurostat (2014) zugrunde, steigt die ökonomische Abhängigkeitsquote, also
der Anteil der Rentner und Beschäftigungslosen im Vergleich zu den
Erwerbstätigen, im "High Employment Szenario" à la Schweden bis 2040 um
lediglich 19 und bis 2060 um 18 Prozent. Rechnet man mit der
"optimistischeren" neueren Variante der Bevölkerungsschätzung von 2017,
sind es sogar nur 8 Prozent bis 2040 und 10 Prozent bis 2060. Im Vergleich
zur Entwicklung der ökonomischen Abhängigkeitsquote auf Basis der
überholten Eurostat-Prognose von 2014 und ohne veränderte
Beschäftigungspolitik (51 Prozent Zunahme bis 2060, s.o.) wäre die Zunahme
der Belastung durch die gesellschaftliche Alterung also auf ein gutes
Drittel bzw. ein Fünftel reduziert - je nach Bevölkerungsprognose.

 * 


Zitat zur Studie von Prof. Dr. Gustav A. Horn, wissenschaftlicher Direktor
des IMK:

"Unsere Studie zeigt: Der demografische Wandel ist keine Monster-Welle,
die auf den Arbeitsmarkt und die sozialen Sicherungssysteme in Deutschland
zurollt. Es ist vielmehr ein durchaus zu bewältigender Seegang, der unsere
Sozialsysteme und insbesondere das Rentensystem nicht zum Kentern bringen
wird - vor allem, nicht, wenn mit einer expansiven Wachstums- und
Beschäftigungspolitik gegengesteuert wird.

Bei genauerer Betrachtung erweisen sich viele der gängigen Prognosen als
relativ oberflächlich, weil sie nur drei vermeintlich alternativlose
Stellschrauben in den Blick nehmen: Rentenniveau, Beitragssatz und
Renteneintrittsalter. Tatsächlich spielt die Musik aber auf dem
Arbeitsmarkt. Bei der Erwerbstätigkeit gibt es erhebliche Spielräume zur
Gestaltung. Das entspricht auch den veränderten Bedürfnissen jüngerer
Erwerbstätiger. Warum sollen zum Beispiel gut ausgebildete Frauen lange
Zeit auf Minijobs oder unfreiwillig auf Teilzeitstellen verbringen oder
wegen fehlender Kinderbetreuung oder unflexiblen Arbeitsverträgen
teilweise ganz auf Erwerbsarbeit verzichten?

Wenn die Politik die aufgezeigten Spielräume entschlossen nutzt, wird der
demografisch bedingte Kostenanstieg im Vergleich zu den gängigen
Vorausberechnungen ganz erheblich reduziert und klar beherrschbar bleiben.
Wir raten Politik und Wirtschaft deshalb dringend, eine Strategie mit mehr
und besseren Arbeitsplätzen als zentrale Stellschraube zur Bewältigung des
demografischen Wandels zu verfolgen."


Weitere Informationen unter:

https://www.boeckler.de/pdf/p_imk_report_137_2018.pdf

- (*) Erik Türk, Florian Blank, Camille Logeay, Josef Wöss, Rudolf Zwiener:
Den demografischen Wandel bewältigen: Die Schlüsselrolle des Arbeitsmarkts.

IMK Report 137, April 2018.

https://www.boeckler.de/pdf/pm_imk_2018_04_18.pdf

- Die PM mit Grafiken (pdf)

https://youtu.be/FLH5B2oIrxQ

- Videostatement zur Studie von Dr. Rudolf Zwiener

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621
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DEMOSKOPIE/745: Deutsche wünschen sich Sicherheitsnetz für Globalisierung und Freihandel (idw)


Bertelsmann Stiftung - 19.04.2018

Deutsche wünschen sich Sicherheitsnetz für Globalisierung und
Freihandel

Seit der Wahl Donald Trumps zum US-Präsidenten stehen Risiken und negative
Folgen der Globalisierung stärker im öffentlichen Fokus. Das Bekenntnis
zum Freihandel ist vielerorts einem Reflex der Abschottung gewichen.
Verfängt diese neue Rhetorik des Protektionismus auch bei den Bürgern?
Eine internationale Umfrage der Bertelsmann Stiftung hat untersucht, was
die Menschen über Globalisierung, Handel und Protektionismus denken.



Gütersloh, 19. April 2018. Handel ist gut, Schutz ist besser: Obwohl die
Bürger Globalisierung und internationalen Handel grundsätzlich positiv
sehen, wünschen sich die Menschen in vielen Industrie- und
Schwellenländern - auch in Deutschland - ein besseres Sicherheitsnetz, das
negative Folgeerscheinungen abfedert. 70 Prozent der Deutschen bewerten
den wachsenden Welthandel grundsätzlich positiv. Jedoch fühlt sich eine
knappe Mehrheit (52 Prozent) nicht ausreichend gegen negative Effekte der
Globalisierung geschützt. 57 Prozent der Deutschen fordern sogar mehr
Schutz gegenüber ausländischen Wettbewerbern. Das zeigt eine
internationale Umfrage der Bertelsmann Stiftung, für die das
Umfrageinstitut YouGov repräsentativ in zwölf Industrie- und
Schwellenländer mehr als 14.000 Menschen befragt hat. In Deutschland haben
über 2.000 Personen an der Umfrage teilgenommen.

Insgesamt sehen die Menschen in der weltweiten Vernetzung Vorteile für
Wirtschaftswachstum und Lebensstandards. Gleichzeitig sind sie besorgt,
dass Gehälter und sozialer Zusammenhalt unter Druck geraten könnten. "Die
Menschen wünschen sich eine Globalisierung mit Sicherheitsgurt. Auf das
Schutzbedürfnis der Bürger sollten Politik und Wirtschaft aber nicht mit
protektionistischen Irrwegen reagieren. Globalisierung ist kein Schicksal,
sondern ein Prozess, den wir gestalten können und müssen", kommentiert
Aart De Geus, Vorstandsvorsitzender der Bertelsmann Stiftung, die
Ergebnisse der Umfrage.

Deutsche fordern mehr Absicherung von ihrer Regierung

Der Wunsch nach mehr Absicherung ist in allen untersuchten Industrie- und
Schwellenländern zu beobachten - auch in Deutschland: Eine knappe Mehrheit
(52 Prozent) ist besorgt, dass die Bundesregierung ihre Bürger nicht genug
vor den negativen Folgen der Globalisierung schützt. Lediglich ein Viertel
fühlt sich hingegen ausreichend abgesichert. Besonders ausgeprägt ist das
Schutzbedürfnis beim Exportweltmeister Deutschland, wenn es um
internationale Konkurrenz geht: 57 Prozent der Deutschen wünschen sich
mehr Schutz für ihre Wirtschaft vor ausländischen Wettbewerbern. In
anderen Industriestaaten ist dieses Bedürfnis sogar noch stärker
ausgeprägt (Frankreich: 75 Prozent; USA: 61 Prozent; Großbritannien: 59
Prozent). Auffallend ist: Die Bundesbürger begrüßen einerseits
ausländische Investitionen in ihrem Land (53 Prozent), sehen
Firmenübernahmen durch fremde Unternehmen aber sehr kritisch (63 Prozent).

Dieses Schutzbedürfnis der Deutschen spiegelt ihre Ängste vor den
Nebenwirkungen der internationalen Verflechtung wider. An erster Stelle
steht hierzulande die Sorge um Gehälter: 57 Prozent glauben nicht, dass
die Globalisierung die Einkommen steigen lässt. Dafür fürchten 55 Prozent
eine steigende soziale Ungleichheit aufgrund der Globalisierung. Fast
ausgewogen ist hingegen die Bewertung des internationalen Handels im
Zusammenhang mit der Arbeitsplatzsicherheit: 42 Prozent der Deutschen
fürchten, dass der internationale Handel negative Auswirkungen auf die
Arbeitsplatzsicherheit hat. 37 Prozent dagegen sehen einen positiven
Einfluss des globalen Warenverkehrs darauf. "Weltweit profitiert kaum ein
Land so stark von Freihandel und Globalisierung wie Deutschland. Dennoch
sehen viele Bürger Herausforderungen wegen des durch Globalisierung
verursachten Strukturwandels", so Christian Bluth, Wirtschaftsexperte und
Leiter der Umfrage bei der Bertelsmann Stiftung. Laut Bluth sei es
wichtig, internationale Offenheit durch einen effizienten und modernen
Sozialstaat zu begleiten. Nur so könnte der gesellschaftliche Konsens für
Handelsoffenheit gestärkt und eine protektionistische Handelspolitik
vermieden werden.

Trotz Ängsten: Grundsätzlich positive Bewertung von Freihandel und
Globalisierung

Trotz Ängsten und Sorgen stehen die Deutschen dem internationalen Handel
und der Globalisierung grundsätzlich wohlwollend gegenüber. Gerade in den
Bereichen Konsum und Wirtschaftswachstum sehen sie mehr Chancen als
Risiken durch eine zusammenwachsende Weltwirtschaft. 70 Prozent der
Bundesbürger, und damit deutlich mehr als vor zwei Jahren, sehen den
wachsenden internationalen Handel positiv (2014: 88 Prozent, 2016: 56
Prozent). Auch geben mehr als zwei Drittel der Deutschen an, dass
Freihandel sowohl für ihr Land (71 Prozent) als auch für die deutschen
Unternehmen (70 Prozent) gut oder sehr gut ist. Eine Mehrheit sieht auch
positive Auswirkungen auf den Lebensstandard hierzulande (58 Prozent).
Gleichzeitig sehen die Bundesbürger die Globalisierung als Ursache von
Wachstumschancen für ihr Land (61 Prozent) und ordnen sie grundsätzlich
positiv für Konsumenten (59 Prozent) ein, weil sie unter anderem
preiswertere Produkte ermögliche (52 Prozent). Immerhin 46 Prozent geben
sogar an, die Globalisierung sei ein Garant für mehr Arbeitsplätze. Eher
negative Auswirkungen sehen die Deutschen hingegen für die
Qualitätsstandards: 49 Prozent fürchten, die Globalisierung verschlechtere
die Produktqualität.

International sind die Deutschen, trotz teilweise anderslautender
politischer Aussagen, ein beliebter Handelspartner. Nach Japan (74 Prozent
Zustimmung) ist Deutschland laut Umfrage der zweitbeliebteste
Handelspartner (72 Prozent). An letzter Stelle rangiert laut Umfrage die
Türkei.

Zusatzinformationen

Die Umfrage wurde im Februar 2018 von YouGov im Auftrag der Bertelsmann
Stiftung in China, Deutschland, Frankreich, Indien, Indonesien, Japan,
Kanada, Mexiko, der Türkei, Russland, den USA und Großbritannien
durchgeführt. Hierzu wurden insgesamt 14.381 Menschen online befragt. In
Deutschland wurden 2.037 Personen befragt. Die Umfrageergebnisse sind
repräsentativ für die einzelnen Länder. Die geschlossenen Fragen waren in
allen Ländern identisch. Hinzu kamen teilweise länderspezifische Fragen.
Die Befragung wurde in der jeweiligen Landessprache durchgeführt.


Weitere Informationen unter:

http://www.bertelsmann-stiftung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, Benjamin Stappenbeck, 19.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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REPRESSION/1593: Erdogan - die Überraschung auf seiner Seite ... (SB)




Recep Tayyip Erdogan hat im Zuge seiner von langer Hand geplanten und
Zug um Zug vorangetriebenen Machtübernahme einen weiteren Coup
gelandet. Die regierungskritische Zeitung Cumhuriyet spricht von einem
"Wahlüberfall", und Posta staunte: "Alles ist innerhalb von 28 Stunden
passiert." [1] Nachdem der türkische Präsident über Monate kursierende
Spekulationen über vorgezogene Neuwahlen zurückgewiesen und betont
hatte, die zeitgleichen Parlaments- und Präsidentschaftswahlen würden
wie geplant im November 2019 stattfinden, hat er nun überraschend
bereits für den 24. Juni Neuwahlen angesetzt. Damit bleiben der
ohnehin geschwächten Opposition nur gut zwei Monate, um sich in
Position zu bringen. Daß es sich dabei keinesfalls um eine spontane
Entscheidung, sondern vielmehr um einen abgekarteten taktischen
Winkelzug handelt, zeigt der durchchoreographiert anmutende Ablauf.
Vor wenigen Tagen betätigte sich Devlet Bahceli, der greise
Langzeitvorsitzende der Partei der Nationalistischen Bewegung (MHP),
wie so oft in der Vergangenheit mit seinem Ruf nach vorgezogenen
Wahlen als Königsmacher. Nach einem nur halbstündigen Gespräch mit
seinem ultranationalistischen Verbündeten verkündete Erdogan den um
fast eineinhalb Jahre vorgezogenen Wahltermin. Die Vorlage wanderte
umgehend ins Parlament, wo ihre Verabschiedung angesichts der
Mehrheiten als Formsache gilt. Da auch das Wahlamt keine Einwände
erheben wird, beginnt sofort ein Wahlkampf, der diesen Namen kaum
verdient. Daß er derart schnell anstehen und beispiellos kurz
ausfallen würde, dürften selbst scharfe Kritiker des Despoten nicht
geahnt haben. [2]

Was sich zur massiven Einflußnahme beim Urnengang zusammenbraut,
zeichnete sich allerdings bereits im März ab, als ein neues Wahlgesetz
verabschiedet wurde. Es legalisiert de facto jegliche Manipulationen
der kommenden Wahlen, indem es insbesondere Parteienbündnisse im
Vorfeld ermöglicht. Ohne Bündnis hätte die AKP keine Chance, 51
Prozent der Stimmen zu erreichen, während die MHP an der
Zehn-Prozent-Hürde scheitern würde. Nun aber werden die Stimmen der
Bündnisse gemeinsam gewichtet, wozu Erdogan im Zweifelsfall auch noch
reaktionäre Kleinstparteien einbinden könnte, um sich die absolute
Mehrheit zu sichern. Zudem darf die Regierungspartei Beobachter in die
Wahllokale entsenden, die auch die Wahlurnen an sich nehmen können.
Ungestempelte Wahlzettel, die beim Verfassungsreferendum 2017
maßgeblich zur Manipulation genutzt wurden, sind nun offiziell
zugelassen, so daß die AKP-Kader den Wahlausgang in Händen halten.

Die Wahlen werden unter dem Ausnahmezustand stattfinden, der nach dem
Putschversuch von Juli 2016 verhängt und soeben zum siebten Mal um
drei Monate verlängert wurde. Er schränkt wichtige Grundrechte wie die
Versammlungsfreiheit ein und erlaubt polizeilichen Zugriff bei allen
Eventualitäten. Davon abgesehen kontrolliert die AKP nahezu die
gesamte Medienlandschaft wie vor allem die landesweiten Fernsehsender
inklusive der ehemaligen Dogan-Medien nach ihrem Verkauf an
Erdogan-nahe Unternehmer. Die AKP-Wahlmaschinerie wird ihre Wähler
wieder an die Urnen fahren und abermals mit Geschenken bedenken. Wie
schon 2017 wird es wohl auch diesmal massive Behinderungen geben.
Damals kam es zu Verhaftungen von oppositionellen Wahlkämpfern und
tätlichen Angriffen auf sie. Zum Einsatz kommen sicher auch die von
der AKP aufgestellten und trainierten Nachbarschaftswächter, die
bewaffnet sind und eine Art private Miliz des Präsidenten bilden. Die
Stimmen der im Ausland lebenden Wahlberechtigten dürften mehrheitlich
Erdogan zugute kommen, zumal die AKP in Deutschland subtil wie offen
für den Präsidenten wirbt und Oppositionsanhänger bedroht. [3]

Warum sind die bevorstehenden Wahlen so wichtig? Mit ihnen werden die
Verfassungsänderungen, die bei dem manipulierten Referendum 2017 ihre
rechtliche Annahme erlangten, in Kraft treten. Der neugewählte
Präsident wird sowohl Staatsoberhaupt als auch Regierungschef mit
weitreichenden Befugnissen sein, wodurch das Amt des
Ministerpräsidenten entfällt. Zahlreiche weitere Maßgaben sorgen
ihrerseits dafür, daß das Parlament entmachtet wird und Erdogan zum
Alleinherrscher avanciert. Der Ausnahmezustand, in dem er per Dekret
regiert, soll zum Normalfall und Dauerzustand werden. Daß er sich bei
diesem Vorhaben keineswegs einer Mehrheit sicher sein kann, da es
selbst Teilen seiner eigenen Partei zu weit geht, zeigte das mit 51,4
Prozent der abgegebenen Stimmen nur knapp gewonnene Referendum. Ohne
die Drangsalierung der Opposition und die Manipulation des Urnengangs
hätte er keine Mehrheit bekommen. [4]

Warum zieht Erdogan die Wahlen vor? Er muß aus mehreren Gründen
befürchten, im November nächsten Jahres sehr viel schlechter als heute
dazustehen. Seine Wahlerfolge beruhten wesentlich auf dem
wirtschaftlichen Erfolg, der zumindest den Mythos nährt, er habe die
Lebensverhältnisse in der Türkei auf breiter Front angehoben. Längst
rutscht das Land in eine Wirtschaftskrise, die nur durch ein künstlich
genährtes hohes Wachstum wie insbesondere gigantische staatliche
Zuschüsse vor allem im Bausektor kaschiert wird. Viele Unternehmen
sind hoch im Ausland verschuldet, die Inflation steigt, während die
Türkische Lira gegenüber dem Dollar und Euro weiter absackt und die
hohe Arbeitslosigkeit von fast elf Prozent dem Land zu schaffen macht.
Erdogan sieht sich unter diesem Umständen veranlaßt, schnell
zuzuschlagen, bevor sich die wirtschaftliche Situation weiter
verschlechtert und ihm die Felle der Wählergunst wegschwimmen.

Zudem will er die Welle des Nationalismus nutzen, die das Land seit
dem Angriff der türkischen Streitkräfte auf den Kanton Afrin im
Nordwesten Syriens erfaßt hat. Auch dies bedarf massiver Repression
gegen einheimische Kritiker des Krieges, die als "Terroristen"
diskreditiert und teils inhaftiert werden. Hinzu kommt die Propaganda
der nahezu gleichgeschalteten Medien, denen zufolge die türkischen
Truppen Afrin heldenhaft und ohne große Mühe erobert haben. Die Stadt
sei unzerstört, die Menschen würden bestens versorgt, die
"Terroristen" seien eliminiert, heißt es. Einwände aus dem Ausland
weist Erdogan unter wüsten Drohungen und Beschimpfungen zurück, was
bei vielen seiner Landsleute den Eindruck erwecken mag, er schlage die
Mißachtung seitens des Westens zurück und richte den mit Füßen
getretenen türkischen Stolz zu voller Größe auf. Erdogan braucht den
Vernichtungskrieg gegen die Kurdinnen und Kurden auch aus
innenpolitischen Gründen und will die Wahlen durchziehen, solange die
Kriegsbegeisterung noch nicht erkaltet ist.

Die absurd kurze Frist bis zu den Wahlen im Juni soll verhindern, daß
die Opposition Fahrt aufnimmt und womöglich sogar ein Gegenbündnis
schmiedet. Könnte sie sich bei der Präsidentschaftswahl auf eine
gemeinsame Kandidatin oder einen Kandidaten einigen, drohte Erdogan
auf der Zielgeraden ein Supergau seiner Ambitionen. Nach einer solchen
Übereinkunft sieht es derzeit aber nicht aus. Als gefährlichste
Herausforderin Erdogans galt vor allem Meral Aksener von der Iyi Parti
(Gute Partei). Die ehemalige MHP-Politikerin spricht eine ähnliche
Wählergruppe wie die MHP und AKP an, weckt aber in kurdischen Kreisen
böse Erinnerungen an die 90er Jahre, als die damalige Innenministerin
als nationalistische Hardlinerin gegen sie vorging. Da die Iyi Parti
erst im letzten Herbst gegründet wurde und eine Partei mindestens
sechs Monate vor der Wahl sämtliche Gründungsformalitäten erledigt
haben muß, könnte diese Formalie zum Ausschluß führen. Aksener
kündigte an, in jedem Fall als Präsidentschaftskandidatin antreten zu
wollen, wofür laut Gesetz 100.000 Unterschriften von Unterstützern
ausreichen.

Der Vorsitzende der kemalistisch-sozialdemokratischen CHP, Kemal
Kilicdaroglu, liegt in Umfragen teils vor, teils hinter Aksener auf
dem zweiten Patz. Die CHP hat es nicht verstanden, die enorme
Aufmerksamkeit zu nutzen, die ihr Gerechtigkeitsmarsch im Vorjahr
hervorrief. Zudem macht sie sich für den Kriegseinsatz in Syrien stark
und heißt die Verfolgung von Gülen-Anhängern und kurdischen Aktivisten
gut, so daß von einer klar profilierten Abgrenzung zur AKP nicht
gerade die Rede sein kann. Wer für die prokurdische HDP antreten wird,
die sich der schärfsten Verfolgung Erdogans ausgesetzt sieht, und ob
sie sich womöglich mit der CHP verbündet und ebenfalls eine Allianz
bildet, ist noch nicht bekannt. Sie ist nur sehr eingeschränkt
handlungsfähig, weil neben mehreren tausend Parteimitgliedern und
mehreren Abgeordneten auch ihre Galionsfigur, der populäre ehemalige
Parteichef Selahattin Demirtas, im Gefängnis sitzt. Gerüchte, wonach
der frühere Staatspräsident und AKP-Mitgründer Abdullah Gül, der sich
vor einigen Jahren mit Erdogan überworfen hat, für die kleine
islamische Saadet-Partei antreten könnte, haben sich bislang nicht
bestätigt. Die Präsidentschaftswahl ist auf zwei Runden angelegt.
Vereinigt im ersten Durchgang kein Kandidat über 50 Prozent der
Stimmen auf sich, erfolgt zwei Wochen später eine Stichwahl.

Erdogan will bei den Wahlen am 24. Juni sein repressives Regime auf
Jahre und Jahrzehnte hinaus verrechtlichen und etablieren. Mittels
einer putschartigen Machtergreifung war ihm das nicht möglich, da er
sich der Unterstützung maßgeblicher Kapitalfraktionen, des Militärs,
einflußreicher säkular-kemalistischer Kreise und ausländischer
Hegemonialmächte wie insbesondere der USA nicht sicher sein konnte.
Seine sukzessive Machtübernahme gestaltet sich als langangelegter,
aber forciert vorangetriebener Prozeß, in dessen Verlauf er das
nationale Kapital, die Streitkräfte, die Justiz und die Medien in
Säuberungswellen zu seinen Gunsten umgebaut hat. Er hebelt die
Gewaltenteilung aus, schaltet die Medien gleich, verfolgt jegliche
Opposition und führt Krieg gegen die Kurdinnen und Kurden diesseits
und jenseits der türkischen Grenze. Daß seine Herrschaft in
zunehmenden Maße diktatorische Züge annimmt, steht außer Frage. Wenn
er dennoch behauptet, die Türkei sei das demokratischte Land der Welt,
läßt sich dies nicht als irrationale Drift in eine Blase
selbstreferentiellen Machthungers und Größenwahns oder gezielte
Verhöhnung des Westens hinlänglich entschlüsseln. Nicht unterschlagen
sollte man jedenfalls, daß er mit der exzessiven Anwendung des
Terrorverdikts, der Verstetigung des Ausnahmezustands und der
legalistischen Unterdrückung jeglicher Gegnerschaft eine sattsam
bekannte Klaviatur bedient, auch wenn er ihr Klänge entlockt, die man
osmanisch nennen mag, ohne doch ihre Wesensverwandtschaft mit
westlichen Spielarten repressiver Staatlichkeit verleugnen zu können.


Fußnoten:

[1] www.sueddeutsche.de/politik/tuerkei-erdoans-gegner-straucheln-1.3951514

[2] www.n-tv.de/politik/Der-Opposition-bleibt-nicht-viel-Zeit-article20393966.html

[3] www.heise.de/tp/features/Tuerkei-Erdogan-zieht-Wahlen-auf-Juni-2018-vor-4027784.html?

[4] www.zeit.de/politik/ausland/2018-04/recep-tayyip-erdogan-tuerkei-wahlen
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STANDPUNKT/752: Zur Wahl von Mario Díaz Canel zum Präsidenten der Republik Kuba (Freundschaftsgesellschaft BRD - Kuba e.V.)


Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba e.V. - 19. April 2018

Zur Wahl von Miguel Mario Díaz-Canel Bermúdez zum Präsidenten der
Republik Kuba:



Miguel Mario Díaz-Canel Bermúdez wurde heute zum Präsidenten der Republik
Kuba gewählt. Die Wahl erfolgte durch 605 Abgeordneten, die am 11. März als
Vertreterinnen und Vertreter der Bevölkerung in die Nationalversammlung
gesandt wurden.

Petra Wegener, Vorsitzende der Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba erklärt
dazu: "Die Umstände des Wechsels an der Spitze des kubanischen Staates
zeigen, dass die kubanische Revolution über eine erheblich größere
gesellschaftliche Verankerung verfügt als oftmals im Ausland wahrgenommen."
Allen Widrigkeiten und Rückschlägen zum Trotz verfolgt das Land seinen
Entwicklungsplan weiter, der zwischen 2011 und 2016 in einer breiten
gesellschaftlichen Debatte diskutiert und verabschiedet worden ist. Weiter
erklärt Petra Wegener: "Mit dem Wechsel im Präsidentenamt in Kuba erweist
sich, dass die politische Stabilität Kubas keinesfalls, wie oft
fälschlicherweise angenommen, auf die Macht und die Autorität von
Einzelpersonen zurückgeht. Spätestens jetzt erweist sich, dass die
international forcierte These vom "herrschenden Familienclan der Castros"
an der Realität vorbei geht."

Hinsichtlich der fortgesetzten Angriffe auf Kuba führt Wegener aus: "Die
Gegner Kubas werden sich neue Vorwände basteln und sich auf eine neue
Stoßrichtung einigen müssen, um ihre Aggressionen gegen Kuba zu
legitimieren. Das gilt auch für die US-Regierung, deren 
Helms-Burton-Gesetzgebung zur juristischen Absicherung der Blockade gegen Kuba explizit
mit dem Familiennamen "Castro" verbunden ist." Die ersten Kampagnen gegen
den neuen kubanischen Präsidenten, die in Miami bereits angelaufen sind,
konterkarieren die Entscheidung der US-Regierung von 2014, die Regierung
der Republik Kuba als ebenbürtigen Gesprächspartner anzuerkennen.

Die Bundesvorsitzende der ältesten Kuba-Solidaritätsorganisation stellt
abschließend fest: "Unbenommen aller zu erwartenden Kampagnen und Angriffe
ist der 19. April 2018, zugleich der 57. Jahrestag der Niederschlagung der
US-gestützten Invasion in der Schweinebucht, ein guter Tag für die
Kubanische Revolution, hat sie doch einmal mehr ihre Nachhaltigkeit und
ihre Zukunftsorientierung unter Beweis gestellt."

 * 

Quelle:

Freundschaftsgesellschaft BRD - Kuba e.V.

Maybachstraße 159, 50670 Köln

Telefon: 02 21 - 2 40 51 20, Telefax: 02 21 - 6 06 00 80

E-Mail: info@fgbrdkuba.de

Internet: www.fgbrdkuba.de
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STANDPUNKT/751: Als Zeichen der Solidarität - DKP-Vorsitzender Patrik Köbele tritt der Roten Hilfe bei (DKP)


Pressemitteilung der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) -
18. April 2018

Als Zeichen der Solidarität: 

DKP-Vorsitzender Patrik Köbele tritt der Roten Hilfe bei



Der CDU-Bundestagsabgeordnete Armin Schuster, Obmann seiner Partei im
Innenausschuss, hat gefordert, ein Verbot der linken
Antirepressionsorganisation Rote Hilfe e.V. zu prüfen. Begründen tut
Schuster sein Ansinnen mit einem angeblich rechtsstaatsfeindlichen
Verhalten der Roten Hilfe.

Dazu erklärt Patrik Köbele, Vorsitzender der Deutschen Kommunistischen
Partei (DKP):

"Herr Schuster sollte besser vor seiner eigenen Tür kehren, wenn er gegen
rechtsstaatfeindliches Verhalten vorgehen will. Ist es doch seine eigene
Partei, die die letzten verblieben Grund- und Freiheitsrechte in diesem
Land immer weiter beschneiden lassen will. Im Gegensatz zur CDU/CSU, die
gerade äußerst repressive Polizeigesetze in NRW und Bayern einführen lassen
wollen, stehen sowohl die Rote Hilfe als auch die DKP für die Verteidigung
der Grundrechte.

"Aus Solidarität mit der Roten Hilfe und zur Verteidigung von Grundrechten
und Meinungsfreiheit bin ich heute der Roten Hilfe beigetreten", so Köbele
abschließend.

 * 

Quelle:

Deutsche Kommunistische Partei, DKP-Parteivorstand

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 177889-0, Fax: 0201 177889-29

E-Mail: presse@dkp.de

Internet: www.dkp.de
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ASIEN/890: Koreakonflikt - Strategeme ... (SB)


Koreakonflikt - Strategeme ...



Die Geheimgespräche, die der amtierende CIA-Chef und designierte
US-Außenminister Mike Pompeo seit Monaten mit der Führung Nordkoreas
führt und über die Tim Shorrock als erster am 22. März bei der linken
amerikanischen Wochenzeitschrift The Nation berichtete, verlaufen
offenbar recht gut. Am 17. April sorgte US-Präsident Donald Trump für
eine Sensation, als er verkündete, daß Pompeo in der Osterzeit Ende
März/Anfang April Pjöngjang heimlich besucht und sich dort mit dem
nordkoreanischen Machthaber Kim Jong-un getroffen hatte. Das 
waren Gespräche auf der höchsten Ebene zwischen den USA und Nordkorea, 
seit Madeleine Albright als Amerikas Chefdiplomatin im Oktober 2000
Pjöngjang besuchte und politische Diskussionen mit Kim Jong-il, dem
Vater Kim Jong-uns, führte.

Damals hat Kim Jong-il über Albright eine Einladung an Bill Clinton
übermittelt. Doch im November jenes Jahres hat der Republikaner
George W. Bush bei der Präsidentenwahl Vizepräsident Al Gore von den
Demokraten besiegt - wenn auch denkbar knapp. Clinton entschied sich
dagegen, einen solchen historischen Vorstoß wie die erste Reise eines
US-Präsidenten in das kommunistische Nordkorea noch vor der
Amtsübergabe an Bush jun. im Januar 2001 zu unternehmen, sondern
überließ es dem Nachfolger, seinen eigenen Kurs in der Ostasienpolitik
zu fahren. Das Ergebnis ist bekannt. Bush und seine Kriegsfalken Dick
Cheney und Donald Rumsfeld setzten auf Konfrontation und ihr
Lieblingsprojekt, den Aufbau eines milliardenteuren
Raketenabwehrsystems, das trotz der Stationierung von mehr als
20 Abfangraketen in Alaska bis heute nicht richtig funktioniert. Das
Säbelrasseln Bushs und später Barack Obamas veranlaßte die
Nordkoreaner dazu, aus dem Nicht-Verbreitungsabkommen auszusteigen und
sich auf die Schaffung einer glaubhaften nuklearen Abschreckung zu
konzentrieren. Die enormen Anstrengungen haben sich ausgezahlt. 2017
hat Nordkorea erstmals erfolgreich eine Wasserstoffbombe und eine
Interkontinentalrakete getestet. Das Land kann nicht mehr von den USA
angegriffen werden, ohne daß diese dabei verheerende Gegenschläge an
der eigenen Westküste befürchten müssen.

Im letzten Jahr - Trumps erstes als US-Präsident - hat der New Yorker
Baulöwe recht drastische Drohungen in Richtung Pjöngjang im
allgemeinem und Kim im besonderen ausgesprochen. Um seinen Worten
Nachdruck zu verleihen, hat Trump auch eine beträchtliche Streitmacht
rund um die koreanische Halbinsel positioniert - darunter
Flugzeugträger, Atom-U-Boote und Tarnkappenbomber. Im
UN-Sicherheitsrat hat US-Botschafterin Nikki Haley für die Verhängung
drakonischer Handelssanktionen gegen Nordkorea gesorgt. Noch Anfang
2018 sah es so aus, als würde die US-Marine beginnen, zur 
Durchsetzung besagter UN-Handelssanktionen alle Schiffe, die in 
nordkoreanischen Häfen Station machten, mittels Gewaltandrohung 
aufzubringen und zu durchsuchen. Ein solches Vorgehen brächte jedes 
mal die Gefahr einer Kriegseskalation mit sich. Glücklicherweise kam 
es bisher nicht zur Ausführung. 

Statt dessen haben die Verantwortlichen in Seoul und Pjöngjang die
Gelegenheit der Winterolympiade im südkoreanischen Pyeongchang im
Februar für eine rege und höchst produktive "Sportdiplomatie" benutzt.
Es folgten innerkoreanischen Gespräche in Pjöngjang Anfang März, die
Einladung Kims an Trump zum Gipfeltreffen und deren überraschende
Annahme durch das Weiße Haus. Die Geheimreise Pompeos ist lediglich
der jüngste Teil eines komplizierten Annäherungsprozesses, an dessen
Ende stehen soll, daß die Gefahr eines Atomkrieges gebannt wird, der 
nicht nur auf die USA und Nordkorea beschränkt bliebe, sondern auch 
Südkorea, Japan, China und eventuell Rußland in Mitleidenschaft zöge.

Am 27. April kommen Kim und Südkoreas Präsident Moon Jae-in in der
Demilitarisierten Zone (DMZ) am 38. Breitengrad zusammen. Bereits
jetzt hat man eine direkte telefonische Hotline zwischen dem Blauen
Haus in Seoul, dem Sitz des südkoreanischen Staatsoberhaupts, und der
Kommission für Staatliche Angelegenheiten in Pjöngjang eingerichtet,
die heute in Betrieb gehen soll. Auf der Agenda des Treffens zwischen
Kim und Moon stehen sowohl der Verzicht Nordkoreas auf sein
Atomwaffenarsenal als auch die Unterzeichnung eines Friedensvertrags
zur formellen Beendigung des Koreakriegs, der 1953 nach drei Jahren
rein rechtlich lediglich durch einen Waffenstillstand unterbrochen
wurde.

Nordkorea gibt sich zur "Entnuklearisierung" tatsächlich bereit,
verlangt jedoch im Gegenzug die Beendigung aller "Feindseligkeiten"
der USA und Südkoreas - gemeint sind vor allem die dauernden
Militärmanöver - und eine "Sicherheitsgarantie". Wie Moon am 19. April
gegenüber der Presse erklärte, haben die Nordkoreaner die
Ernsthaftigkeit ihrer Kompromißbereitschaft dadurch demonstriert, daß
sie auf ihre bisherige Formel, Abschaffung der eigenen Atomwaffen nur
gegen den kompletten Rückzug aller US-Streitkräfte von Südkorea,
verzichten. Wenngleich eine Bestätigung für dieses wichtige
Zugeständnis aus Pjöngjang noch ausbleibt, erklärt es vielleicht,
warum auf amerikanischer Seite bereits über die formelle Anerkennung
des Staats Nordkorea und die Eröffnung einer US-Botschaft in Pjöngjang
gesprochen wird.

Vom Ausgang des innerkoreanischen Gipfeltreffens hängt ab, ob Kim
und Trump tatsächlich zusammen kommen. Deren Begegnung ist bereits für
Mai bzw. Juni terminiert, nur auf den passenden Ort hat man sich nicht
geeinigt. Als mögliche neutrale Treffpunkte sind unter anderen
Stockholm, Genf und Singapur im Gespräch. Angeblich werden Kim und
Moon über Wege hin zur Wiedervereinigung Koreas sprechen. Als
konkreter Schritt in Richtung Entspannung gilt die Überlegung,
sämtliche Militärkapazitäten am 38. Breitengrad drastisch zu
reduzieren, um auf beiden Seiten in einer Tiefe von mehreren 
Kilometern eine demilitarisierten Zone zu schaffen, die diesen Namen 
tatsächlich verdient. Eine solche Entflechtung trüge sicherlich dazu 
bei, die Gefahr irgendwelcher Zwischenfälle an der Grenze zu 
bannen.

Auch wenn aktuell die diplomatische Atmosphäre Anlaß zu Hoffnung 
gibt, bleibt die Möglichkeit des Rückfalls in alte Positionen
vorerst bestehen. Beim Treffen mit dem japanischen Premierminister
Shinzo Abe am 17. April erklärte Trump, er werde jederzeit aus den
Gesprächen mit den Nordkoreanern aussteigen, sollten sich diese aus
seiner Sicht als nicht zielführend erweisen. Am 12. Mai steht die
Entscheidung an, ob Trump seine Drohung, den 2015 von Obama
vereinbarten Atomvertrag mit dem Iran aufzukündigen, wahr macht.

Bei Gesprächen mit ausländischen Staatsgästen haben die Nordkoreaner
immer wieder auf das Schicksal Muammar Gaddhafis als mahnendes
Beispiel hingewiesen. 2004 hat der libysche Revolutionsführer sich mit
dem Westen versöhnt und sein eigenes Atomprogramm aufgegeben, nur um
sieben Jahre später von den NATO-Mächten USA, Frankreich und
Großbritannien gewaltsam gestürzt zu werden. Vor diesem Hintergrund
könnte eine Aufkündigung des internationalen Atomabkommens mit dem
Iran durch Trump negative Auswirkungen auf die Verhandlungen mit den
Nordkoreanern haben. Diese werden sehr genau beobachten, wie die
Amerikaner mit dem "Mullah-Regime" in Teheran verfahren und daraus
ihre eigenen Schlüsse über die Verläßlichkeit Washingtons ziehen.
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ARBEIT/2805: Bauernverband fordert Gesetzesänderung bei kurzfristigen Beschäftigungsverhältnissen (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 19. April 2018

Bauernverband fordert Gesetzesänderung bei kurzfristigen
Beschäftigungsverhältnissen

Rukwied: Derzeitige Regelung muss in dauerhaftes Recht umgesetzt
werden



Gemeinsam mit anderen Spitzenverbänden der Landwirtschaft und des
Gartenbaus fordert der Deutsche Bauernverband (DBV)
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner und
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil auf, sich für eine gesetzliche
Entfristung der derzeitigen Übergangsregelung bei kurzfristigen
Beschäftigungsverhältnissen einzusetzen. Mit der Einführung des
gesetzlichen Mindestlohns wurden die Zeitgrenzen für eine kurzfristige
sozialversicherungsfreie Beschäftigung befristet bis Ende 2018
erweitert. "Diese Regelung hat sich bewährt und muss in dauerhaftes
Recht umgesetzt werden", erklärt DBV-Präsident Joachim Rukwied.

Die Anhebung der Zeitgrenzen für eine kurzfristige Beschäftigung von 2
auf 3 Monate und von 50 auf 70 Arbeitstage hat sich positiv für die
Betriebe und die Arbeitnehmer ausgewirkt. "Diese Entfristung ist auch
notwendig, weil vor allem Sonderkulturbetriebe aufgrund des hohen
Arbeitskostenanteils weiterhin erhebliche Probleme haben, die durch
Einführung des gesetzlichen Mindestlohns gestiegenen Lohnkosten zu
erwirtschaften", so Rukwied.

Eine Ausweitung der kurzfristigen Beschäftigungsverhältnisse ist durch
die bis Ende des Jahres 2018 befristete Übergangsregelung jedoch nicht
erfolgt. Auch die Agrarminister der Länder befürworten eine
Entfristung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. April 2018
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GEWERKSCHAFT/1649: real - Abspaltungsbeschluss zu Lasten der Beschäftigten (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
20. April 2018

real: Abspaltungsbeschluss zu Lasten der Beschäftigten

ver.di warnt vor tariflosem Zustand bei Metro Services



Berlin - Nach dem Beschluss des real-Aufsichtsrates, die 
real,- SB-Warenhaus GmbH abzuspalten, hat die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di) dem Unternehmen "ein falsches Spiel zu Lasten der
Belegschaft" vorgeworfen. Der Aufsichtsrat hat heute gegen die
Stimmen der nicht leitenden Arbeitnehmervertreter die Abspaltung des
Geschäftsbetriebes des SB-Warenhauses beschlossen. Die Beschäftigten
werden in die Metro-Services GmbH überführt, die dem konzerneigenen
Arbeitgeberverband AHD angehört. Dort wird ein Tarifvertrag mit dem
höchst umstrittenen Verein DHV, ehemals "Deutschen
Handlungsgehilfen-Verband", angewandt, in dem die Löhne und Gehälter
über 24 Prozent unterhalb des Flächentarifvertrages für den
Einzelhandel liegen. Während real,- noch mit ver.di über einen
Tarifvertrag verhandelte, schloss das Unternehmen bereits am
7.12.2017 eine Protokollnotiz zum DHV-Tarifvertrag ab, nach dem die
Nachtarbeitszuschläge nicht ab 20 Uhr, sondern erst ab 22 Uhr gezahlt
werden. Zu diesem Zeitpunkt gab es im Bereich des
Arbeitgeberverbandes aber keine Beschäftigtengruppen, die nach 20 Uhr
arbeiten.

"Entweder soll die Braut real.- zum Verkauf aufgehübscht werden,
wo-bei die Beschäftigten das Brautkleid zahlen sollen, oder die Metro
AG will mittelfristig Lohndumping für einen Großteil der
Beschäftigten durchsetzen", sagte ver.di-Bundesvorstandsmitglied
Stefanie Nutzenberger. "Sollte das Bundesarbeitsgericht am 26. Juni
feststellen, dass der DHV gar nicht tariffähig ist, gilt für die
Beschäftigten der Metro-Services GmbH überhaupt kein Tarifvertrag
mehr", erklärte ver.di-Verhandlungsführerin Silke Zimmer.

Das vollmundige Versprechen des Unternehmens, die
Bestandsbeschäftigten würden so gestellt, als seien sie
ver.di-Mitglieder, nannte Nutzenberger "einen Trick, um die Menschen
zu bewegen, aus der Gewerkschaft auszutreten". Auch bei den geplanten
strukturellen Veränderungen, wie der Schwerpunktverlagerung von Non
Food auf Food-Produkte sei der Erhalt der Besitzstände aufgrund der
Veränderungen der Arbeitsbedingungen nicht gewährleistet. "Die
Beschäftigten haben dieses böse Spiel auf ihre Kosten durchschaut und
organisieren sich in der Gewerkschaft ver.di. Wir werden nicht
nachlassen, eine Tarifbindung bei der Metro Services GmbH
durchsetzen", so Nutzenberger.

 * 
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Presseinformation vom 20.04.2018
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INTERNATIONAL/349: Exportweltmeister unter Druck (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 20. April 2018

german-foreign-policy.com

Exportweltmeister unter Druck



BERLIN - Mit einer regen Reisediplomatie bemühen sich deutsche
Regierungspolitiker, die drohenden US-Strafzölle auf europäische Waren
abzuwenden und den Zugang zum wichtigen US-amerikanischen Markt nicht zu
verlieren. Nach der gestrigen US-Reise von Bundesfinanzminister Olaf Scholz
wird am kommenden Freitag Bundeskanzlerin Angela Merkel in Washington
erwartet. Berlin scheint im Vorfeld bereit, sich auf eine Neuauflage des
transatlantischen Freihandelsabkommens TTIP einzulassen. Diese strategische
Grundentscheidung geht mit einer klaren Frontstellung gegenüber China
einher, die von der Trump-Administration entschlossen eingefordert wird.
Zudem gerät das deutsche Russland-Geschäft immer stärker unter Beschuss aus
Washington. Gleichzeitig nimmt in der EU die Kritik an den
handelspolitischen Alleingängen Deutschlands zu, dessen exportfixierte
Wirtschaft gegenüber dem weltweit erstarkenden Protektionismus besonders
anfällig ist: Die Berliner Beggar-thy-Neighbour-Politik könnte sich unter
neuen globalen Wirtschaftsbedingungen als strategischer Nachteil
erweisen.


Reisediplomatie

Die von der Trump-Administration verhängten Strafzölle auf Aluminium- und
Stahlimporte in die USA, von denen die EU bis zum 1. Mai vorläufig
ausgenommen wurde, haben zu einer regen Reisediplomatie deutscher
Spitzenpolitiker nach Washington geführt. Berlin und Brüssel haben bis zum
Ende des Monats Zeit, durch weitgehende Zugeständnisse an die Vereinigten
Staaten einen Handelskrieg noch abzuwenden. Nach der Visite von
Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier in der US-Hauptstadt Mitte März,
bei der erste Eckpunkte eines handelspolitischen Abkommens zwischen den USA
und der EU besprochen wurden [1], weilte am gestrigen Donnerstag
Vizekanzler und Finanzminister Olaf Scholz am Potomac. Scholz traf sich mit
Vizepräsident Mike Pence, um bei einem halbstündigen "Meinungsaustausch"
die Bedeutung des freien Welthandels und die Unverbrüchlichkeit der
deutsch-amerikanischen Freundschaft zu betonen. Die Vereinigten Staaten
seien ein "wichtiger Verbündeter unseres Landes", die transatlantische
Partnerschaft sei "ein Pfeiler unserer Außenpolitik", beteuerte der
Finanzminister.[2]


TTIP 2.0

Das Treffen zwischen Scholz und Pence diente der Vorbereitung der US-Visite
von Bundeskanzlerin Angela Merkel, die am kommenden Freitag, kurz vor dem
Ablauf der handelspolitischen Schonfrist für die EU, in Washington erwartet
wird. Während eine deutsche Regierungssprecherin lediglich pauschal
erklärte, bei den Gesprächen stünden "Fragen der Außen- und
Sicherheitspolitik" auf dem Programm [3], debattieren US-Medien bereits
über ein "Friedensangebot der EU", das die drohenden US-Zölle auf
europäische Aluminium- und Stahlprodukte abwenden soll [4]. Der Deal sieht
die Absenkung der EU-Zölle für US-amerikanische PKW, den Zugang zu
öffentlichen Ausschreibungen in den Vereinigten Staaten für EU-Konzerne
sowie ein gemeinsames Vorgehen gegen China im Handelskrieg vor. Ein
zentrales Element dieser handelspolitischen Allianz, so heißt es, stelle
eine "verkleinerte, vereinfachte Version" des gescheiterten
transatlantischen Freihandelsabkommens TTIP dar, das auf Initative der
Obama-Administration die EU langfristig in einer transatlantischen
Handelspartnerschaft an die USA binden sollte - und das maßgeblich am
Widerstand Berlins scheiterte. Bereits kurz nach Bekanntgabe der Strafzölle
hatten sich deutsche Wirtschaftsvertreter wie DIHK-Präsident Eric
Schweitzer für eine "Wiederbelebung des TTIP-Abkommens" ausgesprochen.[5]
Inzwischen sendet auch Washington entsprechende Signale. Ende März erklärte
etwa US-Handelsminister Wilbur Ross, die Trump-Administration sei durchaus
geneigt, Verhandlungen über das Trans-Atlantic Trade and Investment
Partnership wieder aufzunehmen.


"Mit uns oder mit Putin"

Hat sich Berlin, von Washington unter Druck gesetzt, im beginnenden
Handelskrieg zwischen den USA und China offenbar für die transatlantische
Option entschieden, so gehen die Vereinigten Staaten mit den 
Russland-Sanktionen nicht zuletzt gegen die dominante Stellung Deutschlands in der
Eurozone vor. Die Bundesrepublik gehöre mit sanktionsbedingten
Exportverlusten von rund 40 Prozent zu den größten Leidtragenden der
Sanktionspolitik im Westen, heißt es in US-Medien; Staaten wie Frankreich
oder Großbritannien hingegen seien kaum davon betroffen.[6] Russische
Agenturen berichteten am gestrigen Donnerstag entsprechend, Berlin werde
sich bei den Handelsgesprächen in Washington um "Ausnahmeregelungen" für
deutsche Unternehmen von den jüngsten US-Strafmaßnahmen bemühen, von denen
insbesondere Daimler, Volkswagen und Siemens betroffen seien.[7] Sowohl die
Visite des deutschen Finanzministers wie auch der geplante Besuch von
Kanzlerin Merkel dienten dazu, Washington bei der Sanktionspolitik
umzustimmen, heißt es, da die neuen Strafmaßnahmen langfristige 
deutsch-russische Joint Ventures im Umfang von Hunderten von Millionen Euro
gefährdeten.[8] Darüber hinaus bemüht sich Berlin ungebrochen, die
Erweiterung der deutsch-russischen Ostseepipeline (Nord Stream 2)
durchzusetzen, die von Washington und Warschau heftig attackiert wird. Die
an dem Pipelineprojekt beteiligten deutschen Firmen BASF und Wintershall
sind bereits seit vergangenem August mit einschlägigen US-Sanktionen
belegt. Die Bundesrepublik könne sich bald im Fadenkreuz eines in
Washington und in London beliebten Narrativs wiederfinden, heißt es in
US-Medien: "Entweder bist du mit uns ... oder mit Putin."[9]


gefochtene Führer" der EU

Der Druck aus Washington auf den langjährigen Exportweltmeister Deutschland
geht einher mit einer Krise in den deutsch-französischen Beziehungen - denn
die Bundesregierung torpediert die französischen Reformpläne für die
Eurozone weiterhin.[10] Bezeichnend ist, dass Kanzlerin Merkel das Weiße
Haus nur wenige Tage nach Präsident Emmanuel Macron besuchen wird. Die
beiden führenden Mächte der EU versuchen derzeit, jeweils im Alleingang mit
Washington Vereinbarungen zu treffen, die dem jeweiligen nationalen
Interesse entsprechen. Von der vielbeschworenen gemeinsamen Linie der EU
gegenüber den USA kann keine Rede sein. Paris und Berlin können sich -
ungeachtet aller gestern in Berlin zu hörenden Bekenntnisse - nicht einmal
auf eine gemeinsame Linie mit Blick auf den drohenden Handelskrieg einigen.
Vorgeprescht ist bei den nationalen Alleingängen die Bundesregierung. Die
US-Reise von Bundeswirtschaftsminister Altmaier habe für heftige
Verstimmung in Paris und Brüssel gesorgt, wird berichtet [11]: Anstatt die
Interessen der EU bei der Abwehr eines Handelskrieges durch die 
EU-Handelskommissarin vertreten zu lassen, habe Altmaier einseitig deutsche
Interessen durchzusetzen versucht. Dies sei "eine direkte Beleidigung
sowohl der Europäischen Kommission wie auch Frankreichs" gewesen:
Deutschland spiele sich weiterhin als "der unangefochtene Führer" der EU
auf.


"Überraschungsopfer"

Das rücksichtslose Vorgehen der Bundesregierung ist offenbar in den
drohenden ökonomischen Folgen der weltweit zunehmenden protektionistischen
Tendenzen begründet. Die deutsche Beggar-thy-Neighbour-Politik [12],
ökonomische Grundlage des deutschen Führungsanspruchs in Europa, könnte an
steigenden Handelsschranken scheitern; das aggressive Wirtschaftsmodell
einseitiger Exportfixierung, das mittels massiver Ausfuhrüberschüsse
Arbeitslosigkeit und Schulden exportiert, wandelt sich mit dem Aufkommen
einer Ära des Protektionismus zu einem veritablen strategischen Nachteil.
Berlin ist zu geostrategischen Zugeständnissen wie der Reintegration ins
transatlantische Bündnissystem der USA gezwungen, um den Zugang zu den
wichtigsten Absatzmärkten seiner Exportindustrie nicht zu verlieren.
Letztendlich muss Berlin handelspolitische Schadensbegrenzung betreiben.
Bereits jetzt deuten sich Einbrüche bei der deutschen Exportkonjunktur an:
Im Februar exportierte die BRD rund 3,2 Prozent weniger Waren als im
Januar.[13] Frühindikatoren deuten auf ein gestiegenes Rezessionsrisiko
hin, melden Wirtschaftszeitungen.[14] Die "Schockwellen" des Handelskrieges
hätten in der deutschen Wirtschaft bereits für reichlich "Verunsicherung"
gesorgt, erklärt ein Ökonom des Instituts für Makroökonomie und
Konjunkturforschung (IMK). US-Medien sehen die Bundesrepublik gar als
potenzielles "Überraschungsopfer" des Trump'schen Handelskriegs.[15]
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KIRCHE/2097: Erzbischof Schick appelliert an Entführer syrischer Erzbischöfe (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 20.04.2018

Erzbischof Schick appelliert an Entführer syrischer Erzbischöfe

"Ohne Menschen des Friedens ist in Syrien kein Gemeinwesen denkbar"



Vor fünf Jahren wurden die syrischen Erzbischöfe Mor Gregorius Yohanna
Ibrahim und Boulos Yazigi in Syrien entführt. Die Tat geschah am 22. April
2013. Der Vorsitzende der Kommission Weltkirche der Deutschen
Bischofskonferenz, Erzbischof Dr. Ludwig Schick (Bamberg), nimmt den
Jahrestag der Entführung zum Anlass, erneut und mit Nachdruck zur
Freilassung der beiden Bischöfe aufzurufen: "Ich appelliere an die
Entführer, den politischen Konflikt in Syrien nicht weiter für den Aufbau
von Spannungen zwischen den Religionsgemeinschaften zu instrumentalisieren.
Die Erzbischöfe Mor Gregorius Yohanna Ibrahim und Boulos Yazigi sowie alle
weiteren Entführungsopfer müssen unverzüglich freigelassen werden. Gerade
die beiden Erzbischöfe, die sich so sehr für Dialog und Frieden zwischen
den Religionsgemeinschaften eingesetzt haben, werden jetzt in Aleppo für
den Wiederaufbau gebraucht. Dabei geht es nicht nur um Häuser und zerstörte
Infrastruktur; auch das Vertrauen zwischen den Menschen verschiedener
religiöser Zugehörigkeit muss neu belebt werden. Ohne Menschen des Friedens
und des Dialogs ist in Syrien kein funktionierendes Gemeinwesen
erreichbar."

Erzbischof Schick verurteilt auch die Eskalation der Gewalt der vergangenen
Tage und Wochen. "Niemals dürfen chemische Waffen eingesetzt werden, die
zahllose unschuldige Zivilisten, Frauen und Kinder töten. Die
Zivilbevölkerung muss geschützt werden. Die jüngsten Entwicklungen, zu
denen auch die Luftschläge gegen das Regime von Präsident Assad zählen,
machen einmal mehr deutlich: Politische Lösungen für das leidgeprüfte Land
sind nicht mit militärischen Mitteln zu finden, sondern nur auf dem Weg von
Verhandlungen und Dialog."

In besonderer Weise würdigt Erzbischof Schick das Engagement der Kirchen in
Syrien. "Die Ordensschwestern und -brüder, die Priester und die haupt- und
ehrenamtlich Engagierten der Caritas tun alles in ihrer Macht Stehende, um
Not leidenden Menschen zu helfen. Die Kirche in Deutschland wird ihnen
darin auch weiterhin solidarisch zur Seite stehen."

Am 22. April 2013 wurden der syrisch-orthodoxe Erzbischof Mor Gregorius
Yohanna Ibrahim und der griechisch-orthodoxe Erzbischof Boulos Yazigi auf
der Fahrt von der syrisch-türkischen Grenze in Richtung Aleppo von
Unbekannten entführt. Der Fahrer ihres Wagens wurde erschossen, ein
Begleiter konnte entkommen. Beide Erzbischöfe haben ihren Amtssitz in
Aleppo und sind für ihre Bemühungen um Dialog und Verständigung zwischen
den Konfessionen und Religionen bekannt.

 * 
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SCHACH-SPHINX/06540: Junger Stern aus Ungarn (SB)


Für viele ist Peter Leko aus Budapest so etwas wie ein zweiter Bobby
Fischer. Bereits mit 13 Jahren hatte der junge Ungar auf sich
aufmerksam gemacht, als er seine erste Großmeisternorm erfüllte. Heute
trägt er den Titel mit der Würde eines Spielers, der einen
dornenreichen Weg durchstritten hat. Ein junger Geist ist anfällig für
Niederlagen. Er nimmt sich vieles schwerer zu Herzen, als es ein
Erwachsener tun würde. Anerkennung und Lob sind schließlich die Milch
für einen reifenden Geist. Aber er hatte sich nicht unterkriegen
lassen, hatte mit Mut und Ausdauer dafür gestritten, daß er das Licht
am Ende des Tunnels erreichte. Seine Knaben- und Lehrjahre liegen wie
verbrauchte Hüllen hinter ihm. Unter den Großmeistern ist er - auf
lange Sicht gesehen - ein hoher Favorit auf den Weltmeisterthron. Das
ist zwar Zukunftsmusik für den Ungarn mit den großen, fast traurigen
Augen, aber sicherlich ein Ziel, das er klammheimlich verfolgt. Sein
Stil ist temperamentvoll, voller taktischer Einfälle, und auch darin
ähnelt er seinem amerikanischen Vorbild. Im heutigen Rätsel der Sphinx
griff der damals 13jährige beim Budapester Turnier, das er mit 8,5
Zählern aus elf Partien als Sieger beendete und so seine erste GM-Norm
erzielte, als Nachziehender zum verwickelten Wolga-Gambit, eine Wahl,
zu der sich selbst gewiefte Turnierhaie nur mühsam entscheiden würden,
denn seine Behandlung erfordert ein hohes Maß an taktischem
Durchsetzungsvermögen. Zwei Bauern hatte der ungarische Jungstar ins
Geschäft gesteckt. So jung er auch war, von Zins und Zinseszins
verstand er schon soviel wie ein ausgekochtes Schlitzohr, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06540: Junger Stern aus Ungarn (SB)]



Körholz - Leko

Budapest 1993


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der Teufel kam aus einer anderen Richtung, und zwar in der Gestalt des
glänzenden Zuges 1...Te7-e2! Nun verbot sich 2.Ld3xe2 De8xe2 wegen der
Mattdrohung auf e1. Vordergründig drohte natürlich auch 2...Lf7-d5 mit
Mattangriff gegen g2. Um wenigstens seine Grundreihe abzudecken,
spielte Freund Kaspar 2.b2-b4 und wurde prompt vom zweiten glänzenden
Zug 2...De8-e4! an den Haaren gepackt. Keine der beiden weißen
Leichtfiguren durfte sich an der schwarzen Dame vergreifen wegen
3...Te2-e1+ und Matt im nächsten Zug. Das Matt auf g2 mußte freilich
verhindert werden, also 3.Ld3xe2, und dann folgte die dritte glänzende
Teufelsüberraschung für unseren Freund Kaspar: 3...De4xe2! Der gab
sich sofort geschlagen, denn nach 4.Lc1-b2 Lf7-d5 ließe sich das Matt
nur noch mit 5.Sd2-f3 vereiteln - unter Aufgabe der Dame allerdings.



Erstveröffentlichung am 23. April 2005

20. April 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / FAKTEN





MELDUNG/224: Rebellenherrschaft - Neuer Mittelweg 36 ist erschienen (idw)


Hamburger Institut für Sozialforschung, Mittelweg 36, 19.04.2018

Rebellenherrschaft - Neuer Mittelweg 36 ist erschienen

Am 16. April ist die aktuelle Ausgabe der Zeitschrift Mittelweg 36 zum
Thema Rebellenherrschaft erschienen.



Von Somalia bis Syrien, von Mexiko bis Libyen oder von der Ukraine bis El
Salvador - es mangelt nicht an Beispielen, die belegen, dass es mit der
Durchsetzung des staatlichen Gewaltmonopols in bestimmten Weltregionen
nicht weit her ist, von seiner Legitimität ganz zu schweigen. Doch während
das Phänomen des Kontrollverlustes staatlicher Autoritäten unter
Stichworten wie dem des "Staatszerfalls" inzwischen zu einem etablierten
Gegenstand zahlreicher wissenschaftlicher Untersuchungen geworden ist,
steckt die Forschung zur sozialen Wirklichkeit in den vom Staat
aufgegebenen oder seinem Zugriff entzogenen Gebieten noch in den Anfängen.
Dabei wird jedoch schon jetzt sichtbar, dass in den betreffenden Räumen
eingeschränkter Staatlichkeit nicht das nackte Chaos regiert, sondern neue
Formen von sozialer Ordnung entstehen, die zwar auf Gewalt beruhen, aber
deshalb doch nicht vollkommen regellos und illegitim sind. Höchste Zeit
also für ein Themenheft des "Mittelweg 36", dass der Frage nachgeht, wie
es sich unter der "Rebellenherrschaft" lebt.

Wie sich "Gewalt, Kontrolle, Legitimität" in Räumen eingeschränkter
Staatlichkeit miteinander verbinden und was es bedeutet, wenn militante
Gruppierungen ordnungsstiftende Funktionen aus dem Aufgabenspektrum von
Politik und Verwaltung übernehmen, erläutert Stefan Malthaner in seinem
Einleitungsaufsatz. Anschließend beleuchtet Niall Ó Dochartaigh in 
"Wir brauchen dein Auto, bitte" das komplexe, von Zwang, Loyalität und
Unterstützung geprägte Beziehungsgeflecht, welches die IRA in ihren
Hochburgen zur katholischen Bevölkerung unterhielt, und erklärt, warum
deren Aktivisten Autos zwar mit vorgehaltener, aber ungeladener Waffe
rekrutierten. Welche Auswirkungen "Der Alltag des Krieges" und die
Willkürherrschaft bewaffneter Banden auf das Leben der zwischen den
Fronten gefangenen Zivilbevölkerung haben, beschreibt Jutta Bakonyi, die
mit Bürgerkriegsflüchtlingen aus Somalia über deren Erfahrungen gesprochen
hat. Dass auch religiöse Fundamentalisten sich als nüchterne Pragmatiker
erweisen können, wenn die Umstände es erfordern, zeigt Teije Hidde Donker,
der bei seinen Nachforschungen zu den zwischenzeitlich von Aufständischen
kontrollierten Gebieten Syriens festgestellt hat: "Verwaltung sticht
Religion". Der nur auf den ersten Blick paradoxe Zusammenhang von
"Fürsorge und Terror" ist Gegenstand des Beitrags von Janina Pawelz, die
Formen der Gangherrschaft in den Armenvierteln von Trinidad und Tobago
untersucht und dabei festgestellt hat, was passiert, wenn Kriminelle zu
sozialen Dienstleistern avancieren und Vorbildfunktionen übernehmen.

In der "Protest-Chronik" erzählt Wolfgang Kraushaar diesmal die Geschichte
der Massenproteste, mit denen die japanische Opposition im Frühsommer 1960
vergeblich die Ratifizierung des japanisch-amerikanischen
Sicherheitsabkommens zu verhindern suchte.


Weitere Informationen unter:

http://www.hamburger-edition.de/zeitschrift/mw36-archiv/1225/22018/?sms_his_publikationen%5BbackPID%5D=19&sms_his_publikationen%5Bmedium%5D=0&cHash=70b8d9df3587f60d9af6d2c6b90f9d49

- Zum Mittelweg 36, Heft 2/2018

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1149

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hamburger Institut für Sozialforschung, Mittelweg 36, 19.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/442: Essen - GeschmacksBildung. Soziokulturelle Prägung des Geschmacks, 26.04.2018


idw - Pressemitteilung: Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI)

Vortrag: GeschmacksBildung - Soziokulturelle Prägung des
Geschmacks 

Reihe: Esskultur - Perspektiven auf Geschmack und Ernährung in einer
globalisierten Welt

Donnerstag, 26. April 2018, 19:30 Uhr

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), Goethestr. 31, 45128
Essen

REFERENT: Daniel Kofahl, Ernährungssoziologe an der Universität Wien



Nicht nur unsere Geschmacksnerven sind dafür verantwortlich, wie uns
etwas schmeckt, auch das Aussehen, die Umgebung und viele weitere
Faktoren haben darauf Einfluss. Welche gesellschaftlichen und
kulturellen Aspekte zum Geschmack beitragen, erläutert der
Ernährungssoziologe Daniel Kofahl. In verschiedenen Ländern, aber auch
schon Regionen Deutschlands wird unterschiedlich gegessen. Der als
angemessen empfundene Schärfegrad des Essens ist dabei wohl der
bekannteste Unterschied differierender Essgewohnheiten
unterschiedlicher geographischer und kultureller Regionen. Doch nicht
nur was wir als lecker oder auch nicht empfinden, hängt vom
kulturellen Umfeld und dem gewohnten Geschmack ab. Auch die Art und
Weise, wie wir essen ist soziokulturell geprägt. Ob mit Messer und
Gabel, an einem gedeckten Tisch oder mit stark ausdifferenzierten
Tischsitten. Diese wiederum beeinflussen auch unser
Geschmacksempfinden. Der Ernährungssoziologe Daniel Kofahl klärt an
diesem Abend über die Bildung eines bestimmten Geschmacksprofils auf,
inwiefern dieses kulturell, durch Erziehung und verbreitete
Geschmäcker beeinflusst wird und wie diese Faktoren auf unseren
angeblich so persönlichen Geschmack Einfluss nehmen.

ANMELDUNG

Um Anmeldung wird gebeten unter steven.engler@kwi-nrw.de

VERANSTALTER

Eine Kooperation von [?.] raum e.V. und dem Kulturwissenschaftlichen
Institut Essen (KWI).

http://www.kulturwissenschaften.de - Link zur Homepage des KWI

http://www.kwi-nrw.de/home/esskultur.html - Link zur

Veranstaltungsreihe

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution595

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), Miriam Wienhold, 19.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2248: Mittelgewicht - milde Strafe für die Geldmaschine ... (SB)




Saul "Canelo" Alvarez nur für sechs Monate gesperrt

Saul "Canelo" Alvarez ist von der Sportkommission von Nevada wegen
zweier Dopingbefunde für die Dauer von sechs Monaten gesperrt worden.
Dies beschloß das sechsköpfige Gremium einstimmig nach einer kurzen
telefonischen Anhörung des 27jährigen Mexikaners, der sich am
vergangenen Wochenende einer Operation am Knie unterzogen hatte.
Offenbar war bereits vorab eine Übereinkunft herbeigeführt worden.
Damit ist genau das eingetreten, was die Mehrzahl der Experten
erwartet hatte. Die zuständige Aufsichtsbehörde des Bundesstaats
konnte nicht umhin, eine Strafe zu verhängen, wollte sie nicht ihren
eigenen Statuten zuwiderhandeln. Andererseits ist die Suspendierung so
milde ausgefallen, daß "Canelo" wie geplant am 15. September zum
mexikanischen Unabhängigkeitstag wieder in den Ring zurückkehren und
die ins Wasser gefallene Revanche gegen Gennadi Golowkin nachholen
kann. Saul Alvarez ist aufgrund seiner riesigen Fangemeinde
schlichtweg zu wichtig für das Boxgeschäft in Las Vegas, als daß man
ihn länger aus dem Verkehr gezogen hätte.

Offiziell wurde der Mexikaner für ein Jahr gesperrt, weil er im
Februar zweimal von der Antidopingagentur VADA positiv auf die
verbotenen Substanz Clenbuterol getestet worden war. Sodann wurde die
Suspendierung mit der Begründung halbiert, "Canelo" habe sich
kooperativ gezeigt und mit der Kommission zusammengearbeitet. Was das
bedeuten soll, blieb allerdings schleierhaft, weil der Boxer weder
einen Dopingverstoß eingeräumt hat noch regelmäßige Tests angekündigt
wurden. Vielmehr hat Alvarez durchweg zur Begründung angeführt, er
habe in Mexiko verunreinigtes Fleisch gegessen, niemals jedoch
wissentlich verbotene leistungssteigernde Substanzen zu sich genommen.

Was das Boxpublikum von diesem Ausgang der Kontroverse hält, die in
den zurückliegenden Woche in den einschlägigen Diskussionen hohe
Wellen geschlagen hat, wird sich zeigen. Wenngleich "Canelos" Lack
angekratzt ist, sind die Würfel doch gefallen. Die Golden Boy
Promotions, deren herausragendes Zugpferd er ist, kündigen wie
selbstverständlich seinen nächsten Auftritt als diesjährigen Höhepunkt
des Boxsports an. "Canelo" sei bereit und freue sich darauf, seine
außergewöhnliche Karriere auf höchsten Niveau fortzusetzen.

Da die Sperre rückwirkend vom Zeitpunkt des Dopingbefunds an verhängt
wurde, endet sie am 17. August. Damit steht dem Kampf gegen den
Kasachen, der vom Sender HBO im Pay-TV übertragen wird, nur noch eine
Hürde im Wege. Golowkin muß sich am 5. Mai gegen Vanes Martirosian
durchsetzen, der nach langem Hin und Her als Ersatz verpflichtet
wurde. Die Titelverteidigung des Weltmeisters diverser Verbände im
Mittelgewicht wird nicht in Las Vegas, sondern im StubHub Center in
Carson nahe Los Angeles ausgetragen und von HBO als normale
Übertragung gezeigt, da der Herausforderer in den USA nicht populär
genug für eine Großarena und das Bezahlfernsehen ist. Gennadi Golowkin
geht mit der Wahl dieses Gegners das Risiko ein, den IBF-Titel
einzubüßen, da dieser Verband bislang darauf besteht, daß sein
Pflichtherausforderer den Zuschlag erhalten müßte. Ob diese
Kontroverse beigelegt werden kann, was dem Kasachen zu wünschen wäre,
der bekanntlich alle Titel in dieser Gewichtsklasse zusammenführen
möchte, wird sich zeigen.

Wenn "Canelo" wie geplant Mitte September auf seinen Erzrivalen
trifft, hat er genau ein Jahr lang keinen Kampf mehr bestritten. Bei
ihrem ersten Aufeinandertreffen war er ungewöhnlich muskulös und
erheblich massiver als je zuvor. Das gab angesichts der Dopingaffäre
Anlaß zu nachträglichen Spekulationen über die Herkunft dieser
auffallenden körperlichen Veränderung. Zuletzt wirkte er jedenfalls
deutlich schlanker, was seine Aussichten, dem Kasachen standzuhalten,
nicht gerade verbessern dürfte. [1]

Man kann sich natürlich darüber streiten, warum die Sperre "Canelos"
bereits am 17. Februar begonnen hat, wo er doch bis Anfang Mai ohnehin
nicht mehr auftreten wollte. Auch ließe sich einwenden, daß sein
mexikanischer Landsmann Julio Cesar Chavez jun. neun Monate
suspendiert wurde, weil er im Jahr 2012 Marihuana konsumiert hatte,
das ihn mit Sicherheit nicht zu einem besseren Boxer machen konnte.
Aber solche Debatten sind müßig, zumal die Dopingfrage grundsätzlich
auf einem anderen Niveau erörtert werden muß. Erstaunlich bleibt
indessen, daß die Sportkommission kein Wort über mögliche regelmäßige
Kontrollen verloren hat. Das könnte bedeuten, daß wie üblich erst acht
Wochen vor dem nächsten Kampf getestet wird. Indessen dürfte sich
"Canelo" ohnehin vor weiteren Fehltritten hüten, die seiner Karriere
überaus abträglich wären, und womöglich sogar Vorsicht bei
mexikanischem Fleisch walten lassen.

Clenbuterol ist eine Substanz, die eingesetzt werden kann, um
Körperfett abzubauen, die Muskulatur günstig zu beeinflussen und die
Kondition zu verbessern. Ihr Konsum wird auch im Boxsport immer
häufiger nachgewiesen, wobei in der Vergangenheit schon diverse
mexikanische Akteure zur Entschuldigung angeführt haben, sie hätten
verunreinigtes Fleisch gegessen. Diese Erklärung dürfte fortan nicht
mehr ins Feld geführt werden, zumal die Aufsichtsbehörde in Nevada
inzwischen zur Praxis übergegangen ist, gewissermaßen die Beweislast
umzukehren und den Sportler für alle Substanzen verantwortlich zu
machen, die in seinem Körper nachgewiesen werden.

Nachdem Gennadi Golowkin im ersten Kampf gegen den Mexikaner, den er
nach Ansicht der meisten Fans und Experten klar gewonnen hat, mit
einem Unentschieden über den Tisch gezogen wurde, bleibt "Canelo" vor
allem eine Hoffnung: Läßt man den Kasachen ewig warten, müßte er doch
irgendwann aus Altersgründen nachlassen und besiegbar werden. Das
schien in der Vergangenheit die Strategie der Golden Box Promotions zu
sein, die das vielfach geforderte Duell jahrelang verhindert haben.
Indessen ist eher nicht damit zu rechnen, daß die verbliebenen Monate
"Canelo" in die Karten spielen, zumal der Kasache unterdessen aktiv
bleibt und einen Kampf austrägt.

Erfahrungsgemäß führen Kämpfe mit einer umstrittenen Entscheidung der
Punktrichter dazu, daß das Interesse der Zuschauer eher abkühlt und
die Revanche nicht gerade ein Publikumsrenner wird. Außerdem war der
Septemberkampf insofern enttäuschend, als der Mexikaner vor allem
darauf bedacht zu sein schien, sich dem Gegner zu entziehen. Golowkin
dominierte ihn aus der Distanz, ohne ihm mit letzter Entschiedenheit
nachzusetzen, um ihn zu stellen. Da der Kasache aber nun weiß, daß er
sich nicht auf die Punktrichter verlassen kann, sollte die Revanche
doch eine Größenordnung spannender ausfallen. [2]


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2018/04/golden-boy-says-canelo-alvarez-to-fight-on-september-15/#more-261213

[2] www.boxingnews24.com/2018/04/canelo-given-6-month-suspension-by-nevada-state-athletic-commission/#more-261205
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TIERVERSUCH/752: Studie zeigt - Kaum Transparenz bei Tierversuchen (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 20. April 2018

Studie zeigt: Kaum Transparenz bei Tierversuchen



Öffentlichkeit und Tierschützer fordern im Zusammenhang mit Tierversuchen
seit Jahren mehr Transparenz. Doch die "nicht-technischen
Projektzusammenfassungen" (NTPs), die nach der Genehmigung eines Versuchs
für die Allgemeinheit zugänglich gemacht werden müssen, sind oft schwer
verständlich, der Sinn der Versuche ist nicht nachvollziehbar und die
Auswirkungen auf die Tiere werden verharmlost. Zu diesem Ergebnis kommt der
Deutsche Tierschutzbund in einer aktuellen Studie, die heute im Fachmagazin
ALTEX veröffentlicht wurde.

"Das Studienergebnis war ernüchternd: Die Projektzusammenfassungen tragen
nicht zur gewünschten Transparenz bei", sagt Kristina Wagner, Leiterin des
Referats für Alternativmethoden zu Tierversuchen beim Deutschen
Tierschutzbund. "Wir haben darum beim zuständigen Bundesinstitut für
Risikobewertung Nachbesserungen eingefordert und werden dies auch von den
Genehmigungsbehörden fordern." Die EU-Kommission hat ihre Mitgliedstaaten
bereits auf die Studie hingewiesen.

Die Ergebnisse der Studie zeigen, dass in der Mehrzahl der Stichproben der
eingereichten NTPs die Eingriffe am Tier nicht oder nicht ausführlich genug
beschrieben wurden. In Bezug auf die Schmerzen, Leiden und Schäden, die den
Tieren zugefügt werden, untertrieben die Antragsteller regelmäßig, den
erhofften Nutzen der Versuche übertrieben sie erheblich. Welche Maßnahmen
zur Verringerung der Anzahl der Tiere oder zur Verminderung des Leids für
die Tiere sie unternommen haben, führten die Antragsteller häufig nicht aus
- oder sie übernahmen einfach die vorgeschlagenen Formulierungen aus der
Dokumentenvorlage. Zudem waren die geprüften NTPs häufig mit
wissenschaftlichen Fachausdrücken gespickt und für Laien somit völlig
unverständlich. Offenbar versäumen die Behörden auch ihre Pflicht, bei den
Antragstellern eine gute Qualität der Informationen anzumahnen.


Hintergrund

Auch Dank des unermüdlichen Einsatzes des Deutschen Tierschutzbundes war es
2010 gelungen, Maßnahmen für mehr Transparenz in der
EU-Tierversuchsrichtlinie zu verankern. Jeder, der ein Tierversuchsvorhaben
plant, muss demnach zusätzlich zu seinem Antrag auf Genehmigung der Behörde
auch eine allgemeinverständliche Projektzusammenfassung einreichen. Diese
wird veröffentlicht, nachdem der Tierversuch genehmigt wurde. Das
Bundesinstitut für Risikobewertung hat dafür die Datenbank zu
Tierversuchsvorhaben in Deutschland, AnimalTestInfo
(www.animaltestinfo.de), eingerichtet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 20. April 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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BODEN/188: Die Schweiz braucht eine flächendeckende Bodenkartierung (idw)


Schweizerischer Nationalfonds SNF, Medien, 19.04.2018

Die Schweiz braucht eine flächendeckende Bodenkartierung



Eine nachhaltige Nutzung des Bodens erfordert ausführliche
Informationen über seine Beschaffenheit. Diese fehlen aber für weite
Gebiete der Schweiz. Das Nationale Forschungsprogramm "Nachhaltige
Nutzung der Ressource Boden" schlägt eine "Bodeninformations-Plattform
Schweiz" vor und zeigt auf, wie die Bodenkartierung mit Unterstützung
digitaler Methoden vorangetrieben werden kann.

Bodeninformationen beschreiben den Aufbau und die Eigenschaften der
Böden. Fundierte und flächendeckende Bodeninformationen sind
unerlässlich, um den unterschiedlichen Nutzungsansprüchen besser
gerecht zu werden, insbesondere im Hinblick auf eine nachhaltige
Nahrungsmittelproduktion, Trinkwasseraufbereitung oder Raumplanung.

Während zu Wasser und Luft seit Jahrzehnten umfangreiche Daten erhoben
und entsprechende Messnetze betrieben werden, fehlen in der Schweiz
flächendeckende Informationen zum Zustand der Böden. Damit steht die
Schweiz - trotz des hohen Drucks auf den Boden - im europäischen
Vergleich einzigartig dar.

Die Nationale Servicestelle für Bodenkartierungen wurde 1996
eingestellt und die Aufgabe den Kantonen überlassen. Nur wenige
Kantone haben seither die bestehenden Datenlücken schliessen können.
So sind heute lediglich für 10 bis 15 Prozent der landwirtschaftlichen
Nutzfläche Bodeninformationen in ausreichender Qualität und Umfang
erfasst. Die mangelnde Verfügbarkeit an flächendeckenden und
harmonisierten Bodeninformationen ist aber ein wesentlicher Grund,
warum der Boden in vielen Politikbereichen und Entscheidungen kaum
oder gar nicht berücksichtigt wird.

Zuerst wertvolle Ackerflächen kartieren

Mit der thematischen Synthese "Bodeninformations-Plattform Schweiz"
des Nationalen Forschungsprogramms "Nachhaltige Nutzung der Ressource
Boden" (NFP 68) skizzieren die Autoren einen Weg, wie die Erhebung von
Bodeninformationen beschleunigt und schweizweit koordiniert werden
kann. Zentraler Teil der Plattform ist die Ergänzung der klassischen
Erhebung von Bodendaten im Feld mit digitalen Techniken und eine
angepasste Vorgehensweise, die es erlaubt die Kartierung grösserer
Gebiete als bisher anzugehen. Hierbei können sowohl bei der
Datenerhebung als auch bei der Analyse der Bodenproben vermehrt
automatisierte Verfahren eingesetzt werden.

Die Autoren schlagen vor zuerst diejenigen Böden zu kartieren, die für
die nachhaltige Nutzung und den Schutz der Böden am wichtigsten sind,
beispielsweise siedlungsnahe, für die Landwirtschaft hochwertige
Fruchtfolgeflächen. Die Etappierung soll auch dazu beitragen, so Armin
Keller von Agroscope, die personellen Ressourcen optimal zu nutzen und
den generationenübergreifenden Wissenstransfer sicherzustellen. Ein
derartiges klares, langfristiges Programm kann der Branche zudem die
Sicherheit vermitteln, die notwendigen Investitionen in neue
Technologien zu tätigen.

Nebst der optimierten und beschleunigten Datenerhebung ist es auch
notwendig, die Aufbereitung, die Koordination und den Zugang zu den
Bodeninformationen zu verbessern. Heute besteht mit dem
Bodeninformationssystem NABODAT, der Nationalen Bodenbeobachtung, eine
vergleichbare Plattform. Sie ist jedoch nur auf die Bedürfnisse der
Vollzugsbehörden von Bund und Kantonen zugeschnitten und nur diesen
Akteuren zugänglich. Die Autoren empfehlen, den Zugang zu den
Bodeninformationen und den entsprechenden Meta-Informationen einem
breiteren Kreis, beispielsweise den Planungsbüros und Landwirten, zu
ermöglichen.

Eine Investition mit Rendite

"Die Datenerhebung und der Aufbau dieser Bodeninformations-Plattform
ist eine Investition in die Vorsorge, die sich über die kommenden
beiden Jahrzehnte erstrecken wird", erläutert Armin Keller. Sie ist
mit Kosten von schätzungsweise 15 bis 25 Millionen Franken pro Jahr
verbunden, vor allem für die Kartierung durch private Ingenieurbüros
und für die notwendige Infrastruktur.

Anhand von zehn Beispielen zeigen die Autoren: Eine landesweite
Bodenkartierung schafft einen erheblichen Mehrwert. Dank verbesserter
Bodeninformationen liessen sich allein bei der Trinkwasseraufbereitung
die Kosten um 10 bis 15 Prozent oder jährlich 7 bis 10 Millionen
Franken senken. Sie helfen auch, Schäden durch Bodenverdichtung und
Bodenerosion zu vermindern, oder den Einsatz von Düngemittel in der
Landwirtschaft zu optimieren. Bei sehr konservativen Annahmen für die
zehn Beispiele beläuft sich der Nutzen verbesserter Bodeninformation
schweizweit auf jährlich 55 bis 132 Millionen Franken pro Jahr.

"Jeder in die Bodenkartierung investierte Franken macht sich somit für
die Gesellschaft und künftige Generationen mehrfach bezahlt", betont
Armin Keller.



Keller Armin, Franzen Julia, Knüsel Paul, Papritz Andreas, Zürrer
Martin (2018): Bodeninformations-Plattform Schweiz (BIP-CH).
Thematische Synthese TS4 des Nationalen Forschungsprogramms
"Nachhaltige Nutzung der Ressource Boden" (NFP 68), Bern.
ISBN: 978-3-907087-34-3

Nationales Forschungsprogramm "Nachhaltige Nutzung der Ressource
Boden"

Das NFP 68 erarbeitet Grundlagen für eine nachhaltige Nutzung des
Bodens in der Schweiz. Dafür müssen sowohl die ökologischen als auch
die ökonomischen Leistungen des Bodens berücksichtigt werden. Das
Konzept der Ökosystemleistungen erlaubt es, die Bodenfunktionen und
ihr Beitrag an das menschliche Wohlbefinden in Wert zu setzen.

www.nfp68.ch



Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.snf.ch/de/fokusForschung/newsroom/Seiten/news-180419-medienmitteilung-eine-flaechendeckende-bodenkartierung-fuer-die-schweiz.aspx 

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news692798

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1165

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Schweizerischer Nationalfonds SNF, Medien, 19.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VIELFALT/245: Wissenschaftler warnen, Biodiversität in Europa weiter rückläufig (idw)


Leuphana Universität Lüneburg - 19.04.2018

Wissenschaftler warnen: Biodiversität in Europa weiter rückläufig

Leuphana-Professorin an Studie des Weltbiodiversitätsrates beteiligt



Medellin/Lüneburg. Anläßlich seiner Zusammenkunft in Medellin
(Kolumbien) hat der Weltbiodiversitätsrat (IPBES) seine Studien zu
Biodiversität und Ökosystemdienstleistungen in den verschiedenen
Regionen der Erde vorgestellt. Sie zeigen, dass die zunehmende
Intensität der konventionellen Land- und Forstwirtschaft zu einem
Rückgang der Biodiversität führt. Die Nutzung der Natur für
Bedürfnisse des Menschen, wie etwa die Erzeugung von Nahrung und
Energie, geschehen auf Kosten wichtiger Funktionen des Ökosystems wie
Bestäubung oder Bodenbildung, so ein Ergebnis für Europa und
Zentralasien. Eine der Hauptautorinnen für diese Region ist die
Nachhaltigkeitsexpertin Prof. Berta Martín-López von der Leuphana
Universität Lüneburg.

"Der nicht nachhaltige Nahrungsmittelverbrauch in Mittel- und
Westeuropa führt dazu, dass diese Regionen von Nahrungs- und
Futtermittelimporten abhängig sind, die der jährlichen Ernte von 35
Millionen Hektar Ackerland entsprechen, einer Fläche von der Größe
Deutschlands", so Prof. Berta Martín-López.

Künftiges Wirtschaftswachstum kann nur dann nachhaltig sein, wenn es
nicht zu einer weiteren Verschlechterung der biologischen Vielfalt
führt, sind die Autoren der Studie überzeugt. Dies sei aber bislang
nicht gewährleistet. Tiefgreifende politische Veränderungen und
Steuerreformen auf globaler und nationaler Ebene wären dafür
erforderlich.

In Europa und Zentralasien werden traditionelle Landnutzungssysteme
immer mehr aufgegeben. Damit gehen auch regionale Kenntnisse und
Praktiken verloren. Produktionsbasierte Subventionen, die das Wachstum
in der Land-und Forstwirtschaft sowie bei der Rohstoffgewinnung
vorantreiben, verschärfen gleichzeitig die mit der Landnutzung
verbundenen Probleme. Für die Erhaltung traditioneller Landnutzung und
Lebensstile fehlt es an wirtschaftlich tragfähigen Konzepten.

Dass sich der Druck auf die biologische Vielfalt kurzfristig
verringert, halten die Wissenschaftler für unwahrscheinlich. Eine
Szenarioanalyse für die nächsten Jahrzehnte zeigt, dass die
Fortsetzung des bisherigen Trends die Verwirklichung der
Nachhaltigkeitsziele (Sustainable Development Goals, SDGs) der
Vereinten Nationen eher behindern wird. Nur eine ausgewogene
Versorgung der Menschen mit den Beiträgen der Natur und die
Berücksichtigung einer Vielfalt von Werten könnten dazu beitragen,
diese Ziele zu erreichen.

Die Autoren sehen eine Reihe von Möglichkeiten für Regierungen und
Unternehmen, um die biologische Vielfalt zu schützen und gleichzeitig
den Beitrag der Natur zum menschlichen Wohlergehen sicherzustellen.
Sie heben besonders integrierte Ansätze hervor, für die das nationale
Wohlergehen mehr ist, als ein hohes Bruttoinlandsprodukt (BIP).

Die Studien zu den einzelnen Regionen finden Sie hier:

https://www.ipbes.net/outcomes

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news692804

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution136

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leuphana Universität Lüneburg, Henning Zuehlsdorff, 19.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERPACKUNG/274: Verpackungsabfälle aus Kunststoff für Obst und Gemüse seit 2010 um 140% gestiegen (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 20. April
2018

NABU: Verpackungsabfälle aus Kunststoff für Obst und Gemüse seit
2010 um 140 Prozent gestiegen

Miller: Supermärkte in Deutschland müssen wieder mehr lose Ware
anbieten, um Plastikmüll zu vermeiden



Berlin - Zum diesjährigen Tag der Erde am 22. April macht der NABU auf
den verschwenderischen Umgang mit Kunststoffen für Obst- und
Gemüseverpackungen aufmerksam. Der Tag der Erde steht in diesem Jahr
unter dem Motto, die Plastikflut zu beenden.

Dass man davon in Deutschland noch weit entfernt ist, zeigen die
aktuellen Daten des NABU zu Kunststoffabfällen durch Obst- und
Gemüseverpackungen. Mit 63 Prozent wird das meiste Obst und Gemüse in
Deutschland bereits vorverpackt verkauft. Das ist das Ergebnis einer
Studie der GVM Gesellschaft für Verpackungsmarktforschung, welche die
Studie im Auftrag des NABU durchgeführt hat. Knapp 68 Prozent des
Gemüses werden vorverpackt angeboten, bei Obst sind es etwa 60
Prozent. Dabei sind Obst und Gemüse meist von Natur aus robust genug,
um lose verkauft zu werden. Kunststoff ist mit 72 Prozent das
dominierende Packmittel bei Gemüse, bei Obst hat Kunststoff einen
Anteil von 53 Prozent. Hier spielen Papierverpackungen noch eine
größere Rolle, die aber nicht umweltfreundlicher sind als
Kunststoffverpackungen. "Supermärkte müssen wieder mehr lose Ware
anbieten, um Plastikmüll zu vermeiden. Unsere Obst- und
Gemüseabteilungen zeigen unseren völlig falschen Umgang mit Plastik",
so NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller, "Kunststoff muss für
langlebige Güter und Mehrweglösungen eingesetzt werden, statt für gut
vermeidbare Einwegverpackungen."

In Deutschland liegt der Anteil der Verpackungen am Kunststoffmüll bei
60 Prozent. "Bisher wird nur die Hälfte der jährlich drei Millionen
Kunststoffabfälle durch Verpackungen recycelt. Hier gibt es enorm viel
Luft nach oben. Am besten für die Umwelt ist es aber,
Verpackungsabfälle direkt zu vermeiden, denn auch Recycling ist
energieaufwändig", sagt NABU-Referentin für nachhaltigen Konsum
Katharina Istel. "Während der Recycling-Gedanke bei Politik, Industrie
und Handel immer mehr ankommt, muss das Thema Abfallvermeidung leider
meistens betriebswirtschaftlichen Vorteilen weichen."

Die stärkere Vermeidung von Einwegverpackungen würde sich auch positiv
auf das Landschaftsbild in Deutschland auswirken. Denn auch bei
weltweit vergleichsweise gut funktionierenden Entsorgungsstrukturen
landen zu viele Kunststoffabfälle in der Natur - darunter viele
Verpackungen, wie die regelmäßigen Clean-Ups des NABU an den Stränden
der Nord- und Ostsee zeigen.




Weitere Informationen:

www.NABU.de/Gemueseverpackungen

Direkter Download der Studie: 

www.nabu.de/imperia/md/content/nabude/konsumressourcenmuell/180419-nabu-obst-gemuese-verpackungen-studie.pdf

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 042/18, 20.04.2018

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

Tel.: 030/284 984-1510, -1520, Fax: 030/284 984-84

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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ARTENRAUB/273: Island nimmt Bejagung stark gefährdeter Finnwale wieder auf (OceanCare)


OceanCare - Medienmitteilung, 17. April 2018

Island nimmt Bejagung stark gefährdeter Finnwale wieder auf



Neben Zwergwalen sollen nun auch wieder die zweitgrössten Lebewesen im
Nordatlantik bejagt werden: Finnwale. Die isländischen Behörden
genehmigen Kristjan Loftsson, dem einzigen isländischen Walfänger,
dessen Flotte die entsprechende Kapazität besitzt, bis zu 161 der
seitens der Weltnaturschutzorganisation als stark gefährdet
eingestuften Walart zu töten. 2016 und 2017 hatte Walfänger Loftsson
die Bejagung von Finnwalen eingestellt. Absatzmarkt gibt es für die
streng geschützten Wale ausser Japan keinen.

"Die Nachricht aus Island ist eine absolute Provokation gegenüber
weltweiten Walschutzbemühungen. Die Reputation internationaler
Schutzbestimmungen steht auf dem Spiel, wenn sich wenige Staaten über
den Beschluss des kommerziellen Walfangverbotes einfach hinwegsetzen.
Wir erwarten eine klare und umgehende Reaktion der Europäischen Union
jetzt und bei der Tagung der Internationalen Walfangkommission (IWC),
die im September in Brasilien stattfindet", sagt Nicolas Entrup,
Sprecher der internationalen Meeresschutzorganisation OceanCare.

Das kommerzielle Walfang-Moratorium der IWC trat 1986 in Kraft.
Daraufhin verliess Island, eine der führenden Walfangnationen, 1991
die IWC unter Protest. Im Jahr 2002 trat Island mit einem umstrittenen
Vorbehalt gegenüber dem Moratorium der IWC wieder bei und setzte einen
internationalen Präzedenzfall, da es zunächst den Entscheid
anerkannte, durch den Wiederbeitritt jedoch aushebelte. Bereits 2003
begann der Inselstaat mit 'Wissenschaftswalfang', 2006 offiziell zu
kommerziellen Zwecken. Finnwale sind von der IUCN als stark gefährdet
eingestuft und in Anhang I des Washingtoner Artenschutzübereinkommens
(CITES) gelistet. Island hat jedoch auch gegenüber dem
CITES-Handelsverbot mit Walprodukten einen Vorbehalt und exportiert
Walprodukte insbesondere nach Japan.

Zuletzt wurden im Jahr 2014 137 Finn- und 24 Zwergwale getötet, 2015
waren es 155 Finn- und 29 Zwergwale. Islands Walfleisch-Exporte nach
Japan beliefen sich in den letzten Jahren auf fast 4.000 Tonnen. Im
September 2016 wurde bekannt, dass Island erneut mehr als 1.500 Tonnen
Finnwalfleisch nach Japan verschifft hat.

 * 

Quelle:

Medienmitteilung vom 17. April 2018

Herausgeber: Verein OceanCare

Oberdorfstr. 16, Postfach 372, Ch-8820 Wädenswil

Tel.: +41 (0) 44 780 66 88, Fax: +41 (0) 44 780 66 08

E-Mail: info[at]oceancare.org
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GENTECHNIK/1065: Fütterungsstudie mit Mais NK603, keine Belege für Gesundheitsschäden bei Ratten (Testbiotech)


Testbiotech e.V. - München, 17. April 2018 

Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Fütterungsstudie mit Gentechnik-Mais NK603: keine Belege für
gesundheitliche Schäden bei Ratten

Ungeklärt bleibt, wie Risiken ausreichend untersucht werden können



17. April 2018 / Kern des EU-Forschungsprojekts G-TwYST war die
Durchführung einer Fütterungsstudie mit Gentechnik-Mais, der gegen den
Einsatz von Glyphosat resistent gemacht ist (NK603). Dabei konnte
nicht nachgewiesen werden, dass der Verzehr des Maises gesundheitliche
Schäden bei Ratten verursacht. Die Studie war über zwei Jahre angelegt
und erfüllte die üblichen wissenschaftlichen Standards. Eine frühere
Studie war zu dem Schluss gekommen, dass der Verzehr des Maises zu
erhöhtem Tumorwachstum führt. Diese Studie wies jedoch methodische
Mängel auf. Vergleichbar sind die beiden Studien nur bedingt. Zwar
wurde bei beiden Studien der gleiche Gentechnik-Mais verfüttert,
allerdings wurde bei G-TwYST das Studiendesign verändert und eine
andere Rattenlinie verwendet.

Die Ergebnisse des G-TwYST-Projektes erlauben keine generellen
Aussagen über die Sicherheit von Gentechnik-Pflanzen. Denn auch hier
gibt es offene Fragen: Eine betrifft die Auswahl des Gentechnik-Mais,
der im Versuch verwendet wurde. Unter Praxisbedingungen wird der Mais
oft stärker und öfter gespritzt, als es in dieser Studie der Fall war.
Dies kann zu höheren Rückständen in der Ernte führen und Veränderungen
in den Inhaltsstoffen bewirken. Dagegen waren die Glyphosat-Rückstände
bei dem hier verfütterten Mais auffallend niedrig. Überraschend ist
auch, dass die Tiere in einer der Versuchsgruppen, die den
Gentechnik-Mais verabreicht bekamen, wesentlich stärkere
Gewichtszunahmen zeigten.

Gegenwärtig sind in der EU bereits rund 60 verschiedene
Gentechnik-Pflanzen für Import und Verwendung in Lebens- und
Futtermittel zugelassen. Viele davon wurden nie in Fütterungsstudien
auf mögliche gesundheitliche Risiken untersucht. Die meisten dieser
Pflanzen sind nicht nur gegen ein Herbizid, sondern gegen die
Anwendung mehrerer Unkrautvernichtungsmittel resistent gemacht und
produzieren zudem auch Insektengifte. Viele ExpertInnen bezweifeln
auch, dass derartige Fütterungsversuche überhaupt geeignet sind, die
Risiken dieser Pflanzen ausreichend zu untersuchen. Das Problem: Es
gibt derzeit keine allgemein anerkannte Methode, mit der man die
tatsächlichen gesundheitliche Auswirkungen am Menschen erfassen
könnte. Für die Beurteilung der Gesundheitsrisiken von
Gentechnik-Pflanzen ist die G-TwYST-Studie folglich nur von begrenztem
Nutzen.

Weitere Informationen:

Ausführlicher Text im Science Blog

https://www.testbiotech.org/node/2182##

 * 

Quelle:

Testbiotech e. V., 17.04.2018

Institut zur unabhängigen Folgenabschätzung in der Biotechnologie
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RECHT/081: Erfolg vor Gericht - Behörde muss Auskunft zu Insektengiften erteilen (Umweltinstitut München)


Umweltinstitut München e. V. - 13. Aptil 2018

Erfolg vor Gericht: Behörde muss Auskunft zu Insektengiften erteilen 



Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL)
muss Informationen über Zulassungsanträge für die neuen Insektengifte
Flupyradifuron und Cyantraniliprol offenlegen. Das entschied das
Verwaltungsgericht Braunschweig am gestrigen Donnerstag und gab damit
der Klage des Umweltinstituts statt.

Karl Bär, Referent für Agrarpolitik beim Umweltinstitut, zeigt sich
erfreut: "Dieses Urteil ist ein bahnbrechender Erfolg, weil es die
Behörden zu mehr Transparenz gegenüber der Zivilgesellschaft zwingt.
Die Zerstörung der Ökosysteme betrifft uns alle. Deshalb ist es
wichtig, dass auch alle wissen dürfen, ob Behörden an der Zulassung
neuer Pestizide arbeiten."

Cyantraniliprol und Flupyradifuron sind neue Insektizide, die schon in
sehr geringen Mengen tödlich für Bienen und andere Insekten wirken.
Zusammen mit dem Neonicotinoid Sulfoxaflor gelten sie als möglicher
Ersatz für die Wirkstoffe Imidacloprid, Clothianidin und Thiamethoxam.
Eine Abstimmung über ein Freiland-Verbot dieser besonders
bienengefährlichen Insektengifte aus der Gruppe der Neonicotinoide auf
EU-Ebene steht am 27. April in Brüssel an.

"Jetzt ist es wichtig, dass das BVL schnell offenlegt, für welche
neuen Insektengifte Zulassungsanträge vorliegen und eine öffentliche
Diskussion darüber stattfindet. Das Insektensterben ist dramatisch.
Vor diesem Hintergrund ist es absolut unverantwortlich, neue für
Bienen, Hummeln und Schmetterlinge hochgefährliche Insektizide zu
genehmigen, während andere Pestizide genau deshalb kurz vor einem
Verbot stehen", so Bär weiter.

Der Klage vorausgegangen war eine Anfrage an das BVL auf Grundlage des
Umweltinformationsgesetzes. Das Umweltinstitut wollte wissen, ob
Zulassungsanträge für Mittel mit den neuen Wirkstoffen vorliegen. Das
BVL verweigerte die Auskunft mit der Begründung, dass schon die
Information, ob überhaupt Zulassungsanträge vorliegen, als
Geschäftsgeheimnis der Herstellerfirmen anzusehen sei. Hätte sich die
Behörde mit ihrer Rechtsauffassung durchgesetzt, könnten
UmweltschützerInnen oder ImkerInnen erst von Zulassungsverfahren neuer
Pestizide erfahren, wenn die Mittel bereits auf dem Markt sind.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 13.04.2018
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INITIATIVE/384: Rettet den Nasenfisch im Wattenmeer! (Schutzstation Wattenmeer)


Schutzstation Wattenmeer - Presseinformation, 20. März 2018

Rettet den Nasenfisch im Wattenmeer!

Naturschützer fordern Aktionsprogramm für den Nordseeschnäpel



Der Schnäpel, ein Wattenmeerfisch mit einer niedlichen Nase, ist vom
Aussterben bedroht. Die letzte Population des Fisches lebt im
deutsch-dänischen Grenzfluss Vidau, der auf der Höhe von Sylt in die
Nordsee mündet. Diese letzten Vertreter ihrer Art haben im Winter
einen drastischen Bestandseinbruch erlitten.

Die Schutzstation Wattenmeer fordert zur Rettung des Schnäpels nun ein
grenzübergreifendes Aktionsprogramm mit einem Runden Tisch, bei dem
Fischereiforscher, Naturschützer, Wasserbauer und Angler
Schutzkonzepte für den Schnäpel entwickeln können.




[image: Ein Nordseeschnäpel - Foto: © Rainer Borcherding, Schutzstation Wattenmeer]

Der Nordseeschnäpel ist eines der ganz wenigen Tiere, die
ausschließlich im Welterbe Wattenmeer vorkommen 

Foto: © Rainer Borcherding, Schutzstation Wattenmeer



"Der Nordseeschnäpel ist eines der ganz wenigen Tiere, die
ausschließlich im Welterbe Wattenmeer vorkommen. Die Wattenmeerstaaten
haben deshalb eine hohe Verantwortung für den Erhalt dieser Art", sagt
Schutzstation-Biologe Rainer Borcherding. Auch dänische Forscher
ermahnen aktuell in der Zeitschrift "Nature" ihre Regierung, sich
aktiver für den Erhalt dieser europaweit geschützten Fischart
einzusetzen.

Natürlicherweise kam der Nordseeschnäpel von Südengland bis Dänemark
in allen Zuflüssen des Wattenmeeres vor. Jeden Herbst sind die etwa
vierzig Zentimeter großen Fische Rhein und Elbe und alle kleineren
Flüsse hinaufgewandert, um in langsam strömenden und pflanzenreichen
Gewässerabschnitten zu laichen.

"Sperrwerke, Gewässerverschmutzungen und Flussbegradigungen haben den
mit Lachs und Forelle verwandten Nordseeschnäpel fast überall
aussterben lassen", sagt Borcherding. Lediglich in der Vidau sei die
Art durch ein dänisches Zuchtprogramm seit 1986 erhalten worden. In
Gefangenschaft ist es nicht schwer, Tausende von Eiern und Jungfischen
des Schnäpels zu erzeugen. Allerdings reichten die dänischen
Bemühungen nicht aus, um den Bestand so weit aufzubauen, dass er ohne
ständige Nachzüchtungen existieren oder gar andere Flüsse wieder
besiedeln konnte. Lediglich in der niederländischen Ijssel wurde 2010
einmal die Eiablage von aus Dänemark zugewanderten Schnäpeln
nachgewiesen.

"Deutsche Flüsse scheinen durchweg noch zu dreckig und zu verbaut zu
sein, um die Wiederansiedlung des Nordseeschnäpels zu erlauben", sagt
Borcherding.

Auch die Vidau biete nicht mehr genug Verstecke und natürliche
Strukturen, damit dort ausreichend Schnäpel ihren Feinden entgehen
können.

"Der 1992 von der EU ausgesprochene Schutz hat leider bislang zu
keinerlei Verbesserungen der Situation geführt", bedauert er. Auch die
durch die EU-Wasserrahmenrichtlinie vorgeschriebene Verbesserung der
Fließgewässer sei offenbar noch nicht ausreichend, um die Lebensräume
des Schnäpels und anderer Wanderfische wiederherzustellen.

"Wir brauchen neben dem Runden Tisch auch ein Artenschutzprogramm im
nordfriesischen Einzugsgebiet der Vidau, das die Nährstoffeinträge aus
Ackerflächen senkt und Fischlaichgebiete in Seitenbächen
wiederherstellt", fordert Borcherding. Außerdem müsse der Schnäpel als
eine Schlüsselart des Wattenmeeres bei den Beschlüssen der
Ministerkonferenz der Wattenmeer im Mai 2018 in Leeuwarden
(Niederlande) berücksichtigt werden.

 * 
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MELDUNG/366: Junge Biber gehen auf Wanderschaft (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 20. April 2018

Junge Biber gehen auf Wanderschaft

NABU Thüringen: Auf der Suche nach neuen Revieren sind Biber Gefahren
ausgesetzt



Jena - Der Frühling ist eine schöne Jahreszeit, die Blätter treiben
aus, die ersten Blüten lassen sich blicken, die Bienen summen und die
Vögel beginnen mit der Brut. "Jetzt im Frühjahr gehen auch die jungen
Biber auf Wanderschaft und können an Flüssen und Teichen im ganzen
Land auftauchen", berichtet Marcus Orlamünder, der Projektkoordinator
des NABU-Projektes "Bibermanagement in Thüringen". "Haben die
Jungbiber den zweiten Winter bei der Familie überlebt, suchen sie sich
eigene Reviere. Ressourcen wie Nahrung und Lebensraum reichen im
elterlichen Revier nur für eine Familie zum Überleben. Die jungen
Tiere werden dann von ihren Eltern regelrecht vertrieben."




[image: Ein Jungbiber im Wasser frisst an einer Brennnessel - Foto: © Siegfried Klaus]

Jungbiber

Foto: © Siegfried Klaus



Auf der Suche nach neuen Lebensräumen wandern Biber durchschnittlich
25 Kilometer, zeigen Erfahrungen aus dem Elbegebiet. Manchmal können
es aber sogar über 200 Kilometer sein, die die Tiere zurücklegen. Die
Wanderschaft ist für die Biber allerdings auch gefährlich, denn nicht
selten geraten sie in Konflikt mit Artgenossen. Kommt es zur
Auseinandersetzung, wird zum Teil heftig gebissen. Derartige Kämpfe
können sogar zum Tod führen. "Manche Biber fallen auf ihrer Wanderung
auch dem Straßen- oder Schienenverkehr zum Opfer. In Thüringen sind
auf diese Weise bereits zirka zehn Biber ums Leben gekommen", sagt
Marcus Orlamünder. Laut des Experten sind dies aber nicht die einzigen
Faktoren, die die Ausbreitung des Bibers verlangsamen. "Der Nager hat
auch eine geringe Nachwuchsrate von nur zwei bis drei Jungen pro Jahr.
In Hochwasserjahren ertrinken häufig sogar fast alle Jungbiber.
Kritiker sprechen gerne von einer zu schnellen Ausbreitung des Bibers,
auch in Thüringen. Davon kann gar keine Rede sein, denn sie breiten
sich deutlich langsamer aus als die meisten anderen wildlebenden
Säugetieren", so Orlamünder.

Damit es die Biber in ihren Revieren leichter haben, pflanzt der NABU
an den Ufern von Gewässern Bäume und bringt Weidenstecklinge in die
Erde. "Gemeinsam mit ehrenamtlichen Helfern vor Ort, konnten wir zum
Beispiel in den letzten beiden Monaten an der Orla und Milz 60
Strauchweiden, 20 Erlen und über 250 Weidenstecklinge pflanzen",
erzählt Marcus Orlamünder.

Das vom Freistaat Thüringen geförderte Vorhaben "Bibermanagement in
Thüringen" wird durch Mittel der Europäischen Union im Rahmen des
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) kofinanziert. Das
Projekt wird vom Thüringer Ministerium für Umwelt, Energie und
Naturschutz unterstützt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 20.04.2018

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.
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AKTION/225: 32 Jahre nach Tschernobyl - Protest- und Kulturmeile am AKW Brokdorf, 22.4. (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 20.
April 2018

32 Jahre nach Tschernobyl: Sonntag (22.04.18) Protest- und
Kulturmeile am AKW Brokdorf



(Bonn, Hamburg, 20.04.2014) Anlässlich des 32. Jahrestages des Beginns
der Atomkatastrophe in Tschernobyl (26. April 1986) rufen
Anti-Atomkraft-Initiativen und Umweltverbände, darunter auch der
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU), für den kommenden
Sonntag (22. April 2018) zur Teilnahme an einer Protest- und
Kulturmeile am Atomkraftwerk (AKW) Brokdorf in Schleswig-Holstein auf.
Auch die Deutsche Sektion der Internationalen Ärzte für die Verhütung
des Atomkrieges/Ärzte in sozialer Verantwortung (IPPNW) ruft zur
Teilnahme auf.

Die Protest- und Kulturmeile für die Stilllegung des AKW Brokdorf
beginnt am Sonntag um 12.00 Uhr direkt am AKW, für das leibliche Wohl
wird gesorgt. Ausführliche Informationen zum Programm findet man im
Internet unter https://akw-brokdorf-abschalten.de

In dem Aufruf zur Teilnahme an dem Aktionstag heißt es: "Derzeit fährt
das AKW Brokdorf im Blindflug: niemand kann voraussagen, welche
unbekannten Reaktionen im Reaktor ablaufen. Die Ursache für die
bedrohlichen Korrosionen an den Brennstäben liegt weiterhin im
Dunkeln. Aus Angst vor einer Schadensersatzklage des Betreibers setzt
die Landespolitik uns einem nicht kalkulierbaren Risiko aus. Denn wenn
nach einem Leitungsbruch die Brennstäbe mit kaltem Wasser gekühlt
werden müssen, um eine Kernschmelze zu bekämpfen, können die
Brennstäbe brechen und die in ihnen steckenden Nuklide freigesetzt
werden. Die Folgen für Mensch und Natur wären die gleichen wie in
Tschernobyl und Fukushima."

BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz kritisiert: "Das AKW Brokdorf soll
nach den offiziellen Plänen noch bis Ende 2021 am Netz bleiben. In der
Zeit kann noch viel passieren und es wird noch weiterer Atommüll
produziert. Das ist nicht hinnehmbar. Der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz unterstützt die Forderung nach der
sofortigen Stilllegung des AKW Brokdorf. Bundes- und Landesregierung
Schleswig-Holstein müssen jetzt handeln! Und natürlich müssen auch
alle weiteren AKW und sonstigen Atomfabriken sofort vom Netz."

Bei der Kundgebung am AKW Brokdorf kommen am Sonntag u. a. Dr. Karsten
Hinrichsen von der Initiative "Brokdorf akut" und Stefan Marxen von
der Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Schönwohld" zu Wort. Die
Heinrich-Böll-Stiftung Kiel führt zudem eine Diskussionrunde mit
Liquidatoren aus Tschernobyl und Fukushima durch.

Umrahmt wird der Aktionstag am AKW Brokdorf von einem Kulturprogramm.
Auftreten werden der Liedermacher Gerd Schinkel, die Musikgruppe
Pepperoni und der Percussionist Olaf Plotz. Informationsstände u. a.
von der Initiative "Brokdorf akut" und von der Bürgerinitiative
Umweltschutz Lüchow-Dannenberg runden das Programm ab.

Weitere
Gedenk- und Protestveranstaltungen zum 32. Tschernobyljahrestag 

Weitere Gedenk- und Protestveranstaltungen zum 32.
Tschernobyljahrestag finden in der kommenden Woche auch an weiteren
AKW-Standorten und in Orten ohne Atomanlagen statt. Eine
(unvollständige) Terminübersicht findet man im Internet z. B. unter

http://bbu-online.de/Termine/Termine.htm.

Der BBU ruft auch zur Teilnahme an diesen Aktionen und zur weiteren
Mitarbeit in Anti-Atomkraft-Initiativen auf. Der BBU ist auch gerne
bei der Gründung neuer Anti-Atomkraft- und Umweltschutzinitiativen
behilflich. "Das Engagement der Anti-Atomkraft-Bewegung wird noch
lange notwendig sein", betont BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz.

Am Sonntag (15. April) erinnerten bereits in Ahaus (NRW) der
kfd-Diözesanverband Münster und die Bürgerinitiative "Kein Atommüll in
Ahaus" in einer Gemeinschaftsveranstaltung an die
Tschernobyl-Katastrophe. Zudem lehnten sie in Kundgebungsbeiträgen mit
Nachdruck weitere Atommülltransporte, zum Beispiel aus Garching
(Bayern), nach Ahaus ab.

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 20.04.2018
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AUSSTELLUNG/446: Pottwal-Sonderausstellung in der "Arche Wattenmeer" auf Sylt, bis Ende Oktober 2018


Schutzstation Wattenmeer - Presseinformation, 20. März 2018

Pottwal-Sonderausstellung in der "Arche Wattenmeer" auf Sylt



Fast dreißig Pottwale strandeten 2016 an europäischen Stränden, davon
allein 22 im Wattenmeer. Die 15 bis 20 Tonnen schweren Zahnwalbullen
hatten sich auf ihrem Weg aus der Arktis in die Nordsee verirrt.




[image: Foto: © Schutzstation Wattenmeer]

Auf zwanzig Ausstellungstafeln haben Fachleute des LKN den aktuellen
Forschungsstand zur Strandung der Wale zusammengestellt 

Foto: © Schutzstation Wattenmeer



"Strandungen von Großwalen in der Nordsee sind historisch gesehen
keine Seltenheit", berichtet Dennis Schaper, Stationsleiter der
Schutzstation Wattenmeer anlässlich der Eröffnung einer
Pottwal-Sonderausstellung in der Hörnumer Arche Wattenmeer auf Sylt.
Trotzdem stelle Wissenschaftler die jüngste Strandungswelle vor ein
Rätsel. "Möglicherweise wurde der Orientierungssinn der Wale durch
Unterwasserlärm gestört oder die Tiere sind einfach ihrer Nahrung
gefolgt", sagt Schaper. Sogar die Auswirkung von Sonnenflecken sei als
Ursache diskutiert worden.

Auf zwanzig Ausstellungstafeln haben Fachleute des LKN den aktuellen
Forschungsstand zusammengestellt und die aufwendige Bergung und
Untersuchung der gestrandeten Tiere mit vielen Fotos dokumentiert.
Auch über die Biologie der Pottwale erfahren die Besucher viel
Wissenswertes. "Zu den besonderen Exponaten gehören ein echter
Pottwalzahn und Tintenfischschnäbel, Überreste der Lieblingsbeute
dieser Giganten", sagt FÖJlerin Svea Detels, die für die Betreuung der
Ausstellungsgäste zuständig ist.

Die Ausstellung, eine Leihgabe des Landesbetriebs für Küstenschutz,
Nationalpark und Meeresschutz, ist noch bis Ende Oktober im Rahmen
eines Arche-Besuches zu sehen.

Arche Wattenmeer Hörnum, Öffnungszeiten Di-So 10-18 Uhr, nähere
Informationen im Internet (www.schutzstation-wattenmeer.de) oder
telefonisch unter 04651/881093

 * 
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COMIC STRIP/0072: Hartze - Der jagt das Wild einher ... (SB)
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AKTION/1403: Norden - Schnitzeljagd - Erste "Scavenger Hunt" vom 2.-16. Mai 2018


Die Jagd ist eröffnet: Erste Scavenger Hunt in Norden

Vom 02. bis 16. Mai 2018 findet in Norden zum ersten Mal die moderne
Form der Schnitzeljagd statt



Von Wellness-Feeling im Watt, Nordens langer und bewegter Geschichte,
bis hin zu Don Quijotes Kampf gegen die Norder Windmühlen - bei Norden
erster Scavenger Hunt stellen sich die Teams ganz besonderen
Herausforderungen und lernen ihre Stadt auf eine neue Art kennen. Die
Teilnahme ist kostenlos.

Viele kennen sie noch von Kindergeburtstagen: Die Schnitzeljagd. Auf
der Suche nach einem Schatz sind die Teams einer Fährte gefolgt um zu
siegen und den Preis zu gewinnen. In Zeiten neuer Medien und
Smartphones lässt sich aus einem Spiel für Kinder eine Aufgabe für
Erwachsene jeden Alters machen.

Lustige Aufgaben, motivierte Teams und jede Menge Spaß: Ähnlich wie
bei einer Schnitzeljagd müssen die Teams überall im Stadtgebiet
Aufgaben unterschiedlichster Art lösen. Viele davon haben einen
direkten Bezug zu Nordens Stadtgeschichte, Natur und Kultur, so dass
die TeilnehmerInnen auf spielerische Art Interessantes und
Wissenswertes über "ihre" Stadt erfahren.

Die Voraussetzungen zur Teilnahme sind einfach: Man benötigt ein
Smartphone, einen motivierten Freundes-, Bekannten- oder
Arbeitskollegenkreis und muss vom 02. - 16. Mai in Norden sein. Die
Teams dürfen eine Stärke von zwei bis fünf Personen haben und die
Teilnehmer müssen mindestens 18 Jahre alt sein. Ab dem 11.04. steht
die App "Scavenger Hunt DE" im Apple App Store und bei Google Play zur
Verfügung.

Für die Lösung der Aufgaben haben die Teams zwei Wochen Zeit - was
angesichts einer Liste von rund 150 Aufgaben nur auf den ersten Blick
lang erscheint. Die TeilnehmerInnen sind jedoch zu keiner Zeit
verpflichtet eine bestimmte Aufgabe zu lösen, sondern können sich
aussuchen, was sie wann erledigen möchten. Die fünf Teams, die zum
Schluss die meisten Punkte sammeln konnten, können sich über Gewinne
freuen. Die ersten fünf Aufgaben sind bereits freigeschaltet und
können schon vor dem offiziellen Start zum warm werden gelöst werden.

Das Konzept der "Scavenger Hunts" (übersetzt bedeutet "Scavenger"
übrigens so viel wie "Lumpensammler") stammt aus den USA, wo sie so
beliebt und verbreitet sind wie bei uns die typische Schnitzeljagd. An
vielen Unis sind sie zudem ein fester Bestandteil des Campuslebens -
beispielsweise in Chicago, wo studentische Teams schon seit 1987 die
teils sehr komplizierten Fragen und Aufgaben lösen. In Deutschland
fand die erste Scavenger Hunt im Sommer 2016 in Paderborn statt.
Seitdem erfreuen sich die Hunts in vielen verschiedenen Städten einer
großen Beliebtheit.

Preise:

Platz 300 Euro von der Sparkasse Aurich Norden

Platz 200 Euro von der Sparkasse Aurich Norden

Platz 100 Euro von der Sparkasse Aurich Norden

Platz Karten für das Ocean Wave

Platz Teilnahme an der Norder Krimiführung

Eine Information des Fachdienstes Wirtschaftsförderung und
Stadtmarketing der Stadt Norden, Kerstin Krüger

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 11. April 2018

Stadt Norden

Am Markt 15, 26506 Norden

Tel.: 04931/923-0

Fax: 04931/923-456

Internet: www.norden.de
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KURSUS/1160: Hanau - Tierfiguren nach Vorbild von August Gaul gestalten am 29.4.2018


Tierfiguren nach Vorbild von August Gaul gestalten

Familien-Kreativ-Werkstatt im Museum Großauheim am Sonntag 29. April
um 15 Uhr



Einen Zoo aus Bronze kann man im Museum Großauheim bewundern. Die
zauberhaften Tierfiguren des Großauheimer Bildhauers August Gaul - vor
allem die große Bronzelöwin mit ihren Bernsteinaugen - ziehen alle
Betrachter in ihren Bann.

Am Sonntag, 29. April, von 15 bis 17 Uhr können Familien mit Kindern
ab sechs Jahren hier selbst kreativ werden und ihre eigenen
Tiermodelle aus Modelliermasse formen: Nach einer kurzen Führung
entwerfen und gestalten alle Teilnehmenden in der Werkstatt ihre
eigenen Tiermodelle aus Modelliermasse: Ob Fischotter, Löwin oder
Pinguin - der Fantasie sind keine Grenzen gesetzt. Am Ende der
Veranstaltung darf jeder seine eigene kleine Tierplastik mit nach
Hause nehmen.

Die Kosten betragen für ein Kind 5 Euro. Erwachsene zahlen 6 Euro und
eine Familienkarte kostet 10 Euro (inklusive Materialkosten). Maximal
25 Personen können an der Veranstaltung teilnehmen. Teilnahmebedingung
ist die telefonische oder schriftliche Anmeldung bis donnerstags vor
dem Termin unter Telefon 06181 - 295 - 1799 oder per E-Mail an
museen@hanau.de.

Die Kreativ-Werkstatt und weitere museumspädagogische Angebote wie die
Dampf- oder Masken-Werkstatt können auch zu einem individuellen Termin
als Kindergeburtstag gebucht werden. Das Museumsteam steht für
Beratungen gerne zur Verfügung. Weitere Kinderkult(o)ur-Termine finden
sich im Veranstaltungskalender der Stadt Hanau unter
www.museen-hanau.de.

Museum Großauheim - Kunst und Industriegeschichte

Pfortenwingert 4, 63457 Hanau-Großauheim

Öffnungszeiten: Samstag und Sonntag von 11.00-17.00 Uhr

Termine und Führungen nach Vereinbarung

www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 16. April 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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MARKT/4111: Hanau - Flohmarkt im Bürgerhaus Wolfgang am 6. Mai 2018


Flohmarkt am 6. Mai im Bürgerhaus Wolfgang



Das Familien- und Jugendzentrum Wolfgang veranstaltet am Sonntag, 6.
Mai, einen Flohmarkt im und um das Bürgerhaus Wolfgang. In der Zeit
von 9 bis 14 Uhr kann Nützliches, Originelles, Kurioses und
Sehenswertes aus zweiter Hand - oftmals für einen Schnäppchenpreis -
erstanden werden. Das Team des Familien- und Jugendzentrums Wolfgang
wird zusätzlich ein buntes Angebot für die kleinen
Flohmarktbesucherinnen und -besucher anbieten.

Anmeldungen nimmt das Familien- und Jugendzentrum ausschließlich am
Mittwoch, 18. April zwischen 10 und 12 Uhr persönlich, per Fax oder
E-Mail entgegen. Eine telefonische Anmeldung ist nicht möglich. Die
Standgebühr beträgt acht Euro.

Anmeldung per Mail an torsten.rosa@hanau.de oder per Fax an 06181 -
3646943. Weitere Informationen zu diesem und anderen Angeboten des
Familien- und Jugendzentrums Wolfgang, erhalten gibt es telefonisch
unter 06181 - 574105 oder persönlich in der Lehrhöfer Straße 45, 63457
Hanau-Wolfgang.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. April 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TOUR/7178: Leer - Minikreuzfahrt von Leer nach Ditzum am 29.4.2018


Minikreuzfahrt von Leer nach Ditzum

Mit dem Fahrgastschiff der Dollard Route am 29. April ab 9.30 Uhr /
Fahrt nur einmal im Jahr



Am 29. April wird das Fahrgastschiff "Dollard", das zwischen Ditzum,
Emden und Delfzijl verkehrt, wieder aus dem Winterquartier von Leer
zurück nach Ditzum überführt. Eine seltene Gelegenheit, die man nutzen
sollte, sagt Ulrich Schmunkamp von der Geschäftsstelle der
Internationalen Dollard Route. Denn nur einmal im Jahr nehme das
Schiff diesen Kurs nach Ditzum.

Los geht es um 9.30 Uhr in der Hafenstraße in Leer vor den
Reedereigebäuden. Zu Beginn wird das Schiff aus dem Hafen in die Leda
geschleust. Auf der rund dreistündigen Rückfahrt wird die
Jann-Berghaus-Brücke passiert, wofür die längste Klappbrücke Europas
geöffnet werden muss. Zudem durchquert die "Dollard" das
eindrucksvolle Emssperrwerk. Der Fahrpreis beträgt 15 Euro pro Person,
mit Fahrrad sind es 18 Euro. Die Teilnehmerzahl ist begrenzt.

Das Schiff kommt in Ditzum am Außenanleger hinter der Bültjer Werft an
und nicht im Hafen bei den Kuttern. Tipp vom Organisator Schmunkamp:
"Die Mittagszeit könnte in Ditzum verbracht werden, bevor man sich
gestärkt wieder auf die etwa 25 Kilometer lange Rückfahrt mit dem Rad
nach Leer machen kann."

Weitere Informationen und Anmeldung unter der Telefonnummer 0491
919696 50, per E-Mail unter info?@?dollard-route.de und
www.dollard-route.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 11. April 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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